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Einleitung 

Nils S. Borchers, Selma Güney, Uwe Krüger & 
Kerem Schamberger 

Nils S. Borchers, Selma Güney, Uwe Krüger & Kerem Schamberger: Einlei-
tung. In: Nils S. Borchers, Selma Güney, Uwe Krüger und Kerem Schamber-
ger (Hrsg.): Transformation der Medien – Medien der Transformation. Ver-
handlungen des Netzwerks Kritische Kommunikationswissenschaft. Frankfurt 
am Main: Westend 2021. DOI: https://doi.org/10.53291/MWNT3828.

1 Hintergrund und Idee des Bandes

Wir stehen vor großen Herausforderungen: Die menschengemachte 
Erderwärmung scheint, trotz regelmäßiger Klimagipfel und ausgerufe-
ner Klimaziele, bislang kaum aufhaltbar. Das Eigentum ist – weltweit 
und innerhalb der westlichen Demokratien – immer ungleicher verteilt; 
das führt zu Migrationsbewegungen in den globalen Norden, die dort 
zum Teil erheblichen Protest erregen. Wir erleben hierzulande, in Eu-
ropa und den USA einen rasanten Aufstieg rechter Kräfte, demokrati-
sche Grundprinzipien werden in Frage gestellt, das Vertrauen in gesell-
schaftliche Institutionen erodiert, und die erreichten Erfolge 
emanzipativer Bewegungen, beispielsweise in Hinblick auf Geschlech-
terverhältnisse und Antirassismus, werden öffentlichkeitswirksam ne-
giert – eine Entwicklung, die insbesondere die Bereiche Medien und 
Journalismus berührt. Es wird immer deutlicher, dass angesichts der 
multiplen Krisen, mit denen sich heutige Gesellschaften konfrontiert 
sehen, ein »Weiter so« nicht möglich ist. Nötig sind tiefgreifende Ver-
änderungen statt bloßer Feinanpassungen, mit anderen Worten: eine 
umfassende gesellschaftliche Transformation. 

Dieser Sammelband geht zurück auf die 3. Jahrestagung des Netz-
werks Kritische Kommunikationswissenschaft (KriKoWi), die unter 
dem Titel »Transformation der Medien – Medien der Transformation« 
vom 21. bis 22. November 2019 am Institut für Kommunikations- und 
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Medienwissenschaft (IfKMW) der Universität Leipzig stattfand. Thema, 
Ort und Zeit waren nicht zufällig gewählt, jährte sich doch zum 30. 
Mal der Fall der Berliner Mauer, dem die Montagsdemonstrationen in 
Leipzig vorangegangen waren. In der damaligen Noch-DDR markierte 
der November 1989 den Beginn einer grundlegenden politischen, wirt-
schaftlichen, sozialen und kulturellen Umwälzung, bei der Medien so-
wohl im Vorfeld als auch im Verlauf eine wichtige Rolle spielten und 
von der sie selbst natürlich auch betroffen waren. 

Bei »Transformation« im Sinne von grundlegendem Wandel han-
delt es sich einerseits um einen Prozess – um nicht zu sagen: Dauer-
zustand –, in dem sich die Medien seit spätestens den 1990er Jahren 
weltweit befinden und den man mit »digitalem Strukturwandel der Öf-
fentlichkeit« (Eisenegger 2021) umreißen könnte. Die technologische 
Revolution der »Digitalisierung«, im engeren Sinne verstanden als »die 
Wandlung analoger Informationen in eine diskrete, stufige (Daten-)
Form« (Sühlmann-Faul und Rammler 2018, 29), wird dabei begleitet 
von und ist verschränkt mit anderen Megatrends wie Globalisierung, 
Ökonomisierung und Individualisierung. So ist Digitalisierung »als 
ganzheitlicher, radikaler und lange dauernder gesamtgesellschaftli-
cher Umbruchsprozess (oder als ›soziotechnische Transformation‹) zu 
verstehen« (ebd., 31). Neuen Medientechnologien wie dem Internet 
wird oftmals das Potenzial zugeschrieben, gesellschaftliche Transfor-
mationsprozesse auszulösen und zur Demokratisierung beizutragen; 
genauso häufig werden die in sie gesetzten Hoffnungen allerdings ent-
täuscht. Denn die Art und Weise ihres Gebrauchs hat – nicht zuletzt 
aufgrund bestehender kapitalistischer Besitz- und Machtverhältnisse – 
immer wieder dazu geführt, dass sie Herrschaftsstrukturen reprodu-
zieren. Auch digitalisierungsgetriebene Transformationsprozesse und 
die mit ihnen zusammenhängende Globalisierung unter neoliberalen 
Vorzeichen sind in diesem Sammelband Thema kritischer Betrachtung.

Andererseits wird »Transformation« in diesem Band in einem wei-
teren Sinn verwendet: als eine neue »Große Transformation« zu einer 
nachhaltig wirtschaftenden und sozial sowie intersektional gerechten 
Weltgesellschaft. Eine solche tiefgreifende Umgestaltung erscheint 
unserem Netzwerk KriKoWi im Angesicht von Klima- und Ökokrise, 
exorbitanten sozio-ökonomischen Ungleichheiten und Ungerechtig-
keiten sowie Diskriminierungen in Sachen class, race und gender nicht 
nur wünschenswert, sondern dringend notwendig.1 Ein Schlüsselkon-

1 Siehe das Selbstverständnis des Netzwerks Kritische Kommunikationswissen-
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zept in dieser Debatte um eine sozial-ökologische Transformation ist 
die Nachhaltigkeit, die als »moralische Revolution« verstanden werden 
kann und als »eine systematische Erweiterung der Idee der Menschen-
rechte« zu denken ist, da sie »ein wachsendes Verständnis des Respekts 
gegenüber anderen Menschen, global und intergenerationell« (Schnei-
dewind 2018, 26) markiert: Alle heutigen und zukünftigen Menschen 
auf der Erde sollen die gleichen Entwicklungsmöglichkeiten haben. 
Außerdem muss eine Große Transformation für die Interessen der 
Tiere wie auch der Natur insgesamt einstehen und ihnen unveräußer-
liche Rechte zugestehen (Freeman et al. 2011; Perlo 2002). Für einen 
solchen Wertewandel sind Medien und öffentliche Kommunikation 
entscheidend, da über sie Wissensbestände, Normen und Ideologien 
transportiert und (re-)produziert werden, die eine sozial-ökologische 
Transformation entweder begünstigen oder behindern können. 

Aus unserer Sicht kommt der Kommunikations- und Medienwissen-
schaft eine wesentliche Rolle bei der Erforschung der medialen Bedin-
gungen dieser Transformationen zu (Kannengießer 2020; Krüger und 
Meyen 2018) – eine Verantwortung, der sich das Fach bislang nur be-
dingt gestellt hat. Im Rahmen einer Öffentlichen Kommunikationswis-
senschaft sollte sich die Disziplin zudem nicht damit begnügen, diese 
Transformation »bloß« zu erforschen, sondern darüber hinaus Fra-
gestellungen emanzipatorischer gesellschaftlicher Bewegungen auf-
nehmen, ihre Expertise in den öffentlichen Diskurs einspeisen und an 
gesellschaftlichen Entscheidungsprozessen mitwirken.

So handelt dieses Buch von drei Transformationen – einer politi-
schen, einer technologischen und einer moralischen – und den mit 
ihnen verbundenen gesellschaftlichen Wandlungsprozessen mit beson-
derem Fokus auf Kommunikationsverhältnissen, Medienlandschaften 
und Öffentlichkeitsstrukturen. In den Beiträgen werden zugleich im-
mer wieder die Berührungspunkte dieser drei Umwälzungen deutlich. 
Das Buch ist kritisch, weil die hier versammelten Autor*innen Bezug 
nehmen auf Gesellschaftstheorien und Kapitalismusanalyse, weil sie 
auf Eigentumsverhältnisse, Herrschaftsformen, Machtungleichge-
wichte sowie die sie stützende(n) Ideologie(n) blicken und weil sie 
einen Beitrag dazu leisten möchten, die Gegenwart in ihrer historischen 
Gewordenheit zu verstehen und in Richtung einer sowohl gerechteren 
als auch zukunftsfähigeren Welt für kommende Generationen zu trans-
formieren. 

schaft unter: https://krikowi.net/netzwerk/.
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2 Aufbau des Bandes

Die Wechselwirkungen von Transformation und Medien werden in die-
sem Band in vier Kapiteln verhandelt, die wir im Folgenden kurz vor-
stellen.

Medien-Transformation in der DDR und in Ostdeutschland

30 Jahre nach der Friedlichen Revolution an der Universität Leipzig 
über Medien, Öffentlichkeit und Journalismus zu sprechen, ist alles 
andere als konfliktfreier Stoff. Denn während in den späten 1980er 
Jahren eine relativ kleine Gruppe überwiegend junger Leipziger*in-
nen mit Rückendeckung einiger evangelischer Pfarrer beharrlich da-
ran arbeitete, Öffentlichkeit für Missstände in der DDR herzustellen 
und illegale Proteste zu organisieren, bildete die personell gut ausge-
stattete Sektion Journalistik der Karl-Marx-Universität angehende 
Journalist*innen als Propagandist*innen, Agitator*innen und Organi-
sator*innen der SED aus. Auf der einen Seite wurden heimlich Flug-
blätter auf Schreibmaschinen getippt, per Wachsmatritzenmaschinen 
vervielfältigt und unter Gefahr verbreitet sowie Informationen per 
Westmedien »über Bande gespielt«, um die DDR-Bevölkerung über op-
positionelle Aktivitäten zu informieren und Inhaftierte freizubekom-
men (Wensierski 2017; Krüger 2015). Auf der anderen Seite wurden 
im sogenannten »Roten Kloster« unter professoraler Anleitung Diplom-
arbeiten geschrieben wie »Der sozialistische Journalismus als Tribüne 
der sozialistischen Demokratie« oder »Formen und Methoden der wir-
kungsvollen journalistischen Darstellung von Erfahrungen der Werk-
tätigen beim Ringen um den wissenschaftlich-technischen Fort-
schritt« – beides Schriften aus dem Jahr 1989. 

Nachdem die SED vor der Macht der Straße eingeknickt war, wurde 
die Sektion Journalistik abgewickelt und mit Wissenschaftler*innen 
aus der Bundesrepublik, unter der Leitung des Münchner Ordinarius 
Karl-Friedrich Reimers, als »Institut für Kommunikations- und Me-
dienwissenschaft« neu gegründet. Die Entscheidungen, wer bleiben 
durfte, wer gehen musste und wie mit dem durchaus vielfältigen und 
widersprüchlichen Erbe der Leipziger Journalistik umzugehen ist, 
fielen dabei nicht immer auf nachvollziehbare Weise. Was damals gut 
lief und was hätte besser und gerechter laufen können, verhandelten 
die damals beteiligten Akteur*innen aus Ost und West in einer span-
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nungsgeladenen Podiumsdiskussion unter dem Titel »Der Abriss des 
Roten Klosters – Wie die Journalistenausbildung in Leipzig verwest-
licht wurde« auf der Tagung. Der Impulsvortrag von Hans Poerschke, 
1989/90 letzter gewählter Direktor der Sektion Journalistik, sowie die 
Diskussion zwischen ihm, Heike Schüler, Michael Haller und Horst 
Pöttker unter der Moderation von Melanie Malczok sind im Netz nach-
zuerleben und -zulesen.2 In diesem Band wird das Thema »Medien-
Transformation in der DDR und in Ostdeutschland« von anderen Sei-
ten beleuchtet.

Die Medien-Wende in der DDR beschreibt Mandy Tröger aus Sicht 
von ostdeutschen Akteur*innen, die ihre neugewonnene Freiheit nach 
dem Mauerfall von der SED für eigenständige medienpolitische Refor-
men nutzten und der Noch-DDR eine eigenständige demokratisch-plu-
ralistische Medienordnung geben wollten. Diese visionierte Ordnung 
unterschied sich in einigen Punkten durchaus von der in der Bundes-
republik bestehenden. Die schnelle Wiedervereinigung 1990 mit der 
Durchsetzung westdeutscher Partei- und Konzerninteressen machte 
ihre Bemühungen jedoch bald obsolet. Dennoch lohnt es sich, ihr Erbe 
nachzuvollziehen: Vor allem die Betonung der »inneren Pressefreiheit«, 
also der Autonomie der Journalist*innen von Vorgesetzten und Medi-
eneigentümer*innen, sollte heute angesichts steigender Medienkon-
zentration und Ökonomisierungstendenzen wieder ins medienpoliti-
sche Gedächtnis gerufen werden. 

Während die einen demokratische Medienpolitik zu gestalten ver-
suchten, machten die anderen Lokalfernsehen von unten: Judith 
Kretzschmar und Rüdiger Steinmetz beschäftigen sich mit den Struk-
turen und dem Output von rund 40 sächsischen TV-Sendern zwischen 
1990 und 1995, welche die unmittelbare Nachwendezeit hautnah 
dokumentierten. Ohne öffentlich-rechtliche Anstalten oder Konzern-
strukturen im Rücken besorgten Pfarrer, Kleinunternehmer*innen, 
Videokünstler*innen und Hobbyjournalist*innen Berichterstattung 
aus der Nachbarschaft. Was dort zu sehen war und wie sich bei Wieder-
aufführungen vor sächsischen Bürger*innen deren Träume und Trau-

2 Über den YouTube-Kanal des Netzwerks KriKoWi ist ein Mitschnitt der Ver-
anstaltung verfügbar: https://www.youtube.com/watch?v=gwVBhfo8aJE 
&t=4399s. Ein Transkript findet sich im »Biographischen Lexikon der Kom-
munikationswissenschaft« von Michael Meyen: http://blexkom.halemverlag.
de/landnahme/. 
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mata der frühen 1990er Jahre re-aktualisieren, beschreibt der Beitrag 
anschaulich in Text und Bild.

Wie gestaltet sich der mediale Diskurs über Ostdeutschland und Ost-
deutsche heute und welche Veränderungen sind hier festzustellen? 
Antje Glücks Beitrag widmet sich der Transformationskraft der neuen 
Wende- und Post-Wende-Generation von Journalist*innen mit einem 
besonderen Blick auf das Büro der Zeit im Osten. Mithilfe einer kriti-
schen Diskursanalyse der westdeutschen Wochenzeitung Die Zeit arbei-
tet sie heraus, wie negative Stereotype, die den Osten essentialistisch 
und marginalisierend darstellen, in der Berichterstattung zwar weiter-
hin fortbestehen, sich aber auch – unter anderem als Reaktion auf den 
Aufstieg der AfD – Entwicklungen hin zu einem integrativeren Medien-
diskurs erkennen lassen. Darin kommt es (zwar nicht dauerhaft, jedoch 
deutlich erkennbar) zu emanzipierenden Diskursen, in denen ostdeut-
sche Identität ausgehandelt wird.

Digitale Transformation in der neoliberalen Globalisierung

In den 1980er Jahren ging es mit der »überschaubaren alten Medien-
welt, in der eine recht kleine Zahl privater Print-Verlage und öffentlich-
rechtlicher Rundfunkanstalten innerhalb professioneller Strukturen 
Inhalte für große, weitgehend passive Publika in einem fast ausschließ-
lich nationalen Rahmen produzierte« (Krüger 2018, 13), langsam zu 
Ende: Die Zulassung des privaten Rundfunks und die Einführung von 
Satelliten- und Digitaltechnik sowie schließlich der Durchbruch des In-
ternets als Massenmedium um das Jahr 2000 führte zu einem tiefgrei-
fenden Strukturwandel der Öffentlichkeit, der noch längst nicht abge-
schlossen ist. Klar dürfte allerdings schon einmal sein: »Die gestiegenen 
Teilhabemöglichkeiten für den Einzelnen sind wiederum erkauft für 
den Preis tendenziell gesunkener Reichweite in einem digitalen Univer-
sum mit inflationären, teils personalisierten bzw. privaten Teilöffent-
lichkeiten in Sozialen Medien« (ebd.). Zu wenigen reichweitenstarken 
Medien sind eine Vielzahl reichweitenschwacher als »Long Tail« des 
Öffentlichen hinzugekommen (Brosda 2013, 179).

Doch ein Mehr an Demokratie oder kommunikativer Vernunft (siehe 
Trump und Twitter) ist damit nicht zwangsläufig verbunden. Im Auf-
taktbeitrag des Abschnitts »Digitale Transformation in der neoliberalen 
Globalisierung« weist Klaus Dörre eindringlich auf die anhaltende oder 
sogar steigende Machtkonzentration der großen Medienkonzerne hin. 
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Aktuell sieht er einen neuen Schub kapitalistischer »Landnahme«: Ein 
auf Wachstum basierendes Wirtschaftssystem muss stetig Externes ok-
kupieren und monetarisieren. Wir erleben eine verstärkte Landnahme 
von lebendigem Wissen, Erfahrung, Information und Öffentlichkeit, 
die auch Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisse im Medienbereich 
neu (nämlich: prekärer) strukturiert. Von dieser Diagnose ausgehend 
fordert Dörre »einen digitalen Infrastruktur- und Mediensozialismus, 
der den Zugang zu demokratischen Öffentlichkeiten als öffentliches 
Gut betrachtet« und schützt.

Holger Pötzsch geht auf die Rolle digitaler Datenbanken ein, die 
immer stärker in gesellschaftliche Machtverhältnisse eingebettet sind. 
Er führt dabei ihren doppelten Charakter aus: Zum einen erlauben sie 
Menschen, über digitale Netzwerke sichtbar und erreichbar zu werden. 
Zum anderen ermöglichen sie neue Formen von Überwachung und 
riesige Datenansammlungen, »mit dem Ziel vorgreifender staatlicher 
Kontrolle und der Kapitalisierung menschlicher Identitäten«. Um diese 
Ambivalenz begreifbar zu machen, schlägt Pötzsch die Unterscheidung 
zwischen Oberflächen- und Tiefenarchiven vor und plädiert für die 
Verbreitung einer kritischen Medienkompetenz, die den Menschen die 
Mittel an die Hand gibt, Widerstand im Zeitalter digitaler Transforma-
tionen leisten zu können.

Auch Johannes Gemkow beschäftigt sich in seinem Beitrag mit der 
Bedeutung von Medienkompetenz in Transformationsprozessen. Wich-
tig für seine Überlegungen ist das mit Foucault gedachte Konzept der 
produktiven Macht, die sich in einem konkreten Handlungskontext aus 
dem Kräfteverhältnis von Akteur*innen und Strukturen ergibt. Anhand 
der Wikipedia als Paradebeispiel für kollaborative Wissensproduktion 
arbeitet Gemkow die Aufgabe der Medienkompetenz heraus, Macht-
strukturen erkennen und produktiv mit ihnen umgehen zu können.

Einen Fokus auf die Rolle der Digitalisierung in nicht-westlichen Kon-
texten legt der Beitrag von Hanan Badr. In ihrer Untersuchung der Arabi-
schen Umbrüche in Ägypten und Tunesien in den Jahren 2010 und 2011 
argumentiert sie, dass die dortigen Transformationsprozesse weder auf 
die (digitalen) Medien noch auf die Politik allein zurückzuführen sind. 
Vielmehr entwickeln sie sich laut Badr dadurch, dass widerständige 
Akteur*innen counter-issues – von Gegeneliten problematisierte sozio-
ökonomische und politische Missstände – in hybriden Mediensyste-
men nicht nur über digitale, sondern auch nicht-digitale Medien in die 
Öffentlichkeit tragen. Sie plädiert einerseits für ein soziopolitisch und 
regional kontextualisiertes Verständnis von counter-issues und anderer-
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seits für mehr regional vergleichende Forschung insbesondere unter 
Miteinbezug von nicht-westlichen Staaten.

Von den arabischen Umbrüchen hin zur Ukraine-Krise und den 
geopolitischen Spannungen zwischen Russland und dem Westen: In 
seinem Beitrag »Transformation und Transparenz« kritisiert Sebastian 
Köhler, dass unter den Bedingungen beschleunigter Themenzyklen in 
der digitalen 24/7-Öffentlichkeit bei außenpolitischen Konfliktthemen 
allzu oft die Quelle von Informationen nicht oder nicht prominent 
genug angegeben wird. Anhand der Fälle Babtschenko, Skripal und 
Nawalny zeigt er, dass durch mangelnde Quellentransparenz in der 
Tendenz zwischenstaatliche Spannungen geschürt werden, und fordert 
mehr Sorgfalt in den Redaktionen.

Den Verlust journalistischer Kernkompetenzen im Zuge des digitalen 
Wandels und der Ökonomisierung von Medienprodukten beklagt Michael 
Haller. In der Aus- und Weiterbildung von Journalist*innen werde immer 
stärker Wert auf technisches Know-how, Management-Skills und Content-
Marketing-Methoden gelegt, die eine stärkere Anpassung an die Zwänge 
des Marktes ermöglichen. Vor allem privatwirtschaftlich organisierter 
Onlinejournalismus ist für Haller ein »Gefangener der Vermarktungszwe-
cke« und bleibt »insofern seiner öffentlichen Aufgabe entfremdet«. Daher 
fordert er eine Dekommerzialisierung von Diskursräumen und auch eine 
verstärkte Vermittlung von Medien- und Informationskompetenz an jene 
Menschen, die früher einmal Publikum genannt wurden. 

Auf Kommerzialisierung und Kommodifizierung verweist auch der 
Beitrag von Natalie Berner über die Konstruktion von Mutterschaft in 
den Medien. Mittels einer Diskursanalyse untersucht sie die mediale 
Darstellung dieser Form der Care-Arbeit. Vor allem in Sozialen Medien 
wie Instagram werde Mutterschaft zur Ware gemacht: Sogenannte 
»Momfluencer« monetarisieren ihre Selbstinszenierung als Mütter, 
während sie gleichzeitig verschiedene andere Rollen erfüllen müssen. 
Anerkennung wird ihnen nur zugeschrieben, wenn sie sich neben der 
Care-Arbeit zugleich selbst verwirklichen und erfolgreich sind (#Wor-
kingMom). Ein Zeit- und Ressourcenkonflikt, der in einer gesellschaftli-
chen Transformation unbedingt aufgelöst werden muss.

Kommunikation für eine sozial-ökologische Transformation

Die Dysfunktionalitäten des neoliberal geprägten globalen Kapitalis-
mus in sozialer und ökologischer Hinsicht sind nicht zu übersehen. 
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Dennoch fällt es gegenwärtig schwer, sich – vor allem angesichts des 
Versagens des Etatismus im ehemaligen Ostblock (Kovel 2007) – eine 
andere Welt vorzustellen. Und doch: Auch unsere lange Gegenwart ist 
historisch gewachsen. Sie ist ein Produkt der letzten »Großen Transfor-
mation« (Polanyi 1944), nämlich des Übergangs von der feudalen Ag-
rargesellschaft zur kapitalistischen Industrie- und Marktgesellschaft, 
als Aufklärung und wirtschaftsliberales Denken die Gewinnerzielung 
als Motiv des Wirtschaftens an die Stelle der Subsistenz setzten und von 
der kirchlichen Verdammung als Gier befreiten. Trotzdem ist die Welt 
veränderbar. Eine Reihe von Akteur*innen aus der Wissenschaft, allen 
voran der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale Um-
weltveränderungen (WBGU), fordern eine neue Große Transformation 
hin zu einer klimaverträglichen, gerechten und nachhaltigen Weltwirt-
schaftsordnung. Ein solcher Übergang »ist hinsichtlich der Eingriffs-
tiefe vergleichbar mit […] der Neolithischen Revolution, also der Erfin-
dung und Verbreitung von Ackerbau und Viehzucht, sowie der 
Industriellen Revolution« (WBGU 2011, 5). Angesichts der existenzbe-
drohenden Trends des Erdsystems im Anthropozän müsse er jedoch 
wesentlich schneller vorangetrieben werden. 

Der Begriff der Nachhaltigkeit ist ein wirkmächtiger Herausforderer 
des gegenwärtigen Systems, der zahlreiche Akteur*innen in Journa-
lismus, PR, (Kommunikations-)Wissenschaft, sozialen Bewegungen, 
Politik und Wirtschaft inspiriert – oder strategisch von diesen genutzt 
wird. Selbst die Vereinten Nationen haben ihn als Leitbild für eine gute 
Entwicklung von Wirtschaft und Gesellschaft konsentiert. Diese Popu-
larität bildet sich im Abschnitt »Kommunikation für eine sozial-öko-
logische Transformation« ab.

Das Konzept der Nachhaltigkeit ist der zentrale Bezugspunkt für 
die Arbeit von Sigrid Kannengießer. Zwar beschäftigt sich die Kom-
munikationswissenschaft ihr zufolge lebhaft mit Wandel, viel zu selten 
allerdings mit dem konkreten Wandel hin zu einer nachhaltigen Gesell-
schaft. Sie schlägt der Disziplin daher vor, die Frage zu stellen, wie 
Medien zur Großen Transformation beitragen können. Dabei nutzt sie 
einen holistischen Medienbegriff, der nicht nur Medienorganisationen, 
sondern auch Inhalte und Technologien umfasst. Aus dieser Perspek-
tive identifiziert Kannengießer Fragestellungen, anhand derer sich die 
Kommunikationswissenschaft in eine interdisziplinäre Transformati-
onsforschung einbringen sollte. 

Thomas Pleil, Lea Matusiak und Sandra Müller fordern in ihrem Bei-
trag, dass nicht nur die Journalismusforschung (Krüger und Meyen 
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2018), sondern alle Felder der Kommunikationswissenschaft und da-
mit auch die Public-Relations-Forschung zu einer Großen Transforma-
tion beitragen. Die Autor*innen argumentieren daher, dass die PR nicht 
allein Organisations- und damit Einzelinteressen, sondern eben auch 
Interessen der Gesellschaft vertreten und damit zur Lösung bestehen-
der (Transformations-)Probleme beitragen soll. Sie sehen die Funktion 
der PR-Praxis, im Verbund mit der PR-Forschung, maßgeblich in einer 
Vermittlerrolle, indem sie öffentlich die Relevanz und Zielsetzung einer 
transformativen Wissenschaft darstellt. An einem konkreten Projekt 
zu Systeminnovationen für nachhaltige Entwicklung, an dem die Au-
tor*innen beteiligt sind, führen sie exemplarisch aus, wie die PR diese 
Rolle ausfüllen kann. 

Auch Melanie Malczok thematisiert die Möglichkeiten Strategischer 
Kommunikation, in den Dienst einer gesellschaftlichen Transformation 
zu treten. Sie konzentriert sich in ihrer Untersuchung auf soziale Bewe-
gungen, die mit geringen Ressourcen öffentliche Aufmerksamkeit und 
Unterstützung für ihre Belange gewinnen müssen. Malczok entwickelt 
dabei das Konzept der strategischen Devianz als zentrales Instrument 
für die Kommunikation solcher Initiativen. Darunter versteht sie die 
Inszenierung normenabweichender Handlungen, da diese einen hohen 
Nachrichtenwert besitzen. Allerdings bergen sie das Risiko, so Malczok, 
als »systemzersetzend« wahrgenommen zu werden und somit die Legi-
timität der sozialen Bewegung zu gefährden. Die Kunst bestehe darin, 
diese Normenabweichungen strategisch als »progressive Herausfor-
derung geltender Normen« zu inszenieren. Am Beispiel der Rodungs-
arbeiten im Hambacher Forst veranschaulicht Malczok, wie dieser Ba-
lanceakt gelingen kann.

Von sozialen Bewegungen hin zum politischen und medialen Esta-
blishment: Wie der Begriff der Nachhaltigkeit hier benutzt wird, zeigt 
Moritz Clauß in seinem Beitrag. Mit der kritischen Indexing-These im 
Hinterkopf, der zufolge Leitmedien oftmals lediglich den Elitendiskurs 
abbilden, untersucht er eine Bundestagsdebatte zu nachhaltiger Ent-
wicklung aus dem Jahr 2017 sowie die entsprechenden journalistischen 
Beiträge. Er findet große Überschneidungen zwischen den politischen 
und medialen Darstellungen, allerdings zeigten sich die Medien kriti-
scher gegenüber dem Thema »Greenwashing« und thematisierten auch 
den politisch unbeliebten »Verzicht« als Alternative zum nachhaltigen 
Konsum.

»Wo steht der deutschsprachige Nachhaltigkeitsjournalismus?«, fra-
gen dann Torsten Schäfer und Stella Lorenz. Sie geben einen Überblick 
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über das Segment der Publikumszeitschriften mit Nachhaltigkeits- und 
Achtsamkeitsbezug, berichten von Projekten, Plattformen, Netzwerken, 
Vereinen, Stiftungen, Studiengängen und Weiterbildungsmöglichkeiten, 
die den Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen als journalistischen 
Gegenstand fördern. Das Thema Nachhaltigkeit, so scheint es, ist auf 
dem Weg in den medialen Mainstream. Allerdings zeigt ihre Bestands-
aufnahme auch auf: Viele Angebote sind nur prekär finanziert und wer-
den von einer geringen Zahl engagierter Akteur*innen getragen.

Weiter geht es mit dem Themenkomplex um Journalismus und 
Nachhaltigkeit: Uwe Krüger verhandelt in seinem Beitrag, ob das jour-
nalistische Rollenverständnis (Stichworte: Objektivität, Neutralität 
und Kritik) mit einem Engagement für eine Große Transformation zur 
Nachhaltigkeit vereinbar ist. Dazu vergleicht er die Strömung des »Kon-
struktiven Journalismus« mit dem Konzept des »Development Journa-
lism« aus dem Globalen Süden und postuliert einen »Transformativen 
Journalismus«, für den neben der klaren Wertentscheidung zugunsten 
der Nachhaltigkeit vor allem eines essenziell ist: die institutionelle und 
mentale Unabhängigkeit der Journalist*innen von den politischen und 
wirtschaftlichen Akteur*innen einer solchen Transformation.

Thomas Wiedemann beschäftigt sich mit den Strukturen der Kino-
spielfilmlandschaft in Deutschland und inwiefern diese der filmischen 
Kommunikation einer gesellschaftlichen Transformation entgegenste-
hen. Er fragt nach den Mechanismen des politischen Gestaltungswillens 
der Filmförderung und findet heraus, dass Kinofilme in Deutschland 
keine transformative Kraft entwickeln können, weil Regisseur*innen 
oft an Bestehendes andocken müssen, um öffentliche Finanzierung zu 
erhalten. Zudem konstatiert Wiedemann eine »Elitisierung der Bran-
che«, was bedeutet, dass Drehbuchautor*innen, Regisseur*innen und 
Produzent*innen fast ausnahmslos aus der oberen Mittelschicht stam-
men und vom Status quo profitieren. Er erwartet deshalb seitens der 
nationalen Kinospielfilmproduktion mittelfristig keine nennenswerten 
Impulse für die transformativen Herausforderungen der Gesellschaft.

Visionen für transformative Kommunikationsverhältnisse

Eines ist klar: Für eine andere Welt braucht es nicht nur Kritik am Be-
stehenden, sondern auch Ideen und Vorstellungskraft, Visionen und 
Utopien. Damit sind keine geschlossenen Gesellschaftsentwürfe ge-
meint, keine von oben zu oktroyierenden Masterpläne, aber Schritte in 



20 Nils S. Borchers, Selma Güney, Uwe Krüger & Kerem Schamberger 

die richtige Richtung – der Weg entsteht im Gehen. Im Sinne einer 
»transformativen Kommunikationswissenschaft« (Krüger und Meyen 
2018), einer die Wirklichkeit transzendierenden »Möglichkeitswissen-
schaft« (Eurich 2002, 131) oder auch der »Critical Future Studies« 
(Goode und Godhe 2017) versammelt der letzte Abschnitt »Visionen für 
transformative Kommunikationsverhältnisse«.

Den Einstieg in den Abschnitt besorgen Nils S. Borchers und Sebastian 
Jürss mit einer Arbeit zur Sharing Economy. Die Autoren fragen, wie 
die entsprechenden Plattformen beschaffen sein müssen, damit sie die 
transformativen Versprechen der Sharing Economy einlösen können. 
Anhand einer Analyse verschiedener Dimensionen der Geschäfts-
modelle entwickeln sie einen Idealtyp, der unter anderem auf Platt-
formkooperativen, Peer-to-Peer-Transaktionen und missionsgetriebene 
Geschäftsansätze setzt. Um die Sharing Economy in eine relevante 
Transformationsagentin zu verwandeln, müssen Plattformen, die die-
sen Idealtyp adaptieren, gezielt aufgebaut, unterstützt und regulativ 
bevorteilt werden.

Mit dem Online-Angebot der Öffentlich-Rechtlichen platziert Heiko 
Hilker ein weiteres Medienfeld im Zentrum einer transformativen Vi-
sion. Dabei macht er sich für die Werte des Datenschutzes und der Da-
tensparsamkeit stark, auf die er die Mediatheken der öffentlich-recht-
lichen Sender verpflichten möchte. Auf diese Weise, so argumentiert 
Hilker, kann deren Online-Angebot als eine relevante Alternative zu 
populären Streamingdiensten etabliert werden.

Im finalen Beitrag dieses Bandes macht Florian Zollmann konkrete 
Vorschläge für eine umfassende Medienreform. Fünf Bereiche sind 
für ihn dabei zentral: Konzentrationskontrolle, unabhängige Aufsicht 
und Überwachung journalistischer Standards, Demokratisierung der 
Presse- und Rundfunkräte, Aufbau und Finanzierung unabhängiger 
Nachrichtenmedien, öffentliche Kontrolle und journalistische Selbst-
verwaltung. Diese Punkte könnten nur durch eine breite Medien-
reformbewegung umgesetzt werden, und somit stellt das Ende dieses 
Buches zugleich einen Aufruf an die Leser*innen dar, sich im Sinne 
einer solchen Bewegung zu engagieren. 
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3 Entstehung des Bandes und Dank

Die hier versammelten Beiträge wurden im Vorfeld einer mehrstufigen 
Qualitätssicherung unterzogen: In einem offenen (nicht anonymen) 
Peer-Review-Verfahren sichteten jeweils zwei Gutachter*innen die Ein-
reichungen zur Tagung; die Vortragenden bekamen dann in Leipzig 
von den insgesamt rund 100 Konferenzteilnehmer*innen lebhaftes 
fachliches Feedback. Die für diesen Band ausformulierten Manuskripte 
wurden anschließend von jeweils mindestens zwei Herausgeber*innen 
oder weiteren Gutachter*innen gelesen und mit Überarbeitungsvor-
schlägen an die Autor*innen zurückgegeben. Lockdowns an Schulen 
und andere mit der Corona-Pandemie verbundene Einschränkungen 
haben den Mitwirkenden viel Einsatz und Flexibilität bei der Arbeit an 
diesem Band abverlangt. An dieser Stelle möchten wir allen Autor*in-
nen und allen Gutachter*innen für die produktive Zusammenarbeit 
herzlich danken.

Verbunden sind wir weiterhin dem Westend Verlag, der nach dem 
ersten KriKoWi-Tagungsband Ideologie, Kritik, Öffentlichkeit (Krüger 
und Sevignani 2020) nun auch diesen zweiten publiziert. Große Unter-
stützung erfuhren wir (wieder) von den Geschäftsführern Markus J. 
Karsten und Andreas Horn, vom Pressechef Rüdiger Grünhagen und 
von Lea Mara Eßer, die aktuell die neue Wissenschaftssparte im West-
end Verlag entwickelt; für das Lektorat zeichnete wieder der scharf-
sichtige Philipp Müller verantwortlich. Dass der Band nicht nur auf Pa-
pier, sondern auch wieder online in einer Open-Access-Variante unter 
der Lizenz CC BY-ND 3.0 DE erscheinen kann (abzurufen unter der DOI 
https://doi.org/10.53291/GFNG8688), hat die Universitätsbibliothek 
Leipzig mit einer Förderung aus dem Publikationsfonds für OA-Mono-
graphien und Sammelbände ermöglicht. Ein Dank geht daher an die 
Mitarbeiter*innen des Open Science Office der UBL, insbesondere an 
Dr. Henriette Rösch und Dr. Adriana Slavcheva. Und schließlich gäbe 
es diesen Sammelband nicht ohne die Leipziger Tagung, die 2019 
von Dr. Sevda Can Arslan, Dr. Nils S. Borchers, Marlen van den Ecker, 
Nadja Enke, Dr. Charlotte Knorr, Dr. Uwe Krüger, Melanie Malczok, 
Aljoscha Paulus, Juliane Pfeiffer, Thomas Rakebrand, Kerem Scham-
berger, Dr. Sebastian Sevignani und Dr. Mandy Tröger mit viel Herz-
blut organisiert und von Prof. Dr. Siegfried Lokatis (als Schirmherr der 
Veranstaltung) sowie von Prof. Dr. Patrick Donges (als Geschäftsfüh-
rendem Direk tor des IfKMW) und Prof. Dr. Markus Beiler (Gebäudema-
nagement IfKMW) unterstützt wurde.
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Abstract

Misst man den Erfolg der Medientransformation in Ostdeutschland nach 
1990 an der Umsetzung der medienpolitischen Ziele des Jahres 1989, so 
muss man zum Schluss kommen, dass diese gescheitert ist. Der Reform-
rahmen wurde früh von westdeutschen (partei)politischen und wirtschaft-
lichen Interessen gesteckt und orientierte sich entsprechend eng am BRD-
Standard. Vor allem ressourcenstarke Medienorganisationen aus dem 
Westen, die von den bestehenden Strukturen einer expandierenden BRD-
Medienordnung profitierten, konnten ihre Interessen erfolgreich durchset-
zen. Politische Initiativen und Reformziele ressourcenärmerer DDR-Orga-
nisationen und -Akteur*innen gerieten ins Hintertreffen, da sie dieser 
Ordnung nicht entsprachen. Der vorliegende Beitrag greift drei Medienre-
form-Initiativen der Jahre 1989 und 1990 wieder auf: 1) die Arbeit an ei-
nem umfassenden Mediengesetz, 2) die Idee und Tätigkeit des Medienkon-
trollrats und 3) die Ausgestaltung der inneren Pressefreiheit. Die 
Wirkungslosigkeit dieser Bemühungen macht sie nämlich keineswegs irre-
levant. Vielmehr ist die Frage, warum sie sich nicht durchsetzen konnten, 
wichtig für gegenwärtige und künftige Transformationsprozesse. Ange-
sichts aktueller Krisen (Finanzierung des Journalismus, Legitimation des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks) lohnt es sich zudem, damals verfolgte 
alternative Visionen zum Funktionieren freier Medien neu zu bewerten 
und herauszuarbeiten, ob sich deren Reformpotenzial für derzeitige Her-
aus forderungen nutzbar machen lässt. 
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1 Einführung

Geschichtsschreibung ist die Konstruktion vergangener Realitäten unter 
gegenwärtigen Bedingungen. Da letztere sich ständig ändern, entwi-
ckeln sich auch die Perspektiven weiter, aus denen wir uns der Ge-
schichte nähern, wie wir sie erzählen und welche Fragen wir an sie stel-
len. Zum 30-jährigen Jubiläum der deutschen Einheit rückt das letzte 
Jahr der Deutschen Demokratischen Republik (DDR), also vom Herbst 
1989 bis zum Herbst 1990, zunehmend in den Blick der Forschung. An-
fangs nur eine »Fußnote der Geschichte« (Stuhler 2010) zwischen Mau-
erfall und deutscher Einheit, werden heute vermehrt Fragen nach den 
Leistungen der Regierungen Modrow und de Maizière (Bahrmann und 
Links 2009; Stuhler 2010), nach Reformzielen und Initiativen der DDR-
Bürger*innen- und Arbeiter*innenbewegungen (Kowalczuk 2015; 
Gehrke und Hürtgen 2001) sowie nach unterschiedlichen Wendeerfah-
rungen aus ost- und westdeutscher Perspektive (Brückweh, Villinger und 
Zöller 2020; Links, Nitsche und Taffelt 2009) gestellt. Dieses Interesse ist 
nicht zuletzt aktuellen Entwicklungen in Ostdeutschland geschuldet. 
Das »Erstarken populistischer Bewegungen« oder die »abnehmende Ak-
zeptanz politischer Parteien« führen in der Ursachensuche letztlich zu 
der Frage, welche Weichen diesbezüglich während der Transformations-
prozesse Anfang der 1990er gestellt wurden (vgl. KAS 2020).

Ähnliches gilt auch für die DDR-Medienreform. Denn im Zuge ak-
tueller »Lügenpresse«-Debatten und einer weiterhin existierenden 
deutsch-deutschen »medialen Spaltung«, die auch auf eine »erstickte 
Medienrevolution« (vgl. Mükke 2021, 6) nach dem Mauerfall zurück-
zuführen sei, werden Fragen danach lauter, welche der ursprünglichen 
Reformbestrebungen umgesetzt und in die vereinigte Bundesrepublik 
eingebracht werden konnten. Zwar behauptete der letzte DDR-Minister-
präsident Lothar de Maizière (CDU) noch vor seiner Wahl am 18. März 
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1990, die CDU-Ost werde »einen bedingungslosen Beitritt [der DDR 
zur BRD] nicht zulassen. Das können wir unseren Leuten nicht antun« 
(zitiert in Fehrle 1990). Aber, so fügte er hinzu, der Beitritt nach Artikel 
23 des Grundgesetzes sei »eine Notwendigkeit der Zeit« (ebd.). Damit 
war auch die Übernahme der BRD-Medienordnung – also einer privat-
wirtschaftlich organisierten Verlagspresse und eines dualen Rundfunk-
systems im Osten Deutschlands – als Teil der deutschen »Schnellkleber-
Einheit« (taz 1990) am 3. Oktober 1990 beschlossene Sache. 

In der Fachliteratur wurde diese Übernahme lange nicht in Frage ge-
stellt (vgl. Machill et al. 2010; Schneider 2002); für Gunter Holzweißig 
(2002; 2008) ist sie logische Konsequenz der deutschen Einheit. In 40 
Jahren deutscher Teilung, unterstreicht er, standen die freien Medien 
der BRD der DDR-Propaganda entgegen. Die Übernahme westdeut-
scher Strukturen im Osten nach 1990 führte demnach zu einer pluralis-
tisch parlamentarischen Demokratie und folglich auch zur Etablierung 
freier Medien auf einst unfreiem Boden.

Dass die Realität weitaus komplexer war, zeigen Studien zur deutsch-
deutschen Mediengeschichte (vgl. Bösch und Classen 2009; Horton 
2016) sowie zur Transformation der DDR-Presse (Kapitza 1997; Haller 
und Mükke 2010; Schneider 1992; 2002; Tröger 2019a), des Presse-
vertriebs (Klammer 1998; Tröger 2019b), des Fernsehens und Radios 
(Tichy und Dietl 2000) und des Buchmarktes (Links 2010) sowie zum 
Aufbau ostdeutscher Landesmedienanstalten (Rummel 1993). In ihrer 
Gesamtheit zeichnen diese Veröffentlichungen ein vielschichtiges Bild 
deutsch-deutscher Medienbeziehungen sowie einer heiß umstrittenen 
»Medienwende«. Von ost- und westdeutschen (partei)politischen In-
teressen und frühem Wirtschaftsdruck geprägt, war der Reformrahmen 
einer sich transformierenden DDR-Medienlandschaft eng nach BRD-
Standard gesetzt. Die Interessen von DDR-Akteur*innen – beispiels-
weise der Buch- und Zeitungsverlage oder der DDR-Reformgruppen – 
wurden übergangen oder schlechtweg ignoriert (Links 2010; Machill et 
al. 2014; Tröger 2019b). 

Mit diesen Analysen problematisieren empirische Studien die 
»grundsätzliche Wirklichkeitsblindheit« (Segert 2019, 66) theoreti-
scher Diskussionen in der Transformationsforschung zum Übergang 
von Diktaturen zu Demokratien. Vor allem durch die angelsächsischen 
Debatten der »Transition-to-Democracy«-Schule geprägt, bleiben deren 
Beiträge laut dem Politikwissenschaftler Dieter Segert nicht selten 
»blind für politische Konsequenzen von wirtschaftlichen Prozessen« 
(ebd.). Demzufolge werden gesellschaftliche und ökonomische Phäno-
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mene und Prozesse aus den Transformations- und Demokratieanalysen 
postsozialistischer Gesellschaften ausgeklammert. Der Begriff »Tran-
sition« suggeriert zudem, dass Reformen in einem linearen Prozess 
des Fortschritts aus sich selbst heraus erfolgten (vgl. Hamilton 1990; 
Siebert 1992; Conradt 1995). 

Aus diesem Defizit erklären sich bis heute auch die unzureichenden 
Erklärungsansätze für die Langzeitfolgen der »medialen Landnahme« 
(Becker 2007), also der Erschließung des ostdeutschen Medienmarktes 
durch BRD-Interessengruppen ab Anfang 1990. Für diesen hieß das 
unter anderem: die Übernahme ungebrochener Monopolstrukturen 
ehemaliger SED-Bezirkszeitungen durch westdeutsche Großverlage 
und eine dadurch bedingt steigende Pressekonzentration seit Anfang 
der 1990er Jahre (vgl. Schneider 1992; Mohl 2010; Tröger 2019a). In 
der Literatur werden diese generell als logische, wenn auch bedauerns-
werte Erscheinungen neuer kapitalistischer Marktdynamiken gesehen 
(Schneider 2002; Haller et al. 1994). Fragen nach medienpolitischen 
Alternativen des Zeitraums 1989 bis 1990 kamen bisher nur selten auf 
(vgl. von Törne und Weber 1995; von Törne 1995; Mohl 2011). Auch 
DDR-Medienreforminitiativen, kritisiert die Historikerin Morgan Guz-
man (2015, 212), führen in der Forschungsliteratur als »fehlgeschla-
gen[e] Relikt[e] einer kurzen Phase des reformativen Optimismus« ein 
Schattendasein. Zu Unrecht: Denn Wirkungslosigkeit ist nicht gleich-
bedeutend mit Irrelevanz und die Frage, warum sich diese Initiativen 
nicht durchsetzen konnten, ist nicht nur von akademischem Interesse, 
sondern durchaus auch wichtig für gegenwärtige und künftige Trans-
formationsprozesse. Im Folgenden wird daher die Erinnerung an drei 
Reforminitiativen des letzten Jahres der DDR wiederbelebt: 1) die Ar-
beit an einem umfassenden Mediengesetz, 2) die Idee und Tätigkeit des 
Medienkontrollrats und 3) die Ausgestaltung der inneren Pressefrei-
heit. Dabei sollen Konzepte und Ziele sowie die Umstände, die zu ihrem 
Scheitern führten, im Mittelpunkt der Betrachtung stehen. 

2 Die Initiative für ein umfassendes Mediengesetz 

Nur zwei Tage nach der deutschen Einheit am 3. Oktober 1990 forderte 
Gerhard Bächer, Mitglied der Grünen (Ost), seine Parteikolleg*innen 
zu medienpolitischem Widerstand auf. »Unterschätzt bitte die Bedeu-
tung dieses Bereichs nicht«, mahnte er, »es ist doch ein großer Unter-
schied, ob die Medienpolitik – und damit der Prozeß der öffentlichen 
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Meinungsbildung – von Privatinteressen bzw. den Interessen einzelner 
Parteien dominiert wird, oder nicht« (Bächer 1990). Anlass seines 
Drängens war parteipolitischer und wirtschaftlicher Druck in der Medi-
engesetzgebung der neuen Bundesländer. 

Konzeptionell helfen hier Studien, die sich mit der Institutionalisie-
rung von Medienmärkten in Demokratien beschäftigen und beispiels-
weise die Beeinflussung von Gesetzgebungsprozessen durch Medien-
organisationen untersuchen (Buschow 2012), die institutionelle 
Interessenvertretung durch Medienlobbyisten in den Blick nehmen 
(Dogruel et al. 2017) oder die Rolle der Parteipolitik beim Aufbau von 
Rundfunkinfrastrukturen offenlegen (Rummel 1993). Diese Veröffent-
lichungen zeigen, dass die politischen und rechtlichen Rahmenbedin-
gungen in demokratisch-pluralistischen Medienordnungen einfach 
nicht gegeben beziehungsweise von Medienorganisationen und Partei-
politik beeinflusst sind. Das wiederum heißt, dass die »strategische In-
stitutionalisierung von Interessen« (Buschow 2012) eine maßgebliche 
Rolle für die ordnungspolitische Ausgestaltung von Medienlandschaf-
ten spielen. Gleiches galt für die Transformation der DDR-Medien im 
Wendejahr und danach. Allerdings geschah die strategische Interessen-
durchsetzung hier im Zeitraffer und in einem weitgehend »rechtsfreien 
Raum« (Runder Tisch 1990b, 4), gerahmt durch eine sich abzeichnende 
Durchsetzung der BRD-Medienordnung im Presse- (vgl. Tröger 2019b) 
und Rundfunkwesen (Tichy und Dietl 2000). 

In der Bundesrepublik Deutschland liegt die Rechtshoheit im Rund-
funk- und Pressebereich bei den Ländern.1 In der DDR, wo diese zen-
tralistisch organisiert waren, wurde bereits ab Mai 1990 an einem 
Rundfunküberleitungsgesetz gearbeitet. Dessen Ziel bestand darin, den 
DDR-Rundfunk in das föderale Rundfunksystem der BRD zu integrie-
ren. Allerdings galten die Arbeiten an diesem Gesetz ursprünglich nicht 
dem Rundfunk allein. Anfänglich bezweckte man ein umfassendes und 
»komplexe[s] Mediengesetz« (Bischof 1990) – also ein Gesetz, das auf 
alle Medien anwendbar sein und eine Reihe von Freiheiten gewähr-
leisten sollte. 

Schon am 31. Oktober 1989, zehn Tage vor dem Fall der Berliner 
Mauer, hatte der Vorsitzende des Verbandes der Journalisten der DDR 
(VJD) und erste Sekretär des Verbandes der DDR-Film- und Fernseh-

1 Ende der 1980er (bis zum Inkrafttreten der Föderalismusreform im Jahr 2006) 
lag die Rahmengesetzgebungskompetenz im Pressebereich allerdings beim 
Bund. 
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schaffenden (VFF), Eberhard Heinrich, eine Arbeitsgruppe gegründet, 
um »den sofortigen Beginn und die exakte Durchführung der für die 
Ausarbeitung eines Mediengesetzes der DDR notwendigen Arbeiten zu 
sichern« (Vereinbarung 1989, 1). »Alle, die es angeht, werden zur Mit-
arbeit aufgefordert« (ebd.), schrieb Heinrich und meinte damit Ministe-
rien, Universitäten und Journalist*innen. Ziel war ein Gesetzentwurf, 
»der demokratisch erarbeitet und breit diskutiert […] Konsensfähigkeit 
erlangt« (ebd., 2). Die rechtliche Unterstützung kam von Dr. Anselm 
Glücksmann, dem einzigen »Rechtswissenschaftler, der sich in der DDR 
mit Presse- und Medienrecht beschäftigt hat« (Glücksmann 1989). Die-
ser begrüßte am 5. November 1989 das Reformstreben, mahnte aber 
auch zu Bedacht: »In keinem sozialistischen Land«, so Glücksmann, 
gebe »es bisher ein Gesetz, das uns als Vorbild dienen kann«, und eine 
Fertigstellung bis Ende des Jahres sei daher »irreal, wenn wir nicht ober-
flächlich und damit verantwortungslos herangehen wollten« (ebd.). 
Glücksmann schlug eine Kommission bestehend aus Journalist*innen, 
Mitgliedern aller Parteien sowie Vertreter*innen mehrerer Organisatio-
nen vor, die »vom Vertrauen des Volkes getragen« (ebd.) sofort mit der 
Arbeit an einem umfassenden Gesetz beginnen sollte. 

Bereits am 18. Dezember verabschiedete die Arbeitsgruppe des VJD 
und des VFF ein Zehn-Punkte-Thesenpapier für ein zukünftiges Medi-
engesetz. Es sollte der neu zu gründenden Gesetzgebungskommission 
Mediengesetz unter dem neuen Ministerrat Hans Modrows zugesandt 
werden. Bestehend aus circa 60 Mitgliedern (Vertreter*innen des 
Runden Tisches,2 zuständige Ministerien und publizistische Berufsver-
bände) war das Ziel der Kommission, unter Leitung des Justizministers 
ein Mediengesetz der DDR zu erarbeiten. Es sollte öffentlich diskutiert 
und dann von einer frei gewählten Volkskammer (basierend auf einer 
neuen Verfassung) verabschiedet werden (Wiedemann 1995, 90). 

Als Zwischenschritt legte die Kommission dem Ministerrat am 
9. Januar 1990 einen Gesetzentwurf vor, der die Meinungs-, Informa-
tions- und Medienfreiheit bis zur Einführung eines umfassenden Medi-
engesetzes gewährleisten sollte. Der Entwurf stützte sich auf einen Vor-
schlag der SPD (Ost) vom 3. Januar und legte in 15 Punkten dar, wie 
genau sich diese Freiheiten definierten. Er erklärte, dass die DDR im 
Einklang mit dem internationalen Pakt über bürgerliche und politische 

2 Dem oppositionellen Runden Tisch (gegründet am 7. Dezember 1989) gehörten 
Vertreter*innen von zwölf Parteien, politischen Gruppierungen und Organisa-
tionen an.
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Rechte (1966), der KSZE-Schlussakte (1975) und der UNESCO-Medi-
endeklaration (1978) »einen freien Informationsaustausch und eine 
breite internationale Zusammenarbeit im Bereich von Information und 
Kommunikation« (Runder Tisch 1990a) fördere.

Jeder Bürger hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht 
schließt die Freiheit ein, sich um Informationen und Ideen aller Art, unge-
achtet der Grenzen mündlich, schriftlich oder gedruckt, in Form von Kunst-
werken oder durch jedes andere Mittel seiner Wahl zu bemühen, diese zu 
empfangen und mitzuteilen. (Zitiert in ebd.) 

Massenmedien sollten öffentlich und ungehindert den bestehenden 
Meinungspluralismus abbilden und alle staatlichen Institutionen, poli-
tischen Parteien und zivilgesellschaftlichen Organisationen hierfür ei-
nen angemessenen Zugang zu Medien erhalten. Konkret wurde der Mi-
nisterrat aufgefordert, »im Interesse der Chancengleichheit« aller 
politischen Gruppen »einen öffentlich kontrollierten gesellschaftlichen 
Fonds« zu schaffen, um deren Presseprodukte zu unterstützen und zu-
sammen mit dem Runden Tisch eine landesweite unabhängige Tages-
zeitung zu gründen (ebd.). Jegliche Art der Zensur sollte verboten sein. 
Medien seien frei, solange sie nicht »für Kriegshetze, Aufruf zur Gewalt, 
die Bekundung von Glaubens-, Rassen- und Völkerhaß sowie militaris-
tische, faschistische, revanchistische und andere antihumanistische 
Propaganda« missbraucht würden. Zudem sollte jede natürliche und 
juristische Person in der DDR das Recht zur Veröffentlichung und zum 
Vertrieb von Printmedien haben. Niemandem dürften durch die Inan-
spruchnahme dieser Rechte negative Konsequenzen entstehen. 

Der Gesetzentwurf enthielt zudem zwei wichtige Elemente: Zum 
einen machte er Medienschaffende, deren Arbeit öffentlich erschien, 
persönlich für diese verantwortlich. Die »Mitarbeiter der Medien« 
hatten aber auch »das Recht, die Ausarbeitung eines Materials zu ver-
weigern, wenn Themenstellung und Auftrag ihren persönlichen Über-
zeugungen widersprechen« (ebd.). Dieser aus der DDR-Erfahrung ge-
speiste Fokus auf die journalistische Autonomie (innere Pressefreiheit) 
unterschied sich vom westdeutschen Modell des Tendenzschutzes für 
Verleger*innen (dem Vorrang institutioneller Autorität und dem Recht 
der Medieneigentümer*innen, die politische Linie festzulegen). Zum 
anderen sollte zur Gewährleistung der Umsetzung des Mediengesetzes 
ein beratender Medienkontrollrat gegründet werden. 

Diese Gesetzesvorlage wurde am 15. Januar 1990 vom Runden Tisch 
ratifiziert und kurz darauf, am 5. Februar, von der Volkskammer be-
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schlossen. Der Beschluss über die Gewährleistung der Meinungs-, In-
formations- und Medienfreiheit gab vor allem den neu gegründeten 
Medien (beispielsweise Zeitungen, lokalen Radiosendern und Buchver-
lagen) rechtliche Sicherheit. Jeder konnte nun Printmedien produzieren 
und vertreiben; die Lizenzierung wurde abgeschafft, nur eine Registrie-
rung war nötig. Der Beschluss liberalisierte zudem den Pressevertrieb, 
indem er das Monopol des Postzeitungsvertriebs (PZV) aufhob. Das 
löste letztlich einen Zeitungsboom aus (Tröger 2020), war aber auch das 
Signal für BRD-Verlage, die DDR zu erobern (Herkel 1990).

Doch auch wenn, wie das Bundesministerium des Innern (BMI) in 
Bonn einige Tage darauf unterstrich, der Beschluss zweifellos einen 
wichtigen Schritt in die richtige Richtung darstellte, entsprach er nicht 
vollständig den Überzeugungen der Bundesregierung (Bachmann 
1990). Das allgemeine Mediengesetz, die Einrichtung des Medien-
kontrollrats (MKR) oder die Ausgestaltung der inneren Pressefreiheit 
widersprachen westdeutscher Praxis. Während eines Treffens mit 
westdeutschen Verlagsvertreter*innen am 14. Februar unterstrich das 
BMI, dass für »ein künftig vereintes Deutschland« in der DDR »dafür 
Sorge zu tragen« sei, dass »Strukturen gebildet würden, […] die kom-
patibel seien« mit denen der BRD (BMI Protokoll 1990, 3). Nichts, was 
im Osten geschehe, dürfe bestehende Strukturen in der BRD gefährden. 
Damit war ein allgemeines Mediengesetz auf bundespolitischer Seite 
vom Tisch; der Beschluss vom 5. Februar sollte bis zum Ende der DDR 
medienpolitische Grundlage bleiben.

Die zugrundeliegende Idee blieb trotz Einheitsdruck und Rundfunk-
überleitungsgesetz bis Juli 1990 bestehen. Noch zu Beginn des Vor-
monats wirkte die Arbeitsgruppe Grundsatzfragen unter dem Volks-
kammer-Ausschuss für Presse und Medien darauf hin, den Beschluss 
vom 5. Februar zu einem »umfassenden und selbstständigen Medien-
gesetz der DDR« (in ADN 1990) auszubauen. Ziel war es laut dem Aus-
schussvorsitzenden Jürgen Schwarz, mit dem Mediengesetz einen Teil 
zur »hoffentlich ganz neuen Medienordnung für ganz Deutschland« (in 
Transkript 1990) beizutragen. Denn die Einheit beider deutscher Staa-
ten bedeute nicht zwangsläufig, dass die DDR die BRD-Medienordnung 
übernehmen müsse. Vielmehr gab es »unvorstellbar viele Vorstellun-
gen, was aus den Medien der DDR noch werden kann« (ebd.). 

Ähnlich argumentierte die Kommission Medienpolitik der PDS. Zu 
ihrem Treffen am 14. Juni 1990 entwarf sie ebenfalls eigene Richtlinien. 
Da die DDR noch für einen absehbaren Zeitraum existieren werde, gelte 
es Reformen zeitnah durchzusetzen. Mit Blick auf aktuelle Entwick-



Die vergessenen Medienreformen des letzten Jahres der DDR 35

lungen war ihre Sorge, dass »[a]lle grundlegenden Veränderungen […] 
negiert« würden, da die »Medienmechanismen, die Markt- und Macht-
verhältnisse der bundesdeutschen Medienlandschaft« künftig auch 
im Osten Deutschlands »ungehemmt wirken« (PDS-Entwurf 1990, 1). 
Deren Vorboten seien bereits jetzt sichtbar. Jede »demokratische Neu-
gestaltung der Medienstruktur und der Medienkultur« (ebd.), betonte 
die PDS-Kommission, mache aber eine grundlegende Reform und de-
mokratische Verfassung (wie vom Runden Tisch entworfen) notwen-
dig. Diese solle künftig »jegliche ökonomische und politisch bedingte 
Monopolisierung von öffentlicher Meinung verhinder[n]« (ebd.). 

So entwarfen verschiedene Gruppen Vorlagen, die am 26. Juli 1990 
letztlich von der Arbeitsgruppe Grundsatzfragen unter der Kommis-
sion Mediengesetz im Ministerium für Medienpolitik (MfM) diskutiert 
wurden. 23 Teilnehmer*innen verschiedener DDR-Institutionen (wie 
Parteien, Verlage und Gewerkschaften) nahmen an diesem Treffen teil. 
Man diskutierte, ob eine überarbeitete Gesetzesvorlage, für die »die 
Gesetzgebungskommission sich stets mit voller Energie eingesetzt hat« 
(Protokoll 1990, 3), tatsächlich von Nutzen war. Das Treffen endete mit 
dem Fazit, dass »das immer schneller werdende Tempo der Vereinigung 
der beiden deutschen Staaten« eine weitere Überarbeitung »nicht sinn-
voll erscheinen läßt« (ebd., 4). »[J]etzt noch eine Gesetzgebung mit 
Geltung für das heutige Gebiet der DR [sic] in Angelegenheiten an-
zustreben, die sowieso in einem vereinten Deutschland Zuständigkeit 
der Länder sein werden und es in den Ländern der heutigen Bundes-
republik von jeher sind« (ebd.) machte die Arbeit inhaltslos. Damit war 
das Gesetz endgültig vom Tisch. 

Stattdessen sollte eine neu zu gründende Kommission die künftigen 
Bundesländer in der Vorbereitung ihrer jeweiligen Landesmedienge-
setze unterstützen. Die Teilnehmer*innen des Treffens wurden gebeten, 
hierfür Ideen und Vorschläge bis Mitte August an das MfM zu senden. 
Das Ministerium wurde so zum »Anwalt der Länder, die es noch gar 
nicht gibt« (Brüning, 1990), und vertrat deren zukünftige Interessen. 

3 Der Medienkontrollrat 

Am 13. Februar 1990 gründete sich der Medienkontrollrat (MKR). Ein-
zigartig in der deutschen Geschichte, hatte er kein Gegenstück in der 
Bundesrepublik, wo 1956 der Deutsche Presserat als Selbstkontrollgre-
mium der großen Verleger- und Journalistenverbände in Reaktion auf 
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ein geplantes Bundespressegesetz entstanden war. Der MKR hingegen 
bildete ein unabhängiges, überparteiliches Beratungsgremium, das die 
Durchsetzung des Mediengesetzes begleiten sollte. Ihm gehörten Ver-
treter*innen des gesamten ostdeutschen politischen Spektrums an: 
Parteien, Verbände, Kirchen, des DDR-Presse- und Informationsdiens-
tes und viele andere (Claus 1991; Guzman 2015).

Der MKR hatte weder legislative noch exekutive Gewalt, weshalb er 
mit einem »Wolf ohne Zähne« (Theon 1990) verglichen wurde. Laut 
MKR-Mitglied Dr. Wolfgang Kleinwächter traf diese Beschreibung »in 
der Tat« zu, aber »das ist nicht zu bedauern, sondern das ist gewollt« 
(in Claus 1991, 10). »Der Medienkontrollrat muß bellen, beißen muß 
dann die Exekutive, also der Ministerrat, der Minister oder andere 
Gremien, die für die Durchführung von Verordnungen zuständig sind« 
(ebd.), unterstrich Kleinwächter im Frühling 1990. Dem Beschluss vom 
5. Februar verpflichtet, sah sich der Rat als »eine moralisch-appella-
tive Instanz einzig der Aufgabe verpflichtet, die Meinungsvielfalt und 
Auswahlfreiheit für den mündigen Bürger vor erneuter Vermachtung 
ebenso zu schützen wie vor deformierter Vermarktung« (MKR 1990a). 
Hierfür hielt der MKR öffentliche Anhörungen mit verschiedenen Inter-
essengruppen des Mediensektors und wurde so zu einem Schauplatz, 
auf dem »in kleinem Maßstab jene größeren Kräftedynamiken« wirk-
ten, »die 1990 das Schicksal der DDR prägten« (Guzman 2015, 213). 
Dabei verkörperte der Rat »die Hoffnung, dass die ostdeutschen Me-
dien bei entsprechendem Schutz und Aufsicht ihren eigenen Reform-
prozess anführen und eigene demokratisch und wirtschaftlich trag-
fähige Medieninstitutionen und -unternehmen schaffen« (ebd., 211) 
könnten. So bedurfte beispielsweise jede »Eigentumsbeteiligung an 
Medien der DDR durch Ausländer« einer Zustimmung des MKR, womit 
die »Eigenständigkeit der Medien« gewährleistet werden sollte (Runder 
Tisch 1990a). Diese Regelung schloss Investor*innen aus der BRD ein. 
Denn um die »Informationsfreiheit und Meinungspluralismus auf dem 
Gebiet der DDR garantieren zu können«, so der Rat, seien »alle Schritte 
zu unterlassen, die zu Monopolstellungen sowohl der DDR – als auch 
ausländischer Verlage führen können« (MKR 1990b, 1). Da Kooperati-
onsbestrebungen bundesdeutscher Verlage mit DDR-Verlagen, -Redak-
tionen und -Druckereien bereits Anfang 1990 rasant anstiegen, galt 
diese Regelung vor allem BRD-Investor*innen.

Allerdings kämpfte der Rat von Beginn an mit Arbeitsüberlastung 
und seinem Mangel an Autorität. Er übernahm Aufgaben, die eigentlich 
der Exekutive zugekommen wären. Laut Gottfried Müller, Minister für 
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Medienpolitik in der Regierung de Maizière, sei »aber niemand sonst 
dagewesen, der im befürchteten Chaos hätte Eckpfeiler aufstellen kön-
nen« (in Brüning 1990). Der Rat füllte diese Lücke, war mit der langen 
Liste an Problemen aber überfordert, besonders dann, wenn sie Legisla-
tiv- oder Exekutivmaßnahmen erforderten. Dazu zählten Papierknapp-
heit, Dumpingpreis-Strategien und Steuerschulden westdeutscher 
Verlage, wachsende Joint-Venture-Aktivitäten und offene Fragen be-
züglich Werbung und Radiofrequenzen für private Rundfunkveranstal-
ter. Bereits auf seiner konstituierenden Sitzung sollte er grundlegende 
Probleme zum Pressevertrieb und zu Joint-Venture-Aktivitäten ent-
scheiden. Zu diesem Zeitpunkt hatte der Rat weder ein eigenes Statut 
noch interne Strukturen und Verfahren. Die technische Grundausstat-
tung fehlte, und drei feste Planstellen sowie Räumlichkeiten und Möbel 
mussten noch beantragt werden. Die volle Ausstattung des MKR sollte 
bis Ende März dauern, ab diesem Zeitpunkt war er voll funktionsfähig 
(vgl. Tröger 2019b). 

Trotz langer Aufgabenliste und hohem Arbeitspensum war die Bilanz 
des Rates am Ende seiner acht Monate düster. Zwar hatte er es, laut 
Müller, als »Konstante in der unruhigen Medienlandschaft« (zitiert in 
Brüning 1990) geschafft, »konzeptionelle Linien« festzulegen und un-
erwünschte Entwicklungen zu stoppen (zitiert in Regierungspresse-
dienst 1990, 5). In der Gestaltung der DDR-Medienwende blieb er aber 
weitgehend wirkungslos. Zum einen, da seine Arbeit mit Übernahme 
der BRD-Medienordnung, wie MKR-Mitglied Bächer (2016) im Som-
mer 1990 erkannte, »für die Katz« war. Zum anderen, und darauf ver-
wies Kleinwächter im April 1990, weil er konsequent ignoriert wurde. 
Auf dem Pressemarkt beispielsweise machten »sich BRD-Verlage breit, 
als gäbe es gar keinen Medienkontrollrat!« (in BZ 1990). MKR-Sekretär 
Andreas Graf fügte hinzu, er würde »viel lieber beißen als bellen dürfen 
bei allem, was man so sieht« (in journalist 1990). Der Rat hatte den 
aggressiven Verlagsstrategien, denen gegenüber auch Selbstkontroll-
versuche der Verlagsverbände wirkungslos waren (vgl. Fürstner 1990), 
wenig bis nichts entgegenzusetzen.

4 Innere Pressefreiheit und Landesmediengesetze

Bis August 1990 erhielt das MfM eine Vielzahl an Vorschlägen für die 
Ausgestaltung künftiger Landesmediengesetze, die sich meist sowohl 
auf den Rundfunk als auch auf die Presse bezogen. So hatte auch die 
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Gesetzgebungskommission für ein allgemeines Mediengesetz Rahmen-
vorschläge gemacht. Demnach sollten in Bezug auf die Presse Regelun-
gen zur Verantwortlichkeit von Journalist*innen, zum Pressevertrieb 
und zum strukturellen Aufbau der Presse festgeschrieben werden, um 
nur einige zu nennen (Protokoll 1990, 4). 

Letztlich lieferte die Initiative Sächsisches Landesmediengesetz die 
Vorlage für die Pressegesetze der künftigen Länder. Der Gesetzentwurf 
»über die Freiheiten, Rechte und Pflichten der Presse in Sachsen« war 
am 13. August 1990 in Leipzig erarbeitet worden (Halbach 1990). Die-
ser hatte mehrere Punkte aus BRD-Landespressegesetzen übernommen 
(wie das Recht auf Gegendarstellung, Regelungen bezüglich der Be-
schlagnahme von Medien oder strafrechtlicher Haftung), enthielt aber 
auch eigens erarbeitete Bestimmungen. So bot die Vorlage etwa eine 
zweiseitige Definition der Pressefreiheit und dazu eine dreiseitige Er-
läuterung. Darin hieß es: 

Der Missbrauch wirtschaftlicher und politischer Machtstellung ist zu ver-
hindern. […] Herausgeber, Verleger und redaktionelle Mitarbeiter sind in 
besonderer Weise dem humanistischen Kultur- und Bildungsauftrag ver-
pflichtet. (Entwurf 1990, 1) 

Anders als in der Bundesrepublik üblich, verlagerte die Vorlage den Fo-
kus von Medienorganisationen auf die Rechte und Pflichten einzelner 
Medienakteur*innen, wie Journalist*innen und Redakteur*innen. Sie 
unterstrich, dass die im Pressesektor Beschäftigten persönlich für die 
Erfüllung ihrer öffentlichen Pflichten verantwortlich seien. Das bedeu-
tete: 

[Sie] haben das Recht, die Ausarbeitung eines Beitrages oder eine ent-
sprechende Mitwirkung zu verweigern, wenn Inhalt und Herstellungsweise 
ihren persönlichen Überzeugungen widersprechen. Sie können auch durch 
kein Arbeitsverhältnis verpflichtet werden, in Veröffentlichungen Ansich-
ten zu vertreten, die ihrer persönlichen Meinung zuwiderlaufen. Aus ihrer 
Weigerung darf den Mitarbeitern kein Nachteil erwachsen. (ebd., 3)

Teile dieser Klausel stammten aus dem frühen Vorschlag der SPD (Ost) 
vom 3. Januar 1990, war vom Runden Tisch ratifiziert und in den Be-
schluss vom 5. Februar aufgenommen worden. 

Auch der Medienausschuss der Volkskammer gab Grundsatzempfeh-
lungen für die Mediengesetzgebung der künftigen Bundesländer, die 
bis nach der deutschen Einheit im Umlauf blieben. Er definierte Medi-
enfreiheit zum einen als das Recht der Bürger*innen »auf wahrhaftige, 
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umfassende, vielfältige und ausgewogene Informationen durch die 
Massenmedien«, um sich eine eigene Meinung zu bilden (Grundsatz-
empfehlungen 1990, 2), und zum anderen als die Freiheit der Massen-
medien, ihrer Eigentümer*innen und ihrer Beschäftigten, unabhängig 
Meinungen und Informationen in Druck, Ton und Bild zu verbreiten. 
Dies müsse »unter Wahrung der demokratischen und humanistischen 
Prinzipien der Freiheit und Verantwortung, Vielfalt und Wahrhaftig-
keit, internationalen Verbundenheit und nationalen Eigenständigkeit 
und Offenheit im Informationsleben [geschehen]« (ebd., 2–3).

Diese Definition, wie auch die der Initiative Sächsisches Landes-
mediengesetz, fasste die Medien- und Pressefreiheit weit und gestaltete 
sie dann konkret aus. »Zur Realisierung der inneren Pressefreiheit in 
den Medien«, unterstrich der Ausschuss, »wird empfohlen, Redaktions-
statute abzuschließen« (ebd., 4). So sollte ein »arbeitsrechtliches Ver-
hältnis zwischen Verleger, Intendant und Redakteur« (ebd.) geregelt 
und Journalist*innen explizite Freiheiten, aber auch Verantwortung 
zugeschrieben werden.

Letztendlich fanden einige, wenn auch nicht viele dieser Ideen ihren 
Weg in ostdeutsche Landesgesetze. Das Pressegesetz für Brandenburg 
beispielsweise umfasste die Gewährleistung von Redaktionsstatuten, 
was der Verein Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) sogleich als Ein-
schränkung der Pressefreiheit und Versuch der staatlichen Kontrolle 
interpretierte (Protokoll F. D.P. Medienbeirat 1993). 

5 Fazit

Bereits Mitte 1990 bemängelten Kritiker*innen, der »Funke der DDR-
Reformbewegungen – auf dem Gebiet der Medien« sei »schon so gut 
wie erloschen« (Briefs, 1990). Denn mit der wachsenden Dominanz 
westdeutscher Verlags- und Politikinteressen waren die Diskussionen 
zum Mediengesetz aussichtslos, die Etablierung eigenständiger Medien 
und das Wirken eines souveränen Medienrates illusorisch und die Fest-
schreibung der inneren Pressefreiheit unerwünscht. Misst man also den 
Erfolg der Herbstrevolution 1989 an der Umsetzung der Ziele ostdeut-
scher Akteur*innen, die sich aus der DDR-Erfahrung speisten, dann ist 
der Transformationsprozess gescheitert. Nicht umsonst drängte der 
Runde Tisch auf seiner letzten Sitzung am 12. März 1990, es brauche 
schnelle und konsequente Reformen, um eine vertraglich geregelte Ver-
einigung beider Staaten zu erreichen. Vor allem aber müssten mit der 
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Einheit die Erfahrungen von Gruppen und Einzelpersonen in »konse-
quenter Demokratiegestaltung« rechtlich fixiert und die basisdemokra-
tische Arbeit institutionalisiert werden, um Bürgergruppen, Parteien 
und Minderheiten einzubinden, die sonst keine Vertretung im Parla-
ment fänden (Runder Tisch 1990c, 9). 

Dieses Ziel fiel der Übernahme der bundesdeutschen politischen Ord-
nung zum Opfer. Gleiches galt für Initiativen, die Änderungen in der ge-
samtdeutschen Medienlandschaft anstrebten. So waren es vor allem res-
sourcenstarke westdeutsche Medienorganisationen, die ihre Interessen 
erfolgreich durchsetzten, da sie von den bereits bestehenden Strukturen 
einer expandierenden BRD-Medienordnung profitierten. Politische Ini-
tiativen und Reformziele ressourcenärmerer DDR-Organisationen und 
-Akteur*innen gerieten ins Hintertreffen, weil sie dieser Ordnung nicht 
entsprachen. Angesichts aktueller Krisen (Finanzierung des Journalis-
mus, Legitimation des öffentlich-rechtlichen Rundfunks) lohnt es sich 
aber, damals verfolgte alternative Visionen zum Funktionieren freier 
Medien neu zu bewerten und herauszuarbeiten, ob sich deren Reform-
potenzial für derzeitige Herausforderungen nutzbar machen lässt. 
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Abstract

Von 1989/90 bis 1995 kam es in Deutschland zu einem Zusammenprall 
der Kulturen West versus Ost, bei dem die Macht ungleich verteilt war. Die 
etwa 40 sächsischen Lokalfernsehprogramme aus dieser Zeit stellen – mit 
dem »Blick von unten« – einzigartige Quellen für das kulturelle Gedächtnis 
eines der wichtigsten historischen Einschnitte im 20. Jahrhundert dar. 
Eine Untersuchung der Programme und deren heutige Wiederaufführung 
tragen zur Revision etablierter Darstellungen, Positionen und Beurteilun-
gen dieser Zeit bei. In diesem Beitrag wird auf Zwischenergebnisse zweier 
Untersuchungskategorien eingegangen: einerseits auf Umbrüche im Ar-
beitsleben und deren – als teilweise bis heute fortdauernde Ängste – erlebte 
Auswirkungen sowie andererseits auf die Begegnung mit Westdeutschen. 
Aus den im Projekt realisierten Wiederaufführungen von Lokal-TV-Beiträ-
gen in ganz Sachsen lassen sich heute bei den Zuschauer*innen Lebenser-
fahrungen sowie verschüttete, verdrängte beziehungsweise (nur) gelernte, 
erworbene Kontexte und Gefühle dieser Sattelzeit re-aktualisieren. Außer-
dem können dadurch Erklärungen für die Wurzeln gegenwärtiger sozialer 
Probleme und politischer Diskurse im vereinigten Deutschland gegeben 
werden. 
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1 Einführung

Im Zeitraum der Niederschrift dieses Beitrags, im Oktober 2020, er-
reichten uns ständig Interviewanfragen von »Qualitätsmedien«, die 
Expertise aus unserem vor mehr als zehn Jahren abgeschlossenen und 
breit veröffentlichten DFG-Forschungsprojekt über die Programmge-
schichte des DDR-Fernsehens wollten:1 Zur Aktuellen Kamera, zum 
Fernsehballett, zur ostalgischen Unterhaltungsorientierung des MDR, 
zum medizinischen Beratungsformat Visite – und wir erwarten noch 
Fragen zu Karl-Eduard von Schnitzler (Der Schwarze Kanal), also »Su-
del-Ede«, »Pittiplatsch« und zum Sandmann mit dem Spitzbart. Weil 
das Internet nichts vergisst, finden einfallslose, klischee-orientierte und 
an wiederkehrender Jubiläumsberichterstattung interessierte Journa-
list*innen von heute immer wieder dieselben Themen. Ihre eigenen 
Recherchen ergeben nur wenig zu medialen Vereinigungsbilanzen, den 
neuen biographischen Selbstreflexionen der »Wende-«2 und der »Nach-
wende-Generation« und schon gar nichts zu neuen medialen Quellen, 
die im Folgenden dargestellt werden.

1 Vgl. Steinmetz und Viehoff (2008). Judith Kretzschmar war eine der Ko-Autor*in-
nen. Aus diesem DFG-Projekt gingen mehr als 30 Publikationen in der Reihe 
»MAZ. Materialien, Analysen, Zeitzeugen« im Universitätsverlag Leipzig hervor.

2 Die deutsche Geschichte des 20. Jahrhunderts ist voller Brüche, beispielsweise 
in den Jahren 1918, 1933, 1945 oder 1989. Doch nur für den gewaltigen Um-
bruch in der DDR bürgerte sich der belanglose Begriff »Wende« ein. Zurückzu-
führen ist dies auf Egon Krenz, den Nachfolger Erich Honeckers. Dieser sprach 
in seiner Antrittsrede am 18. Oktober 1989 in Anlehnung an die sowjetische Pe-
restroika von einer nötigen »Wende« durch die SED. Allerdings ist »Wende« kein 
überzeugender Terminus für diesen fundamentalen Systemwechsel, da er das 
Ausmaß der Veränderungen überhaupt nicht abdeckt (vgl. Jesse o. J.; Richter 
2007a; 2007b; Eckert 2007).
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Dieser Beitrag präsentiert Zwischenergebnisse des noch laufenden 
Forschungsprojekts »Heimat heute – oder: Jeder hat sein Nest im Kopf«.3 
In dessen Mittelpunkt steht die Analyse eines einzigartigen Bestandes an 
audiovisuellen Quellen, die das kulturelle Gedächtnis der Menschen in 
Ostdeutschland in der Sattelzeit4 zwischen 1989/90 und 1995 bewahren 
und den Vereinigungsprozess abbilden: die Programme von bis zu 40 lo-
kalen Fernsehsendern in Sachsen. Sie sind bis heute weder von der For-
schung noch von der Politik, den staatlichen Archiven oder den öffent-
lich-rechtlichen Qualitätsmedien in größerem Umfang beachtet worden. 

Zum ersten Mal in der Geschichte wird mit diesem singulären Fundus 
an lokalen Fernsehprogrammen ein wichtiger deutscher und europäi-
scher Transformationsprozess kontinuierlich durch bewegte Bilder festge-
halten, und zwar in einem Bottom-up-Produktionsprozess sich selbst me-
dial professionalisierender Bürger*innen und nicht in einem staatlichen 
Top-down-Verlautbarungsprozess einer Machtelite. Wir orientieren uns 
an den von Ilko-Sascha Kowalczuk (2019, 213–214) formulierten Deside-
raten: »Wir brauchen eine kritische Auseinandersetzung mit den sozialen, 
wirtschaftlichen und kulturellen Ursachen und Folgen der Transforma-
tion. In dieser Aufarbeitung müssen alle Erfahrungsräume Platz finden.« 

Von folgender Annahme wird dabei ausgegangen: Analysen der Pro-
gramme der lokalen Fernsehsender in den neuen Bundesländern am 
Beispiel Sachsens (1990 bis 1995) sowie die re-aktualisierte Erfahrung 
aus heutiger Sicht (Fokusgruppen) können verschüttete, verdrängte 
beziehungsweise (nur) gelernte, erworbene Kontexte und Gefühle auf-
decken sowie Erklärungen für die Wurzeln gegenwärtiger sozialer und 
politischer Diskurse im vereinigten Deutschland bieten. 

Daraus wurden folgende Forschungsfragen entwickelt: 

1. Inwieweit lassen sich aus der Begegnung mit diesen historischen 
Programmen Lebenserfahrungen sowie verschüttete beziehungs-
weise verdrängte Kontexte und Gefühle dieser Sattelzeit bei heuti-
gen Seher*innen re-aktualisieren? 

2. Inwieweit können dadurch gegenwärtige soziale und politische 

3 Leipziger Institut für Heimat- und Transformationsforschung (LIHT), https://
www.heimat-und-transformation.de/en/.

4 Der Begriff der »Sattelzeit« wird in diesem Beitrag in Anlehnung an Reinhart 
Koselleck in seinen Geschichtlichen Grundbegriffen verwendet, der ihn in Bezug 
auf eine idealtypische Beschreibung des Übergangs von der alteuropäischen 
zur modernen Geschichtsauffassung, also den Umbruch vom Ende des 18. zum 
19. Jahrhundert prägte (vgl. Koselleck 1972, XIII-XXIII).
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Diskurse im vereinigten Deutschland auf ihre Ursprünge zurück-
geführt und erklärt werden?

2 Die Große Transformation und ihr audiovisuelles 
Gedächtnis

2.1 Die Neue Große Transformation

Die Jahre 1989 und 19905 stellen neben 1918 und 1945 die dritte große 
Zäsur im 20. Jahrhundert dar. Sie markieren den Beginn einer tiefgrei-
fend und zeitrafferartig vor sich gehenden Transformation des politi-
schen, ökonomischen wie gesellschaftlichen Systems und damit des 
Alltags von Millionen Menschen. Dies ist von Ther (2019) in Anlehnung 
an den Wirtschaftshistoriker Karl Polanyi (2019 [1944]) die »Neue 
Große Transformation« genannt worden. »Große Transformation« be-
deutet dabei eine tiefgreifende Umformung ohne revolutionäre Pro-
zesse, also eine gewaltlose Veränderung verfestigter Formen in diver-
sen Subsystemen (Staatlichkeit, Wirtschaft, Kultur und Gesellschaft) 
sowie grundlegende Strukturbrüche und -wandlungen (vgl. Buchholz 
1968).

Dieser Prozess umspannt mehrere übergreifende Themenkomplexe, 
die der Forschung als analytische Kategorien zugrunde gelegt werden, 
nämlich der politische Systemwandel mit der Etablierung und Kon-
solidierung von Demokratie, Partei- und Verwaltungsstrukturen; dann 
der ökonomische Umbau: Kapitalismus statt Staatssozialismus, der 
neoliberale Umbau des Wirtschaftssystems durch Abwicklung oder Pri-
vatisierung bisher staatlicher Betriebe, unter anderem mit (zunächst) 
hoher Arbeitslosigkeit und späterer Prosperität als eine Folge dieser 
Entwicklungen (vgl. Ther 2016, 26, 28; Ther 2019, 166; Milev 2020, 
23–40).6 

5 1989: Fall der Mauer und anderer militärisch hoch bewehrter Grenzen in Mittel-
europa; 1990: Vereinigung Deutschlands, zunehmende Autonomie mittel-ost-
europäischer Staaten, allmählicher Zerfall der Sowjetunion, Ende des Kalten 
Krieges.

6 Internationale Kontexte wie der Zusammenbruch des Staatssozialismus und 
seine Rückwirkungen auf die Europäische Gemeinschaft und die Europäische 
Union sowie auf die weltweiten politischen Koordinaten sind von hoher Wich-
tigkeit, werden aber in dem hier dargestellten Projekt noch nicht berücksichtigt.
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Diese Große Transformation war und ist nicht auf die DDR und die 
anderen postsozialistischen Staaten beschränkt, sondern umfasste, wie 
Philipp Ther (2019, 91–95) es bezeichnet, in einem ko-transformativen 
Prozess die »alte Bundesrepublik« und – mindestens – die Europäische 
Gemeinschaft sowie (ab 1992) die Europäische Union. Aus ihrer Ge-
schwindigkeit ergaben sich aber folgende Besonderheiten der deut-
schen Transformation im Unterschied zu anderen postsozialistischen 
Staaten:

1. Der paritätische Umtauschkurs von einer D-Mark für eine DDR-
Mark (statt real 1:4)7 bei der Währungsunion am 1. Juli 1990 be-
deutete für die ostdeutsche Wirtschaft eine vierfache Verteuerung 
ihrer Ausfuhren gegenüber 1988. Er ermöglichte Produktionsver-
lagerungen nach Mittel- und Osteuropa an Ostdeutschland vorbei, 
wovon zum Beispiel Tschechien profitierte (vgl. Ther 2019, 79).

2. Ein »zweiter Schock für die ostdeutsche Wirtschaft [war] die ra-
sche Liberalisierung des Außenhandels« (ebd., 80). Wegen der EG 
fielen »sämtliche Handelsschranken nach Westeuropa – diesem 
Konkurrenzdruck war die ostdeutsche Wirtschaft nicht gewach-
sen« (ebd.).

3. Zwischen 1990 und 1992 wurden im Rahmen der »radikalen Pri-
vatisierung« (ebd.) mehr als 10 000 ostdeutsche Betriebe verkauft. 
Dies führte zu einem drastischen Verfall der Preise für die Betriebe 
und zu einem Treuhand-Verlust von 270 Milliarden DM statt er-
warteter Gewinne von 600 Milliarden DM (ebd., 80–81). Nur jeder 
vierte Arbeitsplatz blieb erhalten, was einen »Strukturbruch« vor 
allem für Städte mittlerer Größe bedeutete und einen »Bruch im 
Leben von Millionen von Menschen, die arbeitslos wurden, um-
schulen mussten, oft trotzdem keine dauerhafte Stelle fanden und 
durch Frühverrentung aufs Altenteil geschoben wurden« (ebd.).

4. Der Austausch der Eliten in Ostdeutschland war im Ergebnis radi-
kaler als die Entnazifizierung in Westdeutschland nach 1945 (vgl. 
Weber 2020, 1129).

7 Der Umtauschkurs war gestaffelt und variierte je nach Alter: Ein Verhältnis 1:1 
galt bei Bürger*innen ab 60 Jahren für bis zu 6 000, zwischen 14 und 59 Jah-
ren für bis zu 4 000 und bei Kindern bis 14 Jahren für bis zu 2 000 DDR-Mark, 
außer dem für regelmäßige Zahlungen wie Löhne, Gehälter, Stipendien, Renten, 
Mieten und Pachten. Höhere Sparguthaben und Schulden wurden 2:1 umge-
tauscht. Der Durchschnitt lag bei 1,8:1 (vgl. Neubert 2008, 386–387).
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Jeder Ostdeutsche hatte sein Leben »in einem Maße umstellen müssen, 
als wäre er in ein anderes Land gezogen. Fast alle wechselten den Ar-
beitsplatz, mit Phasen der bis dahin unbekannten Arbeitslosigkeit. Um-
lernen mussten alle, am Arbeitsplatz, in der Politik, in der Verwaltung, 
im privaten Bereich« (Schröder 2007, 13). 

Abb. 1 und 2: März 1990 auf dem Leipziger Marktplatz: Marktschreier und 
eine überdimensionale Banane symbolisieren die westliche Übernahme öst-

licher Märkte. © Stadtfernsehen / Studio Leipzig, März 1990.

Die Große Transformation nahm allerdings nicht erst am 9. November 
1989 oder am 3. Oktober 1990 ihren Anfang, und sie mündete nicht 
irgendwann am Ende der 1990er Jahre in eine vollendete Vereinigung, 
sondern hatte ihren Vorlauf in den 1980ern: Niedergang der DDR-Öko-
nomie, mediale Öffnung nach Westen, Entstehen und Erstarken einer 
oppositionellen Zivilgesellschaft, die sich die seit Anfang der 1980er 
Jahre aufkommenden, modernen elektronischen Medien zunutze 
machte (Satellitenfernsehen, Kabelnetzwerke, Antennengemeinschaf-
ten, Videokameras). Die Große Transformation ist ein bis heute andau-
ernder, Generationen überspannender Prozess. 

2.2 Eingrenzungen und Ausprägungen des Projekts

Das hier vorgestellte Forschungsprojekt konzentriert sich auf die Sattel-
zeit des Übergangs von einem staatssozialistischen in ein demokrati-
sches und kapitalistisches System, auf die erste Phase der Transforma-
tion in ein gemeinsames Deutschland 1990 bis 1995. Diese ist unter 
anderem gekennzeichnet durch politische und mediale Maßnahmen- 
und Ereignisbündel, nämlich »die Delegitimierung und Abschaffung 
der sozialistischen Staatsmacht in der DDR, [den] kurzzeitige[n] Ver-
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such des Aufbaus eines pluralistischen politischen Systems in der DDR, 
[den] zur Beendigung der deutschen Zweistaatlichkeit hinführende[n] 
Prozess sowie die politisch-administrative Übergangsperiode für das 
ostdeutsche Siedlungsgebiet« (Pasternak 1998, 21). 

In diesem Zeitraum, Anfang 1995, endeten auch die ökonomischen 
Maßnahmen zur Übergangsfinanzierung der deutschen Einheit, und 
die öffentliche Finanzwirtschaft des vereinigten Deutschlands wurde 
weitgehend von Sonder- und Ausnahmeregelungen befreit (vgl. Woll-
mann 1997, 74; vgl. Einigungsvertrag 1990). Zwei weitere Gründe 
für den Zeitrahmen 1990 bis 1995 sind technischer Natur und von 
dem bisher Genannten weitgehend unabhängig: Zum einen datieren 
die audiovisuellen Quellen, die frühesten analogen Videobänder der 
ersten Gründungswelle der Lokalfernsehveranstalter, genau auf den 
Zeitraum von 1990 bis 1995 und sind von technischem Verfall bedroht. 
Zum anderen traf die Entfaltung gleich mehrerer für das Entstehen von 
Lokalfernsehen zentraler technologischer Entwicklungen mit den oben 
angeführten Entwicklungen zusammen, quasi als Conditiones sine qua 
non: tragbare Videokameras (Fernsehen für Jedermann) sowie Glas-
faser- und Kupfer-Kabelnetzwerke. 

Seit einigen Jahren ist, teilweise in einer jüngeren Generation, teil-
weise auch unter den ehemaligen Akteur*innen, ein Diskurs ent-
standen, der etliche der damaligen politischen und ökonomischen 
Entscheidungen kritisch daraufhin hinterfragt, ob sie tatsächlich so »al-
ternativlos« waren, wie es vor 25 und 30 Jahren erschien. Jörg Schwei-
nitz, Hilde Hoffmann und Tobias Ebbrecht postulierten bereits 2009 in 
Bezug auf das »abgeschlossene Sammelgebiet« DDR eine abgeklärte 
Haltung und ein nüchternes wissenschaftliches Urteil auf dem Feld 
der Transformationsforschung, um sich gar nicht erst in die Kämpfe 
der ehemaligen Protagonist*innen einzumischen (vgl. Schweinitz et 
al. 2009, 16–17).8 Hieraus leiten wir drei theoretisch-methodologische 
Momente ab: 

8 Persönliche Anmerkungen dazu: Wir beide, als Autor*innen dieses Beitrags und 
als Forscher*innen heute, 30 Jahre nach diesem weitreichenden historischen 
Ereignis, versuchen einen solchen »frischen Blick« in der Forschung selbst ein-
zunehmen. Den Fall der Mauer und die folgende Sattelperiode haben wir als re-
flektierende Erwachsene durchlebt: Judith Kretzschmar, die ihre prägenden po-
litischen, kulturellen, sozialen und medialen Erfahrungen in der DDR gemacht 
hat, und Rüdiger Steinmetz in der Bundesrepublik Deutschland. Außerdem hat 
unser Thema seine Wurzeln in den Zeiten des Kalten Krieges zweier deutscher 
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1. Heute stimmt es umso mehr, dass sich, frei von den Kämpfen der 
»heißen« Transformationszeit, eine abgewogenere Analyse anstel-
len lässt. Dies kann und muss (auch) eine jüngere Forscher*innen-
generation leisten, gemeinsam mit Zeitzeugen und auf der Basis 
neuer, eben auch audiovisueller Quellen.

2. Vieles von dem, was heute aufbricht und sich in Wahlergebnissen 
niederschlägt, wurde vor 25 bis 30 Jahren unterschätzt oder falsch 
bewertet, in der Hektik des Umbruchs missachtet, liegengelassen, 
unter den Teppich gekehrt und überdeckt durch allzu viele, gleich-
zeitig auf Politik wie auf Bürger*innen einstürzende Herausforde-
rungen, Verheißungen und Möglichkeiten. Heute stellen sich die 
damals unbeantworteten, verdrängten Fragen neu.

3. Gleichzeitig wirft die heutige Perspektive ein Licht auf die geron-
nenen Erfahrungen, Gefühle, Hoffnungen und Enttäuschungen, 
die in diesen frühen lokalen Fernsehprogrammen zu finden sind. 
Der Soziologe Michael Hofmann (2016, 7) betont: »Wir können 
heute noch gar nicht ermessen, wie wichtig und wertvoll die in der 
Transformation gewonnenen Lebenserfahrungen für die nachfol-
genden Generationen sein werden.« 

2.3 Lokalfernsehen als Speicher audiovisuellen, 
kulturellen Gedächtnisses

Spätestens seit Anfang der 1970er Jahre versteht man die Programme 
und Inhalte audiovisueller Massenmedien auch wissenschaftlich als 
geronnene Erinnerungen ihrer jeweiligen Zeit, als Bewegungen des 
»Zeitgeists« und als historische Quellen (vgl. Albrecht 1969; McCreary 
1972). Auf der Produktebene werden die bewegten Bilder von Film und 
Fernsehen in ihrer synergetischen Einheit aus Ton, Montage und ande-
ren untrennbaren ästhetischen Komponenten als zu analysierende his-
torische und kulturelle Quellen immer mehr anerkannt und durch die 
Analyse der Bedingungen ihrer Produktion und Rezeption kontextuali-
siert. In modernen Gesellschaften sind die jeweiligen Mediensysteme 
auf (inter-)nationaler, regionaler und lokaler Ebene als komplexe, 
selbstreferentielle Kommunikationssysteme anzusehen, die eine »Spra-
che sprechen«. Auf der anderen Seite basieren die Inhalte dieser Pro-

Staaten, die jeweils in einen der gegnerischen Blöcke integriert waren und un-
sere Lebens- und Denkweisen beeinflusst haben.
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gramme auf lokalen und (sub-)regionalen Grundlagen; sie haben spe-
zifische Wurzeln in Kultur und Geschichte. Diese klassischen Medien 
drücken einerseits gesellschaftliche Erfahrungen, Ideen und indivi-
duelle Phantasien aus und formen sie andererseits. 

Massenmedien sind »Systeme der Beobachtung sowie der Selbst-
beobachtung der Gesellschaft« (vgl. Gerhards 1994) und sie sorgen für 
die Integration in und die Teilhabe von Menschen an der Gesellschaft. 
Sie vermitteln und übersetzen durch ihre audiovisuelle Repräsentation 
und Distribution zwischen der individuellen und der soziokulturellen 
Dimension des kollektiven Gedächtnisses (vgl. Erll 2017, 135). Die Kul-
turanthropologin Aleida Assmann (2018) untersuchte in ihrem Werk 
Der lange Schatten der Vergangenheit die Erinnerungskultur einschließ-
lich der Rolle der Medien darin. Medien wie fiktionale und dokumen-
tarische Filme oder im hier diskutierten Fall lokale Fernsehprogramme 
bilden Quellen lebendiger Erinnerungen, die diese in ein kulturelles 
Gedächtnis überführen:

Die Massenmedien schaffen wichtige Impulse und Auslöserreize für das 
kulturelle Gedächtnis, ohne selbst eines zu produzieren. Sie sind unent-
behrlich, um es zu aktivieren, doch es bedarf anderer Instanzen, um es zu 
bilden. Der größte Teil der Medienangebote geht unwiederbringlich verlo-
ren; ein kleiner Teil landet im kulturellen Speichergedächtnis, ein winziger 
Ausschnitt davon wird Bestandteil des kulturellen Funktionsgedächtnisses 
(Assmann 2018, 242).9

Assmann unterscheidet grundsätzlich zwischen einem »inkarnierten 
Erlebnisgedächtnis« der Zeitgenoss*innen und einem »exkarnierten 
Mediengedächtnis« der Gesellschaft (Assmann 2018, 210–213), die 
sich gegenseitig beeinflussten und beeinflussen. Hinzugefügt sei: Im 
Laufe der Zeit, etwa bei Neuinterpretationen und der Wiederverwen-
dung in verschiedenen Bildungskontexten, aber auch bei Neukompila-

9 Das »Speichergedächtnis« ist laut Assmann (2018, 55) der »Fundus und Hin-
tergrund für latente Erinnerungen, die ihre Stunde hinter sich oder noch vor 
sich haben«, weil sie eben, wie es in dem hier vorgestellten Projekt geschieht, 
dem Vergessen durch Re-Aktualisierung entrissen und dem aktiven Erinnern im 
Funktionsgedächtnis zugeführt werden. »Im Funktionsgedächtnis herrscht no-
torischer Platzmangel. Was dort hineingelangt – vom Kanon biblischer Texte bis 
zum Kanon der Klassiker – ist durch rigorose Verfahren der Auswahl hindurch-
gegangen. […] Was einen Platz im Funktionsgedächtnis einer Gesellschaft hat, 
hat Anspruch auf immer neue Aufführung, Ausstellung, Lektüre, Deutung, Aus-
einandersetzung.« (ebd., 56)
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tionen und Interpretationen in neuen Fernsehsendungen, hat dieses 
exkarnierte Mediengedächtnis das Potenzial, wieder in die Erfahrungs-
erinnerungen gegenwärtiger und zukünftiger Individuen, Gruppen 
und Generationen zurückzufließen und diese damit neu zu »inkarnie-
ren« bei denen, die als Zeitzeug*innen an den Ereignissen teilgenom-
men hatten, aber auch bei denen, die zur Zeit der Ereignisse gerade erst 
oder noch gar nicht geboren waren. Assmann (ebd., 215) spricht in 
diesem Zusammenhang von der zweiten und dritten Generation, die in 
der konsequenten Genealogie derjenigen Ereignisse steht, die ihre 
Identität geprägt haben, aber außerhalb der Reichweite ihrer bewuss-
ten und selbstgewonnenen Erfahrung. So sind die Erinnerungen an die 
1990er Jahre allgegenwärtig, als Teil eines Erfahrungs- und eines Gene-
rationengedächtnisses. Assmann (2014, 14) definiert diese Omniprä-
senz als »Noch-Gegenwart der Vergangenheit«.

Darüber hinaus spielt, so ist hinzuzufügen, bei der DDR- und Vereini-
gungserfahrung eine »Zwischen- und Zwittergeneration« eine Rolle, 
nämlich ostdeutsche Jugendliche, die im Alter von 12 bis 15 Jahren 
die deutsche Wiedervereinigung erlebten, in ihrer frühen Sozialisation 
mit Ost-Identität ausgestattet wurden, die noch von antifaschistischen 
Helden, kommunistischen Ritualen und SED-Insignien geprägt waren 
(vgl. Wolfrum 2006, 495) und dann plötzlich die »ersten Wessis aus 
Ostdeutschland« wurden, wie es die Autorin Jana Hensel (2017 [2002], 
166) formulierte. 

In dieser Arbeit wird folglich unterschieden zwischen drei Genera-
tionen: der Generation der (damals erwachsenen, aktiven) heutigen 
Zeitzeug*innen, der »Wende- oder Zwischengeneration« und der bezie-
hungsweise den »Nach-Wende-Generation(en)«.

2.4 Entwicklung lokaler Fernsehsender in der DDR und 
in Sachsen 

Während die Grundstrukturen des staatlichen DDR-Fernsehens bis 
zum 31. Dezember 1991 bestanden, hatten die ab 1990 entstandenen 
lokalen Fernsehsender eine dreifache Genese: a) Ihre technischen und 
teilweise auch personellen Wurzeln lagen im letzten Jahrzehnt der 
DDR, in den sogenannten »Antennengemeinschaften«;10 b) sie gingen 

10 Die Kabelnetze der Antennengemeinschaften verbanden in der Endphase der 
DDR hunderte, tausende und mitunter bis zu 50 000 Haushalte in Wohnblöcken 
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teilweise aus der Bürgerrechtsbewegung in der DDR und der unmittel-
baren Phase nach dem Fall der Mauer hervor; c) diese beiden Wurzeln 
waren teilweise miteinander verflochten.

Einige Beispiele für diese Wurzeln sollen nun näher dargestellt 
werden: In den hügeligen Regionen Sachsens, insbesondere im Erz-
gebirge, in der Sächsischen Schweiz, im Vogtland und im Zittauer Ge-
birge, erlaubte die Topographie nicht einmal den Empfang eines oder 
gar beider DDR-Fernsehprogramme. So war es etwa seit Mitte der 
1980er Jahre ein staatlich akzeptiertes Verfahren, eine Höhenlage für 
eine »Antennenkopfstation« technisch zu vermessen und zu verorten, 
von der aus die Bürger*innen in unbezahlter Arbeit selbst Kabelnetze 
errichteten. Die Deutsche Post lizenzierte diese Stationen. Als Beispiel 
sei die Antennengemeinde Chemnitz/Ebersdorf genannt, die bereits zu 
Weihnachten 1984 stolz war, West-TV zu empfangen (vgl. Antennen-
gemeinschaft Chemnitz/Ebersdorf, Chronik o. J.). Neben der Möglich-
keit, das DDR-Fernsehen auch in abgelegenen und in Bergregionen zu 
bekommen, war es ein willkommener Nebeneffekt, manchmal sogar 
der Hauptgrund, dass man öffentlich-rechtliche oder kommerzielle 
Fernsehprogramme aus Westdeutschland sehen konnte (vgl. Antenne 
Meuselwitz). 

Viele noch heute bestehende örtliche Kabelanlagen stammen daher 
aus DDR-Zeiten. Um eine Genehmigung zu erhalten, musste lediglich 
nachgewiesen werden, dass das DDR-Fernsehen irgendwo in der Kom-
mune nicht optimal zu empfangen war (vgl. Staud 1996). Ein weiterer 
Hintergrund der geduldeten Kabelsysteme bestand auch darin, dass 
der Empfang der West-Programme so besser kontrolliert werden und 
man gegebenenfalls ganze Dörfer relativ leicht abschalten konnte. 

Eine wesentliche Rolle für die Entwicklung des Lokalfernsehens in 
Sachsen spielten vier internationale technische Entwicklungen zu Be-
ginn der 1980er Jahre: erstens die Entwicklung von Personal Computern 
(Apple II ab 1977, IBM 5150 ab 1981) und Spielekonsolen (Commodore 
64 ab 1982), zweitens die magnetische Bild- und Tonaufzeichnung per 
»Camcorder« (ab 1983) auch in Händen von Amateur*innen, die das 
»Fernsehen von nebenan« ermöglichen und befruchten sollten, drittens 
die Verkabelung per Kupfer- und Glasfaserkabel (seit Mitte der 1980er 

mit Fernseh- und Radioempfang. Dies waren nichtstaatliche Einheiten und ihre 
Mitglieder waren durch einen sozialen, gemeinschaftlichen und technischen 
Pioniergeist motiviert. 
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Jahre) und viertens die Entwicklung des Satellitenfernsehens seit 1987 
(TV-Sat 1) und 1989 (TV-Sat2 sowie DFS Kopernikus). 

Auf der Grundlage dieser Technologien und der dispersen, lokalen 
Netz-Infrastruktur entwickelten sich in der DDR örtliche Antennen-
gemeinschaftsanlagen, aus denen Lokal-TV-Stationen entstanden. Hier 
zwei Beispiele: Bereits 1986 sollen nach unserem jetzigen Erkenntnis-
stand in Marienberg-Goldkindstein im Erzgebirge die ersten selbst-
produzierten lokalen Programme mit Stand- und Bewegtbildinhalten 
begonnen haben. 1979 wurde der erste Antrag gestellt, Anfang 1981 war 
Marienberg im Erzgebirge auf private Initiative einer Antennengemein-
schaft verkabelt, 1984 wurde die Antennenanlage (Kabel-Kopfstation) 
auf dem Mühlberg aufgebaut, und am 3. August 1984, mehr als fünf 
Jahre vor dem Fall der Mauer, stellte Günter Rötzer beim Rat des Kreises 
Marienberg einen Antrag auf »Kabelrundfunk in der Region Marien-
berg«, der nie abgelehnt oder genehmigt wurde (vgl. Rötzer 1984). Er 
fand dabei tolerierende Unterstützung vom Rat des Kreises Marienberg 
und des VEB Federnwerk Marienberg. Seit 1986 wurde im Kabelnetz 
der Stadt Marienberg auf Sat.1 eine Art elektronische Zeitung oder Tele-
text mit lokalen Inhalten ausgestrahlt.11 Diese Inhalte erzeugte man auf 
einer umprogrammierten Spielkonsole (Laser 210-BK, seit 1984 auf dem 
Markt).12 Aber die Einrichtung eines eigenen Kabelkanals dauerte bis 
November 1989, wobei nur wenige Videoproduktionen im Rahmen von 
Videotextnachrichten, Veranstaltungsankündigungen und lokaler Wer-
bung stattfanden. Bis 1991 wurde das Lokalfernsehen, das zum größten 
Teil ein als Schleife gesendetes Teletext-»Programm« und nur wenige 
Videos enthielt, in etwa 15 sächsischen Gemeinden verbreitet. Die Zulas-
sung durch die Sächsische Landesmedienanstalt (SLM) erfolgte 1992; 
heute ist das Programm der Regionalfernsehen Mittelerzgebirge MEF 
GmbH nahezu im gesamten Mittleren Erzgebirgskreis zu empfangen.

Eine ähnlich interessante Entwicklung durchlief die Großantennen-
gemeinschaft Burgstädt. Ab 1980 entwickelten sich im Stadtgebiet von 
Burgstädt, etwa 20 Kilometer von Chemnitz (damals Karl-Marx-Stadt) 
entfernt, und den angrenzenden Nachbargemeinden aus Bürgerinitiati-
ven fünf Antennengemeinschaften, die sich 1984 unter einem Dach zu-
sammenschlossen und Ende 1989 auf die Herausgabe der »Burgstädter 
Kabelzeitung« einigten. Diese »Kabelzeitung« erhielt eine Sendelizenz 

11 Teletext beziehungsweise Videotext befand sich seit 1980 in der Bundesrepublik 
im Regelbetrieb von immer mehr ARD-Anstalten (vgl. Chronik der ARD 1978).

12 https://www.mef-line.de/über-uns/entwicklung.html 
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von der DDR-Regierung unter Hans Modrow und wurde ab Februar 
1990 ausgestrahlt. Ein Rechtsnachfolger, »RG Regional-TV«, existiert 
bis heute.13

Das Lokalfernsehen in Burgstädt und das Beispiel des heutigen 
»MittelErzgebirgsFernsehens« in Marienberg zeigen die Kontinuität 
von einer DDR-Kabelnetzgemeinschaft in einigen großen Wohnblöcken 
zu den frühesten Lokalfernsehsendern im vereinten Deutschland (vgl. 
Großantennengemeinschaft Burgstädt und Großgemeinschaftsanten-
nenanlage Marienberg-Goldkindstein 2020). Die späten DDR-Jahre 
und die frühe Transformationszeit ermöglichten kleineren und größe-
ren Bürgerinitiativen – wenn man die Antennengemeinschaften auch 
als solche bezeichnen will – unterhalb des staatlichen Radars Rundfunk 
zu veranstalten. Bis zur Etablierung einer neuen Zulassungsbehörde 
kann man diese Initiativen als »Piratensender« bezeichnen (vgl. auch 
Kretzschmar und Steinmetz 2020, 89). 

Die Sächsische Landesanstalt für privaten Rundfunk und neue Me-
dien (SLM) wurde Ende 1991 gegründet, nahm am 2. Januar 1992 in 
Dresden ihre Tätigkeit auf und vergab seit Spätsommer 1992 die ers-
ten lokalen Rundfunklizenzen (vgl. Kühn 2003, 95–98), die erste am 
27. August 1992 an das »Kabeljournal« in Röhrsdorf bei Chemnitz. Bis 
Ende 1995 hatte die SLM Lizenzen für etwa 68 lokale Fernsehsender 
vergeben, davon um die 40 für Kabelgemeinschaftsanlagen mit »Tele-
zeitung«.14 Als Indikator für einen dann beginnenden Konsolidierungs-
prozess dieses kurzzeitigen Gründungsbooms liefen bis 1999 bereits 
wieder 21 Sendelizenzen aus oder wurden zurückgegeben.

2.5 Programm-Dimensionen

In Sachsen entstand in der ersten Hälfte der 1990er Jahre die reichhal-
tigste lokale Fernsehlandschaft in ganz Deutschland. Diese Programme 
bestanden in weiten Teilen aus lokalen und subregionalen Teletext-In-
formationen, von ihnen auch als »Fernseh-Zeitung« bezeichnet, und 
lokaler Videotext-Werbung. Ein geringer Teil des meist in Endlosschlei-
fen laufenden 24-Stunden-Angebots bestand aus klassischen bewegten 
Fernsehbildern, manchmal mit werktäglich aktualisierten Magazinen, 

13 https://gag-burgstaedt.de/history.html
14 Eigene Berechnungen, basierend auf N. N. (Richter). Veranstalterübersicht – 

Fernsehen – Erstzulassung bis 1995. SLM, interne Quelle, undatiert. 
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meist aber mit nur einmal wöchentlich aktualisierten Beiträgen. In den 
ersten Jahren gehörten auch PR-Videos westdeutscher Unternehmen, 
internationale Musikvideos, Animationsfilme und Werbung für lokale 
Geschäfte und Händler zum Bewegtbild-Programm. 

Eine genaue Berechnung der Programmdimensionen in Stunden 
oder Kassetten in der ersten Hälfte der 1990er Jahre in Sachsen ist 
meist mangels einer archivarischen Erfassung schwierig. In den Jahren 
1990, 1991 und drei Viertel des Jahres 1992, also in der Zeit vor der 
Lizenzierung, gab es weniger als zehn lokale Stationen, bis Ende 1995 
etwa 40. Eigene vorsichtige Berechnungen gehen von bis zu 1 000 Pro-
grammstunden Bewegtbild von 1990 bis 1995 aus. 

In Sachsen wurden zwischen 1990 und 1999 zahlreiche lokale 
Fernsehsender gegründet und auf einer zeitlich und räumlich sehr 
unterschiedlichen Basis betrieben. Zudem wandte man professionell-
journalistische und westliche kommerzielle Programmformate sehr 
unterschiedlich an. Alle Programme waren – mehr oder weniger – 
Learning-by-doing-Projekte, sowohl aus journalistischer als auch aus 
technischer und fernseh-ästhetischer Sicht. Gerade die dahingehende 
»Unbedarftheit« vieler ostdeutscher Macher*innen und ihrer über-
lieferten Programme trägt heute ganz wesentlich zur Authentizität 
und zum historischen Quellenwert des Materials bei. Manchmal sind 
hier Direct-Cinema-Berichte im besten Sinne zu finden, die kaum eine 
Differenz zwischen den »Macher*innen« als Nachbar*innen und den 
Dargestellten erkennen lassen. In den Kleinstädten und ländlichen Ge-
meinden ist ein sehr freier Umgang mit der Programmzeit festzustellen. 
Im Hinblick auf den kulturellen Wert der Programme und ihren Beitrag 
zum authentischen Bild des Alltags und seiner Veränderungen bildet all 
dies ein wesentliches Unterscheidungs- und Qualitätsmerkmal gegen-
über den Programmen des öffentlich-rechtlichen Fernsehens.

2.6 Auswahl sächsischer Lokalfernsehsender

Im Folgenden werden Struktur und Geschichte der Sender kurz erläu-
tert, deren Programme genauer untersucht wurden und die mit Pro-
grammausschnitten Eingang in die im Projekt realisierten Wiederauf-
führungen von Lokal-TV-Beiträgen gefunden haben.
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Tab. 1: Ausgewählte sächsische Lokalfernsehsender (Zusammenstel-
lung auf Basis des gegenwärtigen Kenntnisstandes der Autor*innen).

Name Sendezeitraum Besonderheiten

Stadtfernsehen 
Leipzig

März 1990 bis 
1993

Ältestes Lokalfernsehen in Leipzig. Das Nachrichten-
magazin »Studio Leipzig« wurde in einem gläsernen 
Studio mitten in der Stadt präsentiert, als Zeichen für 
Medientransparenz – in ausdrücklichem Gegensatz zu den 
DDR-Medien.

Regionalfern-
sehen Mittel-
erzgebirge MEF 
GmbH

1986 bis heute Siehe Abschnitt 2.4.

Hoy-TV, später 
Elsterwelle 
TV (2000 bis 
2018), heute 
Lausitzwelle TV

Januar 1993 bis 
heute

Sendete zunächst für die ostsächsische Stadt Hoyers-
werda, dann auch für die Stadt Kamenz. Tägliche, viertel-
stündige Nachrichten folgten ab September 1993. Dazu 
kamen drei Magazine am Montag, Mittwoch und Freitag 
mit Themenschwerpunkten. Betreibergesellschaft war und 
ist die SGS Rundfunkgesellschaft GmbH.

LTV 1992 bis 1994 Gegründet von Peter Vonstein, in der DDR Leiter des 
Leipziger Bezirkskabinetts für Kulturarbeit und Anfang der 
1990er Jahre Produzent (»Stein-TV«) der Hallervorden-
Show auf Sat.1. Vonstein gründete die Produktionsfirma 
Neues aus Sachsen GbR als Muttergesellschaft für das 
dritte Leipziger Lokalfernseh-Programm LTV. Dieses bekam 
ein Fenster auf der Frequenz von Vox zwischen 17 und 20 
oder 21 Uhr. Programmschwerpunkte waren Kultur (bei-
spielsweise Kirchenporträts), Live-Diskussionen zu Politik- 
und Kulturthemen, Sport und Nachrichten.

E-R-tv / 
Erzgebirge 
Regional TV, 
Marienberger 
Fernsehen 

Beginn unbe-
kannt, SLM-Lizenz 
von März 1994 bis 
März 2007

Der Sender produzierte alle 14 Tage ein dreistündiges, 
nicht formatiertes Programm, das in Endlosschleife in 
Kabelanlagen in Ansprung, Lengefeld, Zschopau und 
Zöblitz lief. 1995 ließ der Zschopauer Bürgermeister das 
Programm wegen »Unstimmigkeiten« mit dem Programm-
chef abschalten und verwies Letzteren mit seiner Kamera 
aus dem Stadtrat. Die SLM musste gegen die Abschaltung 
des Programms einschreiten. 
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Name Sendezeitraum Besonderheiten

Laubuscher 
Heimatkanal

März 1992 bis 
2009

Betreiber war der evangelische Pfarrer Gerd Simmank. Er 
realisierte ein Fernsehprogramm, das Ereignisse in der 
kleinen Lausitzer Gemeinde Laubusch (gehört heute zur 
Stadt Lauta) ungeschnitten und unformatiert abbildete, 
um Öffentlichkeit herzustellen und Bürger*innenbetei-
ligung zu ermöglichen. Zusätzlich strahlte er rund 3600 
Morgenandachten aus. Pfarrer Simmank finanzierte alles 
aus eigener Tasche (mehr in Kretzschmar und Steinmetz 
2020, 93).

Kanal X März 1990 bis 
Anfang 1991

Gegründet in Leipzig von den westdeutschen Videokünst-
lern Ingo Günther und Norbert Meissner sowie den ost-
deutschen Anja-Christin Remmert (Autorin) und Jörg Seyde 
(Kunsthistoriker). Eingetragen als gemeinnütziger Verein. 
Beim Runden Tisch Leipzig beantragte der Verein in der 
Endphase der DDR eine Sendelizenz, die ihm der Medien-
kontrollrat aber nicht erteilte.

RFV / VRF 
Vogtland 
Regional 
Fernsehen

Januar 1994 bis 
Dezember 2015

Sendete in Kabelanlagen in Plauen, Auerbach, Klingenthal, 
Markneukirchen, Reichenbach und dem Oberen Vogtland 
wöchentlich drei Stunden aktuelles Programm mit Schwer-
punkten auf Sport, Wirtschaft und Regionalkultur. Seine 
Kulturprogramme, unter anderem die Rubrik »Geschichte 
aus Stein«, waren ebenso beliebt wie »Der Blumenstrauß 
der Woche« für »verdiente VogtländerInnen« und »Vogt-
länder filmen selbst«. Das Programm wurde für seine 
Qualität mit vielen Preisen ausgezeichnet.

Torgau-TV April 1995 bis 
heute

Verbreitet in den Kabelnetzen Torgau, Beilrode, Arzberg 
und Zinna. Das Programm bestand aus einer wöchent-
lichen einstündigen Sendung mit einem langen Beitrag, 
einer »Wochenschau« und einem »Polizeireport«. Es 
enthielt auch Reportagen, Dokumentationen, Interviews, 
Kommentare, Ratgebersendungen und Veranstaltungs-
tipps.

eff3 Frei-
berg (Erstes 
Freiberger 
Fernsehen – 
3. Kanal)

Juni 1994 bis Juni 
2015

Kabel-Fernsehprogramm für Freiberg, Conradsdorf, Naun-
dorf, Hilbersdorf, Halsbrücke, Krummenhennersdorf, Klein-
waltersdorf, Zug, Weißenborn und Großschirma. Täglich 
zu jeder ungeraden Stunde konnten die angeschlossenen 
Haushalte das 40-minütige, wöchentlich aktualisierte 
Programm empfangen. Wie bei anderen lokalen Fernseh-
programmen wechselten sich in der Programmschleife 
Fernseh- und Videotext-Teile ab.
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Name Sendezeitraum Besonderheiten

Euro-Regional-
TV / eRtv 
Görlitz

1992 bis 2017 Programm für die Landkreise Görlitz, Bautzen und 
Zgorzelec (Polen), das von Beginn an grenzüberschreitend 
konzipiert war. Die technische Reichweite lag bei bis zu 
300 000 Zuschauer*innen, davon etwa 80 000 in Polen. 
1992 Beginn als »Bildschirmzeitung« (Videotext). Später 
kamen das deutsch-polnische Magazin »Nachbarn« und 
das Wirtschaftsregionenmagazin »Zukunft Heimat« dazu. 

Eilenburg-TV Februar 1995 bis 
Februar 2016

Wurde von der im Oktober 1994 von Karl-Heinz Hempel 
und Andrea Heyn gegründeten Media Concept GmbH für 
zunächst 6 000 Kabelhaushalte in der nordsächsischen 
Kleinstadt (knapp 20 000 Einwohner*innen) veranstaltet; 
Sendelizenz der SLM am 8. Februar 1995. Sendestart im 
Juli 1995 zunächst mit Videotext-Schleifen, dann ab dem 
Mulde-Hochwasser im September 1995 auch mit Video-
berichterstattung. Hempels Erfahrungen resultierten aus 
dem alteingesessenen Fernsehgeschäft seines Vaters und 
Heyn war eine komplette Seiteneinsteigerin als Diplom-
ingenieurin für Betontechnologie.

3 Methoden der Untersuchung

Entsprechend den in der Einleitung aufgeworfenen Forschungsfragen, 
1) die Relevanz für eine heutige Reaktivierung direkter sowie indirek-
ter, mediatisierter Erfahrungen zu untersuchen und 2) die Wurzeln 
heutiger aus der Transformation resultierender Problemthemen aufzu-
spüren und die bisherige »Nachwende«-Geschichtsschreibung kritisch 
zu hinterfragen, wurde für dieses Projekt ein Methodenmix entwickelt. 
Darin bekommen heutige Zuschauer*innen (drei Generationen) Pro-
gramme aus der Sattelzeit kontextualisiert vorgeführt. Dann werden 
die heutigen Nutzer*innen zur (Re-)Aktivierung ihrer Erinnerungen 
und inzwischen gemachten Erfahrungen befragt. Aus historischer, po-
litischer, soziologischer, medienwissenschaftlicher und Oral-History-
Fachliteratur wurden zuvor thematische Kategorien entwickelt, die der 
teilweise quantifizierenden, überwiegend aber qualitativen Analyse 
von Programmen und Reaktionen auf die Programme zugrunde liegen.

Es handelt sich wegen seines noch nicht gänzlich überschaubaren 
Umfangs um ein Projekt in progress. Es befindet sich auf dem Weg zwi-
schen einerseits deduktiv abgeleiteten Kategorien und Subkategorien 
wie auch andererseits induktiv aus dem Gesprächs- oder Interviewma-
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terial gewonnenen Ergebniskategorien und Themenclustern. Hinzu 
kommt, dass die beiden Autor*innen implizite Hypothesen haben – be-
dingt durch ihre Ost- beziehungsweise Westsozialisation, Innen- oder 
Außensicht und -Erfahrung sowie ihre Geschlechts- und Generationen-
unterschiede –, die erst im Laufe des Forschungsprozesses explizit wer-
den. Das Projekt ist in der gegenwärtigen Phase in seiner Abfolge und 
seinem Aufbau weiterhin auf Offenheit und Hypothesengewinnung an-
gelegt.

Folgende Methoden wurden angewandt:

	� Deduktion von zwölf Themenkategorien für die Analyse der Pro-
gramme aus der Literatur.15

	� Quantitative und qualitative Analyse lokaler sächsischer Fernsehpro-
gramme der Jahre 1990 bis 1995.

15 1. System-Transformation übergreifend: Überführung sozialistischer Strukturen 
in kapitalistische; 2. Politische Transformation: Aufbau neuer politischer, demo-
kratischer und rechtsstaatlicher Strukturen; 3. Ökonomische Transformation: 
Währungsaufwertung und Einkommensangleichung – dann aber der Kollaps 
der Wirtschaft und die Bedürftigkeit nach Alimentation, Anpassung der Realitä-
ten unter dem Druck erhöhter Ansprüche und verschlechterter Bedingungen; 4. 
Kulturelles Leben: Schließung und Neu-Etablierung von Bildungs-, Kultur- und 
Sozialeinrichtungen; 5. Arbeitsleben: Schließung (»Abwicklung«) von Indus-
trie-, Landwirtschafts- und Handelsbetrieben, Arbeitsplatzverlust, Neu-Ori-
entierung auf Arbeitsstrukturen und -profile, Konkurrenz, Leistungsanforde-
rungen, erste Streiks, Arbeitsemigration nach Westdeutschland; 6. Soziale und 
allgemeinmenschliche Lage: Verlust erworbener sozialer und ethischer Standards 
und Ziele, Neuorientierung, Rollen von Familie, Freundeskreis, Nachbarschaft 
und Arbeitskolleg*innen, Übernahme von mehr Eigenverantwortung, Genera-
tionen-Sichtweisen; 7. Umgang mit der (eigenen) Vergangenheit: Entdecken, Auf-
decken, Diskutieren; altes und neues (politisches) Personal, Schuldfragen; 8. 
Heimat: Traditionen, Brauchtum, Feste; regionale/lokale Dialekte und Speisen; 
9. (Verkehrs-)Infrastruktur, (Landschafts-)Architektur: Verkehrsentwicklung, 
Stadtplanung und Restaurierung, Ökologie und Umweltschutz, Wandel der 
Dörfer, Städte und Landschaften, Freizeit und Tourismus; 10. Das Eigene und 
das Fremde: neue Reisemöglichkeiten, Entdecken »fremder« Länder und Kul-
turen, neue Erfahrungen und alte Vorurteile; neue ausländische Restaurants, 
Speisen und Getränke; Ausländerfeindlichkeit, »Besser-Wessis« – »Jammer-
Ossis«; 11. Phasen der Erfahrung mit der Vereinigung: Euphorie, Ernüchterung 
und Desillusionierung, falsche und enttäuschte Hoffnungen, Integration und 
Pragmatik; 12. Neue Medien-Strukturen und -Erfahrungen: West-Dominanz im 
Mediensektor, Nachahmung westdeutscher Programmformate und Medien-
praktiken, neue Medienmöglichkeiten und -freiheiten. 
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	� Kontextualisierende Präsentationen ausgewählter Programme an 
mehr als zwölf Standorten in Sachsen mit anschließenden Fokus-
gruppen-Gesprächen. 
	� Qualitative Analyse der Fokusgruppen-Gespräche entsprechend den 

thematischen Kategorien und Unterkategorien.
	� Macher*inneninterviews.

Bisher (Stand: März 2021) wurden etwa 250 Programmstunden von 
zwölf Lokalfernsehsendern untersucht und Fokusgruppen-Gespräche 
mit etwa 200 Teilnehmer*innen sowie zehn Macher*inneninterviews 
geführt. 

4 Einige Zwischenergebnisse

Aus den zwölf Untersuchungskategorien werden im Folgenden zwei 
ausgewählt, die sich besonders klar aus der Auswertung der bisherigen 
Fokusgruppen-Gespräche an den über Sachsen verteilten Veranstal-
tungsorten ergaben: erstens die Umbrüche im Arbeitsleben und deren 
erlebte Auswirkungen und zweitens das Eigene und das Fremde (Ost-
West). Diese Fokusgruppen-Gespräche wurden leitfadengestützt durch 
zwei Moderator*innen jeweils im Anschluss an einen einleitenden Vor-
trag und die Präsentation einer teilweise regionalspezifischen Auswahl 
von Programmclips geführt und anonymisiert aufgezeichnet.16 Bei der 
Auswertung der Fokusgruppen-Gespräche wurde auf die interpretativ-
reduktive Methode von Lamnek (1995; 1998; vgl. Lamnek und Krell 
2016) zurückgegriffen.

4.1 Umbrüche im Arbeitsleben und deren erlebte 
Auswirkungen (als Ängste)

Durch die Fernsehclips wurden bei den Teilnehmer*innen sowohl dama-
lige, aber auch gegenwärtige Zukunfts- und Existenzängste, Traumatisie-
rungen sowie die Gefühle der Selbst- und Fremdscham re-aktualisiert. 

16 Die Transkriptionen wurden auf Basis digitaler Tonmitschnitte und Videoauf-
zeichnungen zur Zuordnung eventuell wiederkehrender Sprecher*innen ange-
fertigt. Der mündliche Sprachduktus wurde beibehalten, aber behutsam in eine 
lesbare Fassung redigiert.
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Diese wurden generell ausgelöst durch den abrupten Bruch mit den ein-
gespielten Gewohnheiten des Alltags, speziell aber vor allem durch gra-
vierende Einschnitte im Arbeitsleben nahezu eines und einer jeden. Ein 
erheblicher Teil dieser Gefühle ist heute noch virulent, unabhängig davon, 
ob die Zeitzeug*innen eher eine positive oder negative Bilanz der Vereini-
gung für sich ziehen. Es wurde deutlich, dass die genaue lokale Prove-
nienz der Clips zwar eine gewisse Rolle spielte; aber es zeigte sich vor al-
lem, dass die primären, »inkarnierten« Erfahrungen der Zeitgenoss*innen, 
an welchem Ort auch immer gewonnen, durch die mediatisierten, »exkar-
nierten« Erfahrungen mit den ausgewählten Clips aus anderen Orten 
Sachsens revoziert, aktualisiert und (quasi auf einem zweiten methodi-
schen Weg) bestätigt, beglaubigt und verfestigt wurden. Das ließe sich 
entweder damit begründen, dass die Forscher*innen eine »typische«, re-
präsentative Programmauswahl getroffen hatten oder dass diese inkar-
nierten Erfahrungen eben überall in Sachsen, wenn nicht darüber hinaus 
in ganz Ostdeutschland, gemacht wurden. Wir vermuten Letzteres.

Hier einige Zitate aus den Gesprächen, die sich auf die zuvor gesehe-
nen Beispiele beziehen:

Die Angst, die Angst, die dann gerade in den ersten Jahren nach der Wende 
war: »Was wird denn jetzt?« Also ich habe mich gefragt, und viele andere, 
»wie geht es denn weiter?« Die Westmark war erst einmal schön und dass 
man in den Urlaub, vielleicht, fahren konnte. Aber, was wird? Es hatte sich 
dann angedeutet, erst die Betriebe haben so eine Übergangsgesellschaft 
gemacht, dann wurden Lehrgänge angeboten, dann ABM.17 

Ich habe schon zu DDR-Zeiten mit geistig und mehrfach behinderten Kin-
dern gearbeitet und bin jetzt 41 Jahre an der gleichen Stelle. […] Wir haben 
eigentlich insofern, naja, den Umbruch relativ still erlebt. Nur, dass die 
Ängste immer sehr geschürt waren, und die Ängste waren ähnlich wie in 
dem Film. […] Behalten wir unseren Arbeitsplatz? […] Wir [haben] ganz 
oft zusammengesessen, wenn irgendwelche Anbieter kamen, die sagten: 
»Wir übernehmen in einem halben Jahr die Schule, und dann seid ihr alle 
entlassen.« Also solche Phrasen haben wir durch. Es hat sich eigentlich im-
mer wieder gezeigt, dass am Ende das gar keiner so umsetzen konnte wie 
geplant. […] Das war immer ganz beängstigend, doch am Ende sieht man, 
dass die wirkliche Arbeit dann eben gezählt hat. Aber man hat im Grunde 
genommen die Ängste damals gesehen, und heute sind sie eigentlich immer 
noch da, nur anders, aber immer noch präsent. Und von Zeit zu Zeit kommt 

17 Sprecher im Mehrgenerationenhaus Zwönitz (Erzgebirge) am 6. März 2020. 
ABM = Arbeitsbeschaffungsmaßnahme.

Abb. 3: Etwa 1 000 Arbeitsplätze fallen weg, als Ende 1993 die Brikettfabrik 
in Laubusch (Lausitz) geschlossen wird. Unter den Arbeiter*innen herrscht 

Zukunftsangst. © Laubuscher Heimatkanal, 19. November 1993.

 Abb. 4: Ikonisches Bild des Abbruchs: Sprengung auf dem Gelände der 
 Brikettfabrik. © Laubuscher Heimatkanal, 19. November 1993.
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dann irgend so ein Schatten, der irgendwas möchte, und den müssen wir 
dann immer wieder neu bekämpfen.18

Ich schätze das natürlich, jetzt die Welt bereisen zu können, was früher mal 
nicht möglich war. Aber ich habe halt so in Erinnerung, dass doch auch sehr 

18 Sprecherin in der Stadtbibliothek Chemnitz am 11. Oktober 2019.
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mer wieder gezeigt, dass am Ende das gar keiner so umsetzen konnte wie 
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dass die wirkliche Arbeit dann eben gezählt hat. Aber man hat im Grunde 
genommen die Ängste damals gesehen, und heute sind sie eigentlich immer 
noch da, nur anders, aber immer noch präsent. Und von Zeit zu Zeit kommt 
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viel Verlustängste […] und Existenzängste bestanden. Also, das ist das, was 
ich […] aus dieser Zeit mitgenommen habe.19 

Die folgenden Äußerungen beziehen sich auf Programmausschnitte, 
die den damals – nach Übernahme durch die großen westdeutschen 
Energiekonzerne – hoffnungsvollen Umgestaltungsprozess des Lausit-
zer Braunkohlereviers durch umweltfreundlichere Technik in Bezie-
hung setzen zu der heutigen grundlegenden Umwandlung der Lausitz 
weg von der Braunkohle hin zu einer Hightechregion: 

Da könnte einer ein Déjà-vu erleben. Wenn der mit 18 als Lehrling bei 
der LAUBAG dabei war und jetzt in »Schwarze Pumpe« arbeitet, sagt der: 
»Werde ich jetzt wieder arbeitslos, wie damals?«20 

[Dazu:] Es haben hier [in Hoyerswerda] über 70 000 Menschen gewohnt, 
und jetzt sind es, glaube ich, in der Kernstadt nur noch 30 000. Das ist eben 
schon ein Schrumpfungsprozess, der geht parallel mit der wirtschaftlichen 

19 Sprecher im Mehrgenerationenhaus Zwönitz (Erzgebirge) am 6. März 2020. 
20 Sprecher im »studio eins« Hoyerswerda am 2. Juli 2020. Äußerung zum Thema 

»Schwarze Pumpe« und Braunkohletagebau damals sowie den Auswirkungen 
des Kohleausstiegsgesetzes vom Januar 2020 und der Digitalisierungsför-
derung in der Lausitz. Auf dem Areal des 1955 errichteten VEB Gaskombinats 
»Schwarze Pumpe« arbeitet heute ein 1992 errichtetes Braunkohle-Großkraft-
werk. 

Abb. 5: Sozialer Sprengstoff im Laubuscher Lokalfernsehen: Dem kleinen 
Ort (etwa 5 000 Einwohner) werden 1992 deutschstämmige Aussiedler-

familien aus Kasachstan und der Ukraine zugewiesen, während kurz danach 
die Brikettfabrik geschlossen wird und knapp 1000 Menschen ihre Arbeit 

verlieren. © Laubuscher Heimatkanal, 6. November 1992.

Abb. 6: Nach der Euphorie kam die Ernüchterung: Erste Streiks für Tarifver-
träge in Sachsen fanden im Frühjahr 1993 statt, hier am 4. Mai 1993 beim 

Druckmaschinenwerk MAN-Plamag in Plauen. Arbeiter*innen bekamen nur 
die Hälfte des Lohns bayerischer Metallfacharbeiter*innen. © RFV / VRF 

Vogtland Regionalfernsehen, 4. Mai 1993.
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Abb. 7: Abbruch, Umbruch und Aufbruch in Auerbach (Vogtland): Aus dem 
»Suppina«-Werk wird »Knorr«-Suppen. © RFV / VRF Vogtland Regional-

fernsehen, Februar 1993.
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Entwicklung der Region einher. Falls es jetzt nicht gelingt, irgendeinen Er-
satz zu schaffen, dann wird es noch wirklich schlimm kommen. Und inso-
fern kann man schon die Ängste der Menschen verstehen. Also das ist bei 
uns natürlich auch, egal ob in der Zeitung oder halt auch Thema: Was wird 
passieren?21 

Die hier ausgewählten Beispiele belegen zwei durchgehende Trends in 
den Fokusgruppen-Gesprächen: zum einen, dass die in den Erinnerun-
gen der Angehörigen der Zeitzeugen-Generation tief verwurzelten Er-
innerungen und Gefühle durch die Fernsehclips reaktiviert wurden; 
und zum anderen, dass diese scheinbar verschütteten Kontexte auf die 
eigene Gegenwart bezogen und durchaus auch von einer Region auf die 
andere übertragen, also verallgemeinert werden.

4.2 Das Eigene und das Fremde: Ost- und Westdeutsche

Die zweite untersuchte Kategorie »Das Eigene und das Fremde« nimmt 
die scheinbaren Gewissheiten und Argumentationsmuster (im Sinne 
verfestigter Topoi) der letzten Jahrzehnte auf, nach denen sich die Welt 
des vereinten Deutschlands in »Besser-Wessis« und »Jammer-Ossis« 
einteilen ließe. Auch hier ging es darum, inkarnierte Erfahrungen an-
hand von historischen audiovisuellen Quellen überprüfen, bestätigen 
oder widerlegen zu lassen und damit als exkarnierte Erfahrungen ent-
weder zu beglaubigen oder zu falsifizieren. 

Hier wieder Beispiele aus den Fokusgruppen-Gesprächen, die sich 
auf die gerade zuvor gesehenen Fernsehclips beziehen und durchaus 
unterschiedliche reaktivierte Erfahrungen und heutige Positionen ver-
deutlichen: 

Der einzige Gedanke, der mir jetzt beim Anschauen dieser Videoclips ge-
kommen ist: dass einige Gedanken, die wir damals schon hatten, sich be-
stätigen im Rückblick. Gerade diese Konfrontation. Ich nenn’ es jetzt mal 
»Konfrontation«, vielleicht ist es nicht immer eine Konfrontation im wahrs-
ten Sinne des Wortes gewesen, aber es sind doch Welten aufeinander-
geprallt, die sich im persönlichen Bereich zusammenfinden mussten oder 
auch nicht zusammengefunden haben, wenn wir Auseinandersetzungen 
mit Investoren […] hatten. Ich denke manchmal, manche Sachen, die man 
uns Ossis als Vorurteile vorgeworfen hat, die bewahrheiten sich im Nachhi-
nein eigentlich schon. In vielen Bereichen muss man im Nachhinein sagen: 

21 Sprecher im »studio eins« Hoyerswerda am 2. Juli 2020. 
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Ja, wir hatten vielleicht doch bewusst richtige Vorurteile beziehungsweise 
waren skeptisch.22

Das [die gezeigten Clips] spricht die Gefühle an. Ich bin eine Görlitzerin und 
auch schon etwas älter, ich hab’ das alles miterlebt. Das ist unglaublich, was 
das bei mir ausgelöst hat. […] Ich musste auch viel lachen hier, ich hab’ auch 
geweint; das ist so, das betrifft einen ja selber. […] Was ich erlebt hab’ […]: 
Wie die einzelnen kleinen Leute vor Ort im Westen hilfsbereit waren, wie die 
uns auch unterstützt haben, gegenseitig auch respektiert haben. Ich denke 
immer, die Kleinen, die miteinander zu tun hatten, die ohne wirtschaftliche 
Interessen irgendwas taten, damit konnte man ganz viel anfangen. […]23 

Wie man damals auch umgegangen ist miteinander: Ich hab’ das selbst 
erlebt auf dem Marienplatz [in Görlitz], wie dort dieser riesige LKW von 
Milka stand und kostenlos diese Schokoladentafeln verteilt haben an unsre 
Görlitzer Bürger. Und wenn da eine runterfiel, die Leute sind auf allen v-i-
e-r-e-n gekrochen und haben das aufgehoben. Da hab’ ich mir gedacht, was 
ist denn mit den Leuten los? Was geht hier vor sich? Wieso erniedrigen wir 
uns so? Wieso lassen wir uns so vereinnahmen?24 (Vgl. Abb. 8).

Mich hat es peinlich berührt, muss ich sagen, mit dem Wissen von heute 
natürlich. Wie wir da so nach so Zeitungen, so einem Mist da angestanden 
haben und uns die Bananen um die Ohren hauen haben lassen, furchtbar. 
Muss ich jetzt echt so sagen, das ist schlimm eigentlich. Aber gut, das war 
damals die Zeit.25 (Vgl. Abb. 9) 

Wir haben dem Westen viel zu verdanken. Was wäre denn die Alternative 
gewesen, wenn der Westen gesagt hätte, wir nehmen euch nicht? Unser 

22 Sprecherin in der Stadtbibliothek Chemnitz am 11. Oktober 2019. 
23 Sprecherin in der Stadtbibliothek Görlitz am 10. Oktober 2019. 
24 Sprecherin in Stadtbibliothek Görlitz am 10. Oktober 2019.
25 Sprecher im »studio eins« Hoyerswerda am 2. Juli 2020.

Abb. 8: Verteilung von Schokorie-
geln auf dem Leipziger Marktplatz, 
Mitte März 1990. Der Beitrag heißt 
»Test the West.« ©  Stadtfernsehen / 
Studio Leipzig, März 1990.
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Geld war in der Welt wenig wert. Wir hatten wenig Rohstoffe; das Uran hat 
der Russe abgegriffen […], weil das Uran eben ganz wertvoll war. Ich bin 
ein Kind des Erzgebirges und ich bin heute noch sehr dankbar, dass meine 
Kinder ihre Meinung sagen dürfen, dass sie, ohne Parteibuch und ihre Mei-
nung nach dem Wind zu richten, aufs Gymnasium durften.26

Ich musste wie viele arbeitslos Gewordene nach der Wende aus dem Be-
ruf ganz raus, vollkommen was Neues gemacht: Umschulung zum Alten-
pfleger, […] die sogenannten Wessis als Ausbilder. […] Ich war insofern 
sehr beeindruckt: Denen war zum Beispiel auch ganz wichtig, dass sie uns 
mit unserer Mentalität verstehen […]: »Ich will von euch lernen, und wir 
wollen uns austauschen.« […] Also die haben sich, glaub’ ich, reingekniet. 
Haben sogar Wochenenden mit uns verbracht, einfach um uns mal kennen-
zulernen. Man kann sagen: fast Familie. Das war für mich beeindruckend, 
das war ein gutes Miteinander. Wir hatten auch viel Spaß mit dem »viertel 
vor« und »viertel nach«. Ich habe das sehr positiv in Erinnerung.27 

Auch heute noch, glaube ich, man würde ähnliche Antworten bekommen. 
[…] Das ist so eine Blaupause auch auf die aktuelle Situation auch. […] 
Man sagt zwar immer, Geschichte wiederholt sich nicht, aber […] manche 
Verhaltensweisen ändern sich eben nicht.28 

Ich denke, dass es wichtig ist, ins Gespräch zu kommen. Miteinander reden. 
Was mir da immer wieder auffällt, wer im Westen gelebt hat und keinerlei 
Kontakt in die DDR hatte, den hat es nie interessiert, der hatte keine Brü-
che. Der hat keinen Bruch erlebt, sondern konnte so weiterleben, als wenn 
nichts passiert wäre, und hier in der DDR ist alles passiert. […] Jeder, der 
hier in Görlitz gewesen ist, hat eine Geschichte zu erzählen, wo ein Betrieb 

26 Sprecher im Mehrgenerationenhaus Zwönitz (Erzgebirge) am 6. März 2020. 
27 Sprecherin in der Thomaskirche Leipzig am 28. Oktober 2019. 
28 Sprecher in Stadtbibliothek Görlitz am 10. Oktober 2019.

Abb. 9: Verkauf von West-Zeitungen 
auf dem Leipziger Marktplatz im 
März 1990. Im Beitrag findet vor 
allem die Bild-Zeitung reißenden 
Absatz. © Stadtfernsehen / Studio 
Leipzig, 16. März 1990.
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zugemacht worden ist, wo die Kinder weggegangen sind, und das spüren 
wir ja bis heute. Das ist die Nachwende.29

Die Wendezeit war für mich verbunden mit dem persönlichen beruflichen 
Anfang, insofern hab’ ich nicht innerhalb einer Struktur eine Veränderung 
erlebt, sondern ich hab’ eigentlich eine Auflösung erlebt. […] Auf der 
anderen Seite war das auch eine wunderbar anarchische Zeit, und man 
hat einfach, weil man ja keinen fragen konnte, der einem gesagt hat, was 
man machen soll oder wie man es machen soll, da hat man halt einfach 
gemacht. Manchmal sehnt man sich ein bisschen zurück nach so einer Zeit. 
Und dann will ich auch nicht immer so dieses Bashing »der West-Mensch, 
der uns betrogen hat«. Da gab es halt, […] schwarze Schafe, vielleicht auch 
viele schwarze Schafe. Aber man wollte auch eine neue Ordnung haben und 
brauchte halt einfach Fachleute. Es wurde ja beschlossen, dass das eine 
Land in dem anderen aufgeht, und dann musste man sich eben sozusagen 
dem unterordnen.30 

Zuzuhören, verschiedene Perspektiven und Haltungen zuzulassen und 
zu tolerieren, in einer »coolen« Distanz zur heißen ersten Phase die 
Transformation und ihre Ausprägungen und Auswüchse zu analysieren 
und zu bewerten, das wären (als Ergebnis unserer Forschungen) pro-
bate Mittel, auf dem Weg der Vereinigung voranzukommen. Die gegen-
wärtig junge und die mittlere, die »Wende«-Generation haben hierfür 
die nötige Offenheit und ihr geht der mentale Vereinigungsprozess zu 
langsam voran. 

Ich fand auch den Clip mit den Jugendlichen spannend, weil das tatsäch-
lich dieselben Themen sind, auf die man auch stößt, wenn man heute mit 
Schülern, Studenten und allen möglichen jüngeren Leuten in der Stadt 
sich unterhält. […] Wir haben ja nur die Erfahrungen durch unsere Eltern 
gemacht. Aber viele Einstellungen, auch dieses Ost-West-Ding, haben sich 
noch gar nicht so stark verändert. Die sind zum Teil stagniert irgendwie 
[…], so Klischees, dass die sich jetzt über 30, 40, 50 Jahre eigentlich nicht 
verändert haben. In der Gesellschaft und wir selbst in unserer Generation 
[haben] quasi Teile dieser Klischees übernommen […] und auch so be-
stimmte Meinungen gelernt […].31  

Ich glaub’, es geht extrem langsam voran. Ich hab’ halt selbst die Erfahrung 
gemacht, wenn ich in westdeutschen Bundesländern bin, dass einem viele 

29 Sprecher in der Stadtbibliothek Görlitz am 10. Oktober 2019. 
30 Sprecher in der Stadtbibliothek Chemnitz am 11. Oktober 2019.
31 Sprecher in der Stadtbibliothek Görlitz am 10. Oktober 2019, Nach-Wende-Ge-

neration, Ostdeutschland.



72 Judith Kretzschmar & Rüdiger Steinmetz

Fragen gestellt werden. ›Ja, wie ist denn das bei euch, wie ist denn das und 
wie ist der Akzent, und wie reden die Leute, und wir sind so …, und die 
Arbeitsbedingungen sind so unterschiedlich‹, und so ganz viele Themen. 
Gemeingesellschaftlich denkt man, da sind wir schon lange drüber, und die 
beiden deutschen Staaten gibt es gar nicht mehr, aber irgendwie gibt es sie 
doch, weil sie in den Köpfen noch existieren.32 

5 Fazit

Die Sicherung, Erschließung und Analyse der 40 sächsischen lokalen 
Fernsehprogramme als audiovisuelles Kulturgut und dessen heutige 
Wiederaufführung vor Angehörigen der »Vor-Wende-«, der »Wende-« 
und der »Nach-Wende-Generationen« trägt zur Revision vertrauter 
Darstellungen, Positionen und Beurteilungen dieser Sattelzeit bei: Dies 
zeigen erste Programmanalysen und die Auswertungen von Fokusgrup-
pen-Gesprächen. 30 Jahre nach dem Beginn des Vereinigungsprozesses 
sind ein guter zeitlicher Abstand, aus dem heraus diese drei Generatio-
nen sowohl in Ost als auch in West aus kühler Distanz besser verstehen, 
wie ihre Identität durch das historische Schlüsselereignis des Falls der 
Berliner Mauer und des Endes des Kalten Krieges verändert bezie-
hungsweise neu geprägt wurde. Und dieser zeitliche Abstand wird der 
heutigen jüngeren Generation sowie denen nach ihnen helfen nachzu-
vollziehen und zu verstehen, woher ihre Identitäten kommen und wie 
sie geformt wurden. 

Programmanalysen, regional unterschiedlich gewichtete Präsen-
tationen und Kontextualisierungen der audiovisuellen Quellen ent-
sprechend den oben genannten Kategorien werden das exkarnierte 
Gedächtnis gegenwärtiger und künftiger Generationen als kulturelles 
Speichergedächtnis, wenn nicht gar kanonisiertes Funktionsgedächt-
nis, wesentlich mitgestalten. Weit mehr als schriftliche Quellen, aber 
auch als Fotografien sind diese bewegten Fernsehbilder und -töne ge-
eignet, Erinnerung und Anschauung eines entscheidenden Abschnitts 
der jüngsten Zeit-, Sozial- und Kulturgeschichte hervorzurufen, zu re-
aktivieren, in Lehr- und Bildungspaketen und in Ausstellungen zu er-
halten. 

Zur Beantwortung der beiden Forschungsfragen:

32 Sprecher in der Stadtbibliothek Görlitz am 10. Oktober 2019, Nach-Wende-Ge-
neration, Ostdeutschland. 
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1. Inwieweit lassen sich aus der Begegnung mit diesen historischen Pro-
grammen Lebenserfahrungen sowie verschüttete beziehungsweise 
verdrängte Kontexte und Gefühle dieser Sattelzeit bei heutigen Se-
her*innen re-aktualisieren?

Hier ist zu differenzieren zwischen den drei Generationengrup-
pen. Bei den Zeitzeug*innen wurden (damalige, aber auch gegen-
wärtige) Zukunfts- und Existenzängste, Traumatisierungen sowie 
die Gefühle der Selbst- und Fremdscham re-aktualisiert. Ost-West-
Vorurteile werden erinnert, aber unterschiedlich bewertet. Ein er-
heblicher Teil dieser Gefühle ist heute noch virulent, unabhängig 
davon, ob die Zeitzeug*innen eher eine positive oder eher eine 
negative Bilanz der Vereinigung für sich ziehen. Für die beiden 
jüngeren Generationen können die Autor*innen wegen deren rela-
tiv geringen Anteils an den Fokusgruppen nur vorläufig festhalten: 
Ängste und Traumatisierungen sind hier nicht anzutreffen; statt-
dessen ein begieriges, dankbares Aufsaugen von audiovisuell in-
duzierten Anschauungen des damaligen Alltags, der ohne die 
Fernsehbeiträge aus dem Nahbereich allenfalls aus Kindeserinne-
rungen, Erzählungen oder erlebten Erziehungsmaßstäben der El-
tern sowie aus Schule und Hochschule bestand. 

2. Inwieweit können dadurch Erklärungen für die Wurzeln gegenwärti-
ger sozialer und politischer Diskurse im vereinigten Deutschland ge-
geben werden? 

Bis heute treffen bei Ost- und Westdeutschen zwei unterschiedli-
che kulturelle, soziale Arbeits- und Erfahrungswelten aufeinan-
der. Aufgrund des gemeinsamen Zeitraums von immerhin drei 
Jahrzehnten existiert die Polarisierung »Ost versus West« nicht 
mehr in der Reinform wie noch während der Sattelzeit. Vielerlei 
Differenzierungen, Mischungen und gemeinsame Erfahrungen 
sind eingetreten. Doch erhoffte und erfahrene Veränderungen wa-
ren nicht immer kongruent, und trotz beiderseitigen Bemühens: 
Die »Große mentale Transformation« – und damit die Vollendung 
der Vereinigung – ist ein bis heute und darüber hinaus anhalten-
der, unvollendeter Prozess. 
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Abstract 

In den vergangenen drei Jahrzehnten fiel die mediale Darstellung Ost-
deutschlands oft negativ aus. Ostdeutsche wurden stereotyp als rechtsradi-
kal, passiv und exotisierend dargestellt, und der Osten selbst als ein »frem-
des Land« konstruiert. Dies betraf fast alle überregionalen, im Westen 
verankerten Nachrichtenmedien. Zeitgleich zum Aufstieg der rechtspopu-
listischen AfD vor allem im Osten kam es jedoch auch journalistisch zu 
einer Wende: Mit Zeit im Osten eröffnete das erste Redaktionsbüro, das 
ausschließlich mit Ostdeutschen besetzt ist. Wie wirkte sich das auf den 
Diskurs in der Zeit aus? Dieser Beitrag untersucht diskursanalytisch den 
Zeitraum von 2015 bis 2019. Als treibende Kraft tritt hier eine neue Gene-
ration von jungen selbstbewussten Journalist*innen hervor: die Wende- 
und Post-Wende-Kinder, geboren im Osten, aufgewachsen in Gesamt-
deutschland. Der Beitrag untersucht, inwieweit ein journalistischer 
Wandel und integrativerer Mediendiskurs durch diese Generation reali-
siert wird.

Ich danke den Kollegen Armin Scholl und Michael Higgins sowie den 
Herausgeber*innen dieses Bandes für Kritik und Hinweise zum Beitrag. 
Ebenfalls danke ich meinen Eltern.
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1 Einführung

Mit den Feiern zum 30. Jahrestag des Beitritts der DDR zur BRD scheint 
die Deutsche Einheit längst vollzogen. Umso auffälliger erschien jedoch 
eine Reihe von Kommentaren zum Osten Deutschlands, die in den letz-
ten fünf Jahren in politischen und medialen Diskursen auftauchten. 
Mal ging es um »Dunkeldeutschland«, wie es der ehemalige Bundesprä-
sident Joachim Gauck nach einem Anschlag auf ein Flüchtlingsheim im 
sächsischen Heidenau formulierte, bewusst oder unbewusst anknüp-
fend an eine lang etablierte westdeutsche Wende-Rhetorik (Ondreka 
2015). Ein andermal wurde sogar die provokante Idee eines »inner-
deutschen Kolonialismus« aufgeworfen, bei der Westdeutschland eine 
Kolonialisierung des Ostens zugeschrieben wurde (Oberender 2017). 

In diesem Beitrag argumentiere ich, dass sich zwar mit dem Beitritt 
der DDR zur BRD im Oktober 1990 die politisch-topographischen 
Grenzen der Bundesrepublik erweitert haben, dass dies jedoch nicht 
gleichermaßen für die räumliche Grenzziehung im Journalismus gelten 
muss. Die Erweiterung der politischen Grenzen deckt sich nicht unbe-
dingt mit dem diskursiven Raum der bundesdeutschen Öffentlichkeit.

Der Nachrichtenjournalismus spielt in diesem Gefüge eine entschei-
dende Rolle, denn er dient nicht nur als Primärvermittler konstruierter 
sozialer Wirklichkeiten, sondern auch als zeitgenössisches Gedächtnis 
und Träger von Erinnerung. Gerade im ostdeutschen Fall spielt diese – 
in welcher Form sie auch vorliegt – als Nachfolgeprodukt des Kalten 
Krieges eine unterschwellige Rolle. Über die letzten drei Jahrzehnte 
hinweg prägte eine distinkte Tendenz das Bild von Ostdeutschland, 
denn die Berichterstattung über das Territorium der ehemaligen DDR 
war über lange Zeit negativ geprägt. 

Im Folgenden wird untersucht, ob die Berichterstattung über Ost-
deutschland nach drei Jahrzehnten diesen Negativ-Bias behalten hat oder 
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ob inzwischen ein Wandel zu verzeichnen ist. Offenbart sich vielleicht 
eine Transformation hin zu einem Journalismus, der eine Integrations-
leistung zu erbringen vermag, die über Jahrzehnte defizitär war? Am 
Beispiel der Ost-Berichterstattung der meinungsführenden (west)deut-
schen Wochenzeitung Die Zeit werden Perspektiven von Transformation 
in journalistischen Diskursen und Praktiken aufgezeigt und bewertet. 

2 Deutsch-deutsche Erinnerungslandschaften

Eine empirische Analyse der medialen Wahrnehmung von Ostdeutsch-
land ist kaum möglich ohne eine tiefere Kenntnis der Struktur von ge-
genwärtigen deutsch-deutschen Erinnerungsdiskursen. Konkurrie-
rende Erinnerungsentwürfe sind gegenwartsaktuell, denn sie 
strukturieren sowohl die Identität von Gruppen als auch soziale Reali-
tätsentwürfe (Halbwachs 1992). Hierbei kann davon ausgegangen wer-
den, dass in der heutigen Wahrnehmung des Ostens einerseits frühere 
Wahrnehmungsmuster fortwirken, sowohl aus der Zeit des Kalten Krie-
ges als auch der Wende- und Nachwendezeit, sich diese Muster jedoch 
andererseits transformiert haben oder neu gebildet wurden. Sie aufzu-
decken ist das Ziel der vorliegenden Analyse. 

Hilfreich dafür ist die Orientierung an Martin Sabrows (2009) Aus-
führungen zu den gegenwärtig miteinander konkurrierenden Erinne-
rungslandschaften an die DDR. Der Kampf darum, wie die DDR also 
(nicht) erinnert wird oder werden soll, spielt auch unweigerlich in die 
mediale Wahrnehmung des Ostens mit hinein – und dies wirkt bis in die 
Gegenwart fort. Sabrow unterscheidet drei primäre Gedächtnisstränge: 
Diktatur-, Arrangement- und Fortschrittsgedächtnis. Diese Modi Ope-
randi des Gedenkens formen ein »tripolare[s] Kräftefeld« (ebd., 20) 
und greifen teilweise auf dominante Wahrnehmungsmuster des Kalten 
Krieges zurück. 

Das Diktaturgedächtnis konzentriert sich auf die DDR als Unter-
drückungs- und Unrechtsstaat. Es hält insbesondere Erinnerungen an 
»Schreckensorte der kommunistischen Herrschaft […] bis zum Bespit-
zelungssystem der Staatssicherheit« (ebd., 18) wach und betont den 
Täter-Opfer-Gegensatz sowie individuelles Leid. Die DDR wird hier als 
negatives Kontrastbild zum Rechtsstaat präsentiert. Dieses Narrativ hat 
vornehmlich den staatlichen und öffentlichen Diskurs bis in die Gegen-
wart hinein dominiert. Vor allem in Ostdeutschland verbreitet ist hinge-
gen das Arrangementgedächtnis, das »vom richtigen Leben im falschen 
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weiß und die Mühe des Auskommens mit einer mehrheitlich vielleicht 
nicht gewollten, aber doch als unabänderlich anerkannten oder für 
selbstverständliche Normalität gehaltenen Parteiherrschaft« erinnert 
(ebd., 19). Diese Perspektive schaut auf die private Lebenswelt und 
-realität der DDR-Bürger*innen. Es betont den Stolz auf das Erreichte 
und Geschaffene, an glückliche Zeiten und einstige Werte. Unter diese 
Gedächtnisform fällt auch Ostalgie. Die dritte Form ist schließlich das 
Fortschrittsgedächtnis. Dieses erinnert an die DDR als idealistische 
legitime Alternative zu einer kapitalistischen Gesellschaftsordnung. 
Hier unter fallen beispielsweise Diskussionen um sozialistische Bauten 
und antifaschistische Gedenkorte, soziale Sicherheit und Gerechtig-
keit, ein fortschrittliches Gesundheits- und Bildungssystem sowie die 
staatlich durchgesetzte Gleichstellung der Frau.

Ein Abgleich dieser drei Erinnerungsdiskurse mit der aktuellen über-
regionalen Berichterstattung macht deutlich, dass diese vor allem vom 
ersten Narrativ, dem Diktaturgedächtnis, geformt wird (siehe Abschnitt 
4 zum Stand der Forschung weiter unten). Passende Erklärungsansätze 
finden sich in Ansätzen zu medialem Elitenbias und -konsens. Generell 
ist hier eine Nähe des Journalismus zur Politik anzunehmen. Diese 
äußert sich beispielsweise durch Indexing (Bennett 2011) sowie über 
Faktoren wie Nachrichtenselektionsroutinen und die Macht institu-
tionalisierter Quellen (vgl. Krüger in diesem Band). Eine weitere Rolle 
spielt die Objektivitätsnorm, der zufolge Ansichten, die keine politische 
Rückendeckung haben, als Bias interpretiert werden können. Hinzu 
kommt, dass politische Eliten in der Lage sind, Vergangenheiten selek-
tiv zu thematisieren und somit zu manipulieren, um die eigene Macht 
zu sichern (Hobsbawm und Ranger 1983). 

Es kann jedoch nicht davon ausgegangen werden, dass Viktimisie-
rung durch den Staat eine universale oder Mehrheitserfahrung in der 
DDR war (Hogwood 2013). Aus diesem Grund lässt eine journalistische 
Berichterstattung, die primär auf das Diktaturgedächtnis ausgerichtet 
ist, andere Wahrnehmungen und Erinnerungen an die DDR und die 
Nachwendezeit außen vor. (Westdeutsche) Elitendiskurse und hetero-
gene ostdeutsche Erinnerungsnarrative weichen stark voneinander ab.1 
Damit wird die Heterogenität und Multidirektionalität ostdeutscher 

1 Jedoch gibt es auch innerhalb der westdeutschen Diskurslandschaft gravie-
rende Unterschiede, so zum Beispiel der Mythos der Befreiung des Ostens durch 
Westdeutschland versus die Kolonialisierung des Ostens durch die ideologisch 
anders ausgerichtete BRD (Hogwood 2013, 41).
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Erinnerungskonstruktionen unzureichend abgebildet. Dies kann pro-
blematische Auswirkungen auf die Identität von Ostdeutschen haben, 
da soziale Gruppen Erinnerung über die Definition von Vergangenheit 
bilden (Halbwachs 1992). 

Letztendlich ist es schwierig zu definieren, was eigentlich 30 Jahre 
nach dem Ende der beiden deutschen Staaten genau ost- und was west-
deutsch ist. Beide Identitäten sind geschichtlich jung und gründeten 
sich auf die Nachkriegszeit nach dem Zusammenbruch Hitlerdeutsch-
lands. Hier wurden je nach politischer Blockzugehörigkeit im Kalten 
Krieg zwei unterschiedliche Identitäten geformt, die miteinander in 
direkter Konkurrenz standen. Das Zusammenspiel der Betonung nega-
tiver Erinnerungen an die DDR durch die bundesdeutsche Politik soll 
zusammen mit der Abwertung positiver Erinnerungen idealerweise zu 
einer gesamtdeutschen Identität führen, die auf rein westdeutschen 
soziopolitischen Normen beruht (Hogwood 2013, 42). Dies bildet den 
Rahmen für eine asymmetrische Machtkonstellation.

Der nachfolgende Abschnitt entwickelt genauer, wie aktueller Mei-
nungsjournalismus und gesellschaftliche Erinnerung zusammenhän-
gen.

3 Journalismus als Träger gesellschaftlicher 
Erinnerung 

Journalismus verstanden als »culturally constructed narratives« (Bird 
und Dardenne 1988, 67) besitzt die Wirkmächtigkeit, durch die Her-
stellung von Öffentlichkeit gesellschaftliche Diskurse zu definieren und 
damit überindividuell gültige soziale Wirklichkeiten zu schaffen. Der 
Informationsjournalismus erfüllt hier eine wichtige Funktion: Er er-
möglicht potenziell Teilhabe und Mitbestimmung aller gesellschaftli-
chen Akteur*innen, indem er »Orientierung in einer komplexen Welt« 
bietet (Meier 2018, 14). Diesem Potenzial steht jedoch entgegen, dass 
Journalismus am vollständigen Beschreiben der Realität nur scheitern 
kann – jedoch liegt seine Stärke im Erzählen von Geschichten über die 
Realität (Köhler 2009). 

In diesem Sinne lassen sich für den Gegenwartsjournalismus zwei 
grundlegende Charakteristiken identifizieren: Zum einen erscheint 
Berichterstattung allgemein als institutionalisierte Erzählerin von Ge-
schichten auf gesamtgesellschaftlicher Ebene, zum anderen erlaubt ein 
interdisziplinärer Rückgriff auf Memory Studies das Verständnis von 
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Journalismus als kollektiver Erinnerungsträger von Vergangenheit, als 
Geschichtserzähler oder Chronist.

Journalismus als Institution gesellschaftlichen Geschichtenerzäh-
lens vermittelt Wirklichkeiten, darunter »chronicles« als Darstellungen 
von Ereignissen und »stories« als Einordnung und Kontextualisierung 
des Zeitgeschehens (Bird und Dardenne 1988). Journalistische Medien 
können in diesem Sinn als Plattformen sozialer Praxis gedacht werden. 
Sie bieten Referenzrahmen an, die strukturieren und bestimmen, ob 
ein Thema als relevant und ein Framing oder ein Narrativ als gültig an-
zunehmen ist.

Narrative umfassen hier verbale wie visuelle, rationale wie emo-
tionale Anteile; sie sind im Sinne von Langers (1965) »präsentativer 
Symbolik« erfassbar als Ganzheit einer Situationserfahrung und sinn-
liche Unmittelbarkeit. Gruppen können dabei einen konjunktiven Er-
fahrungsraum teilen (Mannheim 1980, 220), verbunden durch ein 
geteiltes Schicksal und Gemeinsamkeiten im biographischen Erleben. 
Dies bestärkt eine kollektive Dimension der Wissensgenerierung. Dabei 
ist es wichtig hervorzuheben, dass es nicht allein um den Austausch 
von bereits gemachten (kollektiven) Erfahrungen geht, sondern sich 
auch über zukunftsbezogene Erwartungshaltungen verständigt wird. 
Zusammengefasst geht es beim Gegenstand dieses Beitrags also um 
einen konjunktiven deutsch-deutschen Erfahrungs- und Erwartungs-
zusammenhang.

Nachrichtenmedien haben eine zentrale Stellung in diesem Verstän-
digungsprozess inne, denn, wie Tenenboim-Weinblatt (2011) ausführt, 
gilt auch Journalismus als Träger von »prospective memory«. Unter die-
sem Konzept kann die Herleitung der Zukunft aus der Vergangenheit 
verstanden werden, quasi als »vorausschauende Erinnerung«. Eine sol-
che Konzeptualisierung von Medien als zentrale Instanzen gesellschaft-
licher Erinnerungen basiert auf zwei Annahmen. Erstens gibt es kein 
Zeitalter ohne Erinnerungskonstruktion – Vergangenheiten werden in 
jeder Gegenwart konstruiert. Sie bilden das kommunikative Gedächt-
nis einer Gesellschaft (Belke 2009, 175). Zweitens sind retroaktive 
(vergangene) und prospektive Erinnerung eng miteinander verbunden. 
Mediale Diskurse geben Vergangenheit nicht einfach in der Gegenwart 
wieder, sondern nutzen sie als Erfahrung für die Zukunft: »In this way, 
memory can be perceived as mediating between historical experience 
and contemporary behaviours.« (Hogwood 2013, 36) Die medialen Dis-
kurse über den Osten definieren das im vereinigten Deutschland gül-
tige Wissen über Ostdeutschland und die Ostdeutschen. 
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4 Forschungsstand: Das Medienbild Ostdeutschlands

Die medienwissenschaftliche Forschung hat sich intensiv mit medialem 
Strukturwandel in Transformations- und Zerfallsprozessen beschäftigt. 
Jedoch fanden Prozesse, in denen ein Staat einen anderen komplett 
eingliedert oder übernimmt, wenig Beachtung.

Analysiert man die Hintergründe der Medienberichterstattung über 
Ostdeutschland in den letzten Jahrzehnten, fallen zunächst zwei struk-
turelle Ungleichheiten im bundesdeutschen Mediensystem ins Auge. 
Westdeutsche Medien behielten auch nach dem Mauerfall die Autorität, 
das Bild des Ostens, eingeschlossen dessen realsozialistischer DDR-Ver-
gangenheit, zeichnen zu dürfen. Dass diese Macht lange unangetastet 
blieb, liegt zuvorderst in der Etablierung spezifischer bundesdeutscher 
Medieneigentumsstrukturen begründet. Fast alle ostdeutschen Medien 
wurden bereits kurz nach der Wende in westdeutsche Hände (sprich: 
Verlagskonzerne) übergeben, wodurch die Entwicklung eines eigen-
ständigen ostdeutschen Medienmarktes weitgehend ausblieb (Tröger 
2019). Somit fehlten dezidiert ostdeutsche Stimmen innerhalb der 
bundesdeutschen überregionalen Öffentlichkeit von Anfang an.2 Auf-
grund der homogenen (westdeutschen) Eigentümerstruktur sahen 
sich viele eingesessene bundesdeutsche Massenmedien auch in den 
Folgejahrzehnten kaum einer ernstzunehmenden ostdeutschen Kon-
kurrenz – sprich: einem alternativen oder gegenläufigen Diskurs bezie-
hungsweise Öffentlichkeit – ausgesetzt. Parallel dazu wurden mediale 
Elitepositionen selbst in Medien, die ostdeutsche Leser*innen- und 
Rundfunklandschaften bedienen, mit westdeutschem Führungsper-
sonal besetzt (vgl. Mükke 2021). 

Vor diesem Hintergrund erscheint eine marginalisierende Dar-
stellung des Ostens aus einer dezidiert westdeutsch geprägten Per-
spektive als logische Konsequenz. Selbige folgt neben den Kriterien von 
Marktgängigkeit und Zielgruppenorientierung ebenso einer politisch-
gesellschaftlichen Agenda. Der Osten dient der Funktion der Selbst-
versicherung – als Alter ist er gleichzeitig Vergleichs- und Kontrastfolie 
des bundesdeutschen Selbstverständnisses. Dadurch dient der in den 

2 Ausnahmen bilden hier die ehemaligen DDR-Zeitungen Junge Welt und Neues 
Deutschland, die als Zeitungen mit regionaler Wirkung vor allem im Osten wei-
terbestanden, sowie der Lokalfernsehmarkt bis Mitte der 1990er Jahre (siehe 
dazu Kretzschmar und Steinmetz in diesem Band). 
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Medien oft porträtierte Alteritätsdiskurs zur Re-Etablierung westdeut-
scher Identität (Ahbe 2009, Tenenboim-Weinblatt 2011). 

Die kommunikations- und medienwissenschaftliche Forschung seit 
den 1990er Jahren arbeitet recht übereinstimmend ein eher negatives 
Bild der bundesdeutschen Nachrichtenberichterstattung über den Os-
ten heraus. Es sind wenige, aber aussagekräftige Studien, die von Zeit 
zu Zeit empirische Bestandsaufnahmen wiedergeben. Dazu zählen Früh 
et al. (1999), Abhe (2009), Kolmer (2009), Früh et al. (2011), Kollmor-
gen et al. (2011) und zuletzt Ruhrmann (2016) oder der Mitteldeutsche 
Rundfunk (2018). Grob verallgemeinernd lässt sich sagen, dass diese 
Studien drei wiederkehrende Trends identifizieren: erstens die Un-
terrepräsentation und Marginalisierung Ostdeutschlands in der Nach-
richtenberichterstattung, zweitens die Abwesenheit ostspezifischer 
Themen und drittens einen Sprach- und Bildergebrauch, der »regions-
basiertes Othering« (Matejskova 2013, 35) als stets präsentes Framing 
des Ostens betont.

Zentral dabei ist das Grundverständnis über die Kontinuität der 
westdeutsch geprägten Berichterstattung. Abhe (2009, 59) zeigt auf, 
wie seit dem Wendejahr 1989/90 kontinuierlich »›Wahrheiten‹ über die 
Ostdeutschen, ihre Vergangenheit und ihre Sitten in Umlauf gesetzt« 
wurden, welche die Basis dafür schufen, »Stereotype und Deutungs-
muster zu gültigem Wissen« werden zu lassen. Die Tendenz, die in bun-
desdeutschen Leitmedien wie beispielsweise der Süddeutschen Zeitung 
oder der FAZ zu finden ist, habe »wenig mit dem zu tun, was sich die 
Zeitzeugen heute über die Vergangenheit erzählen – vor allem, wenn 
sie damals im Osten Deutschlands gelebt haben« (Meyen 2013, 225). 
Das gleichzeitige Fehlen authentischer Eindrücke aus den fünf neuen 
Bundesländern im öffentlichen Diskurs trug dazu bei, die Geschichte 
des Ostens und der DDR im breiten Maße abzuwerten, unter anderem 
durch Gleichsetzung mit dem Nationalsozialismus als »totalitäre Staa-
ten« (Wippermann 2009, 8). Pauschale Stigmatisierungen wie diese 
ließen neue spezifisch ostdeutsche politische Entwicklungen (wie zum 
Beispiel die Partei Die Linke) eher außen vor oder betteten diese in be-
stehende Diskurse ein. 

Besonders problematisch erscheint die unterschwellige Tendenz, 
Ost-West-Differenzen zu hierarchisieren. Ostdeutsche werden dabei 
routinehaft als Kontrast zur westdeutschen Norm gesehen, als eine 
schwer verständliche Minderheit eines »fremden Territoriums« (Wedl 
2009), die es kaum in die Alltagswelt des Westens schaffe. Diese »hier-
archisch konstruierte« Differenz schreibt dem Westen ein deutsches 
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»genealogisches Erbe« zu, während ehemalige Ostdeutsche als gering-
wertiger eingestuft werden (Hörschelmann 2001, 986). Die Erwar-
tungshaltung an die »Neuen« aus dem Osten ist hier Nachahmung und 
Anpassung an die »›proper‹ citizens« des Westens (Matejskova 2013, 
34–35).3 Der Westen fungiert dabei als »Normal Null« (Roth 2008), 
und der Osten bildet die Abweichung und Differenz dazu (Ahbe 2009). 

In der Folge müssen Ostdeutsche mit einem permanenten media-
len Fremdblick leben. Damit einher geht auch die Homogenisierung 
der sehr heterogenen Gruppe der Ostdeutschen.4 Wedl (2009) zeigte 
mit einer Analyse von Zeit-Artikeln auf, wie dies diskursiv umgesetzt 
wird: Zum einen werden Ostdeutsche entindividualisiert als Masse dar-
gestellt; zum anderen fungiert »ostdeutsch« weiterhin als essentialisti-
sche Eigenschaft und funktionales Alteritätskonstrukt westdeutscher 
Identität.

Die Abwesenheit von ostdeutschen Stimmen im Mediendiskurs ist 
dann besonders auffällig, wenn westdeutsche Expertise den Osten zu 
erklären versucht: Es wird über anstatt mit Ostdeutschen gesprochen. 
Jedoch zeigt sie sich dabei wenig erfolgreich, wenn es um die Populari-
tät rechtsradikaler Bewegungen in Ostdeutschland geht. Pauschale öf-
fentliche Verurteilungen wie die »Dunkeldeutschland«-Bemerkung des 
damaligen Bundespräsidenten Joachim Gauck (Ondreka 2015) gießen 
zusätzlich Öl ins Feuer.

Diese jahrzehntelange, allgegenwärtige diskursive Marginalisierung 
hat Auswirkungen auf ostdeutsche Identitätskonstruktionen und die 
Selbstverortung innerhalb einer gesamtdeutschen Medienöffentlich-
keit. Jüngst wurde dem Westen »kultureller Kolonialismus« vorgewor-
fen (Krüger in Decker 2017) und das Konzept getestet, Ostdeutsche 
als Migrant*innen zu betrachten (Ergin 2018; Foroutan et al. 2019; 
Köpping 2018). Ebenso meldeten sich ostdeutsche Prominente öffent-

3 An dieser Stelle ist Kimmels (2009, 57) Hinweis auf die Entstehung eines unter-
schwelligen westdeutschen Überlegenheitsgefühls interessant. Er verweist auf 
den Stolz von Westdeutschen, sich nach der Aufteilung des Deutschen Reiches 
unter den »besseren« Besatzer*innen zu wähnen, später »das Gefühl, als ›bes-
sere‹ Deutsche im ›besseren‹ Deutschland zu leben«. Dieses subjektive Emp-
finden wurde durch die Massenfluchtbewegungen aus Ostdeutschland 1989 
re-aktualisiert. 

4 Die Sondersituation von Ostdeutschen als äußerst heterogene »Gruppe« macht 
sogar explizite Antidiskriminierungsbemühungen rechtlich kompliziert (Lieb-
scher 2019). 
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lich zu Wort mit Aufrufen wie »Integriert doch erst mal uns!« (Köpping 
2018) oder »Hört endlich zu!« (Richter 2018).

Selbst die Bilanz der Bundesregierung zu 30 Jahren deutscher Ein-
heit erwähnt, dass sich die Mehrheit der Ostdeutschen als »Bürger 
zweiter Klasse« wahrnimmt (Presse- und Informationsamt der Bundes-
regierung 2020, 14; Foroutan et al. 2019) – eine Selbstwahrnehmung, 
die sich seit 20 Jahren wenig geändert hat (Neues Deutschland 2001). 

Interessant erscheint hier die zugespitzte Formulierung Ahbes, dass 
»Ostdeutsche latent als eine Spezies konstruiert [werden], die politisch 
als demokratieunfähig, autoritätsgläubig und ausländerfeindlich gilt, 
kulturell als provinziell, spießig-piefig und unselbständig« (Ahbe 2001, 
793). Diese und andere empirische Ergebnisse liegen jedoch zwei Jahr-
zehnte zurück. 

Die dargestellten Momentaufnahmen über die diskursive Konstruk-
tion des Ostens nehme ich zum Anlass, eine kursorische Bestandsauf-
nahme der medialen Gegenwartsdiskurse zu unternehmen – drei Jahr-
zehnte nach dem Mauerfall. Anlass hierfür sind veränderte politische 
Gegebenheiten, darunter ab 2015 die Proteste gegen die Pro-Immigra-
tionspolitik der Bundeskanzlerin Angela Merkel sowie die deutlichen 
Wahlerfolge der rechtspopulistischen AfD. Diese Ereignisse führten zu 
einer sehr negativ geprägten Berichterstattung über den Osten, ohne 
jedoch notwendigerweise Erklärungen für den »fremden Osten« zu 
liefern. 

Zentral bleiben die von Abhe (2009) aufgeworfenen Fragen an den 
gesamtdeutschen Mediendiskurs: Wer prägt gültige Vorstellungen über 
eine Bevölkerungsgruppe? Welche Rolle spielen meinungsführende 
Medien? Und wie interagieren tradierte Identitäten und neue Kon-
fliktlinien mit den bereits aufgezeigten etablierten Diskursmustern? 
Schließlich: Braucht Journalismus einen anderen Ansatz und normati-
ven Begründungszusammenhang? 

5 Kritische Diskursanalyse als Annäherung an 
Medienbilder

Als Material für dieses Projekt wurde das Print- und Onlineangebot der 
überregionalen Wochenzeitung Die Zeit ausgewählt. Das Medium gilt 
als meinungsführend und bietet durch die nicht-tagesgebundene Be-
richterstattung tiefere Reflexionsmomente über den Status quo. Von 
Interesse für die vorliegende Untersuchung sind vor allem die subjekti-
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ven Darstellungsformen Leitartikel, Kommentar, Feuilleton oder Re-
portage. Die Diskursanalyse soll einen Einblick geben, wie der Osten 
Deutschlands innerhalb eines relevanten gesamtdeutschen Medienbil-
des verankert ist.

Zur Erstellung des Textkorpus wurde in die Datenbank LexisNexis 
eine Suchsyntax5 eingegeben. Diese filterte alle Artikel mit expliziter Er-
wähnung der Suchwörter »Osten« oder »Ostdeutschland« heraus. Alle 
Artikel mit Syntaxbezug vom 1. Januar 2015 bis 7. Mai 2019 (Ende der 
Datenerhebung) gingen in die Auswahl ein. Anschließend wurde eine 
manuelle Feinauswahl vorgenommen, denn von Interesse waren nicht 
punktuelle Ereignisse oder Themen, sondern der breitere Blick auf den 
Osten, die Darstellung von dessen Lebensrealität und Geschichte sowie 
Diskussionen um ostdeutsche Identität. Ein Artikel wurde dann aus-
gewählt, wenn sein thematischer Schwerpunkt auf Ostdeutschland lag. 
Nach Anwendung dieser Kriterien und Entfernung von Dopplungen 
verblieben N = 296 Beiträge.6

Dass hier der Fokus auf der Zeit liegt, hat einen weiteren Grund: Das 
Büro von Zeit im Osten war (und ist) wegweisend für die gesamtdeut-
sche Zeitungslandschaft. In Dresden 2009 gegründet, etablierte sich 
die Redaktion ab 2015 in Leipzig. Unter der Leitung von ehemals Mar-
tin Machowecz und seit März 2021 Anne Hähnig bearbeitet heute eine 
recht junge Redaktion ostdeutsche Themen aller Art. Diese bedient 
die nationale Ausgabe der Zeit inklusive aller Supplements sowie die 
Regionalausgabe Zeit im Osten. Letztere ist zwar vollständig online zu-
gänglich, gedruckt jedoch nur in der Regionalausgabe für Ostdeutsch-
land. Dem Leipziger Zeit-Büro folgten Spiegel und Süddeutsche Zeitung 
mit kleineren »Ost«-Besetzungen ebenfalls nach – diese produzieren 
jedoch keine eigenständigen Ost-Ausgaben. 

Zugang zur Analyse des Materials bietet die Kritische Diskursana-
lyse. Dieses Verfahren legt Wert auf das Sichtbarmachen unterliegender 
Ideologien und Machtverhältnisse oder in den Worten von Machin und 
Mayr: »Since language can (re)produce social life, what kind of world 
is being created by texts and what kinds of inequalities and interests 
might this seek to perpetuate, generate or legitimate?« (2012, 24) Der 

5 Die verwendete Suchsyntax für Die Zeit lautete: »(ostdeutschland or ostdeutsch 
or ostdeutscher or ostdeutsche or ostdeutschem or ostdeutschen) and publica-
tion(Die Zeit)«

6 Eine weitere Quelle ist der Sonderband der Zeit »Guter Osten, böser Osten« 
(Schwarz 2019), der eine Auswahl der in der Zeit veröffentlichten Beiträge über 
das Ost-West-Verhältnis vereint.
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Sprachgebrauch in Diskursen erscheint dabei weder als neutral noch 
als apolitisch, sondern als Ausdruck einer Menge von Überzeugungen 
(Fairclough 1989). 

Diese Analyse soll primär Fragen nach den Textinhalten und mög-
lichen Diskursveränderungen im Laufe des Untersuchungszeitraums 
unter zeit- und kontextsensitiven Gesichtspunkten beantworten: Wel-
che Themen und Argumente werden angesprochen, welche nicht? 
Was bleibt ungesagt? Verändern sich Argumente und wenn ja, warum 
(»critical discourse moments«; siehe Carvalho 2008)? Diskurstrans-
formationen werden an ausgewählten Texten illustriert. Ein weiteres 
Interesse liegt auf der Autor*innenschaft (Ost gegenüber West). Die 
Analyse prüft außerdem, inwieweit empirisch belegte Diskursmuster 
(siehe oben) aus den vergangenen Jahrzehnten weiterhin aktuell sind.

6 Analysiert: Der »Osten« im Zeit-Mediendiskurs

Der folgende Überblick beleuchtet mittels Themen- und Diskursana-
lyse, wie Ostdeutschland in der Zeit dargestellt wird. Sofort ins Auge 
fällt die ungleiche Verteilung der 296 Beiträge über den Untersu-
chungszeitraum hinweg. Für die Jahre 2015 und 2016 wurden insge-
samt 45 Beiträge ermittelt. Allein im Jahr 2018 waren es bereits mehr 
als 100. Das erste Jahresdrittel 2019 enthielt bereits 66 Beiträge (siehe 
Tab. 1). 

Tab. 1: Häufigkeiten der Beiträge in der Zeit zum Thema »ostdeutsch/
Ostdeutschland« Januar 2015 bis Mai 2019 (bereinigte Auswahl).

»ostdeutsch*« –  
pro Jahr

Gesamt 2015 2016 2017 2018 2019  
(Jan. bis Mai)

Die Zeit 296 26 19 76 109 66

Während frühere medienwissenschaftliche Studien regelmäßig die Un-
terrepräsentation Ostdeutschlands im Diskurs nachgewiesen hatten, 
ist das bei der Zeit nur bis 2016 der Fall. Ab 2017 nehmen die Beiträge 
rapide zu. Eine mögliche Ursache dafür bilden parallele politische Ent-
wicklungen: Die Pegida-Proteste und der Wahlerfolg der rechtspopulis-
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tischen AfD bei den Bundestagswahlen im September 2017 lenkten die 
Aufmerksamkeit auf den Osten.7 

6.1 Kontext: Das Leipziger Büro Zeit im Osten und 
Autor*innenbiographien

Das Jahr 2017 steht auch für eine zweite journalistische Entwicklung. Zu 
diesem Zeitpunkt war das Zeit-im-Osten-Redaktionsbüro in Leipzig be-
reits fest etabliert. Innerhalb weniger Jahre entwickelte sich diese Redak-
tion zu einer festen Stütze des Hamburger Hauptbüros mit einer enor-
men Bandbreite an Themen und einer großen Anzahl von Beiträgen aus 
dem Osten. Beim zehnjährigen Jubiläum am 5. September 2019 in Leip-
zig war die Rede von »einem anderen Blick auf Ostdeutschland«. Den 
Redakteur*innen geht es vor allem darum, den »Osten anders zu erzäh-
len« und zu fragen, wie dieser »zu einem selbstverständlichen Stück die-
ser Republik werden« kann (Freunde der Zeit 2019). Diese andere Stimme 
soll integrativ sein und bildet die Leitvision für den Journalismus aus, im 
und für den Osten – Journalismus mit einer gewissen Mission also.

Das Leipziger Büro stellt bis heute eine Anomalie in der gesamt-
deutschen Presselandschaft überregionaler Zeitungen dar. Denn eine 
Vielzahl seiner festen und freien Autor*innen sind im Osten geboren – 
meist kurz vor oder nach der Wende. Dazu zählt der Redaktionskern 
um Martin Machowecz (bis März 2021 Büroleiter von Zeit im Osten, 
*1988 in Meißen), Anne Hähnig (*1988 in Freiberg), Valerie Schönian 
(jetzt freie Autorin, *1990 in Gardelegen), aber auch weitere Autor*in-
nen wie Caterina Lobenstein (*1983 in Jena) oder Carolin Würfel 
(*1986 in Leipzig). Diese letzte Generation der DDR-Geborenen kennt 
das frühere Gesellschaftssystem aus eigener Erfahrung kaum oder gar 
nicht, sondern lediglich durch die Erzählungen der eigenen Familie 
(neben der Schule und den Medien). Sie gelten als Wendekinder- und 
Post-Wende-Generation mit ostdeutscher Identität, aber unterbroche-
ner oder keiner Sozialisation in der DDR (Ahbe und Gries 2006; Kubiak 
und Weinel 2016). Weitere Autor*innen erlebten als »Wendejugend« 
Kindheit und Jugend in der DDR (darunter Jana Simon, Jana Hensel, 
Christian Bangel, Evelyn Finger und Maike Nedo) und haben dadurch 

7 Die AfD erreichte in Sachsen überraschend die größte Stimmenanzahl, wäh-
rend sie in allen anderen vier ostdeutschen Bundesländern auf dem zweiten 
Platz lag. 
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einen realen Bezug zur DDR-Geschichte des Ostens. Nur ein einziger 
ostdeutscher Zeit-Autor im Sample – Christoph Dieckmann (*1956) – 
blickt auf eine geteilte persönliche Biographie in beiden deutschen 
Staaten zurück. 

Diese Redaktionszusammenstellung erlaubt zwei Schlussfolgerun-
gen über Merkmale, die den Mediendiskurs über den Osten prägen. 
Zum einen sticht die Abwesenheit einer potenziell »belastenden« his-
torischen Vergangenheit unter den meisten Ost-Autor*innen ins Auge, 
da es kaum Interaktionen mit dem Staatsapparat gegeben hat. Damit 
beschränkt sich reflexive DDR-Erfahrung auf Sekundärerzählungen des 
sozialen Umfelds, während die eigene erwachsene Identität in einem 
gesamtdeutschen Zusammenhang erlebt und gestaltet wurde. Zum an-
deren geht es um die Suche nach einer klar definierten eigenen Identität 
innerhalb des deutsch-deutschen Gesamtgefüges. Hier fallen durch die 
Abwertung der DDR ältere Ost-Generationen als Rollenvorbilder weit-
gehend aus und ein ausschließlich westdeutsch ausgerichteter Diskurs 
erscheint unzureichend. Die eigenständige Identität des Ostens rückt in 
den Blickpunkt (siehe Göring-Eckardt 2018 und die Initiative »Wir sind 
der Osten«8). Dies kommt auch im Journalismus der Zeit deutlich zum 
Ausdruck – Biographie als Story – und wird nachfolgend im Abschnitt 
6.6 diskutiert. 

Die nächsten Abschnitte widmen sich inhaltlichen Aspekten von be-
sonderen Diskurskonstellationen um Ost–West mit folgenden fünf Be-
reichen: Negativ-Stereotypisierungen, Ost und West als unterschiedlich, 
aber gleichberechtigt, Positivnachrichten und Emanzipation des Ostens, 
Thematisierung von Ungerechtigkeiten und ostdeutsche Identität.

6.2 Diskursformation 1: Negative Ost-Stereotype

Unreflektierte Negativstereotype, wie sie in früheren empirischen Stu-
dien aufgezeigt wurden, finden sich indirekt wieder – vor allem in Bei-
trägen zum Rechtsextremismus, zur DDR-Vergangenheit und zum Os-
ten als fremdem Land, das es zu entdecken gilt.

Die überregionale Vorliebe der Themenkombination »Ostdeutsch-
land, Rechtsextremismus und AfD« ist auffällig (20 von 24 Beiträ-
gen). Adressiert werden Fremdenfeindlichkeit in Bautzen, Chemnitz, 
Dresden oder Tröglitz. Während 2015 noch ein westdeutscher Experte 

8 https://wirsindderosten.de/ 
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(Soziologe Heinz Bude, »Fremdenfeindlichkeit: ›Existenzieller Neid‹«, 
05.02.2015) Pegida im Osten zu erklären versucht, finden sich hier 
parallel bereits Perspektiven von innerhalb der ostdeutschen Gesell-
schaft – so beispielsweise der Artikel von Machowecz über »Busen, Bier 
und Islamismus« (23.04.2015), in dem er das politische Aktivwerden 
von Pegida-Gründer Lutz Bachmann und seines Freundeskreises ab-
seits von Klischees darstellt. Bei Carolin Würfel (»Ein schreckliches 
Heim-Weh«, 27.01.2017) vermischt sich die politische Analyse mit pri-
vaten Erfahrungen bei der Rückkehr in den persönlichen Bekannten-
kreis nach Leipzig. Doch es sind vor allem die rassistischen Vorfälle in 
Chemnitz, über die vorrangig ostdeutsche Reporter*innen berichten. 
Zwar beschreibt der westdeutsche Autor Gunther Schnabl den Osten 
als »Leeres Land«, das die Toleranz aufgrund von Abwanderung und 
Armut »längst verloren« hätte (27.09.2018), doch bilden anderswo 
ostdeutsche Autor*innenteams eine differenzierte Alltagsrealität ab. 
Kreativer Widerstand gegen Rechtsextremismus wird genauso beleuch-
tet (»Wie klingt linke Heimatmusik?«, 11.01.2018; »Die Mitte muss 
brummen«, 10.09.2018) wie die Emotionen von Ostdeutschen oder 
der Zusammenhang von Rechtsextremismus mit Geschlecht (»Die Wut 
der Frauen«, 09.03.2017) oder Unternehmern (»AfD: Chef sucht ein 
Zuhause«, 29.01.2015). Ein Negativbeispiel ist hier allerdings Evelyn 
Fingers polemischer Beitrag »Stolz der Verlierer« (14.09.2017), der Ost-
deutsche gleich zu Beginn dreifach auf primitive Emotionen reduziert: 
»Sie brüllen ihren Hass gegen die Politik hinaus«; »als die Ostdeutschen 
brüllten, wir seien ein Volk«; »das Gebrüll der Ossis«.

Als zweite große Dimension spielt die DDR-Vergangenheit des Os-
tens eine Rolle. Diese scheint oft in negativem oder bestenfalls ambi-
valentem Licht. So wertet man an sich positive Akte der DDR negativ 
um (Gedenken an die Bombardierung Dresdens: »Bomben aufs Abend-
land«, 13.02.2015; Internationale Solidarität: »Sie hassen die Moral 
der Eliten«, 25.02.2018). In »Jugendarrest: ›Sie fühlen sich abgehängt‹« 
(25.05.2016) beschreibt die Autorin, wie strafgefährdete Jugendliche 
durch Konfrontation mit einer repressiven DDR-Vergangenheit für posi-
tive Aspekte der Demokratie gewonnen werden sollen. Einige Beiträge 
fügen sich in das oben erklärte »Diktaturgedächtnis« ein. Jedoch gibt 
es auch Gegenbeispiele, die eine positiv Lebensrealität in der DDR ver-
mitteln. Dazu zählen beispielsweise die Ermahnung zur Würdigung der 
Lebensleistungen Ostdeutscher (»Helden der Arbeit«, 19.09.2018) oder 
erfolgreiche Biographien vor und nach der Wende (Karl Döring rettet 
einen Betrieb in Eisenhüttenstadt über die Wende: »Bei uns war nichts 
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marode«, 08.10.2015). Beide Beiträge zeigen Normalität in der DDR 
und bedienen damit eher Diskurse des Arrangementgedächtnisses.

Die dritte Dimension ist die partielle Exotisierung des Ostens als 
(weiterhin) »fremdes Land«, das durch einen Nicht-Ostdeutschen »ent-
deckt« wird. Dieses fortbestehende Motiv fand sich im Untersuchungs-
zeitraum mehrfach. So besuchte Moritz von Uslar sowohl Görlitz als 
auch den Weihnachtsmarkt in Chemnitz nach den Gewaltvorfällen im 
Sommer 2018 (»Morgens halb zehn in Deutschland«, 02.09.2016; »In-
nere Einkehr auf Sächsisch«, 05.12.2018). In ersten Artikel wird zwar 
viel über Görlitz, aber nicht mit den Görlitzern gesprochen. Der Chem-
nitzer Artikel schildert zunächst von Uslars eigene Eindrücke, bevor 
er später Chemnitzer interviewt. Etwas kurios erscheint vielleicht die 
Überschrift als Essenz der Beobachtungen eines südafrikanischen Foto-
grafen, der zum ersten Mal den Osten bereist, in »Land ohne Lächeln« 
(20.09.2017). 

Die Abwertung des Ostens erfolgt im Untersuchungszeitraum zu-
meist indirekt über Themenkarrieren (Rechtsextremismus, AfD), die 
fortgesetzte Herabstufung des staatlich-institutionellen DDR-Erbes 
mit gleichzeitiger Anerkennung individueller Lebensleistungen und 
der Darstellung des Ostens als »fremdes Anderes«. Diese sind Fortfüh-
rungen von etablierten Tropen mit Entstehungshintergrund im Kalten 
Krieg, als Wettbewerb der Selbstverständnisse darum, welches das 
»bessere und demokratischere Deutschland« sei.

6.3 Diskursformation 2: Diskurse von Gleichheit

Ein integrativer Diskurs würde theoretisch die (historisch bedingten) 
Unterschiede von Ost und West anerkennen und beide als gleichwertig 
einstufen. Dies ist im Untersuchungszeitraum gelegentlich zu beob-
achten. »Normalisierte Unterschiede« werden etabliert bei Frauen in 
Führungspositionen (so gibt es im Osten mehr »Frauen im Fußball«, 
14.09.2017), bei den anderen Wünschen eines ostdeutschen Publi-
kums der Öffentlich-Rechtlichen (»Das gestörte Programm«, 
07.12.2017) und bei der Analyse zum Rechtsstatus des Schwanger-
schaftsabbruchs (die DDR war liberaler: »Der West-Paragraf«, 
14.02.2019). Diese Diskursart erlaubt es, faktische Unterschiede zwi-
schen Ost und West wahrzunehmen und bereitet den Boden für eine 
integrative Berichterstattung. 
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6.4 Diskursformation 3: Emanzipierende Diskurse

Diese Diskurse finden sich überwiegend in Zeit im Osten, die in ihrer ge-
druckten Form vorrangig auf eine ostdeutsche Leser*innenschaft aus-
gerichtet ist. Hier wird der Osten als positiv und als Vorbild dargestellt. 
Beispiele dafür stammen einerseits aus einer positiven Bewertung von 
DDR-Gegebenheiten, andererseits aus der Gegenwart. So heißt es »Ja 
zur Platte« (05.11.2015) in einem Artikel über Beschränkungen in 
Wohnstandards, und es wird darauf verwiesen, dass die DDR-Bevölke-
rung weniger an Allergien litt (»Gab es vor der Wende in der DDR weni-
ger Allergien als im Westen?«, 19.04.2017). 

Für die Gegenwart dominieren positive Städtebeschreibungen, 
das Ostprodukt Nudossi als ökologisch vorbildlicher Brotaufstrich 
(»Die Zukunft aufs Brot«, 07.09.2017), RB Leipzig als erste ostdeut-
sche Mannschaft in der Champions League (»Auftritt der Diebe«, 
08.06.2017) oder der Aufstieg von Ostdeutschen in westdeutschen In-
stitutionen (so bei den Grünen: »Out of Guben«, 03.02.2017; oder als 
Vorstand der Deutschen Börse: »Immer schön flexibel«, 09.08.2018). 
Noch deutlicher wird dies in »Ostfrauen« (07.03.2019), des Reviews 
einer MDR-Serie, »die endlich zeigt, wie sehr sie dieses Land ver-
ändert haben«. 

In das Bild des Ostens als positiv und »empowered« passt vor allem 
auch der Beitrag des Philosophen Peter Neumann (»Bitter enttäuschte 
Hoffnungen, nagelneue Utopien«, 17.04.2019). Anlässlich des bevor-
stehenden 30. Jahrestags des Mauerfalls schlug er vor, mit der Er-
innerung der DDR auf eine vierte Art umzugehen – der »ostdeutsche 
Umbruch als europäische Utopie«. In diesem Sinne wird der Osten 
ein Experimentierfeld für zukünftige Gesellschaftsmodelle, ein Labor 
für kreative Problemlösungen, ein Ort für Innovation. Die doppelte 
deutsch-deutsche Erfahrung ist dabei nichts, was behindert, sondern 
eine wirkmächtige Ressource. 

6.5 Diskursformation 4: Artikulation von Benachteiligungen 
des Ostens

Die realen Ungleichheiten zwischen Ost und West in nahezu allen Ge-
sellschaftsbereichen finden sich nicht unbedingt im medialen Diskurs 
wieder. Zumindest ist die abwertende Bezeichnung »Jammerossi« 
(siehe Wedl 2009) aus der Zeit komplett verschwunden. 
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Nach den politischen Wahlerfolgen der AfD im Osten wurde auch die 
Artikulation von Ungleichheit lauter. Deutlich trat dies in der Debatte 
um eine »Ost-Quote« (2017) und gleich zweifach 2019 hervor – einer-
seits beim Vergleich von Ostdeutschen mit Migrant*innen und bei Vor-
würfen, dass der Osten kolonialisiert wurde (»Ostquote: Verhilft sie 
Ostdeutschen zu mehr Chancengleichheit?«, 21.03.2019; »Ostdeutsch-
land: Wer das Sagen hat«, 11.04.2019), andererseits bei datenjourna-
listischen Darstellungen zu Migrationsbewegungen (Abwanderungen) 
Ostdeutscher, deren Ursachen und potenziellen Rückkehrtrends (Zeit-
im-Osten-Special, 02.05.2019). 

Gleichzeitig setzen sich Ostdeutsche mit kontinuierlicher Diskrimi-
nierung reflektiv auseinander, beispielsweise bei der Debatte um Vorna-
men (»Vorurteile bei Vornamen«, 03.10.2018), Doppelnamen (»Doppel-
deutschland«, 07.03.2019) oder die Scham aus dem jahrzehnte langen 
Verstecken der Ost-Identität aus Angst vor Repressalien (»Ich bin da-
mals abgerutscht«, 31.01.2019). Diese Momente markieren die ostdeut-
sche Zugehörigkeit als Thema bei einigen der Autor*innen.

Der Wandel im Diskurs ist hier bemerkenswert. Während diese Art 
von offenen Bekundungen und Stellungnahmen zum Einfordern von 
»mehr Gleichheit« 2015 nicht existierte, stellen sie inzwischen einen 
relevanten Teil der Artikulationen über ostdeutsche Erwartungshal-
tungen dar. Spätestens hier wird deutlich, dass sich Ostdeutsche nicht 
mehr schamvoll verstecken oder zurückziehen, sondern spürbar an 
Stimme gewonnen haben. 

6.6 Diskursformation 5: »Ostdeutsch sein« –  
Wer verhandelt die Identität?

Dieser letzte Diskurs ist ebenso spannend wie neu. »Der Osten ist nicht 
totzukriegen«, schreibt der Zeit-im-Osten-Gründer Schwarz (2019b, 14) 
und meint damit nicht die »Alten« mit ihrer Sorge, für die eigene Bio-
graphie Spott zu ernten, sondern die Jungen, die ihre Ost-Identität teils 
spät für sich entdecken. Und genau dieser Punkt ist ungewöhnlich für 
den sonst distanziert-faktizierenden Journalismus – hier fallen plötz-
lich gleich mehrfach die persönliche Biographie der Zeit-Autor*innen 
und die journalistische Story zusammen. Es ist gerade die bewusst aus-
gedrückte Subjektivität, die einen Einblick in die Normalität des ost-
deutschen Lebens ermöglicht – Alltagsgeschichten, die überall im Os-
ten passieren könnten. 



Kalter Krieg oder innere Einheit? 95

Beispiele für diese autobiographischen Geschichten des Entdeckens 
der eigenen ostdeutschen Identität finden sich bei Caterina Lobenstein 
(»Deutsche Wiedervereinigung: Was blüht denn da?«, 22.06.2017), Va-
lerie Schönian (»Heimat Ostdeutschland: Jahrgang 1990«, 14.12.2017), 
Martin Machowecz (»Auf der Tanne«, 14.12.2017), Maike Nedo (»Ich 
hab mich getarnt«, 20.12.2017; »Was wurde aus Rocco«, 15.11.2018), 
Sophie Herwig (»Immer auf Safari«, 28.12.2017) und – als Antwort 
einer anderen Ost-Generation darauf – Christoph Dieckmann (»Ost-
deutschland: Jahrgang 1956«, 28.12.2017). Diese Selbstzeugnisse und 
offenen Beobachtungen beziehungsweise Reflektionen können Ver-
arbeitungsstrategien von Identitätskonflikten darstellen. Doch dabei 
bleibt zu bedenken, dass diese generationsspezifisch sind und nicht 
ältere ostdeutsche Generationen repräsentieren. 

Bedauerlich ist, dass ab Oktober 2017 (nach der Bundestagswahl) 
viele dieser so wichtigen Diskurse um ostdeutsche Identität lediglich 
in Zeit im Osten erscheinen, nicht jedoch in der überregionalen Print-
ausgabe. Damit stehen Debatten um das ostdeutsche Selbstverständnis 
nur begrenzt einer gesamtdeutschen Leser*innenschaft zur Verfügung. 

Der übrige Ost-Identitätsdiskurs bewegt sich fort von reduzierenden 
AfD-Assoziationen hin zum Nachdenken, was der Osten in einem gemein-
samen Deutschland sein kann und sollte. Es geht aber auch darum, wie 
die Wende verlaufen ist und wie wenig Westdeutsche teilweise den Osten 
bewusst und mit Interesse wahrnehmen (»Manche kennen den Osten der 
USA besser als den Osten Deutschlands«, 04.04.2019). 

Diskussionen um potenziellen Kolonialismus, Parallelen zu Mi-
grant*innen und das dynamische Aufbrechen des Ostens (»Das musste 
mal gesagt werden«, 14.02.2019) mündeten zwei Jahre später in der 
Frage, »wie viel Identitätspolitik […] die Debatte über Ostdeutsch-
land [verträgt]« (»Identitätspolitik. Wer wir sind. Sind wir wer?«, 
14.03.2021). Die Debatte um ostdeutsche Identität ist damit nicht mehr 
auf den Osten beschränkt, sondern hat ein gesamtdeutsches Medium 
erreicht. 

7 Fazit

Der US-amerikanische Journalismusforscher Michael Schudson (2011) 
schrieb, dass unabhängiger Journalismus die Grundbedingung jeder 
Demokratie sei. Im Vergleich zu anderen Transformationen im postso-
zialistischen Europa hatte der Zusammenbruch der DDR die Besonder-
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heit, dass bereits kurz nach dem Mauerfall die Presse – und später auch 
die Rundfunklandschaft – unter westdeutschen Eliten aufgeteilt war. 
Damit entstand eine Ausnahmesituation: Ostdeutsche besaßen seit 
1990 nur wenig Chancen auf das ungehinderte Ausdrücken – und Ver-
arbeiten – der eigenen Identität und der erlebten Transformationspro-
zesse. 

Diese notwendige Arbeit leisten nun ausgerechnet die Nachgebore-
nen – junge ostdeutsche Journalist*innen, welche die DDR selbst nur 
noch vage oder gar nicht mehr miterlebt haben. Sie bringen Glaubwür-
digkeit, Selbstbewusstsein und Transparenz mit, um als Mediator*in-
nen und verspätete Integrationshelfer*innen der deutschen Einheit zu 
wirken, und zeigen auf, wie differenziert und innovativ der Osten sein 
kann. Das Negativbild steht nicht mehr allein im Vordergrund.

Unbefangen und sprachgewaltig tritt diese jüngere Generation auf. 
Sie kennt die DDR nur aus Geschichten, aber sie hört den jüngeren und 
älteren Generationen im Osten zu. Es steht zur Vermutung, dass diese 
Generation an Ost-Journalist*innen durch ihre geschichtliche »Un-
schuld« in ihren Positionen weniger angreifbar ist. Sie ringen durch das 
Bewusstsein der biographischen Andersartigkeit um eine Neudefinition 
ihrer eigenen Identität im deutsch-deutschen Gesamtgefüge. Deswe-
gen werden Diskurse zur Emanzipation des Ostens verstärkt geführt, 
während jedoch elitennahe Diskurse bezüglich des negativen Erbes des 
DDR-Systems relativ unangetastet bleiben. 

Mit dem Mauerfall 1989 wurden DDR-bezogene Identitätskon-
struktionen auf dem metaphorischen »Müllhaufen der Geschichte« ent-
sorgt – bis zum Aufstieg der AfD, die einen gesamtdeutschen Diskurs 
dazu animierte, doch etwas genauer auf den Osten zu schauen. Zeit im 
Osten ist ein Produkt eben jenes Prozesses. Der Beitrag hat gezeigt, dass 
es mehr als 25 Jahre gebraucht hat, bis sich die früher dokumentierten 
medialen Diskurse in der Öffentlichkeit verändern sollten. Diese Trans-
formation ist gegenwärtig in vollem Gange – durch praktizierte Diver-
sität in einer Redaktion, dem Büro von Zeit im Osten. 
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1 Einleitung

Wenige Tage nach dem bewaffneten Sturm auf das Capitol sperrte Twit-
ter das private Konto des damals noch amtierenden US-Präsidenten 
Donald Trump. Jahrelang hatte er die mediale Öffentlichkeit mit seinen 
Tweets vor sich hergetrieben. Um die eigene Anhängerschaft zu errei-
chen, schienen ihm die einstigen Leitmedien wenn nicht überflüssig, so 
doch als nachrangige Teilöffentlichkeit, die allenfalls als Instrument 
politischer Polarisierung taugten. Über Jahre warteten Tausende Jour-
nalist*innen auf die Kurzbotschaften Trumps, stets getrieben von der 
Sorge, andere Medien könnten die Erstmeldung für sich reklamieren. 
Nach einer Rede, die rechtsradikale Demonstrant*innen zum Sturm 
auf das Parlamentsgebäude animiert hatte, war zunächst das Ende die-
ses Twitter-Regimes gekommen. Endlich, so möchte man meinen. Doch 
die Reaktion der deutschen Kanzlerin zeugte keineswegs von Erleichte-
rung. Sie halte die Sperrung des privaten Twitter-Kontos von Donald 
Trump für problematisch, ließ Angela Merkel verlauten. Und sie hat 
recht! Maßt sich doch ein privates Unternehmen an, darüber zu ent-
scheiden, wem Meinungsfreiheit zusteht und wem nicht.

Der Vorgang zeigt exemplarisch, was sich seit geraumer Zeit ereignet 
und nun verstärkt zum Gegenstand öffentlicher Auseinandersetzungen 
wird. Der Klassenkampf, so die hier vertretene These, ist auch zu einem 
Kampf um Öffentlichkeit geworden. Mehr noch: zu einem Kampf wi-
der die Zerstörung der Vernunft. Er berührt die Grundfesten liberaler 
Demokratien und ist, aus einer emanzipatorischen Perspektive betrach-
tet, nur zu gewinnen, indem demokratische Öffentlichkeiten als ein 
nichtkapitalistisches Anderes begriffen werden, das es gegen jedwede 
Spielart marktgetriebener Landnahmen zu verteidigen gilt. Weit davon 
entfernt, den vielschichtigen Prozess der Kommodifizierung und Zer-
störung von Öffentlichkeit auch nur annähernd beschreiben zu können, 
beschränke ich mich an dieser Stelle auf erste Überlegungen zu dieser 
Problematik. Ich beginne mit einigen konzeptuellen Anmerkungen zum 
Kampf um Öffentlichkeit (2), skizziere sodann die Grundidee des Land-
nahmetheorems (3) und widme mich nachfolgend der konkurrenzge-
triebenen Landnahme von Wissen, Erfahrung und Öffentlichkeit (4), 
um abschließend Möglichkeiten zu einer demokratischen Gegenland-
nahme auszuloten (5).
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2 Zerstörung von Öffentlichkeit

Das Phänomen eines gesellschaftlichen Kampfs um Öffentlichkeit ist 
alles andere als neu. Jürgen Habermas (1990 [1962]) hatte es bereits in 
seinem zum Klassiker gewordenen Strukturwandel der Öffentlichkeit 
systematisch behandelt und den Antagonisten »Proletariat« im über-
greifenden Kontext seiner Theorie in gewisser Weise durch die korrigie-
rende Kraft öffentlicher Diskurse und der in ihnen wirkenden kommu-
nikativen Vernunft ersetzt. Wie er selbst in einem Vorwort zu einer 
späteren Ausgabe seines Werks einräumt, unterschätzte seine Stilisie-
rung bürgerlicher Öffentlichkeit jedoch die Einflüsse konkurrierender 
Öffentlichkeiten. Solche Kommunikationskanäle entstehen durch Aus-
schluss aus der hegemonialen bürgerlichen Öffentlichkeit, notierte der 
Philosoph:

Von »Ausschluß« kann in einem »Foucaultschen« Sinne die Rede sein, wenn 
es sich dabei um Gruppen handelt, deren Rolle für die Formierung einer be-
stimmten Öffentlichkeit konstitutiv ist. »Ausschluß« gewinnt einen anderen, 
weniger radikalen Sinn, wenn sich in denselben Kommunikationsstruk-
turen gleichzeitig mehrere Arenen bilden, wo neben der hegemonialen 
bürgerlichen Öffentlichkeit andere subkulturelle oder klassenspezifische 
Öffentlichkeiten unter eigenen, nicht ohne weiteres kompromissfähigen 
Prämissen auftreten. Den ersten Fall habe ich seinerzeit gar nicht berück-
sichtigt, den anderen Fall habe ich im Vorwort erwähnt, aber nicht behan-
delt. (Habermas 1990, 15)

In den Zeiten von Trump und Twitter gesellt sich ein dritter Fall hinzu. 
Die oft nur vermeintlich Ausgeschlossenen konstituieren über das In-
ternet Öffentlichkeiten, die sich demokratischer Kontrolle weitgehend 
entziehen und so der bürgerlichen Öffentlichkeit samt ihren Leitmedien 
die hegemoniale Positionierung mehr und mehr streitig machen. Der 
Effekt ist ein mehr als zwiespältiger. Einerseits handelt es sich bei der 
bürgerlichen Öffentlichkeit um eine vermachtete Struktur, die Abwei-
chungen vom Basiskonsens allenfalls in begrenztem Ausmaß gestattet, 
andererseits kann sie ihre normativ-regulative Funktion nur erfüllen, 
wenn sie für neue, vom Basiskonsens abweichende Entwicklungen in 
der Gesellschaft offen ist. Erst dann wirkt sie als ein Organ, das ver-
nünftige Argumente in welch begrenztem Ausmaß auch immer zum 
Zuge kommen lässt.

Die Methode Trump steht indes für eine Spielart kapitalistischer 
Landnahmen, die nicht nur auf die Okkupation demokratischer Öf-
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fentlichkeit, sondern auf eine Zerstörung der Vernunft hinausläuft. 
Dies freilich in einem anderen Sinne, als der Anklang an Georg Lukács 
gleichnamige Schrift nahelegen könnte (dazu kritisch Bermbach und 
Trautmann 1987; Rücker 1976). Den »Weg Deutschlands zu Hitler 
auf dem Gebiet der Philosophie« lässt Lukács (1954, 6) bereits beim 
deutschen Idealismus beginnen und den Einbezug von Elementen 
Marx’scher Theorie in die deutsche Soziologie kritisiert er letztendlich 
als Legitimation eines Irrationalismus, der dem Faschismus den Weg 
bahnt. Ideologischer Maßstab ist ein kanonischer Marxismus, der allein 
nach Lukácz gegen das Virus des Irrationalen zu immunisieren vermag.

Ein derart enges Interpretationsschema ignoriert schon mit Blick auf 
die Vorgeschichte des deutschen Faschismus, dass das Hitler-Regime in 
vielerlei Hinsicht um die Zerstörung von Wissenschaftlichkeit schlecht-
hin bemüht war. Genau das ist, sicher in anderen Formen und Ausprä-
gungen, auch heute wieder der Fall. Trump und Twitter sind diesbezüg-
lich nur die Spitze eines Eisbergs. Rechtspopulist*innen und -radikale 
ernten allerdings nur, was mit der Kommodifizierung des Öffentlichen 
und der Öffentlichkeit bereits vorbereitet wurde. Genauer: Die ein-
gehegte, geschützte bürgerliche Öffentlichkeit ist zu einem Objekt kapi-
talistischer Landnahmen geworden, die sich in Etappen vollziehen und 
mit dem jüngsten Digitalisierungsschub einen Punkt erreicht haben, an 
dem statt von Strukturwandel eher von einer Zerstörung des Öffent-
lichen und der Öffentlichkeit gesprochen werden muss.

3 Mechanismen kapitalistische Landnahme

Beginnen wir mit dem Begriff der Landnahme, einer zentralen Katego-
rie für Theorien, die den Kapitalismus als expansives System analysie-
ren und kritisieren. Ungeachtet ihrer sonstigen Heterogenität teilen 
entsprechende Konzepte die Annahme, dass sich kapitalistische Gesell-
schaften nicht ausschließlich aus sich selbst heraus reproduzieren kön-
nen. Kapitalistische Dynamik beruht auf einer komplexen Innen-Au-
ßen-Bewegung. Stets beinhaltet sie die Internalisierung von Externem, 
die Okkupation eines nicht oder nicht vollständig kommodifizierten 
Äußeren. Land steht in diesem Zusammenhang nicht allein, ja nicht 
einmal in erster Linie für Grund und Boden. Der Begriff ist ein Syno-
nym für Territorien, Produktionsweisen, Lebensformen und nicht zu-
letzt für Wissensbestände, die zuvor nicht oder nicht vollständig in den 
kapitalistischen Warentausch integriert waren. Sofern es kein funktio-
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nales Anderes zu entdecken gibt, das in Besitz genommen, in Wert ge-
setzt, kommodifiziert und profitabel genutzt werden kann, geraten Ge-
sellschaften mit eingebautem Expansionsdrang an die Grenzen ihrer 
Entwicklungsfähigkeit. Sie stagnieren und zerfallen.

Die Landnahmekategorie verweist somit auf ein Expansionspara-
doxon. Kapitalistische Produktionsweisen müssen sich ausweiten, 
um zu existieren. Dabei absorbieren und ruinieren sie allmählich, 
was für ihre Reproduktion benötigt wird. Je erfolgreicher die Akku-
mulations-, Wachstums- und Kommodifizierungsmaschine arbeitet, 
desto wirkungsvoller untergräbt sie die Selbstreproduktionsfähigkeit 
sozialer und natürlicher Ressourcen, ohne die moderne kapitalistische 
Gesellschaften nicht überlebensfähig sind. Fortgesetzte Landnahmen 
bewirken dennoch keinen automatischen Zusammenbruch des Kapita-
lismus. Vielmehr zwingen sie die dominanten kapitalistischen Akteure 
zur Kreation, Institutionalisierung und ständigen Modifikation von 
Selbststabilisierungsmechanismen. Hierzu gehören auf der makroge-
sellschaftlichen Ebene die moderne Kredit- und Finanzwirtschaft, das 
Innovationssystem, der Wohlfahrtsstaat, die organisierten Arbeitsbe-
ziehungen, die Institutionen sozialer Reproduktion, die Regulationen 
der Naturverhältnisse, aber auch – wie wir noch sehen werden – die 
Schutzmechanismen für Informationen, Wissensbestände und selbst 
persönliche Erfahrungen. Auch die bürgerlich-demokratische Öffent-
lichkeit lässt sich als ein aktiv hergestelltes Außen kapitalistischer 
Marktvergesellschaftung begreifen. Ihre fortschreitende Kommodifi-
zierung läuft auf die Internalisierung einer – positiven – Externalität1 
hinaus. Grundsätzlich gilt: Ohne marktbegrenzende Institutionen und 
soziale Regeln, die den Warentausch mit Hilfe von Selbststabilisie-
rungsmechanismen in die Gesellschaft einbetten, wäre die expansive 
Marktvergesellschaftung, die moderne Kapitalismen in all ihren Vari-
anten auszeichnet, gar nicht denkbar.

Die Grundzüge des Landnahmetheorems habe ich an anderer Stelle 
ausführlich dargestellt (Dörre 2009; 2015). Nachfolgend beschränke 
ich mich deshalb auf einige Überlegungen, mit deren Hilfe sich das 
Konzept für die Interpretation des Strukturwandels von Öffentlichkeit 

1 Die Kategorie der Externalität verwende ich hier als Synonym für das nicht-
kapitalistische Andere. Externalitäten entstehen nicht ausschließlich durch 
die – negative – Externalisierung von Kosten. Sie sind, etwa in Gestalt von Non-
Profit-Organisationen, in gemischten Ökonomien immer vorhanden, können 
neu geschaffen werden, eignen sich aber auch als Landnahme-Objekte. 
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fruchtbar machen lässt. Nach Burkart Lutz (1984, 62), dem Nestor der 
deutschen Industriesoziologie, kann jeder Wachstumsschub als eine 
Phase je spezifischer Landnahmen durch den expandierenden indus-
triell-marktwirtschaftlichen Teil der Volks- und Weltwirtschaft be-
schrieben werden. Lutz, der den Landnahmebegriff in die soziologische 
Debatte eingebracht hat, bezieht sich auf einen Theoriestrang, der bis 
zu Marx’ Analyse der sogenannten ursprünglichen Akkumulation zu-
rückreicht. Im ersten Band von Das Kapital veranschaulicht Marx (1973 
[1867]), wie Staat, politischer Zwang und Akkumulation durch gewalt-
same Enteignung (Bauernlegen), Raub von Kirchengütern sowie die 
Einhegung und private Nutzung von zuvor im Kollektivbesitz befindli-
chem Gemeindeland zu Geburtshelfern des Kapitalismus werden. Die 
Scheidung von Produzent*innen und Produktionsmitteln als zentrale 
Voraussetzung für die Entstehung doppelt freier Lohnarbeiter*innen 
und damit des Kapitalismus ist »in die Annalen der Menschheit ein-
geschrieben mit Zügen von Blut und Feuer« (ebd., 743). 

Entscheidend ist jedoch nicht die von Marx sicher überzeichnete 
Gewaltträchtigkeit (Kocka 2013, 41) dieser ersten kapitalistischen 
Landnahme. Als weitaus wichtiger muss gelten, dass es sich bei der 
ursprünglichen Akkumulation von Beginn an um einen politischen, 
auf Staatsintervention beruhenden Prozess handelt. Weder die Ver-
änderung der Eigentumsverhältnisse und die Expropriation des Land-
volks noch die Disziplinierung der freigesetzten Arbeitskräfte für die 
neue Produktionsweise sind ohne Staatsintervention und außeröko-
nomischen Zwang möglich (Marx 1973 [1867], 765). Marx vertritt 
allerdings die Ansicht, das politisch verfügte Zwangsmoment werde 
eine Episode in der Frühgeschichte des Kapitalismus bleiben. Im his-
torischen Verlauf entstehe eine Arbeiterschaft, die »aus Erziehung, 
Tradition, Gewohnheit die Anforderungen jener Produktionsweise als 
selbstverständliche Naturgesetze anerkennt« (ebd.). Gewalt werde nur 
noch ausnahmsweise eingesetzt, die Arbeitenden könnten im Normal-
fall den Naturgesetzen der Produktion überlassen bleiben. Der stumme 
Zwang der ökonomischen Verhältnisse besiegele die Herrschaft des 
Kapitalisten über den Arbeiter.

In diesem Punkt hat sich Marx geirrt, wie Rosa Luxemburg (1975a 
[1913]) zu Recht kritisiert. Gravierende Strukturveränderungen des 
Kapitalismus vor Augen, lautet Luxemburgs zentrales Argument, dass 
sich die kapitalistische Dynamik als systemischer Zwang zu einer sich 
periodisch wiederholenden ursprünglichen Akkumulation interpretie-
ren lässt. Erst durch Einverleibung von nichtkapitalisierter Arbeitskraft 
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und Erde »erwirbt das Kapital eine Expansionskraft, die ihm erlaubt, 
die Elemente seiner Akkumulation auszudehnen jenseits der scheinbar 
durch seine eigene Größe gesteckten Grenzen« (ebd., 305). Auf der 
sachlichen Ebene bleibe die Akkumulation des Kapitals an »nichtkapi-
talistische Kreise gebunden« (ebd., 306).

Obwohl sich Rosa Luxemburgs Theorie der externen Mehrwertrea-
lisierung, mit der sie den Imperialismus ihrer Zeit erklären will, nicht 
halten lässt (dazu ausführlich Dörre 2018), bleiben ihre Überlegungen 
in mindestens dreierlei Hinsicht bedeutsam:

Erstens zeigt Luxemburg überzeugend, dass die kapitalistische 
Dynamik eine Doppelgestalt besitzt. Die eine Bewegung setzt sich in 
den Produktionsstätten des Mehrwerts, in den Fabriken, der durch-
kapitalisierten Landwirtschaft und auf den Warenmärkten durch. Hier 
reproduziert sich der Kapitalismus weitgehend auf seinen eigenen 
Grundlagen. Ausbeutung beruht in dieser Sphäre des kapitalistischen 
Warentauschs, den »inneren Märkten«,2 auf dem Äquivalenzprinzip.

Das heißt, die Lohnabhängigen werden, vermittelt über soziale 
Kämpfe und konjunkturelle Schwankungen, entsprechend der Grenzen 
entlohnt, die der historisch variable Wert ihrer Arbeitskraft setzt. Die 
andere Entwicklung bricht sich in Austauschbeziehungen zwischen der 
Kapitalakkumulation einerseits und nichtkapitalistischen Produktions-
weisen, Schichten und Territorien andererseits Bahn. In diesen »äu-
ßeren«, weil nicht kapitalistischen Märkten, die es auch innerhalb na-
tionaler Gesellschaften gibt, gilt das Prinzip des Äquivalententauschs 
auch in der Zirkulationssphäre allenfalls eingeschränkt. Hier herrschen 
Willkür, außerökonomische Disziplinierung, Dominanz, vor allem aber 
Überausbeutung3 und ungleicher Tausch. Landnahmen verschieben die 

2 Die Unterscheidung zwischen Innen und Außen ist keine der »politischen Geo-
graphie«, sondern eine »der sozialen Ökonomie«: »Innerer Markt vom Stand-
punkt der kapitalistischen Produktion ist kapitalistischer Markt, ist diese Pro-
duktion selbst als Abnehmerin ihrer eigenen Produkte und Bezugsquelle ihrer 
eigenen Produktionselemente. Äußerer Markt ist die nichtkapitalistische so-
ziale Umgebung, die seine Produkte absorbiert und ihm Produktionselemente 
und Arbeitskräfte liefert.« Daher vollziehen sich Eigentumsbildung und Frei-
setzungen nicht nur »auswärts«, in Kolonien und vorkapitalistischen Gesell-
schaften; als Proletarisierung von ländlichen und städtischen Mittelschichten, 
Handwerker*innen und kleinen Warenproduzent*innen finden sie ebenso im 
Inneren industriekapitalistischer Gesellschaften statt (Luxemburg 1975a, 311, 
315).

3 Primäre Ausbeutung beruht in der Sphäre des Warentauschs auf dem Äqui-
valenzprinzip; das heißt die Lohnabhängigen werden, vermittelt über soziale 
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Grenzen zwischen inneren kapitalistischen und äußeren nichtkapita-
listischen Märkten. Es handelt sich dabei keineswegs um eine lineare 
Inwertsetzung von »neuem Land«. Vielmehr trägt jede Landnahme 
stets die Möglichkeit zu gesellschaftlicher Regression durch autoritär 
verfügte Disziplinierung in sich. Das ist unter anderem deshalb bedeut-
sam, weil der digitalisierte Kapitalismus mit seinen diversen Teilöffent-
lichkeiten keineswegs mit Fortschritt identifiziert werden muss.

Der beständige, systemisch unverzichtbare Stoffwechsel zwischen in-
neren und äußeren kapitalistischen Märkten läuft zweitens auf ein zeit-
lich lang gestrecktes »Zernagen« und »Assimilieren« (Luxemburg 1975a 
[1913], 364) nichtkapitalistischer Milieus hinaus. In diesem Prozess 
entstünden, so Luxemburg, die »seltsamsten Mischformen zwischen 
modernem Lohnsystem und primitiven Herrschaftsverhältnissen« 
(ebd., 312). Beispiele für solche Amalgamierungen seien das »Zerbrö-
ckeln« traditioneller Natural- und Bauernwirtschaften, etwa die »plan-
mäßige, bewusste Vernichtung und Aufteilung des Gemeineigentums« 
(ebd., 328), welche die französische Kolonialpolitik in ihren arabischen 
Kolonien vornahm, oder die »Zwangslohnarbeit« (Luxemburg 1975b, 
670), die spanische Eroberer zur Ausbeutung der indigenen Bevölke-
rung Lateinamerikas einführten. Landnahme bedeutet demnach, dass 
unterschiedliche Formen unfreier, prekärer und nur teilweise kom-
modifizierter Arbeit über längere historische Perioden hinweg konser-
viert, neu kombiniert und so als Arbeit für das Kapital genutzt werden. 
Es bilden sich hybride Verbindungen aus Lohnarbeit und unfreien, vor-
kapitalistischen oder prekären Arbeitsformen in unterschiedlich struk-
turierten Märkten heraus, deren »Stoffwechsel« dominanten Akteuren 
Extragewinne verspricht. Im Kontrast zur marxistischen Orthodoxie ih-
rer Zeit hat Luxemburg damit »eine völlig eigenständige Betrachtungs-
weise von Gesellschaftsformationen« begründet, die »im Gegensatz zu 
den linearen und evolutionistischen Auffassungen von ›Fortschritt‹« 
(Löwy 2013, 54) steht. Diese impliziert die gleichgewichtige Anerken-

Kämpfe, in etwa entsprechend des Wertes ihrer Arbeitskraft entlohnt. In äu-
ßeren, nichtkapitalistischen Märkten gilt das Prinzip des Äquivalententauschs 
allenfalls eingeschränkt. Hier herrschen Disziplinierung, rassistische und se-
xistische Abwertung, Willkür und zum Teil offene Gewalt. Ausbeutung beruht 
hier auf diversen Formen eines ungleichen Tauschs; das heißt, die durchschnitt-
lichen gültigen Standards für die Reproduktion der Arbeitskraft werden durch 
außerökonomischen Zwang systematisch unterboten. Weil solche Aneignungs-
formen auch schon vor dem Kapitalismus existiert haben, bezeichne ich sie als 
Varianten sekundärer Ausbeutung (vgl. Dörre 2017).
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nung einer begrenzten Pluralität an Antagonismen und Ausbeutungs-
verhältnissen. Ein solches Nebeneinander diverser Ausbeutungs- und 
Herrschaftsformen finden wir, wie sich zeigen wird, auch im zeitgenös-
sischen Kapitalismus.

Strukturprägend für die kapitalistische Dynamik ist drittens ein 
sozialer Mechanismus, den der Sozialgeograph David Harvey (2014, 
32) in Anlehnung an Rosa Luxemburg als Kapitalüberschuss-Absorp-
tionsproblem bezeichnet hat. Damit ist gemeint, dass eine Ökonomie, 
die während einer Produktionsperiode wächst, in der nachfolgenden 
Periode absorptionsfähige Märkte für das zusätzliche Mehrprodukt 
schaffen muss, was ohne markterweiternde Investitionen nicht möglich 
ist. Je höher das Reichtumsniveau von Gesellschaften und je größer 
das Wirtschaftswachstum, desto schwerer wird es, neue Märkte für das 
anlagesuchende Kapital zu erschließen. Dieses Kapitalüberschuss-Ab-
sorptionsproblem ist die zentrale makroökonomische Triebkraft hinter 
kapitalistischen Landnahmen. Es erklärt, weshalb der Akkumulations-
prozess des Kapitals »die unumschränkte Verfügungsmöglichkeit« über 
»alle Produktivkräfte der Erde« (Luxemburg 1975a, 312) benötigt, so-
weit diese in den Schranken der Mehrwertproduktion mobilisierbar 
sind. Und es macht vor allem deutlich, weshalb kapitalistische Dynamik 
immer wieder auf Marktexpansion, auf die Ausdehnung alter und die 
Entdeckung neuer Märkte hinausläuft. Der Kapitalismus ist demnach 
ein »einzigartiges System der Marktabhängigkeit«; er verallgemeinert 
»die Imperative des Wettbewerbs, der Akkumulation und der Profitma-
ximierung« und muss in einem Grade expandieren, »wie es mit keiner 
anderen Gesellschaftsform vergleichbar ist« (Wood 2015, 115). Dieser 
Anforderung kann sich auch der zeitgenössische Kapitalismus nicht 
entziehen. Es sind allerdings besondere Märkte, in denen sich ein neuer 
Modus Operandi von Landnahmen zu bewähren hat und diejenigen, 
auf denen Wissen, Daten und Informationen vermarktet werden, sind 
für ihn von besonderer Bedeutung.

Kapitalistische Landnahmen, so können wir festhalten, generieren 
eine stets auf außerökonomischen Zwang angewiesene und mitunter 
gewaltträchtige Innen-Außen-Dialektik. Diese Bewegungsform ist 
immer mit der Absorption eines nicht marktförmigen Anderen ver-
bunden. Landnahme bedeutet Kommodifizierung, Monetarisierung 
und Kommerzialisierung dieses Außen und damit zugleich dessen all-
mähliche Assimilation und Zerstörung. Deshalb sind Landnahmen end-
lich. Ist ein nichtkapitalistisches Anderes absorbiert, schwächt sich die 
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expansive Dynamik ab, bis sich ein neues Anderes findet, das in Besitz 
genommen werden kann.

Landnahmen, die von der privaten Verfügung über Produktivkapital 
als dynamischem Prinzip angetrieben werden, erweiterte Reproduk-
tion und Marktexpansion zum Ziel haben und unterschiedliche Modi 
von Ausbeutung und Dominanz durchsetzen, sind nicht nur umkämpft, 
sondern stets mit Landpreisgabe, präziser: mit Repulsionen, das heißt 
mit Bewegungen verbunden, die in gewisser Weise auf das Gegenteil 
von Kommodifizierung hinauslaufen. In der Akkumulation von büro-
kratisch-politischer Macht finden marktgetriebene Landnahmen ein 
expansives Pendant, das sich in spannungsvoller Ko-Evolution zur er-
weiterten Reproduktion des Kapitals, aber auch abgelöst von ökonomi-
scher Expansion entfalten kann.4 Jede raum-zeitlich begrenzte und 
deshalb historisch einmalige Landnahme beruht auf einem besonderen 
Modus Operandi, der wiederum eine Vielzahl an Transformations-
mechanismen ausbildet. Wird dieser dysfunktional, kann es zu großen 
Krisen von Kapitalakkumulation und gesellschaftlicher Reproduktion 
kommen. Derartige Ereignisse sind etwas völlig anderes als jene perio-
dischen Ungleichgewichte, die mit dem Konjunkturzyklus verbunden 
sind. Sie erfassen das gesamte Ensemble gesellschaftlicher Verhältnisse 
und können deshalb nur überwunden werden, wenn die Beziehungen 
zwischen Akkumulationsregime, Regulationsweisen, Produktionsmo-
dellen, Konsummustern, Lebensstilen und Reproduktionsformen völlig 
neu strukturiert werden. Es gilt, in den Worten von Burkart Lutz (1984, 
62), geeignete »Strukturparameter« zu finden und zu institutionali-
sieren, die für eine gewisse Zeit die soziale Kohärenz kapitalistischer 
Gesellschaften sicherstellen.

4 Landnahme von Wissen, Information und 
Öffentlichkeit

Diese Grundidee gilt für die Landnahme des Sozialen, deren Modus 
Operandi die Dynamik des finanzialisierten Kapitalismus bestimmt hat, 
freilich nur in modifizierter Form. Eine solche Landnahme setzt mit ih-

4 Diesen Gedanken hat Hannah Arendt (2006, 312) in die Debatte eingebracht: 
»Durch eine unbegrenzte Akkumulation von Macht, das heißt von Gewalt, die 
kein Gesetz begrenzt, konnte eine unbegrenzte oder jedenfalls erst einmal un-
begrenzt scheinende Akkumulation von Kapital vonstatten gehen.«
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ren komplexen Transfermechanismen und Bewährungsproben gewis-
sermaßen an den marktbegrenzenden Institutionen und Regulationen 
an, die der wohlfahrtsstaatliche Kapitalismus hervorgebracht hat. Die 
Grundrichtung dieser Landnahme »zweiter Ordnung« habe ich an an-
derer Stelle ebenfalls ausführlich beschrieben (Dörre 2009; 2015), so 
dass auch hier eine knappe Bemerkung genügen soll. Zugespitzt formu-
liert, betrachten die Protagonist*innen dieser Landnahme, die finanz-
kapitalistischen Eliten und die ihnen funktional zugeordneten Klassen-
fraktionen, die Selbststabilisierungsmechanismen kapitalistischer 
Dynamik und die durch sie geschützten Bereiche als Verwertungsob-
jekte. Das gilt auch und gerade für den sozialen Raum von Wissen, per-
sönlicher Erfahrung und die mit beiden korrespondierenden Öffent-
lichkeiten.

Landnahme von »lebendigem Wissen« und Erfahrung

Öffentlichkeit ist in gewisser Weise die politische Form gesellschaftli-
chen Bewusstseins (vgl. Gerhardt 2012). Sie beruht auf Wissen um 
Belange, die einer kollektiven Bearbeitung bedürfen und deshalb 
nach kommunikativem Austausch verlangen. Kapitalistische Land-
nahme bedeutet in diesem Zusammenhang, dass jenes Wissen, das – 
in Informationen verwandelt – Öffentlichkeit konstituiert, zum Ob-
jekt privater Verwertungsinteressen wird. Dieser Prozess der 
Kommodifizierung von Öffentlichkeit hat lange vor der Digitalisie-
rung begonnen; mit der Erfindung und Weiterentwicklung von Mas-
senmedien setzt er sich in immer neuen Schüben durch. Digitale 
Technologie eröffnet dem markt- und gewinngetriebenen Zugriff auf 
solche Wissensbestände jedoch ungeahnte Möglichkeiten. Allerdings 
erfordert die Landnahme von Wissen besondere Transfermechanis-
men, von denen André Gorz (2004) einige in einem bemerkenswerten 
Essay kurz nach der Jahrtausendwende treffend analysiert hat. Die 
besondere Qualität der Landnahme von Wissen und in der Folge auch 
des öffentlich-rechtlichen Raums wurzelt in der Gegenwart vor allem 
darin, dass ihre Protagonist*innen mit Hilfe digitaler Technik Wissen 
und Erfahrung extrahieren, also von menschlichen Körpern und Ge-
hirnen trennen, sie auf Universalmaschinen übertragen und gewinn-
bringend in die kapitalistische Warenform zwängen. Nun stellt Wis-
sen jedoch keine Ware wie jede andere dar, sondern entsteht als ein 
Produkt nicht nur der Erwerbsarbeit, sondern der gesamten Lebens-
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tätigkeit von und der Interaktionen zwischen Personen. Im Unter-
schied zu »totem«, formalisiertem Wissen ist »lebendiges Wissen« 
(ebd., 45, 129)5 stets an die Person und hinsichtlich der Öffentlichkeit 
an den Homo publicus, an seine politischen Präferenzen, Werturteile 
und Weltsichten gebunden. Deshalb können sich weder Intelligenz an 
sich noch öffentliche Vernunft völlig »menschenfrei« entfalten. Wird 
das Wissen von lebendigen Körpern abgetrennt, verwissenschaftlicht 
und verwertet, nimmt es eine formalisierte Gestalt an. In diesem Ag-
gregatzustand lässt es sich, ähnlich wie »tote Arbeit«, auch in digitali-
sierter Form als »totes Wissen« in den Kapitalkreislauf einbeziehen.

Zu den Eigenschaften von Wissen gehört aber, dass seine Produk-
tivkraft dann am größten ist, wenn es von allen oder doch möglichst 
vielen genutzt werden kann. Es hat zunächst einen Wahrheitswert, 
der seinem – fiktiven – Warenwert vorausgesetzt ist. Um Wissen in 
die kapitalistische Form zu bringen, muss es künstlich verknappt und 
mit Eigentumstiteln versehen werden.6 In anderen Worten, wird es zu 
»neuem Land«, das es aus der Perspektive von Tech-Konzernen und un-
terstützenden Staaten zu extrahieren, zu kommodifizieren und profita-
bel zu nutzen gilt. Dadurch gerät Wissen zu einem der wichtigsten Ob-
jekte kapitalistischer Landnahme. Das Problem ist nur: Je besser diese 
Landnahme gelingt, desto stärker wird der eigentliche Gebrauchswert 
von Wissen, werden sein Wahrheitswert und seine Fähigkeit zur Reich-
tumsproduktion eingeschränkt. Die sogenannte Wissensökonomie 
enthält daher »im Grunde eine Negation der kapitalistischen Waren-
ökonomie. Wenn man sie als neue Form des Kapitalismus behandelt, 
verschleiert man ihr Negativitätspotenzial«, denn nicht alles Wissen 
ist gleichwertig, und der Kapitalismus wertet und verwertet vor allem 
dasjenige Wissen, »dessen instrumentelles Potenzial offensichtlich oder 
vorhersehbar ist« (ebd., 74–75).

Formalisiertes digitales Wissen »[…] kann komplexe Interaktionen 
zwischen einer Vielzahl von Akteuren und Variablen organisieren und 
regeln. Es kann Maschinen, Anlagen und flexible Fertigungssysteme 

5 Gorz (2004) grenzt das an menschliche Körper und persönliche Erfahrungen 
gebundene »lebendige« von formalisierbarem »toten« Wissen ab. Damit ge-
winnt er ein Kriterium, das ihm eine fundierte Kritik der sogenannten künst-
lichen Intelligenz erlaubt. Intelligenz kann es nach Gorz’ Auffassung nur in ihrer 
Verknüpfung mit »lebendigem Wissen« geben, als rein maschinelle ist Intel-
ligenz nicht herstellbar.

6 »Um als Ware verkäuflich und als Kapital verwertbar zu sein, muss Wissen folg-
lich in Privateigentum verwandelt und verknappt werden.« (Gorz 2004, 11)
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entwerfen und lenken. Kurz, es kann die Rolle eines Fixkapitals spielen, 
indem es akkumulierte ›tote‹ Arbeit der lebendigen, materiellen oder 
immateriellen Arbeit substituiert. Da die Grenzkosten der Software äu-
ßerst gering sind, kann sie sehr viel mehr Arbeit einsparen, als sie kostet 
und das in gigantischen, noch vor kurzem unvorstellbaren Ausmaßen. 
Das bedeutet, dass das formale Wissen unermesslich viel mehr ›Wert‹ 
zerstört, als es zu schöpfen erlaubt. Anders gesagt, es erspart Unmengen 
von bezahlter gesellschaftlicher Arbeit und verkleinert folglich den 
(monetären) Tauschwert einer wachsenden Anzahl von Produkten und 
Dienstleistungen.« (ebd., 48, Hervorhebung im Original)

Man kann sicher darüber streiten, ob das in dieser von Gorz behaup-
teten Linearität zutrifft. Dagegen lässt sich etwa einwenden, dass er die 
Fähigkeiten kapitalistischer Akteure zur Wissensextraktion und -verwer-
tung unterschätzt. So geht beispielsweise das Forscherteam um Andreas 
Boes (2015) davon aus, dass der »Informationsraum« eine wahre Fülle 
an möglichen neuen Geschäftsmodellen bietet, die sich für eine Revitali-
sierung des Kapitalismus geradezu aufdrängen. Mit »Informationsraum« 
ist gemeint, dass das Internet einen sozialen Handlungs- und Inter-
aktionsraum konstituiert, der vielfältigsten Nutzungsformen offensteht. 
Mit seiner Hilfe bilde sich »eine lebendige globale Informations- und 
Kommunikationsumgebung« heraus, deren Zwecke und Veränderungs-
möglichkeiten sich durch aktive Nutzung beständig veränderten und 
erweiterten: »Weil so geistige Tätigkeiten in neuer Qualität aneinander 
anschlussfähig werden, entsteht hier ein ganz neues Potenzial der Nut-
zung geistiger Produktivkraft.« (ebd., 85) Bisher, so sei hinzugefügt, sind 
die neuen Geschäftsmodelle allerdings relativ übersichtlich geblieben. 
Häufig verdrängen sie nur, was es in anderer Form auch schon zuvor 
gegeben hat.7 Ungeachtet der unterschiedlichen Einschätzungen über 
das Wachstumspotenzial der digitalen Ökonomie hat André Gorz den 
Aneignungsmodus der digitalen Landnahme von Wissen präzise rekon-
struiert. Rohstoff dieser Landnahme sind nicht allein Daten und Infor-
mationen; »lebendiges Wissen« und an die Person gebundene Erfahrung 
bilden zunehmend die Quelle, auf die Verwertungsinteressen zugreifen. 
Damit wird künstlich, also mit Hilfe privat- oder staatskapitalistischer 

7 »In digital capitalism capital aims to appropriate digital machines as instru-
ments for political control, economic accumulation, and ideological manipula-
tion«, beschreibt der Kommunikationswissenschaftler Christian Fuchs (2018, 
287) eine Haupttendenz der digitalen Landnahme.
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Eigentumstitel, verknappt, was am produktivsten zu nutzen wäre, wenn 
Wissen als digitale Allmende allen zur Verfügung stünde.

Austausch zwischen »inneren« und »äußeren« Märkten

Was bedeutet all das nun für die bürgerliche Öffentlichkeit und die 
durch sie geleistete Informationsarbeit? Betrachten wir die Landnahme 
von Wissen, Information und Öffentlichkeit anhand der drei sozialen 
Mechanismen, die sich schon in Rosa Luxemburgs Akkumulationstheo-
rie finden.

Beispiele für einen Stoffwechsel zwischen »inneren« und »äußeren« 
Märkten lassen sich im für die öffentliche Meinung konstitutiven Medi-
enbereich leicht finden. Die kapitalistische Landnahme beginnt in der 
Bundesrepublik mit der Zulassung von privaten Radio- und Fernseh-
sendern neben den öffentlich-rechtlichen Anstalten Anfang der 1980er 
Jahre sowie einer fortschreitenden Kommerzialisierung von Zeitungen 
und Printmedien. Anders formuliert: Der öffentlich-rechtliche Rund-
funk und seine TV-Sender werden als funktionales Anderes betrachtet, 
das sich dem Wettbewerb mit gewinngetriebenen Privatsendern ausset-
zen muss. Eigner dieser Sender sind wiederum überwiegend Konzerne, 
die zugleich einen erheblichen Teil der Printmedien kontrollieren. 

Am weitesten fortgeschritten ist die Landnahme von Öffentlichkeit 
in den USA, wo der öffentlich-rechtliche Sektor allerdings eine deutlich 
andere Struktur aufweist als in Deutschland und anderen europäischen 
Staaten. Nichtkommerzielle TV-Sender und Rundfunkstationen sind 
gewissermaßen das Resultat von Gegenlandnahmen. Das Ende der 
1960er Jahre gegründete National Public Radio (NPR) versammelt 
unter seinem Dach Radiostationen, die sich über eine Mischform aus 
staatlichen Geldern und Spenden finanzieren. Mit dem Public Broad-
casting System, einem Netzwerk öffentlicher Fernsehsender, verhält es 
sich ähnlich. Die 1967 geschaffene Corporation of Public Broadcasting 
verteilt staatliche Gelder zu gleichen Teilen an beide Netzwerke (Neu-
mann 2018). 

Landnahme bedeutet in diesem schon immer von privaten Unter-
nehmen dominierten Sektor vor allem Intensivierung von Konkurrenz 
und Regeländerung. Der Staat steuert vor allem über die Vergabe von 
Sendelizenzen; Kabelfernsehen und Streamingdienste sind dagegen 
kaum reguliert. Dadurch ist auch den privaten Sendern eine Konkur-
renz erwachsen, die zur Minderung von Werbeeinnahmen geführt hat, 
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mit einer enormen Konzentration von Medienmacht als Konsequenz. In 
den USA kontrollierten 1983 die 50 größten Unternehmen 90 Prozent 
der Medien. Gegenwärtig sind es nur noch sechs Konzerne, die über 
90 Prozent dessen verfügen, was US-Bürger*innen über die Medien 
zu sehen, zu hören und zu lesen bekommen. 2010 erzielten diese Un-
ternehmen – Comcast, News Corp, Disney, Viacom, Time Warner und 
CBS – einen Umsatz von insgesamt 275 Milliarden US-Dollar (Sanders 
2017, 444); eine Summe, die davon zeugt, dass der Mediensektor zu 
einem hochgradig zentralisierten »inneren« kapitalistischen Markt ge-
worden ist.8

Dieser »innere Markt« und seine Regeln bestimmen sukzessive die 
Themen, die Qualität der Berichterstattung, die Formate von Sendun-
gen – kurzum: Sie entscheiden darüber, was eine Nachricht ist und was 
nicht, was in die Öffentlichkeit gehört und was nicht, was gesendet wird 
und was nicht. Selbiges geschieht selbstverständlich nicht in jenem 
trivialen Sinne, den Verschwörungsmythen unterstellen. Milliardär*in-
nen, denen Zeitungen und Privatsender gehören, müssen nicht zum Te-
lefon greifen, um Journalist*innen zu instruieren. Die Formierung der 
öffentlichen Meinung erfolgt über weitaus subtilere Mittel. Man kann 
von der Redaktionslinie einer Tageszeitung abweichen – zehn Prozent 
nach links, zehn Prozent nach rechts, ein Mehr an oppositionellem 
Geist hat keine Chance und schadet dem eigenen Renommee. Das je-
denfalls glauben Qualitätsjournalist*innen auch hierzulande sicher zu 
wissen (vgl. Ulrich 2019).

Wo die Konzentration der Medienlandschaft weiter fortgeschritten 
ist als in Deutschland und anderen europäischen Staaten, sind die 
Folgen für das Nachrichtenwesen und die öffentliche Meinung ent-
sprechend stärker offensichtlich. Der demokratische Sozialist Bernie 
Sanders hat dies am Beispiel seiner ersten Präsidentschaftswahlkam-
pagne eindrucksvoll beschrieben. Zwei seiner Erfahrungen seien exem-
plarisch hervorgehoben. Als eine Art »Daumenregel« habe er gelernt, 
»dass eine Frage den Medienkonzernen umso unwichtiger erscheint, je 
mehr sie arbeitende Menschen betrifft, und dass die Aufmerksamkeit 
der Medien größer wird, je geringer die Relevanz für normale Leute 
ist« (Sanders 2017, 421). Die Hauptursache für diese Entwicklung sieht 

8 Sanders bezieht sich auf Daten von https://www.freepress.net/. Der Medien-
sektor in den USA hat sich seither verändert, 2020 ist jedoch noch immer die 
Rede von sechs Konzernen, die »90% of the media outlets in America« (Louise 
2020) kontrollieren. 
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Sanders darin, dass Politik in den medialen Öffentlichkeiten mehr und 
mehr zu Unterhaltung verkommt. Dazu passt, dass unter anderem aller-
lei Spektakel, Skandale, die Beleidigung von Gegner*innen und Intimi-
täten den Rang von öffentlichen Ereignissen eingeräumt bekommen.

Entertainer vom Schlage eines Donald Trump wissen, wie man einen 
derart umgestalteten öffentlichen Raum für eigene Zwecke ausnutzen 
kann:

Trump gewann die republikanischen Vorwahlen [vor seiner ersten Prä-
sidentschaft; KD) mit Hilfe einer massiven Medienberichterstattung, die er 
mit seinen Tweets und scharfen persönlichen Angriffen auf seine Konkur-
renten befeuerte. Bis Ende Februar hatte er nach Angaben des Economist in 
den Abendnachrichten zehnmal so viel Aufmerksamkeit erhalten wie der 
republikanische Senator Rubio aus Florida. Für die Medienkonzerne sind 
Beleidigungen und persönliche Attacken ein gefundenes Fressen. (ebd., 
426)

Heute sehen wir, was daraus geworden ist – eine fatale Präsidentschaft, 
gestützt auf ein Verbiegen, Ignorieren und Umdeuten von Fakten, das 
an Georg Orwells 1984 erinnert. In diesem Roman indoktriniert ein Mi-
nisterium für Wahrheit die Menschen mit Hilfe einer eigenen Sprache, 
dem sogenannten »Neusprech«, nach dem Motto: »Krieg ist Frieden. 
Freiheit ist Sklaverei. Unwissenheit ist Stärke.« (Orwell 1949, 23)

So weit sind wir hierzulande noch lange nicht. Doch die Theatrali-
sierung und Trivialisierung von Politik als Unterhaltung ist längst in 
Deutschland angekommen. Auch hier sieht sich der öffentliche Rund-
funk dem Wettbewerb mit Privatsendern ausgesetzt, die von Werbung 
leben und denen sowohl die Werbeeinnahmen der öffentlich-recht-
lichen Sender als auch der Rundfunkbeitrag ein Dorn im Auge sind. 
Nicht zufällig richten sich Attacken der radikalen Rechten und ihrer 
Unterstützer in bürgerlichen Parteien gegen Beitragserhöhungen; in 
Sachsen-Anhalt löste das Nein der christdemokratischen Regierungs-
partei zu einer minimalen Steigerung des Rundfunkbeitrags eine ve-
ritable Koalitionskrise aus. Gravierender ist jedoch, dass die großen 
Medienkonzerne, allen voran das Murdoch-Imperium, die Konzen-
tration der Medienlandschaft auch in Deutschland weiter vorantreiben 
wollen. So greift der Murdoch-Konzern nach einigen Privatsendern, die 
sich in finanziellen Schwierigkeiten befinden. Was das im Erfolgsfall 
bedeuten könnte, hat Bernie Sanders unmissverständlich klargemacht: 
»In einer Zeit, in der Wissenschaftler immer eindringlicher vor der pla-
netarischen Klimakrise warnen, bemüht sich Murdoch gemeinsam mit 
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der fossilen Energiewirtschaft um die Widerlegung der Wissenschaft« 
(Sanders 2017, 439; vgl. auch Waterson 2020). Man beginnt zu ahnen, 
dass Wissenschaftsfeindlichkeit und Verschwörungstheorien keines-
wegs ausschließlich spontan entstehen. Es ist aber keineswegs allein 
der Murdoch-Konzern, der den Rechtspopulismus medial fördert. In 
Deutschland ist die Bild-Zeitung mit ihren Zusatzangeboten aus dem 
Hause Springer längst dabei, die Funktion einer »rechten Apo mit me-
dialer Macht« zu erfüllen (Lucke 2021).

Neukombinationen von »künstlerischer« Tätigkeit und 
prekärer Beschäftigung

Wirkung können Verschwörungsmythen auch deshalb entfalten, weil die 
Landnahme von Wissen und Öffentlichkeit die Arbeits- und Beschäfti-
gungsverhältnisse im Mediensektor neu strukturiert, worunter die Quali-
tät der Berichterstattung leidet. Im journalistischen Bereich bringt diese 
Landnahme einen Arbeits- und Arbeitertypus hervor, dessen Wert vor-
nehmlich auf Spezialkenntnissen und -qualifikationen beruht, die sich 
im Grunde nicht messen oder vergleichen lassen. Für die Spitzen in der 
Hierarchie von Journalist*innen, Redakteur*innen, Publizist*innen, Zei-
tungs-, Rundfunk- und Fernsehmacher*innen wird es immer schwerer, 
den Wert der Ware Arbeitskraft zu berechnen. Beschäftigte im wissens-
intensiven Medienbereichen agieren wie Künstler*innen oder Profifuß-
baller*innen, in dem Sinne, dass ihre Einzigartigkeit und Besonderheit 
den nur schwer messbaren Wert der Arbeitskraft bestimmen.

Wenn er überhaupt irgendwo zu einer realen Figur geworden sein 
sollte, dann findet sich der Typus des Selbstunternehmers im Medien-
sektor, betraut mit der Arbeit an Öffentlichkeit und öffentlicher Mei-
nung. Doch wie André Gorz richtig feststellt: Je mehr innerhalb eines 
Arbeits- und Beschäftigungsverhältnisses an das Selbst-Produzieren ap-
pelliert wird, desto stärker tendieren die Arbeitenden dazu, auch mehr 
sein zu wollen, als sie eigentlich sind. Journalist*innen betätigen sich 
als Schriftsteller*innen oder Wissenschaftler*innen und sie schreiben 
Bücher, um ihren eigentlichen Wert darzustellen. Werbegraphiker*in-
nen erzeugen Kunstwerke und dergleichen mehr. Dies kann dazu füh-
ren, dass die Nebentätigkeit zur eigentlichen Quelle des Selbstbewusst-
seins wird: »Um einen Teil ihres Lebens dem totalen Verwertungszwang 
zu entziehen, messen die ›Arbeiter des Immateriellen‹ schließlich ihren 
spielerischen, sportlichen, kulturellen und assoziativen Aktivitäten, bei 
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denen das Sich-selbst-Produzieren ein Selbstzweck ist, eine größere 
Bedeutung bei als der Arbeit.« (Gorz 2004, 27)

Die Spitzen der Zunft haben mit flexiblen, befristeten Beschäfti-
gungsverhältnissen keine Probleme. Am unteren Ende sieht das hinge-
gen völlig anders aus. Die Arbeit an der Öffentlichkeit wird selbst bei öf-
fentlich-rechtlichen Sendern von Journalist*innen verrichtet, die sich 
in Freie, feste Freie und Festangestellte ausdifferenzieren. Für einen 
erheblichen Teil der Journalist*innen gelten Arbeitsbedingungen, die 
der »Künstlerprekarität« ähneln. Einkommen und Beschäftigungsver-
hältnisse reichen lediglich für ein unsicheres Leben; allein das inhaltli-
che Interesse an der Tätigkeit bindet und integriert. Dem angesehenen 
Meinungsbildner in der Redaktion einer überregionalen Tageszeitung 
steht der freie Journalist einer Regionalzeitung gegenüber, der mit un-
sicherem Einkommen gemeinsam mit zwei Kolleg*innen als »Mädchen 
für alles« die Lokalberichterstattung eines großflächigen Landkreises 
besorgt. Solche Journalist*innen kann man auch jenseits ihrer eigent-
lichen beruflichen Tätigkeit treffen – etwa als Mitbesitzer*innen und 
Aushilfen in einem Kiosk, das bevorzugt Badegäste und Radwander*in-
nen bewirtet,9 oder – weit häufiger und auch bedenklicher – als PR-Ar-
beiter*innen für private Auftraggeber (vgl. Obermaier und Koch 2015).

Im Journalismus markiert das regulierte, vertraglich geschützte und 
wohlfahrtsstaatlich eingehegte Beschäftigungsverhältnis einen Stan-
dard, der qua Enteignung oder Vorenthaltung von Sozialeigentum 
mit Beschäftigungsverhältnissen kombiniert wird, die sich durch Un-
sicherheit, Überausbeutung und ungleichen Tausch auszeichnen. Fol-
gerichtig ist die Welt des Journalismus eine gespaltene. Die Grenzen 
zwischen freier Tätigkeit, wie es sie im Journalismus schon immer gab, 
und prekärer Beschäftigung fließen ineinander über. Auf der prekären 
Seite sind die Einkommen niedrig, die Arbeitsbedingungen schlecht, 
und auch die Reputation ist nicht sonderlich groß. Journalismus wird 
deshalb mehr und mehr zu einem Beruf, den man sich leisten können 
muss. Der Journalist Thomas Schnedler, der zu diesem Thema promo-
viert hat (Schnedler 2017), erläutert in einem Interview mit Deutsch-
landfunk Kultur:

Das ist tatsächlich eine große Gefahr, dass der Journalismus noch mehr als 
ohnehin schon zu so einer Art Elitenjob wird, den man sich leisten können 
muss, weil man entweder selber über die nötigen Mittel verfügt oder weil 

9 Es handelt sich um ein reales Beispiel, das jedoch kein Ausnahmefall ist.
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man eben solche Sicherheitsgaranten und andere Unterstützer hat, die 
einem das dann erst ermöglichen. Und es würde schon zu einer großen 
Schieflage führen im Beruf, und auch dazu, dass bestimmte Wahrnehmun-
gen und Erfahrungen gar nicht mehr in dem Berufsstand sich irgendwie 
wiederfinden. (Schnedler 2018)

Ob und wie sich die Prekarisierung des Journalismus auf die Qualität 
der Arbeit und damit auch auf das öffentliche Bewusstsein auswirkt, 
ist noch weitgehend unerforscht. Dass soziale Unsicherheit die Quali-
tät der Berichterstattung negativ beeinflusst, die regulative Kraft bür-
gerlicher Öffentlichkeit beschädigt und so den Irrationalismus för-
dert, ist jedoch eine starke Hypothese, deren Untersuchung 
lohnenswert ist. 

Vom Überschuss-Absorptions- zum 
Verhaltensvorhersage-Problem

Mit dem Internet wird alles besser, könnte man meinen. Schließlich 
bietet das Netz jedem und jeder die Möglichkeit, mit geringem Auf-
wand eigene Öffentlichkeiten jenseits institutionalisierter Formen zu 
kreieren und zu betreiben. Das demokratische Versprechen des Inter-
nets ist jedoch zum gegenwärtigen Zeitpunkt kaum mehr als ein schö-
ner Schein. Tatsächlich treiben die Netzkonzerne die Konzentration 
von Datennutzung, Informationsgewinnung und -verbreitung weiter 
voran. Einerseits erscheinen die Zugänge niedrigschwellig. Zumindest 
in reichen Gesellschaften verfügen nahezu alle über die Produktions-
mittel, die eine Teilhabe an der digitalen Ökonomie erlauben. Häufig 
genügt ein Notebook mit entsprechender Ausstattung, um geschäftsfä-
hig zu sein. Die scheinbare Demokratisierung des Zugangs zu Produkti-
onsmitteln korrespondiert jedoch andererseits mit einem hochgradig 
vermachteten Feld. In ihrem Atlas der digitalen Welt vermitteln die Au-
toren Martin Andree und Timo Thomsen (2020) einen Eindruck von 
Konzentrationsprozessen, die sich spontan keineswegs erschließen. 
Das hängt auch damit zusammen, dass niemand genau zu sagen ver-
mag, wie groß der Anteil der GAFAM-Gruppe10 und vergleichbarer IT-
Konzerne am digitalen Aufmerksamkeitsmarkt tatsächlich ist.

10 Die GAFAM-Gruppe umfasst mit Google, Apple, Facebook und Microsoft einige 
der reichsten Unternehmen der Welt. Diese Konzerne verwerten die Verhal-
tensdaten von Milliarden Menschen. Herausgefordert werden sie gegenwärtig 
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Um einen Eindruck von den Konzentrationsprozessen zu vermitteln, 
wählen die Autoren ein einprägsames Bild. Sie nutzen den Gini-Koeffi-
zienten als Analogie, um das Ausmaß der Konzentration in einer Zahl 
auszudrücken. Ein Gini-Koeffizient von 1 würde bedeuten, dass eine 
Person alles besitzt; ein Wert 0 steht hingegen für maximale Gleichver-
teilung. Andree und Thomsen (2020, 30) haben nun die Verteilung der 
gemessenen Aufmerksamkeit auf das von ihnen erhobene Spektrum an 
131 000 Angeboten errechnet und kommen auf einen Wert von 0,988; 
das heißt ein winziges Spektrum an Angeboten zieht den Großteil der 
Aufmerksamkeit auf sich. Als Vergleichsmaßstab ziehen die Genannten 
die Vermögensverteilung heran. Würde man die Konzentration des 
Internet-Traffic darin übersetzen, besäßen die 500 wohlhabendsten 
Personen in Deutschland etwas über 85 Prozent des Vermögens, dem 
großen Rest blieben ganze 14,2 Prozent. Die Ungleichheit in der Auf-
merksamkeitsverteilung ist damit noch weitaus größer als in der Ver-
mögensverteilung (ebd., 19–20).

Von dieser Konzentration bekommen gewöhnliche Internet-
nutzer*innen in der Regel gar nichts mit. Eine große Vielfalt an An-
geboten lässt den Gedanken an Konzentrationsprozesse gar nicht erst 
aufkommen. Damit entsteht eine Grundproblematik für jede Spielart 
regulatorischer Politik im Netz. Was, etwa beim Schutz von Urheber-
rechten, auf Unternehmen zielt, die den Traffic beherrschen, kann 
unter Umständen als staatlicher Eingriff in die Freiheiten der Inter-
netnutzer*innen verstanden werden. Hinzu kommt, dass oft gar nicht 
klar ist, wie und auf welche Wissensbestände, Erfahrungen und Tätig-
keiten zugegriffen wird. Medien, die für die bürgerlich-demokratische 
Öffentlichkeit lange Zeit konstitutiv waren, erwächst daraus eine 
existenzielle Bedrohung. Sie konkurrieren mit Suböffentlichkeiten im 
Netz, die sich der moralisch-regulativen Kraft bürgerlicher Öffentlich-
keit weitgehend entziehen. Zugleich verlieren sie Werbeeinnahmen 
an die Internetkonzerne und deren Filialen. In dem Maße, wie sie sich 
für digitale Angebote öffnen, machen sie sich jedoch vom Wissen der 
Tech-Oligopole abhängig, oft, ohne mit den neuen Formaten kosten-
deckende Einnahmen generieren zu können. Die Großunternehmen 
der digitalen Ökonomie benötigen »proprietäre Märkte« (Dolata 2019, 
182).11 Diese nicht frei zugänglichen Märkte entstehen, indem künst-

allenfalls durch chinesische IT-Konzerne, die ebenfalls monopolartige Organi-
sationsformen aufweisen.

11 »Massive Konzentrationsprozesse, die Herausbildung von Winner-takes-all-



Kampf um Öffentlichkeit 123

lich verknappt wird, was eigentlich im Überfluss vorhanden ist. Unter-
nehmen schaffen und verteidigen also mit staatlicher Unterstützung 
Wissens- und Technologiemonopole, die es überhaupt erst erlauben, 
den digitalen Kapitalismus zu einer gewinnbringenden Veranstaltung 
zu machen (Staab 2019).

5 Zum Schluss: Für Mediensozialismus!

Die großen Internetgiganten werden alles daransetzen, ihre Wissens- 
und Marktmonopole zu erhalten – auch zu Lasten unabhängiger Me-
dien. Doch es kommt eine weitere Gefahr hinzu, die Shoshana Zuboff 
(2019) in brillanter Weise analysiert hat. Sie spricht von einem aus dem 
Ruder gelaufenen »Überwachungskapitalismus«, der es gelernt habe, 
seine »historischen Bedingungen raffiniert auszubeuten und seinen Er-
folg zu verteidigen« (ebd., 33). »Überwachungskapitalismus« bedeutet, 
dass sich die großen Internetkonzerne unsere Datenspuren im Netz als 
Gratisressource aneignen, um sie in Verhaltensvorhersageprodukte zu 
verwandeln, die sie daraufhin an Dritte verkaufen können. Die Nutzung 
solcher Daten für Interventionen in den US-Präsidentschaftswahl-
kampf zeigt, wie weit die Zerstörung demokratischer Öffentlichkeit be-
reits vorangeschritten ist. Der »Überwachungskapitalismus« läuft da-
rauf hinaus, Verhaltenstendenzen nicht nur zu ermitteln, sondern 
erwünschtes Verhalten möglichst auch herbeizuführen – eine Dystopie, 
deren Realisierung bereits begonnen hat.

Fassen wir zusammen: Die Kommodifizierung von Medien bedingt, 
dass große gesellschaftliche Gruppen samt der sie betreffenden The-
men aus der bürgerlichen Öffentlichkeit ausgeschlossen werden. Das 
wiederum macht die Medien, die Redaktionen und die Journalist*in-
nen angreifbar. Nur vor diesem Hintergrund ist zu erklären, dass Teil-
öffentlichkeiten, die das Internet bietet, zum Katalysator einer Öf-
fentlichkeitsrebellion geworden sind. Suböffentlichkeiten lassen die 
Leitmedien bei ihrer Kommunikation weitgehend außen vor. Das öffnet 
dem Irrationalismus Tür und Tor, weil gemeinsame Diskursstandards 
und -regeln in diesen Suböffentlichkeiten nicht mehr gelten. Die Inter-

Märkten und die Etablierung neuer natürlicher Quasi-Monopole, die das Web 
heute sowohl in ökonomischer als auch in sozialer Hinsicht prägen, sind die 
weithin sichtbaren Folgen dieser großflächigen Landnahme«, beschreibt Ulrich 
Dolata (2019, 182) die zurückliegende Digitalisierungsetappe.
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nalisierung des funktionalen Außen »Öffentlichkeit« in den kapitalisti-
schen Verwertungsprozess hat eine Gegenbewegung im Netz ausgelöst, 
die jedoch kaum mehr als eine imaginäre Revolte ist, weil auch sie in 
den Bahnen kapitalistischer Landnahmen gefangen bleibt und der 
Zerstörung demokratischer Öffentlichkeit zusätzliche Schubkraft ver-
leiht. Die Folgen sind in den USA zu besichtigen: Wahrheit wird zu Fake 
News, Wissenschaft zur Lüge, eine Wahlniederlage zum Sieg und der 
Sturm auf das Capitol zu einer verständlichen Reaktion vermeintlich 
Betrogener.

Lässt sich dieser Zerstörung von Vernunft etwas entgegensetzen? Ich 
weiß es nicht, aber ich hoffe es. Drei Maßnahmenbündel halte ich für 
zentral. Erstens benötigen wir einen digitalen Infrastruktur- und Medi-
ensozialismus, der den Zugang zu demokratischen Öffentlichkeiten als 
öffentliches Gut betrachtet, das es zu schützen gilt. Die Verteidigung 
wissenschaftlicher Standards muss zwingender Bestandteil entspre-
chender Politiken sein. Wissenschaft dient der Wahrheitssuche. Sie 
beruht auf institutionalisiertem Selbstzweifel. Deshalb kann jede wis-
senschaftliche Erkenntnis potenziell mit einer wissenschaftlichen Ge-
genthese konfrontiert werden. Dies zu verdeutlichen ist jedoch etwas 
völlig anderes als die Verbreitung sogenannter alternativer Fakten. Ein 
öffentlich finanzierter Mediensektor muss der Wahrheitssuche Raum 
geben. Er darf nicht primär von Einschaltquoten und Zielgruppendia-
gnosen abhängen; seine Hauptinhalte müssen neben Unterhaltung und 
Zerstreuung seriöse Informationsangebote sein. Zweitens bedeutet dies, 
dass Leitmedien – allen voran der öffentlich-rechtliche Rundfunk – fi-
nanziell abgesichert, aber in ihrer Qualität verbessert und demokra-
tisiert werden müssen. Ihre Kontrolle sollte Transformations- und 
Nachhaltigkeitsräten übergeben werden, die sich an den Sustainable 
Development Goals (SDGs) als normativer Grundlage orientieren und 
sicherstellen, dass die großen gesellschaftlichen Krisen und Probleme 
in geeigneter Weise zu Themen, Informationen und Nachrichten wer-
den. Drittens schließlich bedarf es einer demokratischen Netz- und 
Medienpolitik, die Pluralismus garantiert und die Verteidigung der 
Meinungsfreiheit nicht privaten Unternehmen überlässt. Die Zerschla-
gung von Wissens- und Medienmonopolen ist dafür eine unabdingbare 
Voraussetzung.

Bringt man diese Überlegungen auf eine einfache Formel, dann se-
hen wir uns tatsächlich mit einer Entscheidungssituation konfrontiert, 
in der die Zurückdrängung des medial gestützten Irrationalismus und 
die Zerstörung von Vernunft nur noch mittels eines Übergangs zu ratio-
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naleren, nachkapitalistischen Gesellschaften möglich scheinen (Dörre 
und Schickert 2019; Dörre 2020). Diese Gesellschaften hätten sich des 
systemischen Zwangs zu fortgesetzten Landnahmen zu entledigen. Der 
Weg dorthin führt über den Ausbau positiver Externalitäten, zu denen 
an erster Stelle demokratische Öffentlichkeiten gehören.
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Oberflächenarchive und implizite Tiefenarchive ein, um einige soziotech-
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1 Einführung

In diesem Beitrag geht es um Implikationen neuer Technologien des Ar-
chivierens und Kuratierens digitaler Daten in kommerziellen Sozialen 
Medien. Das Problem, so meine Prämisse, ist so gut wie nie die Technik 
an sich, sondern ihr Gebrauch in gesellschaftlichem Rahmen. Wie Timo 
Daum (2019, 144) es in seinem Buch über Kapitalismus und künstliche 
Intelligenz ausdrückt: »Die kapitalistische Anwendung von Technologie 
ist das Problem: Das Verwertungsinteresse des Kapitals lässt jegliche 
moralischen und ethischen Ansprüche an Grenzen stoßen.« Was man 
mit Technologie zu erreichen hofft, ist daher oft weniger relevant als 
das, was bei faktischem Gebrauch derselben in situierten Kontexten 
herauskommt.

Vor diesem Hintergrund gehe ich im Folgenden der veränderten Rolle 
von Archiven in digitalen Zeiten nach. Wie unter anderem von Manoff 
(2004) dargelegt, wird das Konzept oft zur staatlichen Kontrolle über 
gesellschaftliche Erinnerung in Bezug gesetzt. Archive, so die Autorin, 
sind Orte, an denen als wichtig erachtete Dokumente gelagert und ein-
gesehen werden können. Daher war ihre Kontrolle schon immer eine 
zentrale Frage in der Organisation und Begrenzung staatlicher Macht-
ausübung (siehe auch Derrida 1995; Joyce 1999; Carter 2006). Aber 
die konkreten Lagerstätten für physische Dokumente haben sich im 
Zuge technologischer Entwicklungen mehr und mehr in dynamische 
Vernetzungen digitaler Datenbanken verwandelt (Ernst 2013; Hogan 
2015). Die politischen und gesellschaftlichen Konsequenzen solcher 
Transformationsprozesse sind das Thema dieses Beitrages.

Ich lege das theoretisch fundierte Argument vor, dass digitale Ar-
chive, wie digitale Technologie im Allgemeinen, von einer Doppel-
bödigkeit gekennzeichnet sind, die zwischen den Polen von Freiheit 
und Kontrolle oszilliert (siehe beispielsweise Galloway 2004; Chun 
2006). Digitale Technologie erlaubt es Menschen einerseits, einfach 
und schnell für andere sichtbar und erreichbar zu sein. Daher hilft sie 
sowohl bei oftmals notwendiger öffentlicher Selbstdarstellung als auch 
beim Koordinieren kollektiver Aktivitäten. Andererseits jedoch ermög-
lichen digitale Archive auch neue Formen von Überwachung und das 
Sammeln von Daten über sowohl Gruppen als auch Individuen in bisher 



130 Holger Pötzsch

ungeahnten Größenordnungen – mit dem Ziel vorgreifender staatlicher 
Kontrolle sowie der Kapitalisierung menschlicher Identitäten und Rela-
tionen (Gehl 2014; Harcourt 2015; Mau 2017; Pötzsch 2018). 

Um diese inhärente Ambivalenz digitaler Netzwerke beschreibbar 
zu machen, unterscheide ich hier zwischen expliziten Oberflächen-
archiven, die von Nutzer*innen kontrolliert und instrumentalisiert 
werden können (beispielsweise Profil- oder Gruppenseiten auf Face-
book), und impliziten Tiefenarchiven, die, von selbigen weitgehend un-
bemerkt, kommerziellen und staatlichen Akteur*innen das Sammeln 
und Verwerten umfassender Datensets ermöglichen (beispielsweise 
die Profilierung von Nutzer*innen durch Google, Facebook, TikTok 
oder variierende Streamingdienste). Beide Technologien, so mein Ar-
gument, verquicken sowohl Unterdrückung und Ausbeutung als auch 
Mobilisierung und Widerstand miteinander. Sie stehen in einem dia-
lektischen Verhältnis, das Widersprüche über Zeit in einer höheren 
Ordnung auflösen kann. Die derzeit dominierende kapitalistische 
Organisationsform privilegiert allerdings diejenigen gesellschaftli-
chen Kräfte, die Tiefenarchive zu erstellen und in staatliche sowie 
Kapitalmacht umzuwandeln verstehen. Daher verbleibt die politische 
Rolle der Oberflächenarchive zumeist eine nur potenziell befreiende 
(vgl. Galloway 2004; Morozov 2013; Gehl 2014; Pötzsch 2018; Daum 
2019). Eine Transformation der Medien schafft nicht automatisch Me-
dien der Transformation.

Abschließend stelle ich die Frage, wie mit diesem gesellschaftlichen 
Zustand umgegangen werden kann. Als konkreten Lösungsansatz 
fordere ich eine kritische digitale Kompetenz (critical digital literacy; 
Pangrazio 2016) als vorrangiges Bildungsziel ein, die nicht nur auf 
praktische Fertigkeiten im Gebrauch von digitalen Netzwerken und 
Oberflächenarchiven abzielt. Stattdessen versteht sie, diese Technolo-
gien im Kontext gesellschaftlicher Zustände und Machtverhältnisse kri-
tisch zu bewerten und ermöglicht, falls notwendig, aktiven Widerstand 
oder Re-appropriation. Damit wird digitale Medienkompetenz mehr 
als nur ein quantifizierbarer Standard in der schulischen Produktion 
instrumentellen Humankapitals (Pötzsch 2019). Im Gegenteil sieht sie 
die Erziehung des kritisch-reflektierenden Subjektes auch ohne oder 
gegen Technologie als zentrales Element heutiger Bildungsanstrengun-
gen (vgl. Simanowski 2018). 
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2 Technologie, Transformation und Gesellschaft: 
Eine Prämisse

Die digitale Transformation Deutschlands und der Welt schreitet 
scheinbar unaufhaltsam voran. Wie ein von Microsoft gesponsertes IDC 
White Paper (Hopp et al. 2017, 2) es formuliert, findet »[d]ie digitale 
Transformation […] derzeit in allen Branchen und Märkten statt«; sie 
wird so »immer mehr zur Quelle echter Innovation und neuer Ge-
schäftsmodelle. Das Business der Zukunft ist ohne Frage digital«. Jetzt 
gelte es nur, die »Reifegradstufe« deutscher Unternehmen entspre-
chend zu erhöhen, um sie vom unbrauchbaren und altmodischen »digi-
tal resister« in den experimentierfreudigen und risikobereiten »digital 
disruptor« umzumodeln (ebd., 4). 

Die Bevölkerung steht solchen Änderungen offenbar positiv gegen-
über, titelt doch eine von PricewaterhouseCoopers finanzierte Studie 
(pwc 2018) an prominenter Stelle: »44% ›I don’t mind digitisation af-
fecting every part of my life‹.« Also alles in bester Ordnung? Um diese 
Frage zu beantworten, muss man herausarbeiten, wer genau sich in 
diesen Studien denn überhaupt so einig ist und für wen die neuen Ge-
schäftsmodelle und Effektivitätsgewinne digitaler Disruptoren eigent-
lich von Vorteil sind. 

Das Problem sowohl mit wirtschaftsfinanzierten Hochglanzbroschü-
ren (Hopp et al. 2017; pwc 2018) als auch mit Fachbeiträgen betriebs-
wirtschaftlicher oder technologischer Ausrichtung (beispielsweise 
Kilkki et al. 2018; Skog 2018) ist eine gewisse Selektivität des Ansatzes 
und der Datengrundlage. So stellt sich bei zweitem Hinsehen schnell 
heraus, dass etwa die Studie von PricewaterhouseCoopers (2018) nur 
die Meinung von 44% der Befragten vermitteln kann. Diese Gruppe 
wiederum setzt sich aus Teilnehmer*innen einer Onlineumfrage zu-
sammen – Menschen also, die bereits über die Mittel verfügen, an 
Studien dieser Art teilzunehmen. Alle Befragten kommen aus Deutsch-
land oder den USA, 82 Prozent leben in urbanen Zentren, 59 Prozent 
sind zwischen 18 und 26 Jahren alt und über 82 Prozent haben min-
destens einen Bachelorgrad – eine Gruppe also, die für ein Überleben 
unter der Bedingung einer umfassenden digitalen Disruption mehr als 
gut gerüstet erscheint. Ähnliches gilt für das IDC White Paper (Hopp et 
al. 2017). Gefragt wird nicht, wie eine Gesellschaft, die zu 100 Prozent 
der Wunschdemographie der digitalen Disruptor*innen angehört, ei-
gentlich aussehen soll, ob und wie diese lebenswert erscheint und wer 
genau in ihr und von ihr profitieren kann. Stattdessen werden dieje-
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nigen, deren Arbeitsplätze und -bedingungen durch digitale Disrup-
tionen am meisten bedroht sind – ungelernte Lohnarbeiter*innen und 
Menschen in prekären Arbeitsverhältnissen – als Teil von Belegschaf-
ten und Zielgruppen von Effektivitätssteigerungen im Namen globaler 
Konkurrenz nicht in ausreichendem Maße in die Studien und Modelle 
einbezogen.

Ähnliches gilt für eine Reihe von Fachbeiträgen. So enthalten die 
digitalen Transformations- und Disruptionsmodelle etwa von Kilkki et 
al. (2018, 277) und Skog et al. (2018, 435) keine Variablen für Lohn-
arbeiter*innen oder prekär Beschäftigte und rekurrieren ausschließ-
lich auf finanzielle und technische Faktoren. Damit schreiben sich 
diese Studien reibungslos in eine lange Reihe apologetischer Beiträge 
zur Digitalisierung ein, die nur die Weltsicht einer privilegierten Min-
derheit als relevant ansehen und alles, was dieser entgegenspricht, mit 
Schweigen quittieren. Die Opfer einer «schöpferischen Zerstörung« im 
Sinne Schumpeters (1993) zählen in neoliberalen Kapitalismus eben 
nicht (vgl. Daum 2017, 31–32).

Man muss allerdings nicht viel Zeit mit der Suche nach Studien ver-
bringen, welche die vielen Kehrseiten einer scheinbar unaufhaltsamen 
digitalen Transformation kritisch ausleuchten und hinterfragen. So 
stellt Cathy O’Neil (2016) überzeugend die vielfältigen Probleme und 
Ungerechtigkeiten heraus, die mit der raschen Verbreitung digitaler 
Technologien verbunden sind. Mit Blick vor allem auf die USA zeigt sie 
auf, wie Hochschulzulassungen (ebd., 50), Marketing (ebd., 68), das 
Justizwesen (ebd., 84), Arbeitsvermittlung und Arbeitsalltag (ebd., 105) 
bis hin zur Vermittlung von Versicherungen und Krediten (ebd., 141) 
immer mehr von undurchschaubaren Algorithmen gesteuert werden, 
deren Entscheidungen kaum noch nachvollziehbar und daher schlecht 
kontrollierbar sind (vgl. Pasquale 2016; Eubanks 2018).

Aus ähnlicher Sicht warnte Aneesh bereits 2009 vor einer »Algokra-
tie«, in der Algorithmen über Arbeitsbedingungen und -organisation 
in globalen Wertschöpfungsketten entscheiden, während Gehl (2014), 
Harcourt (2015) und Pötzsch (2018) die oft negativen Folgen algorith-
mischer Identitätskonstruktion und -kommodifizierung in kommer-
ziellen Sozialen Medien herausarbeiten. Andere hinterfragen Entwick-
lungen in Richtung einer digitalisierten »scoring society« (Dencik et 
al. 2019; vgl. Pasquale 2016), die Lebenschancen und Möglichkeiten 
von Bürgern*innen in abstrahierte Datensets zerlegt, auf diese Weise 
digital prozessierbar und damit planbar macht (vgl. Mau 2018; Kit-
chin 2017; Eubanks 2018; Mejias und Couldry 2019). Wieder andere 
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kritisieren Fehler und Ungerechtigkeiten in prädiktiver Polizeiarbeit 
(Kaufmann et al. 2019), digitaler Politikausformung und Meinungs-
bildung (Treré 2016), automatisierter Kinderfürsorge (Redden et 
al. 2020) oder eines digitalisierten Schulwesens (Williamson 2017; 
Golden 2017; Williamson und Hogan 2020). Auch negative Effekte 
der Digitalisierung für Arbeitsbedingungen und die Umwelt wurden 
bereits mehrfach ausgeleuchtet (Qiu 2016; Maxwell und Miller 2012; 
Notley 2019; Global E-Waste Monitor 2017; China Labor Watch 2018). 
All diesen Studien ist gemein, dass sie differenziertere Sichtweisen auf 
digitale Transformationen und Disruptionen einfordern, die sowohl 
Vorteilen als auch klar negativen Effekten technologischer Änderun-
gen offen gegenüberstehen.

 Die Digitalisierung ist ein ambivalentes Phänomen. Wie unter ande-
rem Galloway (2004) und Chun (2006) schreiben, oszillieren digitale 
Technologien (wie andere Technologien auch) zwischen den Polen von 
Freiheit und Kontrolle. Welche politischen, sozialen, wirtschaftlichen, 
ökologischen und kulturellen Folgen technische Innovationsarbeit 
zeitigt, ist durch den spezifischen gesellschaftlichen Kontext bedingt, 
in dem sie erfolgt und in der ihre Errungenschaften zur Anwendung 
kommen. Unterschiedliche Interessen sind in Technologie eingeschrie-
ben und bedingen ihre Anwendung und Effekte (Winner 1980). Daher 
die Warnung Morozovs (2013), digitale Technologie werde von kom-
merziellen Akteur*innen als notwendige (und oft kostspielige) Lösung 
für Probleme angepriesen, die bei näherem Hinsehen schlecht definiert 
oder völlig irreal erscheinen.

Dieser Beitrag folgt einem pragmatischen Verständnis von Techno-
logieentwicklung, das eine Positionierung im wissenschaftlichen Feld 
als entweder Technologiedeterminist*in oder -konstruktivist*in ver-
meidet. Stattdessen folge ich einem Ansatz, der Technologie und Ge-
sellschaft als eng miteinander verquickt und gegenseitig konstitutiv 
denkt (Orlikowski 2007; Hayles 2012; Daum 2019). Wie Dafoe (2015, 
1050) es ausdrückt: 

[T]he question should not be a dichotomous one of whether technological 
determinism is right or wrong, but a set of questions of degree, scope, and 
context: […] to what extent, in what ways, and under which scope condi-
tions are particular groups of people able to shape sociotechnical systems?

Die Erfassung von spezifischen »scope conditions« derzeitiger Digitali-
sierungstendenzen erscheint somit als ein wichtiger und produktiver 
Zweig kritischer wissenschaftlicher Arbeit.
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3 Archive in Zeiten digitaler Transformation

3.1 Internet, Wirtschaft und Politik

Die gegenwärtige kapitalistische Organisationsform der meisten Ge-
sellschaften hat spezifische »scope conditions« geschaffen, die es einer 
engen Vernetzung von privatwirtschaftlichen und staatlichen Ak-
teur*innen ermöglichen, globale Kommunikationsnetzwerke für ihre 
Zwecke auszubauen und auszunutzen. Zu Beginn war die Internetära 
eine staatliche Angelegenheit. Beim öffentlich finanzierten Ausbau des 
amerikanischen ARPANET ab Ende der 1950er Jahre flossen militäri-
sche Interessen, Profitdenken, wissenschaftlicher Forschungsdrang so-
wie gegenkulturelle Strömungen zusammen. Die neue Technologie 
wurde genutzt, um damals noch sehr große Mainframecomputer zu 
vernetzen und deren Ressourcen für Wissenschaftler*innen, die nicht 
vor Ort sein konnten, zugänglich zu machen. Gleichzeitig koordinierte 
das Netzwerk die Raketenabwehr des US-amerikanischen Militärs und 
ermöglichte es gegenkulturellen Bewegungen anonym mit neuen Iden-
titäten und Lebensformen zu experimentieren (für eine detailreiche 
Studie zum Thema vgl. Abbate 1999).

Heute, 50 Jahre nach diesen Anfängen, hat sich das Internet weit-
gehend in eine techno-kapitalistische Dystopie verwandelt, in der alles 
und alle konstant überwacht, quantifiziert, analysiert und vermarktet 
werden (Andrejevic 2007; Zuboff 2019). Menschliche Beziehungen 
verarmen und kommen mehr und mehr denen programmierbarer Bots 
gleich (Gehl 2014; Harcourt 2015), während sowohl Militär, Sicher-
heitsapparate als auch Großkapital neue Potenziale für Machterweite-
rung, Einflussnahme und Profit identifizieren und für sich nutzbar ma-
chen. Solche Faktoren sind die dunkle Kehrseite der oft oberflächlich 
bejubelten digitalen Transformation aller Lebensbereiche.

Neuen Formen von Ausbeutung, Kommodifizierung, Überwachung 
und Kontrolle wurzeln allerdings nicht in der Technologie an sich, son-
dern sind den gesellschaftlichen und politischen Kontexten ihrer Ent-
wicklung und Anwendung geschuldet (siehe Daum 2019). So ließen 
sich Konturen eines alternativen Computernetzwerkes, das für Men-
schen und nicht ausschließlich für Staat oder Profit arbeiten sollte, im 
Projekt Cybersyn der sozialistischen Regierung von Präsident Allende 
in Chile erkennen (Schmidt und Funk 2020). Wie viele andere pro-
gressive Errungenschaften wurden jedoch auch diese Ansätze unter 
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den Stiefeln US-gestützter Generäle um Augusto Pinochet zermalmt 
(Medina 2006). Auch heute gibt es aber noch Nischen, in denen sich 
nichtkommerzielle und kooperativ organisierte Alternativen zu einem 
»corporate internet« entwickeln (Gehl und Synder-Julie 2016; Gehl 
2020). Verglichen mit den Giganten des digitalen Kapitalismus haben 
diese jedoch nur geringen Einfluss und Durchschlagkraft (Fuchs 2017; 
Zuboff 2019).

3.2 (Digitale) Archive

Wie beeinflussen nun solche Entwicklungen die Rollen und Funktions-
weisen von Archiven und Praktiken des Archivierens und Kuratierens in 
digitalen Zeiten?

Traditionell werden Archive in engem Zusammenhang mit staatli-
cher Organisation von Wissensmacht gesehen. Derrida (1995, 1–2), 
beispielsweise, geht etymologisch vor, wenn er Archiv auf den griechi-
schen Terminus arkhe zurückführt und erläutert, dass dieser von An-
fang an die Begriffe »Ursprung« und »Autorität« eng miteinander ver-
knüpfte. Gleichzeitig, so Derrida, stellen der freie Zugang zu Archiven 
und öffentliche Kontrolle über dort aufbewahrte Dokumente und Arte-
fakte wichtige Grundpfeiler demokratischer Gesellschaftsordnungen 
dar.

Archiv-Macht-Konstellationen wurden auch aus postkolonialer Sicht 
kritisch beleuchtet. Richards (1993) zum Beispiel zeigt auf, wie das 
britische Imperium in seinen Archiven Daten und Fakten zu eroberten 
und kolonialisierten Völkern sammelte, die wenig mit den faktischen 
Lebenswelten der Beschriebenen zu tun hatten. Da diesen jedoch der 
Zugang zu den Zentren der Wissensproduktion und -vermittlung weit-
gehend verwehrt blieb, begannen eine Reihe von Falschheiten und 
Missverständnissen – »the fantasy of the imperial archive« (Richards 
1993, 6) – ein Eigenleben zu führen und sich über Generationen von 
Lehrenden und Lernenden weiter zu verbreiten. Said (1978) hat die 
bisher vielleicht umfassendste Studie zu den Praktiken und diskursiven 
Machverhältnissen von kolonialer Wissensproduktion vorgelegt. 

Andere kritische Arbeiten haben auf Lücken und Auslassungen in 
gesammelten Materialen hingewiesen und ihre Auslegungen an Ana-
lysen solcher »blind spots« geknüpft (Carter 2006), das oftmalige Feh-
len mündlicher Überlieferungen bemängelt (Haebich 2016) oder die 
Wichtigkeit einer Öffnung der Archive für Demokratisierungsprozesse 



136 Holger Pötzsch

hervorgehoben (Joyce 1999). Osborne (1999) wiederum richtet Auf-
merksamkeit auf Praktiken des Archivierens, um so einem als zu sta-
tisch angesehenen Verständnis von Dokumentsammlungen entgegen-
zuwirken.

Die digitale Transformation hat heute auch die Archive erreicht. 
Neue Technologien schaffen entsprechende Möglichkeiten wie auch 
Probleme und ziehen neue Dynamiken nach sich. So freut sich etwa 
Cook (2013, 97) darüber, dass die digitale Ära Bürger*innen »new 
agency and a new voice« gäbe und es ihnen ermögliche vor allem über 
Soziale Medien »all kinds of new and potentially exciting and poten-
tially archival traces of human life, of what it means to be human« zu 
sammeln und zu kuratieren. Er übersieht dabei jedoch, dass die neuen 
digitalen Archive kommerzieller Sozialer Medien den Nutzer*innen 
nur Zugang zu einem verschwindend kleinen Teil der weitgehend auto-
matisch zusammengestellten Datensammlungen gewähren. Der Rest 
ist ihnen unzugänglich und wird seitens multinationaler Gesellschaf-
ten und staatlicher Agenturen in privatwirtschaftlichen Profit und po-
litische Kontrollmacht umgemünzt (Gehl 2014; Harcourt 2015; Poitras 
2014; Pötzsch 2018; Zuboff 2019). 

So werden Nutzer*innendaten von kommerziellen Akteuren wie 
Facebook, Google oder TikTok gesammelt, zu Profilen verdichtet und 
dann an Werbekunden oder andere Interessenten, wie beispielsweise 
Versicherungen, weiterveräußert (Fuchs 2017). Staatliche Agenturen 
wiederum rekurrieren in wachsendem Ausmaß auf digitale Analysein-
strumente, um Gesellschaften effektiv verwalten zu können. Staats-
bürger*innen werden zunehmend automatisch profiliert, um etwa 
Sozialhilfe zu allokieren oder geeignete Arbeitsstellen zu finden. Dies 
geschieht häufig ohne das Wissen und ohne Mitspracherecht der Be-
troffenen (O’Neill 2016). Das Resultat ist eine »black box society« (Pas-
quale 2016), in der es Entscheidungsfindungen an Transparenz weit-
gehend fehlt und Beschlüsse oft nicht ausreichend nachvollzogen oder 
hinterfragt werden können (Eubanks 2018).

Digitale Archive helfen also, staatliche und privatwirtschaftliche 
Macht zu konsolidieren. Gleichzeitig schaffen sie jedoch auch neue 
Möglichkeiten, diese herauszufordern. Schon vor der Jahrtausend-
wende schrieb Lynch (1999, 75): »The recent proliferation of electro-
nic means for reproducing and disseminating documents and entire 
archives has begun to disrupt the tradional exclusiveness of scholarly 
access«. Was er schreibt, gilt allerdings nicht nur für den forschungsori-
entierten, sondern im höchsten Grad auch für den politisch motivierten 
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Zugang, wie man hier mit Blick auf die von WikiLeaks und Edward 
Snowden veröffentlichten Dokumente hinzufügen könnte (Assange 
2015; Harrison 2015; Poitras 2014).

Digitale Transformationen und Disruptionen haben ambivalente Fol-
gen. Sie schaffen neue Branchen und Geschäftsmodelle und zerstören 
an anderer Stelle sowohl Arbeitsplätze als auch ganze Industrien. Sie 
ermöglichen ungeahnte Formen von Überwachung, Ausbeutung sowie 
Kontrolle und bieten gleichzeitig neue Werkzeuge für politische Mobi-
lisierung und die Unterminierung staatlicher und privatwirtschaftli-
cher Geheimniskrämerei. Sie eröffnen neue Arenen für unterdrückte 
Stimmen und liefern gleichzeitig nie dagewesene Mittel für Propa-
ganda und Gleichschaltung. Wie alle technologischen Änderungen vor 
ihr erscheint auch die digitale Transformation der Archive ambivalent 
und voller Widersprüche. Durch eine genauere Beschreibung der phy-
sischen und protokollarischen Infrastruktur digitaler Archive von kom-
merziellen Sozialen Medien werde ich im Folgenden jedoch aufzeigen, 
dass in diesem Bereich staatliche Kontrollmacht und privatwirtschaft-
liches Profitinteresse bei weitem überwiegen – ein Faktum, das eine 
Suche nach alternativen technischen Lösungen als eine Notwendigkeit 
erscheinen lässt.1

4 Oberflächen- und Tiefenarchive kommerzieller 
Sozialer Medien: Ein Modell

In seinem Buch Reverse-Engineering Social Media beschreibt Robert 
Gehl (2014, 41–70) Aufbau und Arbeitsweise kommerzieller Sozialer 
Medien analog zur Architektur moderner Computer. Ihm zufolge ist 

1 Der Abschnitt zu digitalen Archiven scheint sich einer wesentlichen Auslassung 
schuldig gemacht zu haben. Die Arbeiten von Wolfgang Ernst (beispielsweise 
2013) setzen sich in detaillierter Art und Weise mit neuen technischen Dynami-
ken digitaler Technologien auseinander und entwickeln dabei eine Reihe neuer 
Begriffe und Termini (ebd., 82–87). Leider fehlt in Ernsts Arbeiten zumeist eine 
Beschreibung der Kontexte, in denen diese Technologien genutzt werden. Dies 
macht eine Kritik ihrer politischen Ausrichtungen und Folgen schwierig. Jussi 
Parikka (2013, 13) schreibt hierzu in einem Vorwort zu seiner Übersetzung von 
Ernsts Arbeiten zum Thema: »It is striking how quickly Ernst moves away from 
even hinting at any sociohistorical contexts for such [digital] devices, emphasi-
zing the objects in themselves – again a demonstration of his cool object focus, 
which by way of methodological choice saves itself, too, from discussing messy 
politics of technology.«
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diese Architektur durch ein Zusammenspiel von unterschiedlichen Ebe-
nen gekennzeichnet, die Datenspeicherung (memory) und -verarbei-
tung (processor) physisch voneinander trennt. Auf Plattformen wie 
Facebook, TikTok oder Twitter, so Gehl, gleiche der Nutzer einem Pro-
zessor, der konstant neuen Input bearbeitet, dem jedoch die Kontrolle 
über das maschinelle Speichergedächtnis entzogen ist. Garde-Hansen 
(2011, 71) beschreibt eine ähnliche Struktur, die ihr zufolge aus drei 
Komponenten besteht: »The Internet is distributing memories into per-
sonal, corporate and institutional archives.« In diesem Beitrag sehe ich 
Garde-Hansens staatliche und kommerzielle Archive als eng miteinan-
der verbunden an, da staatliche Überwachungsinstanzen, wie etwa die 
amerikanische NSA oder das britische GCHQ, in ihren Analysebestre-
bungen weitestgehend auf kommerzielle Archive rekurrieren und diese 
für sich nutzbar machen.

Auf dieser Grundlage differenziere ich hier zwischen Oberflächen- 
und Tiefenarchiven in kommerziellen Sozialen Medien (Abb. 1). Erstere 
stehen weitgehend unter Kontrolle der Nutzer*innen, die beispielsweise 
auf ihren Facebook-Profilen relativ frei posten, liken, teilen, schreiben 
und auch löschen können. Damit ermöglichen die Oberflächenarchive 
eine explizite Form der Teilnahme im Sinne Schäfers (2011, 105), die es 
Nutzer*innen erlaubt, diese Technologie bewusst zu nutzen, um Mei-
nungen zu verbreiten und bestimmte Identitäten zur Schau zu stellen. 
Im Gegensatz hierzu sind die Tiefenarchive kommerzieller Sozialer Me-
dien dem Einfluss der Nutzer*innen weitgehend entzogen. Hier sam-
meln kommerzielle Anbieter sowohl personenbezogene als auch Meta-
daten, bearbeiten und sortieren diese und verkaufen fertige Datensets 
und Profile an Werbebüros und Analysefirmen weiter. Durch eine de-
signbedingte, implizite Form der Teilnahme (Schäfer 2011, 105) liefern 
Nutzer*innen die Daten, welche die Riesen des digitalen Kapitalismus 
als Rohstoff für erfolgreiche Kommodifizierung und Kapitalakkumula-
tion benötigen, und geben mächtigen Staaten die Möglichkeit prädik-
tiver Maßnahmen und Eingriffe. Hogan (2015) zufolge erscheinen 
die digitalen Datenlager der heutigen Sozialen Medien daher weniger 
als gut sortierte und sorgfältig kuratierte Archive, sondern eher als 
»dumpsters« – Mülltonnen, in denen man zunächst alles sammelt und 
es dann anderen zur Bereinigung und Verwertung übereignet. 

Beide hier angeführte Formen von Archiven kommerzieller Sozia-
ler Medien haben ihre jeweils spezifischen technologisch-politischen 
Dynamiken. Wie bereits oben angeführt, machen Oberflächenarchive 
sowohl aktive Identitätsarbeit als auch politische Mobilisierung mög-

Abb. 1: Dynamiken von Oberflächen- und Tiefenarchiven in kommerziellen 
Sozialen Medien.



Kapitalismus, Big Data und die neue Rolle der Archive 139

lich (Van Dijck 2007; Rettberg 2014). Gleichzeitig sind sie jedoch auch 
durch ein Interaktionsdesign gekennzeichnet, das instrumentelle Kos-
ten-Nutzen-Relationen zwischen Freunden und Kontakten privilegiert 
und einer durchgreifenden Quantifizierung und damit Kommodifizie-
rung von Gefühlen und Identitäten Vorschub leistet. Als solches er-
scheinen kollektive Initiativen und Organisationsformen immer schon 
im Rahmen einer hegemonialen neoliberalen Gesellschaftsordnung 
vorpositioniert (Fenton und Barassi 2011; Thayne 2012; Barassi 2016). 

Fenton und Barassi (2011, 191) drücken diesen Sachverhalt wie 
folgt aus: Kommerzielle Soziale Medien, so schreiben die Autorinnen, 
»prioritize individual agency over political and ideological context and 
resist problematizing the notion of autonomy therein. Autonomy in 
neo-liberal contexts may be guided principally by ego-centred needs 
and practices structured around the self that may implicitly endorse in-
dividualized and fragmented responses – a further push away from a 
collective public citizenry to isolated, atomized selfhood.« 

Auch wenn kommerzielle Soziale Medien bei der Verbreitung kapi-
talismuskritischer Inhalte durchaus nützlich sein können, reproduziert 
die ihrem durchkommerzialisierten Interaktionsdesign immanente 
neoliberale Logik gleichzeitig politische Subjektivitäten und indivi-
duelle Praktiken, welche die eigentlich kritisierte Ordnung in funda-
mentaler Weise untermauern und weiter stärken (vgl. Pötzsch 2018, 
3312–3315).

diese Architektur durch ein Zusammenspiel von unterschiedlichen Ebe-
nen gekennzeichnet, die Datenspeicherung (memory) und -verarbei-
tung (processor) physisch voneinander trennt. Auf Plattformen wie 
Facebook, TikTok oder Twitter, so Gehl, gleiche der Nutzer einem Pro-
zessor, der konstant neuen Input bearbeitet, dem jedoch die Kontrolle 
über das maschinelle Speichergedächtnis entzogen ist. Garde-Hansen 
(2011, 71) beschreibt eine ähnliche Struktur, die ihr zufolge aus drei 
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Garde-Hansens staatliche und kommerzielle Archive als eng miteinan-
der verbunden an, da staatliche Überwachungsinstanzen, wie etwa die 
amerikanische NSA oder das britische GCHQ, in ihren Analysebestre-
bungen weitestgehend auf kommerzielle Archive rekurrieren und diese 
für sich nutzbar machen.

Auf dieser Grundlage differenziere ich hier zwischen Oberflächen- 
und Tiefenarchiven in kommerziellen Sozialen Medien (Abb. 1). Erstere 
stehen weitgehend unter Kontrolle der Nutzer*innen, die beispielsweise 
auf ihren Facebook-Profilen relativ frei posten, liken, teilen, schreiben 
und auch löschen können. Damit ermöglichen die Oberflächenarchive 
eine explizite Form der Teilnahme im Sinne Schäfers (2011, 105), die es 
Nutzer*innen erlaubt, diese Technologie bewusst zu nutzen, um Mei-
nungen zu verbreiten und bestimmte Identitäten zur Schau zu stellen. 
Im Gegensatz hierzu sind die Tiefenarchive kommerzieller Sozialer Me-
dien dem Einfluss der Nutzer*innen weitgehend entzogen. Hier sam-
meln kommerzielle Anbieter sowohl personenbezogene als auch Meta-
daten, bearbeiten und sortieren diese und verkaufen fertige Datensets 
und Profile an Werbebüros und Analysefirmen weiter. Durch eine de-
signbedingte, implizite Form der Teilnahme (Schäfer 2011, 105) liefern 
Nutzer*innen die Daten, welche die Riesen des digitalen Kapitalismus 
als Rohstoff für erfolgreiche Kommodifizierung und Kapitalakkumula-
tion benötigen, und geben mächtigen Staaten die Möglichkeit prädik-
tiver Maßnahmen und Eingriffe. Hogan (2015) zufolge erscheinen 
die digitalen Datenlager der heutigen Sozialen Medien daher weniger 
als gut sortierte und sorgfältig kuratierte Archive, sondern eher als 
»dumpsters« – Mülltonnen, in denen man zunächst alles sammelt und 
es dann anderen zur Bereinigung und Verwertung übereignet. 

Beide hier angeführte Formen von Archiven kommerzieller Sozia-
ler Medien haben ihre jeweils spezifischen technologisch-politischen 
Dynamiken. Wie bereits oben angeführt, machen Oberflächenarchive 
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 Gleichzeitig generieren alle Aktivitäten auf dem Niveau der kom-
merziellen Oberflächenarchive enorme Datenmengen über Nutzer*in-
nen, die in von Privatunternehmern kontrollierten Tiefenarchiven 
gesammelt, analysiert und dann weiterverkauft werden. Ein auf Face-
book veröffentlichter kritischer Post zu negativen Implikationen des 
digitalen Kapitalismus wird dadurch weitgehend unbemerkt und auto-
matisch Teil genau der Wertschöpfungsketten, die derselbe Post offen 
zu kritisieren und herauszufordern versucht. Die so bearbeiteten Daten 
bilden dann Grundlage für die Profilierung von sowohl individuellen 
Nutzer*innen als auch abstrahierter Gruppen (siehe insbesondere 
Fuchs 2017).

Die von kommerziellen und staatlichen Akteur*innen angesammel-
ten Datenmengen machen also eine algorithmisch gesteuerte detail-
lierte Profilierung individueller wie auch gruppenbasierter Identitäten 
sowie Handlungsrahmen möglich und ordnen diese Kapitalinteressen 
und Sicherheitsbestrebungen unter. Wie Daum (2017, 21) es ausdrückt, 
»ein Kapitalismus entsteht, […] dem es gelingt, die gesamte Gesell-
schaft mit ihren Gedanken und Tätigkeiten in den Dienst zu nehmen für 
die Generierung von digitalem Profit – die Silikolonisierung der Welt«. 

In Daums Silikolonisierung der Welt – einer Kolonisierung auf 
Grundlage von siliziumbasierter Technologie – wird eine fundamentale 
Änderung der Funktionsweisen heutiger Archive deutlich. Während 
traditionelle Archivar*innen hauptsächlich daran interessiert waren, 
bestimmtes Wissen über die Vergangenheit zu bewahren und für zu-
künftige Generationen zugänglich zu machen, richten sich die Ambi-
tionen der digitalen, auf Big Data basierenden Archive kommerzieller 
und staatlicher Akteur*innen auf die Zukunft. Das Ziel sind akkurate 
Vorhersagen von Handlungen und Verhältnissen – eine automatisierte 
Prädiktion, die nicht nur Berechnung des Wahrscheinlichen beinhaltet, 
sondern auch die Schaffung von Bedingungsgefügen für dessen ak-
tive Aktualisierung miteinbezieht. In einem früheren Beitrag (Pötzsch 
2018, 3317–3318) habe ich diese Dynamik als »predictive retention« be-
schrieben.

Algorithmische Berechnungen auf Grundlage von in Tiefenarchiven 
gespeicherten Daten zielen also nicht nur auf die akkurate Beschrei-
bung dessen, was ist, sondern richten sich in wachsendem Ausmaß 
auch auf eine aktive Erschaffung noch kontingenter Zukunft. Algorith-
misch generierte Anreize und Anstöße schaffen so die Grundlage für 
eine Vielzahl kleiner und anscheinend unbedeutender Handlungen, 
die das quantitativ Prophezeite in tagtäglicher Routine langsam Wirk-
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lichkeit werden lassen – Technologien der Prädiktion auf Grundlage 
von in Tiefenarchiven gesammelten Daten werden hier konstitutiv für 
das, was sie eigentlich nur vorzeichnen. Im angesprochenen Artikel 
(ebd., 3317) habe ich diese Verhältnisse wie folgt ausgedrückt: 

What becomes apparent […] is that the primary function of the archive as 
a repository governing access to the past has indeed changed. Accompa-
nying this past-bound archive is a new one that is directed at contingent 
futures – an implicit iArchive with the ambition to algorithmically presage 
and, indeed, incite probable or merely possible actions and performances 
that ultimately shape the world in its image.

Damit droht sich Daums Silikolonisierung der heutigen Welt auch auf 
alle denkbaren zukünftigen Welten auszudehnen. 

5 Kritische Medienkompetenz für digitale Zeiten

Dieser Beitrag zeigt, dass uns neue digitale Technologien wie beispiels-
weise kommerzielle Soziale Medien vor neue, große Herausforderun-
gen stellen. Wie oben illustriert, haben ihre weitgehend automatisier-
ten algorithmischen Profilierungs- und Rückkopplungsmechanismen 
einen konstitutiven Effekt. Sie beschreiben nicht nur faktische Identitä-
ten und Absichten, sondern wirken auch implizit handlungsleitend. Da-
mit bedingen sie die Realisierung kontingenter Persönlichkeits- und 
Handlungspotenziale, die sie eigentlich nur zu reflektieren behaupten. 
Dies geschieht unter ökonomischen sowie politischen Vorzeichen und 
dient damit sowohl privaten Profit- als auch staatlichen Kontrollinteres-
sen. Die Macht kommerzieller und staatlicher Tiefenarchive ist produk-
tiv und wird im Foucault’schen Sinne durch die Erschaffung und Re-
produktion impliziter Bedingungsgefüge für tagtägliche Handlungen 
schrittweise und unmerklich realisiert. Solche Tendenzen erfordern 
politische und gesellschaftliche Antworten. Abschließend möchte ich 
daher kurz auf bildungspolitische Bestrebungen eingehen, die versu-
chen, die digitale Transformation in eine Richtung zu lenken, die so-
wohl Individuen als auch Gesellschaften dienlich sind.

Im Untertitel einer seiner Monographien schreibt Simanowski 
(2018) von einem Verschwinden der Computer aus Bildung und Gesell-
schaft. Wovor er hier warnt, ist jedoch nicht die Gefahr, technisch hinter 
globale Standards zurückzufallen oder den Anschluss an neueste Ent-
wicklungen zu verpassen. Vielmehr beklagt er die Folgen einer zuneh-
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menden »Transparenz des Computers«, dessen Allgegenwärtigkeit ihn 
unsichtbar macht und im »Gewebe des Alltags« verschwinden lässt 
(21–22). Simanowski zufolge leistet dieses allgegenwärtige Verschwin-
den digitaler Technologien einer impliziten Akzeptanz ihrer medien-
spezifischen Logiken Vorschub und macht politisch und ökonomisch 
motivierte Kritik an ihrer Einführung und Verbreitung zunehmend 
schwierig. 

Wie unter anderem Buckingham (2007) vor ihm, fordert Simanow-
ski (2018) als Antwort mehr Fokus auf Technologie in der schulischen 
Grundausbildung. Hierbei gehe es allerdings nicht vorwiegend darum, 
Lehre und Lernen durch Technologie zu ändern und möglicherweise zu 
verbessern, sondern den Lernenden Wissen über Technologie zu ver-
mitteln, welches sie ermächtigt, dieser selbstbewusst und kritisch ent-
gegenzutreten. Nur so kann Bildung ihrem Ideal einer Erziehung zu 
(selbst-)kritischen, reflektierten und reifen Staatsbürger*innen unter 
den Bedingungen eines digitalen Kapitalismus gerecht werden. 

Was heutige Gesellschaften brauchen, ist kritische digitale Medien-
kompetenz, die praktische Nutzer*innenfertigkeiten mit Erkenntnissen 
über die sozio-politisch-ökonomischen Rahmenbedingungen und Im-
plikationen digitaler Technologie zusammenführt (Pangrazio 2016; 
Gray, Gerlitz und Bounegru 2018; Pötzsch 2019). Solche Medienkom-
petenz sieht ein dialektisches Verhältnis zwischen technisch bedingten 
Herrschaftsstrukturen und -systemen auf der einen und neuen Mög-
lichkeiten für Mobilisierung, Zusammenarbeit und Autonomie auf der 
anderen Seite und fördert aktiv bewusste Praktiken, die eine Transfor-
mation der Medien für progressive politische Projekte nutzbar machen.

Technologie wird hierbei zu mehr als einem scheinbar neutralen 
Werkzeug für verbesserte Resultate in einem durchquantifizierten 
Schulbetrieb. Es tritt klar hervor, dass Politik scheinbar selbstlaufenden 
technischen Entwicklungen aktiv gegenübertreten kann und muss. 
Technologie ist ein Werkzeug, dessen Nutzung es (auch in der Schule) 
praktisch zu erlernen gilt. Gleichzeitig darf Bildung jedoch hier nicht 
haltmachen. Im Gegenteil muss sie darauf abzielen, vor allem jungen 
Menschen die Machtmittel an die Hand zu geben, die diese brauchen, 
um technische Lösungen kritisch einschätzen, approbieren und gegebe-
nenfalls auch abweisen zu können. Denn: Politik, nicht Ökonomie oder 
Technologie, sollte die Rahmen menschlichen Zusammenlebens in de-
mokratischen Gesellschaftsformen bestimmen. Schulische Vermittlung 
kritischer digitaler Medienkompetenz kann einer solchen Demokrati-
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sierung von Technologieentwicklung und -nutzung einen notwendigen 
Vorschub leisten.
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1 Einführung

Dieser Beitrag zielt auf die Skizzierung der produktiven Macht auf der 
Wikipedia ab. Dabei wird er nicht auf einer soziologischen Deskription 
ebenjener Macht verweilen, sondern mit dem Konzept der Medienkom-
petenz ein pädagogisches Korrektiv diskutieren. Dafür ist die produk-
tive Macht von doppelter Bedeutung: Erstens werden über sie Möglich-
keiten der Partizipation ausgehandelt, und zweitens hat das von 
Wikipedia repräsentierte Wissen einen erheblichen Stellenwert für die 
Praxis des informellen Lernens. Das klassische Konzept der Medien-
kompetenz kann diese beiden Aspekte inhaltlich vereinen, müsste sich 
dafür aber von seinem – im Folgenden noch skizzierten – idealistischen 
(vgl. Gapski 2001) und subjektspezifischen (vgl. Baacke 1998) Impetus 
lösen, um hin zu einer gegenständlichen Verflechtung von Akteur*in-
nen, Strukturen und Plattform zu gelangen.

Der Beitrag wird über den in Abschnitt 3 skizzierten Machtbegriff 
hin ausgehend bei der Unterscheidung von Handlungsmöglichkeiten 
und -bedingungen auf das sozialwissenschaftliche Dispositivverständ-
nis zurückgreifen (vgl. Bührmann und Schneider 2012; Gemkow 
2017). Für das Konzept der Medienkompetenz schließt er an die in der 
Medienpädagogik aktuelle Debatte um eine Neuakzentuierung des 
Konzeptes an (vgl. Zorn 2011; Schiefner-Rohs 2012; Walden 2017; Bet-
tinger und Aßmann 2017).

Durch seine Beschreibung, wie in der Wikipedia Wissen hervor-
gebracht wird, leistet der Artikel einen Beitrag zur Transformation der 
Wissensaushandlung. Diese bezieht sich dabei auf die historisch und 
soziotechnisch spezifische Konstellation, mit der sich über die Plattform 
eine Generierungs- und Strukturierungsweise von Wissen etabliert hat.

2 Die Wikipedia

Die Online-Enzyklopädie Wikipedia enthält sprachübergreifend mehr 
als 36 Millionen Artikel, wobei die englische Version mit knapp über 
5 Millionen am umfangreichsten ist. Auf der deutschen Wikipedia gibt 
es zum Vergleich etwa die Hälfte. Demgegenüber stellt die aktuelle Auf-
lage des Brockhaus – sowohl Online als auch Print – rund 300 000 Arti-
kel bereit (vgl. Wikipedia 2020a). Im Januar 2020 wurde die deutsche 
Version täglich ungefähr 36 Millionen Mal aufgerufen. Die englische 
Wikipedia kam im selben Zeitraum auf etwa 265 Millionen Aufrufe und 
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alle Sprachversionen zusammengenommen auf rund 537 Millionen 
(vgl. Wikipedia 2020d). Damit stellt sie allein mithin das größte Ange-
bot an Wissensrepräsentationen im World Wide Web dar.

Ebenfalls bietet die Wikipedia eine niedrige Zugangsschwelle. Sofern 
die Nutzer*innen über Computer, Internetverbindung und Browser 
verfügen, muss keine zusätzliche Software angeschafft geschweige 
denn bezahlt werden. Wikis sind zudem in der Regel ohne tiefgreifende 
technische Kenntnisse nutzbar (vgl. Arnold et al. 2018, 228).

Die zugrundeliegende Software ermöglicht, dass alle Themenberei-
che unter einem gemeinsamen technischen Konzept stehen, welches 
bestimmte Handlungen ermöglicht und andere ausschließt. Einzelne 
Weblogs, E-Learning-Systeme oder Open Educational Resources müs-
sen beispielsweise nicht zwangsläufig demselben technischen Konzept 
unterliegen. Die Wiki-Software verfügt dahingehend über einen relativ 
homogenen Pool an Generierungs- und Strukturierungsweisen von 
Wissen. Als bekannteste Vertreterin bietet die Wikipedia selbst eben-
falls keine thematische Spezifizierung. Ihre Funktionsweise erlaubt das 
Verarbeiten, also Prozessieren von Wissensrepräsentationen, durch ein 
kollaborativ arbeitendes Kollektiv (vgl. Cunningham 2002).

Durch die nutzergesteuerte Bearbeitung und Veröffentlichung ver-
wirklicht die Wiki-Software Aspekte wie kontinuierlichen Prozess, He-
terarchie, Dezentralisierung oder Interaktion, die häufig mit der Digi-
talisierung verbunden werden (vgl. Pscheida 2010, 443). Das Konzept 
der Wikis, und die Wikipedia als deren Hauptvertreterin, ist damit ein 
Paradebeispiel für den Gegenstand des digitalisierten Wissens. Ähnlich 
wie das Manuskript während der Literalisierung oder das Buch wäh-
rend der Typographisierung von Wissen wurde mit ihnen eine Technik 
geschaffen, welche die historisch spezifische Generierung und Struk-
turierung von Wissen repräsentiert.

Die Wikipedia gilt folglich auch als Paradespiel für kollektive Wis-
sensherstellung. Einerseits kommt ihr eine euphorische Zuschreibung 
als Verwirklichung des Traumes eines kollektiven menschlichen Ge-
dächtnisses zu, andererseits werden aber auch negative Perspektiven 
wie der Verlust individueller Gedächtnisleistungen und fehlende Quali-
tätssicherung mit der Wikipedia verknüpft.
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3 Die produktive Macht (auf) der Wikipedia

Das Konzept der produktiven Macht zeichnet sich durch unterschiedli-
che Aspekte aus. Der erste ist, dass sie niemandem gehört: »[Ü]berall, 
wo es Macht gibt, wird Macht ausgeübt. Niemand ist im Grunde Inha-
ber der Macht; und dennoch wird sie stets in eine bestimmte Richtung 
ausgeübt.« (Foucault 2002, 389–390) In diesem Sinne funktioniert sie 
»über eine netzförmige Organisation« (Foucault 1978, 82). Dieses Ver-
ständnis von Macht ist auch auf die Wissensgenerierung und -struktu-
rierung der Wikipedia anwendbar, da auf keine zentrale, autoritäre In-
stitution verwiesen werden kann. Vielmehr lässt sich ein Zusammenspiel 
verschiedener Akteur*innen und Wahrheitsansprüche beobachten.

Der zweite wichtige Aspekt der produktiven Macht ist in ihrer Wir-
kung zu sehen. Weit mehr als ein Netz von Kräfteverhältnissen ist »die 
Macht produktiv; und sie produziert Wirkliches. Sie produziert Gegen-
standsbereiche und Wahrheitsrituale: das Individuum und seine Er-
kenntnis sind Ergebnisse dieser Produktion« (Foucault 1994, 250). Die 
produktive Macht konstituiert also selbst das Feld, in dem sie agiert, 
und etabliert verschiedene Handlungspraktiken. In diesem Sinne stützt 
sie sich auf »dauerhafte Strukturen« und besteht aus einem »Ensemble 
von Handlungen« (Foucault 2005, 256). Macht ist also nicht unterwer-
fend, sondern positioniert Handlungen, Akteur*innen und deren jewei-
ligen Gegenstandsbereich.

Im Falle der Wikipedia bildet dieser Gegenstandbereich die digita-
len Wissensrepräsentationen. Diese sind damit das Objekt der Ana-
lyse, jedoch nicht das Wissen im Foucault’schen Sinn selbst, welches 
er als »einen Prozess, der das Subjekt einer Veränderung unterwirft« 
(Foucault 1996, 52) definiert. Dieses Verständnis ermöglicht es, Wis-
sen entweder als subjektiven Lernprozess zu deuten (auch im Sinne 
von Widerstand gegenüber der Macht) oder als Subjektivierung – also 
eine etablierte Vorstellung der Art und Klassifikation von Subjekten. 
Die digitalen Wissensrepräsentationen hingegen sind nicht mit diesem 
Wissensverständnis gleichzusetzen, sondern bilden den austausch-
baren Objektbereich, der durch die produktive Macht der Wikipedia 
hervorgebracht wird.

Hier stellt sich die Frage, wie diese produktive Macht zu analysie-
ren ist. Der Ausgangspunkt setzt mit Foucault nicht beim Objekt (hier: 
digitale Wissensrepräsentationen) an, sondern bei den Umständen, 
die dieses Objekt konstituieren (hier: Handlungsmöglichkeiten und 
-bedingungen auf der Wikipedia). Indem Macht unausweichlich mit 
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individuellen Handlungen und übergeordneten Handlungsstrukturen 
verbunden ist, stellt sich hier die Frage, welche Handlungen bei der 
Generierung und Strukturierung von Wissensrepräsentationen auf 
der Wikipedia möglich sind und welchen Bedingungen diese unter-
liegen. 

Bei der konkreten Analyse von Macht im Sinne Foucaults wird im 
Forschungsfeld wiederholt auf dessen Dispositivkonzept rekurriert. Er 
selbst hat dieses nur vage als »heterogene Gesamtheit, bestehend aus 
Diskursen, Institutionen, architektonischen Einrichtungen, reglemen-
tierenden Entscheidungen, Gesetzen, administrativen Maßnahmen, 
wissenschaftlichen Aussagen, philosophischen, moralischen und phi-
lanthropischen Lehrsätzen, kurz, Gesagtes ebenso wie Ungesagtes« 
(Foucault 2003, 392) definiert. In diesem Dispositivbegriff kommt das 
Netzwerk der Macht zum Ausdruck. Ebenso unterstellt Foucault ihm 
eine »dominant strategische Funktion« (ebd., 393). Deutlich wird dies 
an seinen Arbeiten zum Gefängnis- oder Sexualdispositiv. In beiden 
Fällen werden verschiedene Elemente wie Gefängnisstreik oder eine 
Transformation des Geschlechts als mögliche Handlungen in Abhän-
gigkeit ihrer Bedingungen wie Richtlinien, Gesetzen oder architekto-
nischen Einrichtungen gesetzt. Diese Verbindung bringt Gegenstände, 
materialisiert beim Gefängnis oder als Raum des Denkbaren gegenüber 
dem Geschlecht, erst hervor. Dispositive werden somit zum Analysein-
strument der produktiven Macht. Dieser Umstand hat sich bereits im 
sozialwissenschaftlichen Methodenarsenal niedergeschlagen (vgl. Jä-
ger 2011; Bührmann und Schneider 2012) und findet sich selbst, wenn 
auch nur vereinzelt, in medienpädagogischen Diskussionen wieder 
(vgl. Bettinger und Dander 2016; Dander 2017).

Für die Transformation von Wissensaushandlung unter den Bedin-
gungen der Digitalisierung ist anzumerken, dass sich etablierte Theo-
rien und Konzepte zur Digitalisierung häufig auf gesellschaftliche 
Veränderungen beziehen. Zwar nehmen sie ihren Ausgangspunkt von 
digitalen Technologien wie Computer, Smartphone, Internet oder 
World Wide Web, verharren dabei jedoch nicht auf der technischen Per-
spektive. Inwieweit Technik unidirektional auf die Gesellschaft wirkt, 
bleibt in der vorliegenden Literatur oftmals implizit, wobei eine solche 
Tendenz unter anderem bei den Theorien zum Ende der Gutenberg-
Galaxis (Bolz 1993), zum Postmodernen Wissen (Lyotard 2005 [1979]) 
oder zum Wikipedia-Universum (Pscheida 2010) auszumachen ist. Aus 
der Perspektive der produktiven Macht gilt es, eine solche Monokausa-
lität zu vermeiden.
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Hierfür bietet sich das Dispositivkonzept an, welches sich über sei-
nen Netzwerkcharakter von räumlich-technischen beziehungsweise 
technikzentrierten Konzepten unterscheidet. Digitalisiertes Wissen ist 
nicht ausschließlich über die räumlich-technische Anordnung von Pro-
duktion oder Rezeption erklärbar. Insbesondere vermögen Handlungs-
möglichkeiten (im Kontext der Terminologie von Dispositivkonzepten 
auch: nicht-diskursive Praktiken), Handlungsbedingungen (auch: Ob-
jektivationen) und Handlungszuschreibungen (auch: diskursive Prak-
tiken) zur Beschreibung der Wissensgenerierung und -strukturierung 
beitragen. Dabei kann die Anordnung von Websites und deren tech-
nische Bedingtheit durchaus von Bedeutung sein, jedoch nicht aus-
schließlich auf diese zurückgeführt werden.

Im Folgenden wird die produktive Macht der Wikipedia anhand von 
Handlungsmöglichkeiten und -bedingungen skizziert. Diese Machtana-
lytik umgeht somit die diskursiven Praktiken, also das »Gesagte«. Mit 
letzteren lassen sich unter anderem Zusammenhänge zwischen sprach-
lichem Handeln und gesellschaftlichen und institutionellen Strukturen 
herausarbeiten. Eine Analyse dieser Praktiken zielt dementsprechend 
auf kommunikativ hergestellte Sinnstrukturen. Diese Möglichkeit wird 
im Beitrag ausgespart, da der Fokus auf den medienspezifischen Kon-
textfaktoren in Form der Handlungsmöglichkeiten und -bedingungen 
der Wikipedia liegt.

Die folgende Beschreibung der produktiven Macht der Wikipedia be-
ruht auf einer Dispositivanalyse (nach Bührmann und Schneider 2012) 
des Autors, welche im Frühjahr 2019 im Rahmen einer Dissertations-
schrift durchgeführt wurde.1

Im Fall der Wikipedia entfaltet sich die produktive Macht in drei ver-
schiedenen Typen der Wissensgenerierung, -prozessierung und -re-
gulierung: 1) kollaborativ-meritokratisch, 2) expertokratisch-profes-
sionalisiert und 3) oligarchisch-technokratisch. Diese Typen vereinen 
dabei unterschiedliche Handlungsmöglichkeiten und -bedingungen. 
Sie ergänzen sich gegenseitig zu einem typisierenden Bild der Wissens-
generierung und -strukturierung der Wikipedia. 

1 Eine überarbeitete Version der Dissertationsschrift erschien im Januar 2021 
(Gemkow 2021). Die Dispositivanalyse teilt sich in die Analyse von diskursiven 
und nicht-diskursiven Praktiken sowie Objektivationen. Die diskursiven Prakti-
ken wurden inhaltsanalytisch erhoben und ausgewertet. Bei den nicht-diskur-
siven Praktiken und den Objektivationen erfolgte eine Plattformanalyse auf der 
Wikipedia. 
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3.1 Kollaborativ-meritokratische Wissensformierung

Der erste Typ, die kollaborativ-meritokratische Wissensformierung, 
zeichnet sich durch ein Zusammenspiel der beiden namensgebenden 
Elemente aus. Kollaborative Handlungsmöglichkeiten treten bei den 
verschiedenen Diskussions- und Regulierungsmechanismen hervor. 
Dabei wird deutlich, dass das Konzept in unterschiedliche Facetten zer-
fällt. Ihrer ursprünglichen Form nach bedeutet Kollaboration auf der 
Wikipedia, dass alle Nutzer*innen parallel und fortlaufend prinzipiell 
jeden Teil des potenziellen Endergebnisses (beispielsweise ein Artikel, 
ein Portal oder eine Kandidatur für einen bestimmten Nutzer*innen-
status) mitgestalten können. Tatsächlich handelt es sich dabei aber nur 
um einen Teilaspekt. In der Wikipedia werden Möglichkeiten zu dieser 
ursprünglichen Kollaboration durch hierarchische Elemente einge-
schränkt. Benutzungsrechte regeln, wer zu bestimmten Arten der Mit-
gestaltung befugt ist und wer nicht. Hierdurch entsteht jedoch nichts 
anderes als eine Kollaboration auf höherer Ebene, für die es, je nach 
Zweck (etwa personelle Kandidatur, Gestaltung der Startseite oder 
Vandalismusbekämpfung) unterschiedliche Beteiligungsmöglichkeiten 
und -bedingungen gibt, da in jedem Fall der Grad der hierarchischen 
Elemente neu bestimmt wird.

Die beiden hierarchischen Elemente, die dabei zum Tragen kommen, 
sind zum einen die Zeit und zum anderen der geleistete Beitrag zur 
Wikipedia. Erstere ist über das Registrierungsdatum der jeweiligen Nut-
zer*innen bestimmt. Der geleistete Beitrag definiert sich hingegen durch 
Bearbeitungen und Kommentare auf den jeweiligen Seiten. Hierbei wird 
beispielsweise bei der Stimmberechtigung (vgl. Wikipedia 2020e) unter-
schieden, ob sich diese auf Artikel beziehen oder auf Diskussionsseiten. 

Durch Einschränkung der parallelen und fortlaufenden Kollabora-
tion auf mehreren Ebenen entsteht eine Form der Meritokratie, deren 
Prinzip zufolge die Leistungen des Individuums über dessen gesell-
schaftlichen Status innerhalb einer sozialen Gruppe bestimmen (vgl. 
Young 1961; Hoffer 2002; Hadjar 2008). Dennoch stellt die Kollabo-
ration immer noch die vorherrschende Form der Wissensgenerierung 
und -prozessierung auf der Wikipedia dar. Sie wird jedoch durch hier-
archische Elemente eingeschränkt, die sich nach dem Meritokratie-
prinzip legitimieren. Die hierarchischen Elemente sind zumindest im 
Zugang zu bestimmten Positionen obligatorisch, aber bei weitem nicht 
hinreichend, da Positionen auch durch Wahlen und damit wiederum 
durch Kollaborationen besetzt werden.
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Ein wichtiges Beispiel für eine kollaborativ-meritokratische Wissens-
formierung findet sich im Wettbewerb »Artikelmarathon«. Ziel dabei 
ist es, während eines festgelegten Zeitraums möglichst viele neue Ar-
tikel anzulegen. Die Nutzer*innen mit der höchsten Zahl gewinnen den 
Wettbewerb. Daran zeigt sich der meritokratische Fokus auf Leistung 
als zentralem Differenzierungskriterium, unabhängig von etwaigen 
anderen Legitimationsformen, wie Vorwissen oder Status. Der Wett-
bewerb beruht aber auch auf kollaborativen Elementen wie der Teil-
nahme anderer, den Artikelwunschlisten als Orientierung oder den 
(auch) kollaborativ erstellten Relevanzkriterien. Wie sich am Artikel-
marathon ablesen lässt, ist Meritokratie auf der Wikipedia nur im Zu-
sammenspiel mit Kollaboration zu verstehen. 

Auffallend ist auch, dass meritokratische Elemente dort eher in 
quantitativer als in qualitativer Form umgesetzt werden. Bei beiden 
hierarchischen Elementen, Zeitraum und Beiträgen, stehen die bloße 
Dauer beziehungsweise Anzahl im Mittelpunkt. Da die Wikipedia aber 
auch inhaltliche Qualitätsbausteine hat (wie Wettbewerbe oder Kan-
didaturen), wäre ein zusätzliches meritokratisch qualitatives Element 
denkbar.

3.2 Expertokratisch-professionalisierte Wissensformierung

Der zweite produktive Machttypus, die expertokratisch-professionali-
sierte Wissensformierung, zeichnet sich durch das Zusammenspiel von 
expertokratischen Elementen mit und in Formen der Professionalisie-
rung aus. In der Wikipedia sind Formen der Vergemeinschaftung zu 
verzeichnen, die sich thematisch deutlich spezifizieren. Dabei handelt 
es sich um eine Form der Kollaboration, bei der aus der Gruppe heraus 
Wissen generiert und prozessiert wird. Da die Wikipedia zum jetzigen 
Zeitpunkt schon sehr ausdifferenziert ist, werden in den Vergemein-
schaftungen spezifische Themen verhandelt: Ein Portal über die Sezes-
sionskriege gehört ebenso dazu wie eines über den Kampfsport Budō. 
Dadurch entsteht das Bild von vergemeinschafteten Expert*innen. Die 
Expertokratie wird auch über andere Elemente befördert, wie beispiels-
weise durch feste Ansprechpartner*innen für bestimmte Themen, den 
Einsatz von Tutorien als Form der Einweisung in die Wikipedia oder 
auch die Funktion »Artikel on Demand«, mit der sich Autor*innen 
selbst als Expert*innen für ein Thema ausweisen können. Spezifische 
Ansprechpartner*innen oder Tutor*innen fungieren in ihrer Rolle als 
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Schnittstelle zwischen einem konkreten Thema oder einer Funktion der 
Wikipedia und den jeweiligen Nutzer*innen, die fragend an sie heran-
treten. Dadurch werden sie zu Expert*innen für Themen an sich und 
die Wikipedia selbst. Weiterhin können Nutzer*innen durch die soge-
nannten »Babel-Bausteine« ihre Fähigkeiten, thematisches Wissen, 
Qualifikationen und Leistungen sowie Funktionen für andere sichtbar 
machen. Mittels dieser potenziellen Selbstreferenz besteht abermals 
die Möglichkeit, expertokratische Strukturen in die Wikipedia einzu-
bringen.

Diese werden insbesondere durch die inhaltliche Segmentierung der 
Plattform befördert. Ähnlich einem klassischen Fächerkanon ist die 
Wikipedia in verschiedene Portale und Themenfelder gegliedert. Eine 
solche kanonisierte und ausdifferenzierte Strukturierung von Wissen 
macht Formen der Reglementierung unabdingbar, die in den bereits er-
wähnten Vergemeinschaftungen stattfindet. Diese verhandeln die Ge-
nerierung von neuem Wissen, indem sie Artikelwünsche aufbauen und 
verwalten. Ebenso verhandeln sie die Prozessierung von bestehendem 
Wissen, indem sie auf qualitative und quantitative Mängel an beste-
henden Artikeln hinweisen. Durch die thematische Spezifität werden 
hier expertokratische Strukturen sichtbar. Daneben verweisen unter 
anderem diese Vergemeinschaftungen auch auf einen einsetzenden 
Professionalisierungsprozess auf der Wikipedia.

Unter letzterem wird eine Verberuflichung verstanden, wobei die 
Profession auf bestimmte erreichte Standards verweist (vgl. Evetts 
2003). Auch wenn diese Maßstäbe unterschiedlich ausgelegt werden 
(beispielsweise Qualifikationsmöglichkeiten, Interessenvertretung 
oder gesetzlicher Rahmung), zeigen sich auf der Wikipedia klare Pro-
fessionalisierungsmuster. So ist es etwa durch den sukzessiven Aufstieg 
innerhalb der hierarchisch-meritokratischen Benutzungshierarchie 
möglich, eine – zumindest intern anerkannte – »Karriere« zu durch-
laufen. Weiterhin verfügt die Wikipedia über Richtlinien und Konven-
tionen, die als Grundlage der Wissensgenerierung und -strukturierung 
für alle leitend und einsehbar sind. Individuelle Förderung ist durch die 
verschiedenen Hilfestellungen in Form von Tutor*innen, Mentor*innen 
und Ansprechpartner*innen ebenfalls gegeben. Für eine etablierte In-
teressensvertretung spricht die Implementation von Schlichtern und 
eines Schiedsgerichts im Streitfall.
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3.3 Oligarchisch-technokratische Wissensformierung

Der dritte produktive Machttypus auf der Wikipedia ist der oligar-
chisch-technokratische. Als Oligarchie wird in der Politikwissenschaft 
eine Herrschaftsform bezeichnet, »in der eine kleine Gruppe von weni-
gen Personen auf Dauer Macht ausübt« (Herzog 2004, 609). Eine sol-
che tritt auf der Wikipedia in zwei unterschiedlichen Formen auf. 

Die erste vereint die beiden bereits beschriebenen Typen, kollabora-
tiv-meritokratisch und expertokratisch-professionalisiert, und verdeut-
licht, dass sich hierarchische Elemente durch das Meritokratieprinzip 
verhärten. Dies geschieht außerdem über spezialisierte Vergemein-
schaftungen, in denen sich professionalisierte Formen der Aufgaben-
teilung und Rollenverteilung entwickeln sowie Gruppen von wenigen 
Nutzer*innen entstehen, die ein höheres Maß an Benutzungsrechte 
besitzen. In der Wikipedia trifft das unter anderem auf die Gruppe der 
Administrator*innen zu, die beispielsweise über erweiterte Funktionen 
wie das Löschen und Wiederherstellen von Dateien und Versionen, das 
Sperren von Benutzungskonten und Diskussionsseiten oder die Be-
arbeitung von Spezialseiten verfügen. Ihr gehören in Deutschland 182 
Nutzer*innen (Stand: 20.06.2020; vgl. Wikipedia 2020c) an. Bei knapp 
über drei Millionen angemeldeten Mitgliedern ergibt das einen Anteil 
von 0,006 Prozent oder anders formuliert: Auf eine*n Administrator*in 
kommen rund 17530 registrierte Mitglieder. Diese Zahlen verdeutli-
chen das ungleiche Verhältnis zwischen Nutzer*innen mit erweiterten 
Rechten und Nutzer*innen ohne. Da erstere mehr Entscheidungsgewalt 
haben (wie etwa bei Wahlen, der Implementierung von neuen Funk-
tionen, Sperrungen von Versionen und Konten) und auch Absprachen 
nicht auszuschließen sind, kann hier von einem oligarchischen Macht-
typus gesprochen werden.

Die zweite oligarchische Form auf der Wikipedia wird anhand der 
Einflussnahme der Wikimedia Foundation deutlich. Sie ist eine ge-
meinnützige Organisation im Sinne des US-amerikanischen Gesetzes 
und hält alle Rechte an den verschiedenen nationalsprachlichen Ver-
sionen sowie deren Namen, Domains und Servern. In dieser Position 
nehmen sie und ihre Mitarbeiter*innen in unterschiedlicher Weise Ein-
fluss auf die deutschsprachige Wikipedia und das dort repräsentierte 
Wissen. Die Wikimedia Foundation hat in ihren »unumstößliche(n)« 
Grundprinzipien (Wikipedia 2020b) Richtlinien für das Selbstver-
ständnis der Wikipedia festgelegt, auf denen aufbauend sich alle Hand-
lungsmöglichkeiten und -bedingungen entwickelt haben. Weiterhin 
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bestimmt sie, wofür ein Benutzungskonto notwendig ist, und stützt 
die hierarchischen Strukturen über verschiedene Richtlinien, die für 
Benutzungsgruppen mit erweiterten Rechten bindend sind (beispiels-
weise die Oversight- oder Stewards-Policy).

Auch die Technik obliegt der Wikimedia Foundation und dem Ein-
fluss von Benutzungsgruppen mit erweiterten Rechten. Alle Features 
der Wikipedia werden entweder von freischaffenden Developern ent-
wickelt und von der Organisation eingebunden oder direkt von in-
ternen Mitarbeiter*innen erarbeitet. Neben der Software und der Be-
nutzungsoberfläche ist auch die Hardware in Form von Servern, dem 
technischen Grundstein für die Kommunikation und Archivierung der 
gesamten Wikipedia, in der Hand der Wikimedia Foundation. 

Ihre Rolle kommt somit einer oligarchischen Arbeitsorganisation 
gleich. Die Wikimedia Foundation nimmt über ihre Grundprinzipien, 
Richtlinien und ihre Technikbestimmtheit indirekt Einfluss auf das von 
der Wikipedia repräsentierte Wissen. Ebenso sind die hierarchischen 
Benutzerstrukturen Pfeiler eines oligarchisch anmutenden Systems, 
welches mit der technokratischen Hervorbringung und Prozessierung 
von Wissen in Form und mit Hilfe von Bots, Features und der Legitimie-
rung von Wissen durch Expertise produktive Macht entfaltet.

4 Zur Rolle der Medienkompetenz

Durch kommunikative Medientechnologien werden sowohl neue Mög-
lichkeiten als auch Bedingungen für Medienhandeln bereitgestellt. In-
nerhalb der Wikipedia entsteht somit eine produktive Macht, die nicht 
nur mediale Wissensrepräsentationen hervorbringt, sondern über die 
spezifische Art der Hervorbringungen auch die Rolle von Akteur*innen, 
Institutionen, Richtlinien und Techniken zueinander in Beziehung 
setzt. Für die Medienpädagogik stellt sich hier die Frage, ob das Kon-
zept der Medienkompetenz diese spezifische Hervorbringungsweise 
adressieren kann. Dafür ist ein Blick auf sein theoretisches Fundament 
vonnöten. 

Der Linguist Noam Chomsky hat den Kompetenzbegriff ursprünglich 
mit dem Spracherwerb verbunden. Kompetent zu sein besteht für ihn 
in nichts anderem als der Fähigkeit, gesprochene Sprache erlernen zu 
können. Sprache ist für Chomsky ein Zeichensystem, welches hierar-
chisch und regelgeleitet geordnet ist. Die allen Sprachen zugrundelie-
gende Regelhaftigkeit wird als Universalgrammatik bezeichnet. Dabei 
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liegt die Kompetenz des Menschen darin, allein durch seine Gattungs-
zugehörigkeit die Grammatik einer gegebenen natürlichen Sprache er-
lernen zu können. Nur so sei es erklärbar, dass Kinder Sätze bilden kön-
nen, die sie noch nie zuvor gehört haben. Chomskys Kompetenzbegriff 
ist nicht auf die tatsächliche Verwendung hin ausgerichtet, sondern 
stellt ein theoretisches Modell für eine unbewusste anthropologische 
Fähigkeit dar. Kompetenz wird mithin zu einem idealen und subjekt-
zentrierten Konzept.

Habermas (1971) bezieht sich in der Theorie des kommunikativen 
Handelns auf diesen Kompetenzbegriff, rückt ihn jedoch von einem 
biologischen zu einem soziologischen Verständnis. Bei ihm sind Kom-
petenzen nicht mehr nur von Natur aus gegeben, sondern auch sozial 
strukturiert und entwickeln sich in intersubjektiver Verständigung. 
Diese analysiert er mit Hilfe der Sprechakttheorie. In Sprechakten 
könnten Subjekte Geltungsansprüche wie Wahrheit, Richtigkeit oder 
Wahrhaftigkeit bezüglich objektiver, sozialer oder subjektiver Gegen-
stände erheben und anzweifeln. Habermas unterstellt der mensch-
lichen Interaktion jedoch eine ideale Sprechsituation (vgl. Habermas 
und Luhmann 1971, 136). Der Zweifel an den geäußerten Geltungs-
ansprüchen von Sprecher*innen sei zugleich ein Zweifel an deren kom-
munikativer Kompetenz. Nach Habermas müsste man nun dem Zweifel 
in Form einer diskursiven Prüfung genauer nachgehen. Der Diskurs 
selbst sei jedoch ebenfalls ein Sprechakt, der wiederum angezweifelt 
werden könne. Dafür bedürfe es eines übergeordneten Diskurses, wel-
cher die Geltungsansprüche des ursprünglichen prüft. Aber ein solcher 
Vorgang mündet in einem infiniten Regress der Prüfung. Dieser ist laut 
Habermas nicht nötig, da eine ideale Sprechsituation in jeder Kommu-
nikation zwischen Menschen unterstellt wird (vgl. ebd.). Somit bleibt 
auch bei ihm der idealistisch-subjektzentrierte Impetus von Kompetenz 
bestehen.

Dieter Baacke sieht darauf aufbauend die Notwendigkeit zur kom-
munikativen Kompetenz. Gemäß Baacke (1975, 363) sei der Mensch 
ein »Homo educandus«, also ein erziehungsfähiges, aber auch -bedürf-
tiges Lebewesen. Die Ausprägung der kommunikativen Kompetenz 
bleibt »ein Spielraum des Menschen für die Bildung unendlich vieler 
Sätze wie für potenziell unbegrenztes Kommunikationsverhalten« 
(ebd., 101–102). In diesem Sinne tritt sie wiederum als ein idealistisch-
subjektzentriertes Konzept auf, da sie dem Mensch Kompetenz unter-
stellt und diese somit zu einer grundlegenden anthropologischen Ei-
genschaft macht (vgl. Baacke 1994, 240).
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In Baackes Sinn soll Medienkompetenz hier als Teil der kommuni-
kativen Kompetenz verstanden werden. Er definiert sie als »Fähigkeit, 
in die Welt aktiv aneignender Weise auch alle Arten von Medien für 
das Kommunikations- und Handlungsrepertoire von Menschen ein-
zusetzen« (Baacke 1996a, 8). Mit seiner Berücksichtigung von Medien 
reagiert Baacke auf »die Veränderung der Kommunikationsstrukturen 
durch technisch industrielle Vorkehrungen und Erweiterungen« (Baa-
cke 1996b, 119). Damit akzentuiert Medienkompetenz als Teil der 
kommunikativen Kompetenz den Aspekt der Medienkommunikation, 
der gerade »nicht in face-to-face Situationen stattfindet, sondern in 
parasozialen Interaktionen mit Medienbotschaften und ihren Trägern« 
(Baacke 1997, 54). 

Chomsky hatte mit der generativen Grammatik eine biologische De-
terminante geschaffen, die grundsätzlich universell und idealistisch-
subjektzentriert ausgelegt ist. Diese Attribute ziehen sich durch die 
kommunikative Kompetenz bei Habermas bis zum Konzept der Medi-
enkompetenz bei Baacke und dessen medienpädagogischem Verständ-
nis (vgl. Gapski 2001, Kerres 2011, Bettinger und Aßmann 2017).

Die produktive Macht in der Wikipedia zeigt ein spezifisches Kräfte-
verhältnis verschiedener Akteur*innen. Dieses ist spezifisch für jede 
Plattform beziehungsweise jedes mediale Angebot und bestimmt Hand-
lungsmöglichkeiten und -bedingungen. Medienkompetenz muss daher 
die jeweilige Medienspezifik reflektieren. Es gilt, sich mit den jeweils 
gegebenen Medienumgebungen spezifisch auseinanderzusetzen, da 
Handlungsmöglichkeiten erst in diesen auf ihre Struktur hin untersucht 
werden können. Dies schließt für das Konzept der Medienkompetenz 
aber auch ein, die produktive Macht von Plattformen wie der Wikipedia 
empirisch zu untersuchen, um ihnen gegebenenfalls ein adäquates me-
dienpädagogisches Korrektiv gegenüberzustellen. 

Wenn die Wikipedia Wissen über kollaborativ-meritokratische 
Machtstrukturen repräsentiert, dann gilt es, diese entsprechend zu 
adressieren. Das bedeutet allgemein erst einmal zu erkennen, dass 
dort eine Verknüpfung zwischen Kollaboration und Meritokratie be-
steht. Diese zeigt sich in unterschiedlichen Handlungsmöglichkeiten 
und -bedingungen wie einem Kollaborationszwang, der über Wunsch-
listen, Portale und Wettbewerbe aufrechterhalten wird. Ebenso gilt es 
zu erkennen, dass hierarchisch strukturierte Vergemeinschaftungen 
bestehen, wobei sich die Hierarchie, wie oben ausgeführt, auf merito-
kratische Aspekte stützt. Medienkompetenz muss sich dann aber auch 
auf das Medienhandeln stützen. Dafür können ebenfalls Kompetenzen 
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konkretisiert werden, wie beispielsweise das Anbieten eigener Quali-
täten über Kandidaturenteilnahme, Software-Entwicklung, Teilnahme 
am Mentorenprogramm, Hilfestellung für Neulinge oder die Erstellung 
neuer Vergemeinschaftungen bis hin zur Erhöhung des Mitsprache-
rechts bei bestehenden Kontrollinstanzen.

Für die medienpädagogische Forschung bedeutet dies, dass die 
Modellierung und Operationalisierung von Medienkompetenz auf 
medienspezifische Aspekte angewiesen ist. Das heißt, dass Medien-
kompetenzmodelle entwickelt werden müssen, die sich an medienspe-
zifischen sowie auch thematischen Besonderheiten orientieren.

5 Das Transformieren der Transformation

Die Debatten um die Folgen der Digitalisierung von Wissen für dessen 
Generierung und Prozessierung sind ganz unterschiedlich datiert. 
Während Lyotard beispielsweise bereits 1979 mit Blick auf die Verbrei-
tung des Computers von einer »technologischen Transformation […] 
auf das Wissen« (Lyotard 2005 [1979], 21) sprach, sind bis heute an-
dere Marksteine wie das Web 2.0 (Pscheida 2010) oder die Wiki-Tech-
nologie (Iske und Marotzki 2010) hinzugekommen. Sofern der Begriff 
»Transformation« im Zusammenhang mit medial repräsentiertem Wis-
sen einen Umbruch von einer historisch und soziotechnisch spezifi-
schen Konstellation zu einer anderen bedeutet, dann kann mit Blick auf 
die weitreichenden Diskussionen um die Digitalisierung von Wissen 
nicht von einer abgeschlossenen Transformation gesprochen werden. 
Eine solche abgeschlossene Transformation – wie sie mit den Theorien 
der Informations-, Wissens- oder Netzwerkgesellschaft assoziiert wird – 
ist für die Dynamik, mit der sich Plattformen wie die Wikipedia verän-
dern können, schwer denkbar. Dementsprechend scheint es konse-
quent, im Fall der Digitalisierung die Perspektive der Mediatisierung 
aufzugreifen und von einem Transformationsprozess zu sprechen. Das 
bedeutet, dass es sich bei letzterem gerade nicht um eine »räumlich und 
zeitlich umgrenzte Entwicklung mit einem klaren Anfangs- und End-
punkt« (Krotz 2007, 11) handelt. Neben der räumlichen und zeitlichen 
Entgrenzung gibt es auch keine Begrenzung von sozialen und kulturel-
len Folgen (vgl. ebd., 12). Diese Langzeitentwicklung ist zwar abhängig 
von kulturellen Kontexten, aber weder monokausal noch linear erklär-
bar (vgl. Krotz 2017, 27). Mediatisierung wird in dieser Lesart dezidiert 
von zeitlich und räumlich begrenzten Ansätzen unterschieden, die ver-
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suchen, gesellschaftliche Entwicklung monokausal zu erklären. Dies 
öffnet den Blick auf die Digitalisierung als transformativen Mediatisie-
rungsschub (vgl. Hepp und Pfadenhauer 2014, 236).

Gegenwärtig treten eine Vielzahl von sich gegenseitig beeinflussen-
den Transformationsprozessen auf. Zu nennen sind neben der Digita-
lisierung (Zink 2019) die Flexibilisierung (Streeck 2011), Ökonomisie-
rung (Beyer 2009) oder Subjektivierung (Moldaschl und Voss 2003). 
Erstere muss demnach als ein umfassender gesellschaftlicher Trans-
formationsprozess verstanden werden. Eine auf Einzelmedien sowie 
individuelle Nutzer*innen begrenzte Perspektive greift ebenso zu kurz 
wie eine rein technologische. In diesem Sinne sind auch die in diesem 
Beitrag skizzierten Ergebnisse zur produktiven Macht der Wikipedia 
nur eine Momentaufnahme. Diese versucht jedoch, Transformation 
in einer dynamischen Perspektive mit mehreren Akteur*innen und 
unterschiedlichen Handlungsbedingungen zu fassen. Für das Konzept 
der Medienkompetenz bedeutet diese theoretische Auslegung eine An-
passungsleistung – weg von idealistisch-subjektzentrierten Normen hin 
zu dynamischen, medienspezifischen Kompetenzaspekten.

6 Fazit

Mit dem Konzept der produktiven Macht geht der Beitrag einen Mit-
telweg zwischen dem Fokus auf medienspezifischen Handlungsmög-
lichkeiten einerseits und medienspezifischen Handlungsbedingungen 
andererseits. Statt, wie beispielsweise für sozialkonstruktivistische 
kommunikationswissenschaftliche Forschung typisch, allein nach 
konkreten aneignenden Interaktionszusammenhängen zu fragen, 
stellt der Ansatz dieses Beitrages die Bedingungen für Kommunika-
tion in den Vordergrund. Diese ermöglichen nicht nur die Aneignung 
selbst, sondern strukturieren auch ihren Gegenstand. Die medienspe-
zifischen Handlungsmöglichkeiten und -bedingungen sind die Wis-
sensformierungen. Analog zu anderen Arbeiten der jüngeren Kom-
munikationswissenschaft, die beispielsweise das Dispositivkonzept 
(vgl. Lepa et al. 2014), die Akteur-Netzwerk-Theorie (vgl. Gentzel 
2013) oder die materialistische Phänomenologie (vgl. Hepp 2018) an-
wenden, vertritt dieser Beitrag den Ansatz, dass eine Trennung von 
autark handelndem Subjekt auf der einen und handlungsdeterminie-
renden Medien(-technologien) auf der anderen Seite dem Wandel der 
Digitalisierung nicht gerecht wird. Mit dem Zugang über die Wikipe-
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dia entsteht somit eine spezifische Beschreibung der Wissensaus-
handlung, die sich gerade durch ihre soziotechnische Konstellation 
als transformativ zu früheren oder alternativen Formen der Wissens-
aushandlung verstehen lässt.

Für die Medienkompetenz im Speziellen hat diese theoretische Ent-
wicklung selbst große Bedeutung. Schließlich geht es hier um die Frage, 
welchen Raum medientechnische Entwicklungen einnehmen und wie 
das Subjekt dabei gedacht werden kann. Die Stellung des idealisierten 
Subjekts wurde in der Medienpädagogik in den letzten Jahren immer 
wieder kritisch reflektiert (vgl. Dander 2017; Kammerl 2017). Die tief-
greifende Durchdringung des Alltags mit digitalen Medien – hier bei-
spielsweise die Wissensaneignung – gestattet jedoch nicht mehr, eine 
Trennung von Mensch und Medium anzunehmen. Handlungsmöglich-
keiten und -bedingungen mit digitalen Wissensrepräsentationen sind 
nicht medien- oder subjektzentriert zu denken. Sie entwickeln sich 
vielmehr im heterogenen Spiel verschiedener Akteur*innen zueinander 
und sind dabei stets wandelbar. Das medienkompetente Subjekt muss 
sich demnach auch immer kritisch zu seinem eigenen mediatisierten 
Handeln in Beziehung setzen können. Inwieweit es sich dann als auto-
nom, selbstbestimmt und aufgeklärt begreift, wird mithin selbst zum 
Gegenstand der eigenen Medienkompetenz.
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1 Einleitung

Die Arabischen Umbrüche1 in den Jahren 2010 und 2011 haben eine 
heftige Debatte über die Rolle der Medien in der politischen Transfor-
mation ausgelöst. Obwohl der euphorische Moment der Massenmobili-
sierung vor zehn Jahren vergangen ist, hat diese Diskussion ihre Rele-
vanz nicht verloren. Der zeitliche Abstand verhilft zur notwendigen 
Distanz, um kritisch über Transformationsprozesse und ihre politischen 
und medialen Rahmenbedingungen zu reflektieren. 

Heute spricht die Washington Post vom »tragischen Erbe« der ara-
bischen Umbrüche: Die erste Welle der Massenproteste in Tunesien, 
Ägypten, Libyen, dem Jemen und Syrien zog gravierende Konsequen-
zen wie Destabilisierung, Re-Autokratisierung und zahlreiche Bürger-
kriege nach sich; die sozioökonomische und politische Ungleichheit 
blieb bestehen. Die zweite Protestwelle, die 2018 und 2019 im Sudan, 
Libanon, Irak und Algerien ausbrach, lancierte erneut die Debatte über 
Medien und politische Transformation. Beide Ereignisse sind Zeichen 
für die erdrückende strukturelle Ungleichheit und mangelnde Selbst-
bestimmung, gegen welche die Menschen trotz Repression und Polari-
sierung immer noch protestieren.

Die arabischen Umbrüche führten zu einem kurzlebigen Paradigmen-
wechsel in der Forschung über die arabische Region, der anstelle von 
Stagnation die Dynamik in den Mittelpunkt rückte (Harders 2018). Der 
Beginn der politischen Transformationsphase in Nordafrika geschah 
umbruchartig und nicht durch kontrollierte Reformen. So ersetzte dies 
für eine kurze Zeit die Forschung zum »enduring authoritarianism« 
(Bellin 2012), bevor die regionalen Ereignisse den wissenschaftlichen 
Blick wieder zunehmend auf Re-Autokratisierungsprozesse richteten 
(Kneuer und Demmelhuber 2016). In beiden Fällen, unabhängig davon, 
ob der Fokus auf Stagnation oder Dynamik liegt, sollte die Region nicht 
als Ausnahmefall konstruiert werden, also weder als demokratieresis-
tent noch als revolutionsfreudig. Denn beide Perspektiven verstärken 
einen »arab exceptionalism« in Bezug auf Medien und Transformation 
und reproduzieren somit einen postkolonialen westlichen Blick (Harik 
2006; Harders 2018). Ohne das Einbetten kommunikativer Phänomene 
in ihre regionalen Kontexte verstärkt sich das epistemische Dilemma 

1 Der Artikel spricht bewusst nicht vom »Arabischen Frühling«, weil dieser Begriff 
essentialistisch und eine Fremdzuschreibung von der westlichen Perspektive 
auf die regionalen Verhältnisse darstellt (Beck 2015; Harik 2006).
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der Wissensproduktion durch den externen Blick auf die unberechen-
baren Araber*innen (Said 2003).

In der Erforschung der arabischen Umbrüche treffen zwei Literatur-
stränge und Disziplinen aufeinander, die Interdependenzen zwischen 
Medien und Transformation erklären. Als thematische Schnittstelle 
zwischen Politikwissenschaft und Regionalforschung einerseits sowie 
Medien- und Kommunikationswissenschaft andererseits brach eine in-
tensive Debatte über den Zusammenhang von Medien und Transforma-
tionsprozessen in Nordafrika aus. Der epistemische Standpunkt jeder 
Disziplin gestaltet die Perspektive auf die Medien. Politikwissenschaft 
und Regionalforschung betonen die Transformationsprozesse im Sinne 
von Demokratisierung und Regimewechsel, die Kommunikationswis-
senschaft dagegen untersucht die Auswirkungen der Digitalisierung 
auf die politischen und gesellschaftlichen Dynamiken. 

Der Begriff der Transformation ist in der Kommunikationswissen-
schaft zentral und bezieht sich auf den strukturellen digitalen Wandel, 
der diverse komplexe Prozesse in Gang setzt (Strippel 2020). Das all-
gegenwärtige Internet und soziale Plattformen führten zu dramati-
schen gesellschaftlichen Veränderungen bezüglich der Art und Weise, 
wie wir miteinander kommunizieren, die Welt wahrnehmen und han-
deln. Diskursive und mediale Aushandlungsprozesse von Identität, 
Deutungskämpfen und Selbstdarstellung formieren sich unter neuen 
kommunikativen Bedingungen der Interaktion. Die digitalen Öffent-
lichkeiten bringen Potenziale von Kooperation, aber auch Dissonanz 
und Polarisierung (Pfetsch 2018).

In der Politikwissenschaft knüpfen die Untersuchungen der ara-
bischen Umbrüche an die Demokratisierungsforschung zu politischen 
Umwälzungen in Südeuropa, Lateinamerika und Osteuropa an. Dabei 
wird Transformation als ein Prozess verstanden, bei dem sich die Tran-
sition von der Autokratie zur Demokratie in grob drei Phasen vollziehen 
kann (siehe O’Donnell und Schmitter 2013): 1) Zusammenbruch des al-
ten Regimes, 2) Aushandlung neuer Grundlagen in der Übergangsphase 
und 3) Konsolidierung der neuen Demokratie. Die Theorie schließt 
einen Rückfall in autoritäre Konstellationen nicht aus und macht dies 
abhängig von vielen begünstigenden oder hemmenden Faktoren in den 
jeweiligen Kontexten (Merkel 2010). Diese Perspektive begünstigt einen 
euro- und angloamerikanisch-zentrierten Blick, der auf der veralteten 
These beruht, dass die Ausbreitung der Demokratie auf der Welt zum 
internationalen Frieden beiträgt, da sich demokratische Staaten nicht 
bekriegen würden (Maoz und Russett 1993; Kritik dazu Rosato 2003).
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Anlehnend daran, nannten Expert*innen die arabischen Umbrüche 
noch in der ersten euphorischen Phase die »vierte Welle der Demokra-
tisierung« (Howard und Hussain 2013). Ähnlich wie in den westlichen 
Demokratien wurden den Sozialen Medien optimistische Potenziale 
zur Stärkung der Demokratie und Steigerung der politischen Teilhabe 
zugeschrieben. Auch in Nordafrika herrschte bezüglich der Proteste in 
den autoritären Regimes anfänglich die vereinfachte Annahme, dass 
Onlinemedien und soziale Plattformen der politischen Liberalisierung 
dienten. Aus heutiger Perspektive wissen wir, dass dies nicht der Fall 
war. Eine erhoffte Befreiung durch die Medien allein kam nicht zu-
stande. Die meisten Länder, deren Regimes zusammenbrachen – mit 
Ausnahme Tunesiens – gerieten in abschreckende gesellschaftliche 
Konstellationen von Polarisierung, politischem Chaos und Bürger-
krieg oder wandelten sich zu noch repressiveren Autokratien. Selbst 
Tunesien hat – trotz des Ausbleibens größerer Konflikte und Blutver-
gießens – noch einen langen und unsicheren Weg vor sich, um die Ur-
sachen der systemischen Ungleichheiten zu beheben.

Dieser Beitrag blickt kritisch auf die komplexen Wechselbeziehun-
gen zwischen Mediensystemen und Transformationen im ersten Um-
bruchsmoment 2010/11 kurz vor dem Zusammenbruch der Regimes 
in Tunesien und Ägypten. Anhand empirischer Daten im Rahmen 
des DFG-Forschungsprojekts »Media Functions in Transition« an der 
Freien Universität Berlin reflektiert der Artikel über die doppelte Be-
deutung der Transformation, sowohl in politischer als auch in kom-
munikationswissenschaftlicher Hinsicht. Methodisch basiert das 
DFG-Projekt auf qualitativen Inhaltsanalysen von Printmedien und 
Sozialen Medien im Zeitraum von 2008 bis 2011 sowie Interviews 
mit Journalist*innen und Aktivist*innen, um die Rolle der Medien in 
der Transformationsphase zu rekonstruieren. Somit überbrückt diese 
Untersuchung die getrennten Perspektiven und bringt sie in Dialog. 
Ziel ist es dabei, die Zusammenhänge von Medien und Transformati-
onsprozessen in ihren regionalen Kontexten zu verstehen. Anlehnend 
an den Begriff der hybriden Mediensysteme (Chadwick 2017) rekon-
struiert der Beitrag aus einer vergleichenden Perspektive die Rolle der 
Medien bei der Auslösung der Transformationsprozesse in Nordafrika. 
»Hybridität« bezieht sich dabei auf die Notwendigkeit, die Online-off-
line-Interaktionen innerhalb von Mediensystemen ganzheitlich zu be-
trachten, ohne sie binär entweder in alte oder neue Medien zu unter-
teilen. Der Beitrag widerspricht somit der techno-deterministischen 
»Facebook-Revolution«. 
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Der folgende Artikel besteht aus drei Teilen: Der erste Teil dis-
kutiert kritisch die Kontroverse, ob Medien oder Politik die Transfor-
mationsprozesse auslösten. Der zweite Teil wendet das Konzept der 
counter-issues anhand von empirischen Beispielen aus Tunesien und 
Ägypten an, um ein kontextsensibles Verständnis von Medien und 
Transformation zu fördern. Dabei handelt es sich um kritische Themen, 
die sozioökonomische und politische Missstände thematisieren, wes-
halb die Machthaber sie von der Öffentlichkeit fernhalten wollen (Ma-
thes und Pfetsch 1991; Pfetsch et al. 2016; Badr 2019). Der dritte und 
letzte Teil fasst abschließend die theoretischen Implikationen für die 
Erforschung von Transformation im Zusammenhang mit Medien und 
besonderem Blick auf Ägypten und Tunesien zusammen. 

2 Die Kontroverse: Die Medien zuerst oder die Politik 
zuerst? 

Die Frage zur Rolle von Medien bei der Auslösung der Transformations-
prozesse in Nordafrika hat zwei gegensätzliche Thesen vorangetrieben: 
Medien zuerst (»media first«; Abdulla 2011; Khamis und Vaughn 2011) 
versus Politik zuerst (»politics first«; Wolfsfeld et al. 2013). 

2.1 Zuerst die Medien: Medien fördern die Liberalisierung

Gemäß dem Standpunkt »Medien zuerst« waren es primär die Medien, 
die den Beginn der Transformationen auslösten. Somit konzentriert er 
sich auf die politische Öffnung, die durch die intensive mediale Kom-
munikation in Tunesien und Ägypten forciert wurde. Unmittelbar nach 
den Ereignissen des Jahres 2011 wies die empirische Forschung aus den 
arabischen Ländern auf die starke Wirkung der Sozialen Medien und 
deren initiierende Rolle bei den politischen Transformationsprozessen 
hin. In öffentlichen und medialen Diskursen wird diese These als »Face-
book-Revolution« bezeichnet und auch seitens der Plattformenunter-
nehmen selbst aufgriffen: Facebook, Twitter und Co. fördern weiterhin 
dieses Narrativ (Richter und Badr 2018).

Drei Argumente sprachen für diese Anfangseuphorie: Das erste lau-
tet, dass das Internet die Öffentlichkeit dynamisiert und erweitert hat. 
Die These über die »liberation technology« (Diamond 2010, 96) beruht 
auf der Prämisse, dass die zwischenmenschliche Kommunikation au-
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ßerhalb der regulierten Massenmedien zunehmend zu einem Empo-
werment der marginalisierten Akteur*innen führt. Somit verschaffen 
sich diese einen sichtbareren Platz in den Diskurssphären. 

Soziale Medien ermöglichten eine dezentralisierte Kommunikation, 
so dass Teilöffentlichkeiten in alternativen Onlineräumen an den Kom-
munikationsprozessen teilnehmen konnten. Durch das Internet kamen 
marginalisierte Akteur*innen, Jugendliche und oppositionelle soziale 
Bewegungen verstärkt zu Wort und forderten politische und religiöse 
Autoritäten heraus (Ghonim 2012). Trotz einer starken Internetzensur, 
vor allem in Tunesien, konnten zivilgesellschaftliche Akteur*innen 
die neuen Technologien insofern nutzen, dass sie mittels Blogs und 
Sozialer Medien kritische Tabuthemen aufgriffen, die von etablierten 
Medien übersehen oder ausgeblendet wurden. Damals schienen die 
Onlinediskurse die normativen Bedingungen einer idealen Öffent-
lichkeit zu erfüllen, da sie allen Nutzer*innen zugänglich waren und 
gleichberechtigte Teilhabe ermöglichten (Lynch 2014; Ayish 2008). 
Akteur*innen umfassten Interessengruppen, Bürgerinitiativen und 
soziale Bewegungen, die ansonsten aufgrund politischer Ausgrenzung 
oder zu schwacher Ressourcen nur begrenzten Zugang zum Mediensys-
tem gehabt hätten. Insofern standen die autoritären Regimes diesem 
strukturellen Wandel der Kommunikation unvorbereitet gegenüber. 
Das Internet war nicht im gleichen Maße wie die traditionellen Medien 
reguliert und überwacht, so dass es den Akteur*innen mehr Freiräume 
als die Offline-Welt bot.

Das zweite Argument besagt, dass kommunikative digitale Handlun-
gen eine Form der politischen Teilhabe darstellen. Dabei dient die Kom-
munikation selbst als eine aktive Form der Bürgerbeteiligung, die In-
dividuen von passiven Konsument*innen zu aktiven Produzent*innen 
macht. Das Internet stellte dadurch die Möglichkeit offen, die Inkon-
gruenz zwischen der politischen Struktur, also den Institutionen, der 
politischen Kultur und der Summe aller Einstellungen in einer Gesell-
schaft, auszugleichen. Laut der Liberalisierungsthese hat das Internet 
den Bürger*innen ermöglicht, die Öffentlichkeit zurückzufordern und 
damit Pluralismus und Vielfalt in die politische Diskussionskultur ein-
zubringen (Rinke und Röder 2011).

Das dritte Argument, das den Einfluss digitaler Plattformen auf die 
politische Kommunikation erklärt, ist die intermediale Agenda-Setting-
Funktion. Vor den Umbrüchen in den Jahren 2010 und 2011 fand ein 
Agenda-Transfer der counter-issues von den Sozialen Medien auf die 
Mainstreammedien statt (Badr 2019). Beachtet man die digitale Un-
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gleichheit in der Verteilung von Infrastruktur, Internetzugang und End-
geräten zu dem Zeitpunkt der arabischen Umbrüche vor zehn Jahren, 
dann scheint die intermediale Themensetzung von Online- in Offline-
medien sogar noch wichtiger. Durch diesen Mechanismus wurden The-
men für breitere Teile der Öffentlichkeit sichtbarer und zugänglicher, 
die diese Diskurse sonst nicht wahrgenommen hätten. Journalist*in-
nen, vor allem in privaten Medien, mussten somit auf Themeninputs 
reagieren, die von Teilöffentlichkeiten kamen, um ihre gesellschaftli-
che Relevanz und Glaubwürdigkeit nicht zu verlieren.

Die »Medien-zuerst«-Argumente fördern eine westlich-zentrierte 
Perspektive, welche die neuen Technologien für eine Transformation 
in autoritären Kontexten begrüßt (Richter und Badr 2018). Außerdem 
übersah dieser Forschungsstrang die »alten« Medien in einer hybriden 
Umgebung, die durch symbiotische Verknüpfungen zwischen digitalen 
und nicht-digitalen Formaten zur Transformation beitrugen.

Da sich aus den politischen Transformationsprozessen keine neuen 
demokratischen Strukturen ergaben, endete diese Kontroverse zwi-
schen der Kommunikations- und Regionalwissenschaft recht bald. 
Die Forschung zu den Rollen neuer Medien im digitalen Zeitalter ver-
lagerte sich schnell auf internationale Kontexte außerhalb der arabi-
schen Region, bei der die politische Kommunikation in den erforschten 
Kontexten auf Populismus, Protestkommunikation und Polarisierung 
fokussierte. Ein Großteil der Literatur benutzte die Begrifflichkeit des 
»Arabischen Frühlings« nur als Namedropping oder Relevanzbegrün-
dung der eigenen empirischen Arbeit (Richter und Badr 2018). Das 
Forschungsinteresse der Kommunikationswissenschaft an Medien 
und Transformation in der arabischen Region kam, mit Ausnahme 
einer geringen Zahl an Forschenden, die sich inhaltlich schon immer 
mit dieser Region befasst hatten, zum Erliegen (zum Beispiel El-Issawi 
2021, El-Nawawy und Khamis 2013, Hafez 2014). So endete auch der 
mögliche multidisziplinäre Dialog zwischen der Kommunikations-
wissenschaft und der Regionalforschung, die darauf ausgerichtet war, 
die Transformations- und Aushandlungsprozesse im Zusammenhang 
mit den arabischen Umbrüchen nachhaltig zu verstehen. Stattdessen 
rückten Themen auf die europäische Forschungsagenda, welche die 
eigenen Sicherheitsinteressen im Blick hatten und pragmatische Ziele 
wie die Eindämmung von Terrorismus und Migration verfolgten (Teti 
et al. 2020). 
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2.2 Zuerst die Politik: (Digitale) Medien schaffen allein 
keine Transformation 

Die Gegenthese zur Liberalisierung durch digitale Medien analysiert 
die Transformationsprozesse mit Blick auf politische Machtverhält-
nisse: Für die Anhänger*innen dieser These gilt, dass die Politik (und 
nicht die Medien) an erster Stelle zur Erklärung der Massenmobilisie-
rung steht (Wolfsfeld et al. 2013). Zwei Argumente erläutern ihre 
Rolle in der Entstehung von Transformationsprozessen. Das erste be-
trachtet die neuen Medien differenzierter: Sie sind keine absoluten 
Mittel zur Ermächtigung und folglich besteht kein Befreiungsauto-
matismus. Zwar führte die Technologie zu neuen kreativen und kom-
munikativen Synergiekonstellationen, doch das technologische Werk-
zeug selbst löste keine Revolution aus. Stattdessen mobilisierten reale 
Missstände die Menschen. Laut der Studie »Arab Social Media« (Sa-
lem 2017) sind sowohl die Zahlen der Internetnutzung als auch die 
Unzufriedenheitsraten heute größer als vor 2011. Doch Zugang zur 
digitalen Öffentlichkeit und hohe Nutzer*innenzahlen allein führen 
nicht zu erneuten Protesten (Badr 2015). Zusätzlich weisen empiri-
sche Indikatoren darauf hin, dass die bloße Abschaltung des Internets 
in Ägypten 2011 und im Sudan 2018 der Massenmobilisierung keinen 
Einhalt gebieten konnte. Dies spricht für einen kontextualisierten 
Blick auf die Wirkung digitaler Kommunikation auf das politische Ge-
schehen. Eine Perspektive, welche die digitale Ungleichheit berück-
sichtigt, wäre treffender: Mehr Kommunikation ist nicht unbedingt 
befreiend, da sie nicht immer Empowerment der Nutzer*innen be-
wirkt. Es zählt mehr, wie die Menschen die digitalen Möglichkeiten 
nutzen und was sie damit bewirken können (Trappel 2019; Ragnedda 
und Muschert 2016).

Das zweite Argument beruht auf der These des autoritären Lernens. 
Darunter versteht man, dass die autoritären Regimes ebenso anpas-
sungsfähig sind wie die unterdrückten Bürger*innen. Entsprechend 
haben sie gelernt, wie sie mit den neuen kommunikativen Herausforde-
rungen umgehen müssen, um die digitale Öffentlichkeit mitzugestalten 
und zu kolonisieren. Im Jahr 2010 zeigte Mubaraks Antwort »Lasst die 
Jugend Spaß am Internet haben«, als er nach den jungen Facebook-
Nutzer*innen gefragt wurde, wie die autoritären Regimes die Möglich-
keiten der digitalen Öffentlichkeit noch unterschätzten. Seitdem haben 
die arabischen Regierungen gelernt, diese ernster zu nehmen (Badr 
2013). 
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Autoritäres Lernen umfasst drei Strategien: 1) Die Machthaber ent-
wickelten digitale Zensur- und Überwachungsstrategien. Die berüch-
tigte Firewall mit dem Spitznamen »Ammar 404« in Ben Alis Tunesien 
war noch harmlos, wenn man sie mit den heutigen Sperrtechnologien 
vergleicht (Raoof 2017). Seit 2018 zum Beispiel wurden der ägypti-
schen Öffentlichkeit durch Sperr- und Filtertechnologien das Lesen von 
mehr als 700 arabischen und nicht-arabischen Websites verboten. Zu-
sätzlich sind dort seit 2017 neue Gesetze zur Bekämpfung von Terroris-
mus und Cyberkriminalität Methoden eines »legalen Autoritarismus« 
(Hamzawy 2017, 392) geworden. Das bedeutet, dass die Regierungen 
versuchen, den Schein eines Rechtsstaats zu erwecken, indem sie res-
triktive Gesetze verabschieden und anwenden, um die digitale Öffent-
lichkeit enger zu kontrollieren. Administrator*innen von populären Ac-
counts der Opposition in Sozialen Medien müssen nun mit Haftstrafen 
rechnen. 2) Die arabischen Regimes lernten mit Diskursen über Stabi-
lität und nationale Sicherheit, restriktive Maßnahmen vor der Öffent-
lichkeit zu rechtfertigen (Elswah und Howard 2020). Trotz kritischer 
Äußerungen des EU-Parlaments exportieren die europäischen Länder 
immer noch westliche Überwachungstechnologie an Autokratien. So-
mit fördern sie eine autoritäre Agenda, welche die nationale Sicherheit 
an erster Stelle setzt, und untergräbt damit zivilgesellschaftliche Ini-
tiativen und Partnerschaften in der Region, die sich eine Selbstzensur 
auferlegen muss. 3) Schließlich bedient sich das autoritäre Lernen der 
Nachahmung von Strategien sozialer Bewegungen, um Gegenproteste 
von Loyalist*innen zu mobilisieren. Bereits während der Tahrir-Proteste 
im Jahr 2011 starteten Mubarak-Anhänger*innen eine Facebook-Seite 
mit dem Titel »Es tut uns leid, Präsident Mubarak!« und diskreditierten 
die Demonstrationen als respektloses Verhalten gegenüber dem »Vater 
der Nation« (Badr 2013). Damals sollten Desinformationskampagnen 
von »bezahlten elektronischen Komitees« gefälschte Nachrichten und 
Gerüchte verbreiten, mit dem Ziel, die digitale Öffentlichkeit zu ent-
politisieren (ebd.).

Unter diesen eingeschränkten Bedingungen führt der Anstieg der 
Nutzer*innenzahlen nicht automatisch zu Protesten, wenn die Bür-
ger*innen die Lage als zu hoffnungslos oder zu riskant für die eigene 
Sicherheit empfinden. 
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3 Über die binäre Logik hinaus: Medien und 
Transformation durch counter-issues verstehen

Um die Kontroverse zwischen den Polen »Medien zuerst« und »Politik 
zuerst« aufzulösen sowie Zusammenhänge zwischen Medien und 
Transformation zu verstehen, plädiert der Artikel für ein soziopolitisch 
und regional kontextualisiertes Verständnis des Begriffs counter-issues. 
Wie bereits erklärt, handelt es sich dabei um Themen, die von Gegen-
eliten wie der Opposition oder Zivilgesellschaft aufgegriffen werden, 
um die jeweils herrschenden Regimes zu delegitimieren. In den Kon-
texten der arabischen Umbrüche umfassen die counter-issues politische 
Themen wie Menschenrechtsverletzungen, Folter und Korruption oder 
sozioökonomische Themen wie Regimedysfunktion, Ungerechtigkeit 
oder unverantwortliche Privatisierung. Das zentrale Argument des Bei-
trags lautet, dass die Transformationsprozesse auf mediale Aufmerk-
samkeit und Sichtbarkeit von counter-issues zurückzuführen sind und 
dass weder Medien noch Politik allein die Transformationsprozesse 
auslösten. Mittels der Kommunikation in hybriden Mediensystemen 
delegitimierten Akteur*innen öffentlich die Regimes in Ägypten und 
Tunesien. Trotz der asymmetrischen Machtverhältnisse reagierten 
diese langsam, so dass die Strategien der Aktivist*innen Erfolg zeigten. 
Die Medien reformierten die Beziehungen und vermittelten nicht nur 
Ideen auf lineare Weise. Medientechnologie allein hat keine Relevanz, 
wenn es keine Akteur*innen des Wandels gibt, deren Diskurse, Hand-
lungen und Zugang zu Medien die auferlegten Beschränkungen über-
winden. 

3.1 Interdependenzen zwischen Medien und ihren 
politischen und gesellschaftlichen Kontexten 

Die Untersuchung der Interdependenzen von Medien und ihren Kon-
texten in den Bereichen Politik, Kultur und Gesellschaft hilft uns, poli-
tische Wandelprozesse besser zu verstehen. Da Medienaufmerksamkeit 
in einer übersättigten, hybriden Umgebung eine knappe Ressource ist 
(Tufekci 2013), erhöhen die Aktivist*innen die Sichtbarkeit ihrer The-
men durch diverse Protestrepertoires und kommunikative Strategien 
und verschaffen so ihren counter-issues in einer breiteren Öffentlichkeit 
Gehör. Soziale Medien komprimieren Zeit und Raum dramatisch, in-
dem die Nutzer*innen vermittelst ihrer wachsenden Cross-media-Nut-
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zung die räumlichen und medialen Grenzen überschreiten (Kaun 
2015). Die Sichtbarkeit der counter-issues ging über den Kreis enger 
Sympathisant*innen hinaus in eine breitere Öffentlichkeit. Gleichzei-
tig gelang es den Machthabern nicht, diese Sichtbarkeit zu unterdrü-
cken oder ihr entgegenzuwirken. Im Gegenteil hatte die Repression, je 
nach Thema, eine noch stärkere Mobilisierung zur Folge, wie zum Bei-
spiel bei der Polizeifolter oder sozioökonomischen Arbeiter*innen-
streiks. 

Die Entwicklung eines Anti-Folter-Aktivismus in Ägypten seit Mitte 
der 2000er Jahre zeigt, wie sich die Aufdeckung der Polizeibrutalität 
im bekannten Fall von Khaled Said durch den Einfluss der hybriden 
Medien intensivierte. Der junge Mann aus Alexandria, der im Juni 2010 
von Polizeibeamten zu Tode geprügelt wurde, erschütterte die mora-
lische Grundlage von Mubaraks Herrschaft (Badr 2019). Da sich der 
tragische Vorfall vor unzähligen Zeugen am helllichten Tag ereignete, 
sorgte er schon für Aufruhr und Protest in Alexandria, bevor er über-
haupt in den Medien bekannt wurde. Ähnlich hat die Erschießung von 
Demonstrierenden in Tunesien im Dezember 2010 die mediale Sicht-
barkeit und die Aufregung über die Ungerechtigkeit in der nicht-po-
litisierten Öffentlichkeit erhöht. Ohne die Thematisierung durch op-
positionelle Aktivist*innen wäre es nicht möglich gewesen, die Wut der 
Massen auf diese Weise zu mobilisieren. 

3.2 Kontextualisierte Zusammenhänge in hybriden 
Mediensystemen und strukturelle Rahmenbedingungen 
der politischen Öffentlichkeit

Die Erforschung der Zusammenhänge von hybriden Medien erklärt die 
Transformation in Nordafrika, ohne dabei die neuen Medien überzube-
werten oder von ihrem Kontext zu isolieren. Das Erforschen der Sicht-
barkeit von counter-issues muss digitale und nicht-digitale Medien in-
nerhalb eines hybriden Systems integrieren. Wenn man die Hybridität 
der Medien übersieht, vernachlässigt man das weitere Umfeld. Die Ver-
ortung der Medien in ihre gesellschaftspolitischen und kulturellen Kon-
texte und die Anerkennung ihres Dynamikpotenzials führt zu kontex-
tualisierten Ergebnissen. So können counter-issues innerhalb 
gesellschaftlicher Diskurse rekonstruiert werden. Digitale Medien iso-
liert zu untersuchen führt zu den blinden Flecken, die in der oben aus-
geführten »Medien-zuerst«-These erwähnt wurden.
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Zurück zum Fall Khaled Said in Ägypten: Die Analyse der Medienin-
halte und Strategien der Aktivist*innen zeigt, dass private Printmedien 
eine entscheidende Rolle beim Sichtbarmachen von Gerechtigkeitsnar-
rativen spielten. Obwohl die staatlichen Medien versuchten, das Thema 
komplett zu ignorieren oder herunterzuspielen, musste das Regime 
angesichts der Medienaufmerksamkeit und der andauernden Proteste 
reagieren und die angeklagten Polizeibeamten vor Gericht stellen. 

Eine Fokussierung auf die Rolle der Sozialen Medien allein, zum Bei-
spiel die Facebook-Seite »We are all Khaled Said«, würde die hohe Me-
diensichtbarkeit außerhalb Facebooks, das damals eine noch geringe 
Nutzer*innenzahl umfasste, nicht erklären. Denn gerade das counter-
issue »Polizeigewalt« hat eine Vorgeschichte in nicht-digitalen Medien, 
wurde es doch seit Jahren von zahlreichen zivilgesellschaftlichen Ak-
teur*innen und Netzwerken von Aktivist*innen bearbeitet. Dieser welt-
bekannte Fall verweist auf das oft übersehene Intermedia-Agenda-Set-
ting: Während sich die Berichterstattung über den Vorfall verzögerte, 
zirkulierte das grausige Bild des getöteten jungen Mannes zunächst in 
einem kleinen Kreis von Blogger*innen. Ein ehemaliger oppositioneller 
Präsidentschaftskandidat veröffentlichte es daraufhin auf seinem Face-
book-Profil (Ghonim 2012). Die regelmäßigen »Silent Stands in Black«, 
Akte des nicht-konfrontativen Widerstands im Sommer 2010, breiteten 
sich schnell in Kairo aus und zogen zahlreiche Sympathisant*innen an, 
die sich vorher nicht kannten. In diesen friedlichen Protestaktionen 
standen junge Demonstrant*innen still vor dem Meer in Alexandria 
oder am Nil in Kairo, mit dem Rücken der Straße zugewandt, um der 
Polizeiopfer zu gedenken. Diese Methode sollte eine Konfrontation mit 
der Polizei meiden und auf Provokationen verzichten (Ghonim 2012).

Die Printmedien konnten das Ereignis also nicht mehr ignorieren: 
Sobald das Schweigen gebrochen war, erzeugte die mediale Sichtbar-
keit des counter-issues eine hohe Aufmerksamkeit, die schließlich sogar 
eine Thematisierung in den abendlichen Talkshows zur Folge hatte 
und somit ein noch breiteres Publikum erreichte. So wurde Khaled 
Said posthum zum Symbol der Tahrir-Revolution, auch wenn er bereits 
sechs Monate zuvor getötet worden war. 

Die strukturellen Rahmenbedingungen der politischen Ökonomie 
der Medien spielten eine wesentliche Rolle bei der Funktion des In-
termedia-Agenda-Setting. Denn der semi-liberalisierte kontrollierte 
Pluralismus der privaten Massenmedien förderte die Entwicklung eines 
professionellen Journalismus, der die publikumsrelevanten Themen 
aufgreifen musste, um seine gesellschaftliche Relevanz sowie seine 
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Verkaufszahlen beizubehalten (Badr 2019). Somit trugen sie zur Libe-
ralisierung der Presselandschaft bei und förderten die Medienfreiheit 
selbst unter semi-autoritären Bedingungen. Dies belegt, wie wichtig die 
Unterstützung eines unabhängigen professionellen Journalismus ist, 
und erklärt auch, warum autoritäre Regimes die politische Ökonomie 
der Medienindustrie – selbst in digitalen Zeiten – zu kontrollieren ver-
suchen. 

Weiterhin förderte die damals noch unregulierte digitale Öffentlich-
keit das Entstehen kritischer Diskurse. Vor den arabischen Umbrüchen 
griffen die Mediengesetze zu kurz und waren nicht darauf ausgelegt, 
oppositionelle Onlinediskurse zu verfolgen. Deshalb strebten Regimes 
in der Phase der Re-Autokratisierung eine Etablierung neuer restrikti-
ver Medienregulierungsinstanzen und Gesetze an, um digitale Öffent-
lichkeiten strenger kontrollieren und abweichende Diskurse, zum Bei-
spiel durch Anti-Terror-Gesetze, bestrafen zu können (Badr 2020). 

3.3 Aufstände sind Prozesse, keine plötzlichen 
»außergewöhnlichen« Momente 

Der Großteil der Literatur über die arabischen Umbrüche deutete Auf-
stände als einen plötzlichen unvorhersehbaren Moment in der Ge-
schichte (Bayat 2013). Diesen Moment der Massenmobilisierung als 
eine Überraschung zu beschreiben übersieht jedoch die Vorgeschichte 
des Aktivismus: Die Akteur*innen hatten langjährige Erfahrung mit Wi-
derstands- und Medienpraktiken unter repressiven Bedingungen. So 
kamen die arabischen Umbrüche nicht aus dem Nichts, sondern bilde-
ten Höhepunkte eines andauernden Prozesses der Herausforderung von 
Unrechtsregimen und der Etablierung gerechter Gesellschaften (El-Ha-
malawy 2019). Der Nährboden war und ist immer noch gegeben: Margi-
nalisierung, sozioökonomische Ungleichheit und prekäre Lebensbedin-
gungen sowie mangelnde Aushandlungsprozesse in der Öffentlichkeit. 

Vergleicht man zwei nordafrikanische Staaten – Ägypten und Tu-
nesien –, die 2011 einen temporären Regimekollaps erlebt hatten, so 
erkennt man sowohl übergreifende Gemeinsamkeiten als auch re-
gionale Unterschiede. Beide Länder standen jahrzehntelang unter der 
Herrschaft von Autokraten, ohne die klare Perspektive eines möglichen 
Machtwechsels. Die neoliberale Medienpolitik im Namen der Moder-
nisierung verursachte in diesen Herrschaftsregimes tiefe Legitimitäts-
krisen, die durch die sozioökonomischen, politischen und menschen-
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rechtlichen Missstände noch verschärft wurden. Zudem sorgte die 
strukturelle Marginalisierung von Jugendlichen, die immerhin die 
demo graphische Mehrheit in den arabischen Gesellschaften ausma-
chen, für die Aushöhlung ihrer Herrschaftsbasis (Ali und El-Sharnouby 
2014; Ismail 2012). 

Trotz der scheinbaren Stagnation heute sieht die Perspektive »Re-
volution als Prozess« (Hamed 2014) die Möglichkeit für eine systembe-
dingt notwendige Transformation und eine erneute Dynamik, da die 
gesellschaftlichen Konstellationen bis dato nicht nachhaltig stabil und 
vor allem nicht gerecht sind. Transformation als Prozess bedeutet, dass 
aufgrund des massiven Destabilisierungspotenzials, welches die sozio-
ökonomische strukturelle Ungleichheit birgt (Weipert-Fenner 2021), 
neue disruptive Momente aufkommen werden, sobald sich die Gele-
genheit dazu ergibt. Eine kontextsensitive Analyse von subversiven und 
subtilen Mikropraktiken von Medienaktivismus aus Nordafrika liefert 
empirische Hinweise für diesen langen prozesshaften Charakter der po-
litischen Transformation und dekonstruiert eine schwarz-weiße Sicht 
der Mainstream-Demokratisierungsforschung. Denn Akteur*innen 
handeln selbst unter restriktiven Bedingungen in kleineren politischen 
Gegenöffentlichkeiten, die durch gegenseitiges Vertrauen und Ge-
schlossenheit geprägt sind und somit unter dem Radar der Regimes 
agieren (Abidin 2021).

Wenn oppositionelle Akteur*innen mit harten repressiven Konse-
quenzen rechnen, wenden sie subversive Medientaktiken an. So mach-
ten sie zum Beispiel von anonymen E-Mail-Verteilern und geheimen 
Facebook-Gruppen Gebrauch oder operierten aus dem Exil. Vor 2011 
nutzten die Aktivist*innen jedoch auch den Duldungsspielraum des 
Regimes aus. In Ägypten hat die Privatisierung der Medien- und Kultur-
szene seit Mitte der 1990er Jahre die politischen und medialen Rah-
menbedingungen in gewisser Hinsicht gelockert. Literatur und Film 
öffneten Räume medialer Sichtbarkeit für counter-issues wie Polizei-
gewalt, Korruption und Ungleichheit für ein breiteres Publikum jenseits 
direkter politischer Kontrolle. Ersteres wurde zum Beispiel in Alaa al-
Aswanis Roman Der Jakubijān-Bau und Youssef Chahines Film Chaos 
medial sichtbar. Durch diese kulturellen Diskurse sickerten counter-
issues in die Öffentlichkeit ein. Die fiktionalen Erzählungen basierten 
dabei oft auf wahren Geschichten, die zuvor von Aktivist*innen und 
Blogger*innen enthüllt worden waren. 

Ein weiteres Beispiel für Mikroprozesse der Transformation ist das 
verdeckte Zusammenspiel zwischen Journalismus und der Aktivist*in-
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nenszene. Interviewte Journalist*innen im Rahmen dieses Forschungs-
projekts berichten von Überlebens- und Berichterstattungstaktiken in 
der Nachrichtenredaktion, die es ihnen ermöglichten, über Proteste 
und counter-issues zu schreiben, indem sie befreundete Aktivist*innen 
dazu aufforderten, ein bestimmtes Statement in den Sozialen Medien 
zu veröffentlichen, so dass sie dieses legitim wiedergeben oder zitieren 
konnten. Im deutlich restriktiveren Tunesien vor 2011 neigten Journa-
list*innen oppositioneller Zeitungen dazu, die kritische Berichterstat-
tung in kleinerer Schrift in der Nachrichtenrubrik zu verstecken: »Die 
Leser*innen wussten jedoch genau, wo sie suchen mussten!«, erklärte 
der ehemalige Chefredakteur einer linken Zeitung. Empirische Hin-
weise zeigen, wie Mikropraktiken selbst unter stagnierenden Verhält-
nissen möglich sind. Die Transformation als »Revolution im Prozess« zu 
sehen bildet deshalb einen geeigneteren Analyserahmen als die binäre 
Konstruktion von »Autokratien versus Demokratien«.

3.4 Mehr innerarabische Vergleiche zur regionalen 
Differenzierung 

Die Länder Nordafrikas unterscheiden sich trotz gewisser sprachlicher, 
historischer und kultureller Ähnlichkeiten in ihren lokalen Dynamiken 
teils erheblich. Insgesamt ist die Erforschung von Medien und Kommu-
nikation in der arabischen Region noch wenig vorangeschritten, was 
durch eine Diversifizierung der Wissensproduktion langfristig behoben 
werden sollte, um mehr Regionen, die nicht dem Westen zugehören, in 
den Fokus zu rücken und den dort ansässigen Akteur*innen Gehör zu 
verschaffen (Chakravartty et al. 2018; Badr et al. 2020; Richter und 
Kozman 2021). Im Kontext der Transformation bedeutet das, dass wir 
mehr regional vergleichende Forschung brauchen. Auf den ersten Blick 
sind Parallelen auf der Makroebene in den Ländern der arabischen Um-
brüche nicht zu übersehen: Inkongruenz der politischen Struktur und 
Kultur, technikaffine Jugend, sozioökonomische Ungleichheit sowie die 
Zentralisierung der Macht in den Hauptstädten prägen Ägypten und 
Tunesien gleichermaßen. Doch kontextspezifische Differenzen gestal-
teten die Verlaufsdynamik der Umbrüche auf andere Art und Weise. 
Einige wesentliche Unterschiede zwischen beiden nordafrikanischen 
Ländern ist die Stärke und Vernetzung der Zivilgesellschaft, zum Bei-
spiel von Gewerkschaften, das Bildungsniveau und die Inklusion von 
Frauen in der Politik. Diese Faktoren begünstigten eine friedlichere – 
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wenn auch turbulente – Transformationsphase in Tunesien. Auch 
prägte dort das stark ausgeprägte postkoloniale Erbe die Medienland-
schaft, die in zwei Sprachen (Arabisch für die Massen und Französisch 
für die Eliten) gespalten war. Die Pakte zwischen den politischen Par-
teien sowie die Verbindungen zu regionalen und internationalen Ak-
teur*innen definierten die Machtdynamik und die politische Transfor-
mation im postrevolutionären Tunesien.

Selbst der Verlauf der Umbruchsdynamik sowohl in Ägypten als auch 
in Tunesien vor 2011 weist große Unterschiede auf. Der Vergleich bei-
der Staaten zeigt interessante Muster: Zunächst waren die strukturellen 
sozioökonomischen Ursachen der Arbeiter*innenstreiks von 2008 ähn-
lich. In beiden Ländern beklagte man prekäre Arbeitsverhältnisse: So 
protestierten die Arbeiter*innen in Ägypten gegen die Privatisierung, 
während sie in Tunesien größere Beschäftigungsmöglichkeiten und 
die Entwicklung der ressourcenreichen Provinzen forderten. In beiden 
Ländern beeinflusste zudem die geographische Lage die Mediensicht-
barkeit und die Reaktionen der Regimes auf diese Proteste. Gegen-
über Streiks im tunesischen Gafsa, einer abgelegenen südlichen Pro-
vinz, reagierte das Regime mit brutaler Repression und Abschottung. 
Anders war es hingegen in Ägypten: Dort versuchte die Regierung in 
der bevölkerungsreichen Nildelta-Stadt Mahalla, einem Zentrum der 
Textilindustrie, das geographisch viel näher an der Hauptstadt liegt, 
Verhandlungen aufzunehmen. Die unterschiedlichen Reaktionen der 
Regimes haben auch medienrelevante Ursachen: Die streng zensierte 
Medienlandschaft Tunesiens thematisierte die Proteste kaum, weshalb 
diese nur in oppositionellen Medien mit begrenzter Reichweite Ver-
breitung fanden. Die ägyptische Regierung war andererseits gezwun-
gen zu reagieren, da die Verbindung zwischen den Arbeiter*innen und 
der städtischen Jugend zu einer kurzlebigen klassenübergreifenden 
Solidarität führte. Insofern führte das Zusammenspiel von alten und 
neuen Medien sowie klassischen und innovativen Protesttechniken zu 
unterschiedlichen Reaktionen der Regimes, die durch die Medienauf-
merksamkeit auf die counter-issues noch verstärkt wurden. 

4 Fazit und Ausblick 

Die Erforschung des Zusammenhangs von Transformation und Medien 
ist im Fach der Kommunikationswissenschaft relevanter denn je. Aus 
der arabischen Region kann noch vieles gelernt werden. Dazu gehört 
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erstens, dass es das Konzept der counter-issues ermöglicht, kontextsen-
sible Medienanalysen zu Wandelprozessen durchzuführen und auf eine 
technikzentrierte Interpretation zu verzichten, die sich zu sehr auf digi-
tale Technologien beschränkt und dabei die soziokulturellen und politi-
schen Hintergründe vernachlässigt. Die Berücksichtigung der Interak-
tionen verschiedener Medienformate vor dem Hintergrund von 
Dynamik und Hybridität überwindet die Trennung zwischen Online- 
und Offlinemedien. Somit entwickeln sich Themen in hybriden Medi-
enumgebungen, indem sie von Akteur*innen trotz autoritärer Struktu-
ren lanciert werden. 

Selbst in eingeschränkten Kontexten spielen die Medien eine Rolle 
bei der öffentlichen Thematisierung von Missständen. Im Zuge eines 
jeden erfolgreichen Protests neigt die akademische Debatte dazu, 
schnell zur These des Liberalisierungseffektes der Medien zu greifen, 
anstatt eine kontextualisierte und regional differenzierte Debatte an-
zuregen. Es geht darum, dass Medien und Transformation als Prozesse 
zu betrachten sind. Dabei ist es hilfreich, nicht nur die Akteur*innen zu 
betrachten, sondern auch die Reaktionen der Machthaber einzuschlie-
ßen, um die dynamischen Wechselwirkungen und Lernprozesse der 
beteiligten Parteien zu erfassen. Vor diesem Hintergrund sieht sich die 
arabische Region unverändert zahlreichen Herausforderungen gegen-
über, denn die gegenwärtigen Ungerechtigkeiten sind langfristig nicht 
tragbar. So besteht weiterhin das Potenzial für erneute Protestwellen 
und Transformationsprozesse, solange die strukturellen Ursachen der 
Unzufriedenheit nicht behoben werden. Punktuelle Proteste – trotz 
hoher politischer Kosten der Repression – belegen diese Instabilität der 
sozioökonomischen Konstellationen.

Weiterhin fordert dieser Beitrag dazu auf, die regional vergleichende 
Medien- und Kommunikationswissenschaftsforschung voranzutreiben, 
anstatt lediglich einzelne Fallstudien zu analysieren. Bislang ist das 
Potenzial der innerarabischen kommunikationswissenschaftlichen 
Forschung, anders als etwa in der Politikwissenschaft, noch nicht aus-
geschöpft. Zwar besteht in der westlichen akademischen Welt ein grö-
ßeres Interesse daran, den globalen Norden zu erforschen. Doch um die 
globale Dimension der Zusammenhänge zwischen Digitalisierung und 
Öffentlichkeiten zu verstehen, brauchen wir mehr Forschung direkt aus 
und über nicht-westliche Kontexte. Die regionale Differenzierung deckt 
Muster auf, die unseren epistemischen Horizont erweitern.

Schließlich sollten wir aus der Forschungswelle zu Medien und den 
arabischen Umbrüchen lernen, die Transformation als Prozess und 
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nicht als Momentaufnahme zu sehen. Selbst unter eingeschränkten au-
toritären Systembedingungen entstehen subversive Taktiken des Wider-
stands, die über die kurzlebigen disruptiven Umbruchsmomente hinaus 
forschungsrelevant sind. Trotz der gegenwärtigen Re-Autokratisierung 
und Verzweiflung in der Region wissen wir, dass es solche Momente 
des Aufbruchs gab und wieder geben wird. Wir können Ereignisse wie 
die des Jahres 2011 nur verstehen, wenn wir auch die Erforschung 
von Kommunikation in autoritären Kontexten als relevant betrachten 
(Töpfl 2020). Zwar schränkt die restriktive politische Ökonomie der 
Medien eine transparente Öffentlichkeit ein, aber die kreative Energie 
der handelnden Akteur*innen und ihre Widerstandsbemühungen, sub-
versiv kulturelle und soziale Bereiche zu beeinflussen, bleiben ebenso 
beständig und bemerkenswert. Eine solche kontextualisierende Per-
spektive überwindet eine binäre Sichtweise auf die Rolle der Medien in 
Wandelprozessen und verhilft uns zu einem differenzierten Verständ-
nis von Medien in Zeiten der digitalen Transformation. 
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Abstract

Der Beitrag diskutiert in verschiedener Hinsicht die Wichtigkeit möglichst 
frühzeitiger Quellenangaben in journalistischen Beiträgen. Hierbei geht es 
um zentrale Aspekte von Transparenz im Journalismus, auch im Kontext der 
Befunde zu Misstrauen gegenüber etablierten Medien. Repräsentative Befra-
gungen, öffentliche Diskussionen um Medienqualität und auch Erfahrungen 
aus eigener journalistischer Arbeit weisen darauf hin, dass Quellentranspa-
renz als (zunehmend) wichtiger Faktor für Vertrauen gegenüber journalisti-
schen Angeboten diskutiert werden sollte. Auch im Hinblick auf zwischen-
staatliche Spannungen, Krisen und Konflikte erscheint das Konzept essenziell. 
Der Beitrag zeigt anhand der Berichterstattung zu den Fällen Babtschenko, 
Skripal und Nawalny, dass durch mangelhafte Quellentransparenz Span-
nungen in der Tendenz geschürt werden und sorgfältigen Quellenangaben ein 
Transformationspotenzial in Richtung friedlicher Koexistenz innewohnt. 

Für Hinweise zu einer früheren Fassung dieses Beitrages danke ich Mi-
chael Haller, Uwe Krüger und Kerem Schamberger.
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1 Einleitung: In Richtung gelingender 
gesellschaftlicher Kommunikation

Most information circulating is doing so precisely because 
those responsible for it want people to know about it […] If go-
vernments and business are to be held to account, as more than 

ever they need to be, then democracy requires a functioning, 
independent news media. A move towards greater transparency 

in sourcing might be a step in that direction.
(Phillips 2010, 1, 8)

Das Thema dieses Beitrages lautet: Transformation und Transparenz. 
Denn Journalist*innen sollten sich angesichts einer anhaltenden Ver-
trauenskrise (zum Strukturwandel öffentlichen Vertrauens vgl. Haller 
2017) gegenüber ihrem Berufsfeld und angesichts wachsender sozialer 
Spannungen in Gesellschaften wie der in Deutschland nicht zuletzt um 
mehr Transparenz ihrer Arbeit bemühen (siehe Köhler 2018; Köhler 
2019, 76–78). Auch laut der Mainzer Langzeitstudie Medienvertrauen 
von 2019 war der Anteil derjenigen Personen in Deutschland, die eta-
blierten Medien gegenüber skeptisch sind (die Studie nennt sie sogar 
»Medienzyniker«; Schultz et al. 2020, 322), zumindest »nicht marginal«. 
Etwa jede Vierte vertraue etablierten Medien nicht (mehr) bei wichti-
gen Themen (ebd., 329): »Geht es um politisch besonders umstrittene 
Fragen, die in aufgeheizter Atmosphäre diskutiert werden, sind die Ver-
trauenswerte noch geringer.« Dabei handelt es sich um etwa doppelt bis 
dreimal so viele Menschen wie jene, die 2017 bei der Bundestagswahl 
die AfD gewählt hatten (12,6 Prozent), was offenbar auf ein tiefergrei-
fendes gesellschaftliches Problem verweist: Misstrauen gegenüber den 
Medien ist kein Phänomen, das nur den rechten Rand betrifft. 

Dabei zählt gerade Quellentransparenz seit Jahrzehnten zum »Kern-
bestand« vieler journalistischer Qualitätskataloge (Schultz 2019), 
was auch Silvio Waisbord mit Blick auf digitalen und tradierten Jour-
nalismus unterstreicht: Redaktionelles Selbstverständnis bezieht sich 
weiterhin auch auf Transparenz nicht nur im Sinne von Quellentrans-
parenz als journalistische Norm: »A blend of modernist values (truth, 
transparency, rationality, factivity, freedom) still anchors the collec-
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tive imaginary of newsrooms.« (Waisbord 2019, 356) Entsprechende 
Aspekte und Ebenen insbesondere öffentlicher Selbsttransparenz im 
Journalismus (vgl. Reimer 2017) diskutiere ich in Abschnitt 3.

Schließlich können, ja, sollen journalistische Medien hinsichtlich 
sozialer Transformationsprozesse und des Aufhebens globaler Krisen-
tendenzen und Pathologien (vgl. Rosa 2013, 89–91; Krüger und Meyen 
2018) wesentliche Rollen spielen. Hans-Peter Krüger hat Entsprechen-
des im Aufgreifen von Vorschlägen Bertolt Brechts und Juri Lotmans 
als Beiträge zur kulturellen Aufgabe öffentlicher Medien in modernen 
(oder spätmodernen) Demokratien bestimmt (Krüger 1992, 220–222). 
Diese gleichsam transformative kulturelle Aufgabe (die auch Politik 
und Wirtschaft verändern dürfte) kann als »Prinzip Perspektiven-
wechsel« begriffen werden: Indem man Sichtweisen aufzeigt und sie 
als solche explizit kenntlich und damit kritisierbar macht, ermöglicht 
und erleichtert man tendenziell Wechsel. Diese sollten möglichst sym-
metrisch, auf Augenhöhe erfolgen. Denn im Zuge der Digitalisierung 
gilt entsprechendes »technisches Kapital« (Rudolph 2019, 104–105) 
als wichtige Zugangsmöglichkeit zu Information und Kommunikation 
sowie als entscheidende Ressource in einer Wissensgesellschaft. »Tech-
nisches Kapital« meint hier im Fortschreiben der Kapitalbegriffe von 
Marx und Bourdieu, dass sowohl der infrastrukturelle Zugang zum In-
ternet als auch dessen praktisch-technischer Gebrauch durch die sozia-
len Positionen der Akteur*innen bestimmt werden. Wenn es ungleich 
oder ungerecht verteilt ist oder wird, dann sorgt die »digital divide« für 
weiter wachsende soziale Spannungen und Spaltungen.

Was bedeutet das mit Blick auf Quellentransparenz? Ein (norma-
tiver) Bereich prinzipiell Perspektiven wechselnder, möglichst sym-
metrischer Kommunikation mag (gleichsam als Mesoebene) zwischen 
»Mikro« (individuellem journalistischem Handeln) und »Makro« (Öf-
fentlichkeiten) vermitteln. Diese Verbindung kann auch auf neue Weise 
als redaktionelles Vermitteln bestimmt werden, sofern Redaktionen 
nicht als »Sender«, sondern als offen Beitragende begriffen werden 
(vgl. Köhler 2018). Als Organisationen journalistischen Handelns las-
sen sich diese hier auf neue Weise als Bindeglied zwischen Individuen 
(Mikroebene) und dem sozialen Bereich Journalismus (Makroebene) 
modellieren. 

Nutzer*innen ihrerseits sollten daher die Angebote besser einordnen 
und Rückmeldung geben können. Angela Phillips (2010, 2) schreibt: 
»Citizens are more easily able to trace information to its source.« Jour-
nalist*innen wiederum dürfte diese Art von Vermittlung darin bestär-
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ken, möglichst professionell, selbstkritisch und vielfältig zu arbeiten, 
hier insbesondere reflektiert und innovativ (auch »gegen den Strom«) 
Quellen auszuwählen sowie diese dann – kritikoffen – am besten von 
vornherein in journalistische Beiträge einzubeziehen. Damit würde im 
Idealfall die kommunikative Kompetenz tendenziell aller Beteiligten 
gewissermaßen als Vermittlungsleistung wachsen. »Kritikoffen« soll 
hier unterstreichen, dass Nutzer*innen die Quellen nicht nur kennen, 
sondern sowohl sie als auch deren Auswahl durch die Redaktion ein-
facher kritisieren können. 

In dieser Richtung mögen die sich historisch entwickelnden oder 
wandelnden Alltags- und Expert*innenkulturen als gleichrangig gel-
ten – Minderheiten können recht haben und bisherige Hierarchien (zum 
Beispiel die zwischen Sender*innen und Empfänger*innen) in Frage 
gestellt werden. Solche Offenheit dürfte einen Wertewandel beför-
dern, der zu neuen Mehrheiten, jenseits tradierter Markt- oder Macht-
dominanzen, zu führen vermag. Es geht um eine Symmetrisierung von 
Perspektiven in gesellschaftlicher Kommunikation. Dafür scheint wech-
selseitiges Vertrauen ein wichtiger Aspekt, sowohl der Journalist*innen 
in ihre Publika als auch der Nutzer*innen in die journalistischen An-
gebote. Wenn wir daher auch Kommunikation als das stets erneute 
Durchlaufen der Differenzen zwischen Kommunikablem und Nicht-
kommunikablem begreifen, dann wird klar: Die gesamtgesellschaftlich 
möglichst gleichberechtigte Produktion und Reproduktion dieser Diffe-
renzen führt tendenziell zur Entdeckung neuer Themen und Lösungs-
möglichkeiten, die bisher keine (oder kaum eine) Rolle spielten. So 
kann es, was die Transformationsproblematik in Richtung nachhaltiger 
sozial-ökologischer Demokratisierung angeht, zu grundlegenden Um-
orientierungen der gesellschaftlichen Kommunikation kommen (vgl. 
Krüger 1992, 228).

Das heißt für den Journalismus unter anderem: Das Nutzervertrauen 
hängt nicht zuletzt ab von journalistischer Transparenz, sowohl be-
zogen auf die Arbeitsprozesse (Themenwahl, Recherche, Produktion, 
Distribution und redaktionelle Selbstkritik) als auch auf die manifes-
ten Beiträge selbst. Studien deuten darauf hin (vgl. exemplarisch Pro-
chazka 2020, 188), dass »Transparenz« (hier als eines von 19 Qualitäts-
items abgefragt) in dreierlei Hinsicht als problematisch gelten kann: 
Bei der Größe der Diskrepanz zwischen der Wichtigkeit des Quali-
tätskriteriums und der wahrgenommenen Einlösung beziehungsweise 
Umsetzung durch die Medien liegt »Transparenz« im Vorderfeld (Rang 
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6 von 19). Zudem sind hier laut Studie die Erwartungen der Nutzer*in-
nen extrem gering (Rang 2).

Bisher war es eher die fünfte (und damit meist letzte) der sogenann-
ten W-Fragen, die eine Nachricht als Meldung oder Bericht prägen 
sollen: Welche Quellen werden ausgewählt und welchen Quellen wird 
(inwiefern) vertraut? Gerade diese Fragen scheinen mit Blick auf die 
massive Zunahme journalistischer Angebote einerseits und die deut-
lichen sozialen und nicht zuletzt medienbezogenen Segregationsten-
denzen andererseits an Dringlichkeit zu gewinnen, insbesondere für 
das normative Ziel gelingender gesellschaftlicher Kommunikation im 
Sinne von Jürgen Habermas oder Michael Haller (Köhler 2015, 13–14). 
Dieses lässt sich auch beschreiben als eine möglichst rückkopplungsrei-
che Gesellschaft wie bei Dietmar Dath und Barbara Kirchner (vgl. ebd.) 
oder als eine Gesellschaft responsiver, resonanter Wechselverhältnisse 
»zwischen Selbst und Welt« (Rosa 2013, 147).

2 Einige Beispiele aus der Krisenberichterstattung 

Fehlende Quellentransparenz scheint ein grundsätzliches Problem im 
gegenwärtigen Journalismus zu sein, was angesichts von kontrovers 
bewerteten Krisenlagen seit etwa 2010 vielleicht deutlicher wird als zu-
vor. Zwei kurze Beispiele zunächst mit Blick auf die höchst umstrittene 
Situation in Bolivien 2019 im Zusammenhang mit der Absetzung von 
Evo Morales, die wie auch der folgende Fall Babtschenko für mediale 
Umgänge mit der transformationstheoretisch und -praktisch grund-
legenden Frage »Krieg oder Frieden?« – oder konkret: »Internationale 
Eskalation oder Entspannungsbemühungen?« – stehen.1

a. »Das Militär will die Ordnung wiederherstellen«, meldete etwa die 
Süddeutsche Zeitung online am 12.11.2019 (Gurk 2019). Man rieb 

1 In Kapitel 1, Artikel 1 der UN-Charta heißt es seit 1945: »Die Vereinten Nationen 
setzen sich folgende Ziele: 1. den Weltfrieden und die internationale Sicherheit 
zu wahren und zu diesem Zweck wirksame Kollektivmaßnahmen zu treffen, um 
Bedrohungen des Friedens zu verhüten und zu beseitigen, Angriffshandlungen 
und andere Friedensbrüche zu unterdrücken und internationale Streitigkeiten 
oder Situationen, die zu einem Friedensbruch führen könnten, durch friedliche 
Mittel nach den Grundsätzen der Gerechtigkeit und des Völkerrechts zu be-
reinigen oder beizulegen.« https://www.unric.org/de/charta. Zugegriffen: 
16. November 2019.
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sich die Augen: Welche Ordnung? Und warum gerade das mit 
Putschvorwürfen konfrontierte Militär? Wieso wird der Satz als 
Tatsache ohne Quellenangabe behauptet? Das Mindeste wäre, die 
Version – sofern es sich nicht um (recherchiert) »Unstrittiges« wie 
»Heute ist Sonntag« handelt – als Version (vgl. Haller 2008, 60; 
siehe auch Schultz 2019 mit Bezug auf journalistische Quellenkri-
tik) kenntlich zu machen, in etwa also: »Militärführung: Wollen 
Ordnung wiederherstellen«.

b. Im ARD-Teletext hieß es am 13.11.2019 um 21.10 Uhr auf Tafel 
112: »Bolivien hat Interimspräsidentin«. So werden nicht zuletzt 
medial »Tatsachen« geschaffen. Die rechtsgerichtete Senatorin 
Jeanine Áñez hatte sich selbst zur Übergangsregentin ernannt, 
ohne jede nachvollziehbare demokratisch-parlamentarische Legi-
timation. Auch hier wäre eine zumindest implizite Quellenangabe 
hilfreich zum Verständnis, im Sinne von »Senatorin ernennt sich 
zur Interimspräsidentin« – allemal nachrichtlich treffender als die 
zitierte Überschrift.

Phänomenologisch-explorativ möchte ich zum umfassenden Aufschlie-
ßen dieses Problemfeldes ausgehen vom Fall zahlreicher Meldungen 
über die vermeintliche Ermordung des russischen Journalisten Arkadi 
Babtschenko im Jahr 2018. Eine Überschrift wie »Ukrainische Behör-
den: Babtschenko getötet« kann in diesem Kontext als empirisch wahre 
Aussage gelten. Leider hatten sich an jenem 29. Mai nur sehr wenige 
Medien so geäußert. Stattdessen texteten die Vertreter*innen direkt im 
Sinne von »Babtschenko getötet« oder »Babtschenko ermordet«. Dass 
man sich auf Behörden in Kiew als Quelle bezog, tauchte, wenn über-
haupt, erst im Laufe des Beitrages auf. Der Fall entpuppte sich wenig 
später als ein Manöver des ukrainischen Geheimdienstes SBU.

Mein Beitrag soll auch an dieser Stelle ein Plädoyer für (mehr) Trans-
parenz im Journalismus sein, nicht zuletzt mit Blick auf die Quellen-
lage. Und deshalb ein pragmatischer Vorschlag vorab: Nennen wir doch 
die (wichtigste oder eben einzige) Quelle so früh wie (sinnvoll und 
angemessen) möglich. Das sollte es den Nutzer*innen von vornherein 
und gleichberechtigt ermöglichen, den Beitrag einordnen zu können. 
Im Fall Babtschenko ruderten viele Medien am 30. Mai 2018 nach Be-
kanntwerden des Fakes zurück. Sie übten allerdings auch dabei kaum 
Selbstkritik. Stattdessen wälzten sie die Schuld für dieses spezielle 
journalistische Versagen nun wahlweise auf Leute aus der Ukraine oder 
aus Russland ab.
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Daher nun als phänomenologischer Aufschluss einige medien-
kritische Aspekte zum Fall Babtschenko, exemplarisch anhand eines 
längeren Beitrages auf Spiegel Online (vks/dpa 2018). Dieser stammt 
nach eigenen Angaben der Redaktion vom 1. Juni 2018 um 18.37 Uhr, 
erschien also etwa zwei Tage, nachdem die ersten Beiträge zum Thema 
veröffentlicht worden waren. Die Quelle »Ukrainische Behörden« 
wurde in vielen etablierten deutschen Medien nicht oder kaum ange-
geben, wie zum Beispiel in der 17-Uhr-Tagesschau am 29. Mai (Abb. 1). 
Weder in der Dach- noch in der Schlagzeile benennt man die Quelle. 
Dabei wäre durchaus Platz gewesen – »bekannter Kriegsreporter« und 
»russischer Journalist« wirken hier synonym. Ähnlich sah das am 30. 
Mai im Tagesspiegel aus (Abb. 2).

Silvio Waisbord erklärt zu Phänomenen wie diesem mit Blick auf 
Entwicklungen im tradierten und im digitalen Journalismus: »Readers 
consume absolute fictions as if they were (f)actual representations of 
reality, and engage with news without much concern for the identity 
or the legitimacy of the source.« (Waisbord 2019, 357) Und dies könne 
auch so interpretiert und kritisiert werden: »Rogue actors spread false 
information.« (ebd.) Andere Nutzer*innen mögen sich abwenden oder 

Abb. 1: Meldung in der 17-Uhr-
Tagesschau am 29.05.2018 im 
ARD.

Abb. 2: Schlagzeilen ohne Quellenverweis im Tagesspiegel (Bilger 2018).
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den Beiträgen erst gar nicht Aufmerksamkeit schenken, weil sie sich von 
solchen intransparenten Einseitigkeiten kaum angesprochen fühlen.

Bemerkenswert hierbei eine offenbar durch den digitalen Journalis-
mus und dessen Dynamisierungen tendenziell beförderte Verschiebung 
mit Blick auf die Quellenlage: Im Fall Babtschenko haben viele Journa-
list*innen und Redaktionen wie naive Konsument*innen gewirkt: Sie 
zeigten bemerkenswert wenig Sorge hinsichtlich Identität oder Legi-
timität der Quelle. Die Herkunft wurde anscheinend nicht nur kaum 
geprüft, sondern darüber hinaus auch nur selten (und dann eher durch 
Nischenmedien) von vornherein angegeben.

Einen Erklärungsversuch für das Erheben einer offenbar interessier-
ten Version, einer Fälschung, in den Rang einer Tatsache deutet der 
Spiegel-Online-Beitrag gegen Ende an: »Viele Journalisten [hier müsste 
man sagen: prowestliche Journalist*innen; SK] trauerten am Tag des 
angeblichen Mordes« – und waren offenbar kaum zur professionellen 
Nachrichtenproduktion geschweige denn zur Analyse fähig. Es ging 
vermeintlich ganz klar um »den Mord an dem erklärten Kremlkritiker«. 
Als Kronzeugen zitiert Spiegel Online einen erklärten Freund Bab-
tschenkos, den Investigativreporter Pawel Kanygin von der Moskauer 
Nowaja Gaseta: »Das ist ein Terroranschlag auf die Gemeinschaft von 
Journalisten in Russland und in der Ukraine.« Der Kollege sei dann 
verständlicherweise erleichtert gewesen, als die Fälschung bekannt 
wurde: »Er lebt, das ist das Wichtigste! Und abends kriegt er eins hinter 
die Löffel, weil mir die letzten Haare ausgegangen sind.«

Doch auch dieser Beitrag kommt zumindest zu dem (offenbar kri-
tisch gemeinten) Schluss: »Die Glaubwürdigkeit der Medien leidet 
unter solcher Irreführung«, und »Journalisten müssen noch intensiver 
und noch viel genauer hingucken«, zitiert der Spiegel-Online-Beitrag 
wiederum Frank Überall, den Vorsitzenden des Deutschen Journalis-
ten-Verbands (DJV). Das ist nicht falsch, aber oft würde es – angesichts 
(leider) geringer und weiter schwindender Ressourcen für journalisti-
sche Arbeit – schon helfen, professionelle Standards der Nachrichten-
(Re-)Produktion zumindest zu halten, oder eben dialektisch aufzuhe-
ben. Hier würde das bedeuten, die Quelle ganz sachlich zumindest klar 
und von vornherein anzugeben, falls die Ressourcen nicht für weiter-
gehende Recherchen reichen, und sich nicht von Emotionen hin- und 
wegreißen zu lassen.

Zu guter Letzt kommt Pawel Gussew, Chefredakteur der russischen 
Zeitung Moskowski Komsomolez, zu Wort (ebd.): »Das ist nicht nur eine 
Provokation gegen Russland. Das ist auch eine Provokation Babtschen-
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kos gegen die ganze Journalistenzunft.« Beides ist nicht von der Hand 
zu weisen. Und in beide Richtungen, bezüglich Länder wie Russland, 
aber auch hinsichtlich des Journalismus, mag mit Blick auf zu verbes-
sernde Quellentransparenz aus Fällen wie diesem gelernt werden.2 Es 
dürfte (auch hier) Transformationsbedarf bestehen: Für den Journalis-
mus, für die gesellschaftliche Kommunikation und für neue Entspan-
nungspolitiken in einer multipolaren Welt. 

3 Systematisches zu Transparenz und Quellen-W

Nun seien hier einige wichtige Aspekte zur Entwicklung der Rolle des 
Quellen-W in Rhetorik und Journalismus diskutiert. Denn auch in de-
ren Verlauf gab es Transformationen, die zu Wieder-Entdeckungen im 
Sinne dialektischen Aufhebens einladen. 

»Transparenz« zählt seit langem zu den Kernforderungen an journa-
listische Qualität (Reimer 2017, 101). Sie soll einerseits und traditionell 
die Gegenstände journalistischer Beiträge durchschaubar(-er) machen, 
aber als gewissermaßen reflexive Qualität auch Bedingungen und Pro-
zesse journalistischen Arbeitens selbst erkennbar und damit (besser) 
kritisierbar werden lassen.

Hier ist vor allem der zweite Aspekt interessant. Zunächst sei diese 
journalistisch-reflexive Transparenz die Gesamtheit jener journalis-
tischen Kommunikationen, die nicht zuletzt an Rezipienten gerichtet 
sind und über die journalistische Aussagenproduktion sowie ihre Rah-
menbedingungen informieren sollen (Reimer 2017, 102–103). Beim 
Schaffen journalistischer Selbsttransparenz lassen sich drei Dimensio-
nen unterscheiden (ebd., 103–104):

1. In der ersten Dimension kann zwischen einer Objekt- und einer 
Metaebene unterschieden werden, auf denen Journalist*innen 
Transparenz herstellen: a) das Produkt, also der einzelne journa-

2 Es ist kein Einzelfall: Ich habe an anderer Stelle (Köhler 2019, 73–98) ähnliche 
Medienphänomene mit Blick auf den »Fall Skripal« ausführlich diskutiert. Im 
Jahr 2020 wiederum stand schon früh für viele Medien hierzulande fest und 
wurde als Tatsache vermeldet: »Nawalny vergiftet«, und zwar unter Schlagzei-
len wie »Konflikt mit Russland«. Quellen wie »Bundesregierung« oder »Bundes-
wehrlabor« wurden nicht oder kaum angegeben; beispielsweise ZDF: »Nawalny 
vergiftet«, https://www.zdf.de/nachrichten/video/politik-nawalny-vergiftung-
nervenkampfstoff-100.html. Zugegriffen: 31. Oktober 2020.
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listische Beitrag, und b) der Prozess, also redaktionelle Routinen 
und Entscheidungen.
a. Produkt- beziehungsweise Beitragstransparenz soll dem Publi-

kum ermöglichen, auf den Beitrag zu reagieren, weil Verschie-
denes überprüft werden kann, was der intersubjektiven Nach-
vollziehbarkeit in der Wissenschaft ähnelt. Und genau hier ist 
Quellentransparenz das wohl wichtigste Beispiel: Journalistisch 
Tätige sollten sowohl die Quelle(-n) explizit (oder zumindest 
implizit) nennen als auch bei deren Einordnung helfen, indem 
nicht zuletzt die dahinterstehenden Interessen deutlich ge-
macht werden.

b. Prozess- beziehungsweise redaktionelle Transparenz hingegen 
soll auf Entscheidungskontingenzen der redaktionellen Ebene 
sowie auf entsprechende Rahmenbedingungen hinweisen. Bei-
spiele wären hier die Begründung von Themenauswahl und -um-
setzung, die Erläuterung redaktioneller Richtlinien oder auch die 
Offenlegung von persönlichen Interessen und Interessenkonflik-
ten. »Actor transparency« (ebd., 104) soll den Mediennutzer*in-
nen helfen, Journalist*innen als Personen (besser) einzuordnen, 
zum Beispiel hinsichtlich deren politischer oder sonstiger sozio-
kultureller Orientierung. Laut Reimer lassen sich diese beiden 
Arten von Selbsttransparenz zwar unterscheiden, aber kaum 
trennen: Enthält ein Beitrag einen Fehler, wird er häufig nicht 
nur verbessert (Beitragstransparenz), sondern es wird auch er-
läutert, wie und warum es im journalistischen Prozess zu diesem 
Fehler kommen konnte (redaktionelle Transparenz). 

2. In einer zweiten Dimension zerfällt die Transparenz Reimer zu-
folge nach Kommunikationsform in monologische (Übertragung 
der Redaktionskonferenz, Angabe von URLs) und dialogische 
Transparenz (Chat mit Nutzer*innen).

3. In einer dritten Dimension kann differenziert werden, ob das Trans-
parenz-Instrument auf das Internet angewiesen ist oder nicht.

Eine weitere Ebene der Transparenz wäre eine Unterscheidung nach 
Grad des Nutzens für die Publika als Kommunikationstransparenz: 
Was ist aus Sicht der Publika notwendig (»must have«), was ist eine 
sinnvolle Ergänzung (»nice to have«) und was stört sogar eher bei der 
Nutzung?3 Gerade dafür wäre mehr Austausch auf Augenhöhe mit Me-

3 Sicher erhöhen zusätzliche Transparenz-Informationen in der Tendenz die 
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diennutzer*innen sinnvoll – zum Beispiel zu Fragen des Einblendens 
(Insertierens) von Quellen in nachrichtlichen Videobeiträgen. Denn 
es gibt Hinweise, dass etablierte Redaktionen (wie ARD-Aktuell) den 
Bedarf zumindest von Teilen ihrer Publika nach Quellentransparenz 
eher unterschätzen (ebd., 106). Dabei lassen sich neben dem Material, 
das dort selbst produziert wurde, mindestens sechs Quellenarten un-
terscheiden: 1) kommerzielle Quellen (PR-Material von Konzernen), 2) 
andere organisationsnahe Quellen (PR-Material von Greenpeace oder 
Sportclubs), 3) (quasi-)staatliche Quellen (Material von Regierungen 
oder Behörden), 4) user-generated content (Nutzerinhalte vor allem 
via Smartphones), 5) journalismusähnliche Quellen (journalistisch ori-
entierte Blogger wie Rezo oder Rayk Anders) und 6) tradiert-journa-
listische Quellen (andere Redaktionen, die auch nach professionellen 
Maßstäben arbeiten, zum Beispiel Agenturen wie AP, Reuters und AFP 
oder Sender wie CBS, BBC und ZDF).

Nun zu einigen Aspekten der Quellenfrage: In Journalismus und 
Journalistik soll »Quelle« das Material bezeichnen, das einem journalis-
tischen Beitrag zugrunde liegt (Schultz 2019). Daher gehe es zugleich 
um dessen Herkunft: Eine Quelle sei diejenige Person, Institution 
oder Kommunikation, von der eine bestimmte Information herrühre. 
Viele Arten von Quellen haben sich über die Jahrhunderte mindestens 
ebenso professionalisiert wie der Journalismus – Medienprofis der Auf-
tragskommunikation in Wirtschaft, Politik, NGOs und Vereinen wissen, 
wie sie redaktionelle Aufmerksamkeit induzieren. Das sollte für den 
Journalismus gerade hinsichtlich der Quellentransparenz als Heraus-
forderung verstanden werden: Denn vieles an gesellschaftlich wirk-
samen Informationen ist ja gerade deshalb in der Welt, weil es an deren 
Zirkulieren ein (oft machtvoll organisiertes) Interesse gibt, wie etwa 
Angela Phillips (2010) unterstreicht.

Im digitalen Journalismus kann praktisch jeder zur Quelle wer-
den. Auch Silvio Waisbord (2019, 352–354) zufolge wird nicht mehr 
(nur) zur Nachricht, was ausschließlich Journalismus-Profis als (eins-
tige) Gatekeeper in ihren Redaktionen entscheiden. Neben »ordinary 
citizens« fallen hier vor allem (nicht so ganz) neue professionelle Ak-

Komplexität journalistischer Medienangebote – das kann laut Reimer auf Kos-
ten der Verständlichkeit gehen und die Aufmerksamkeit des Publikums von der 
eigentlichen Nachricht ablenken (Reimer 2017, 109). Betriebswirtschaftlich-
ökonomistisch Orientierte mögen monieren, es handle sich bei besserer Quel-
len-Transparenz um »Verschwendung von Zeit, Aufwand, Personal und anderen 
Ressourcen« (ebd.).
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teur*innen als Quellen auf: »Public relations and marketing firms have 
perfected the science of news virality and native advertising. Govern-
ment agencies flood the Internet with content that resembles traditio-
nal news.« (ebd.) Die Verhältnisse dürften eher komplizierter werden: 
»News authorship is also more complicated as networks of authors per-
manently produce layers of content by adding, discussing, excising, 
deleting, and reframing content.« (ebd.) Die Interessen der Quellen 
sind ein wichtiger Aspekt für die journalistische Arbeit: »Multiple ac-
tors have many motivations to participate in news-making […] Political 
propagandists spread news to deceive voters. Legislation mandates 
government agencies to disseminate news and information.« (ebd.) 
Gerade weil Organisationen offenbar auch PR betreiben, die nicht 
mehr selektive Tatsachen verbreitet, sondern anscheinend zielgerichtet 
Falsches vermittelt, sollte es also im Journalismus wichtiger werden, 
die Quellen dafür einerseits zu prüfen und andererseits im jeweiligen 
Beitrag frühestmöglich deutlich zu machen. Denn ein »vorgelagerter 
Faktor« für das Vertrauen der Publika in journalistische Beiträge dürfte 
das Vertrauen von Journalist*innen in Quellen sein (Krüger 2020). An 
Bedeutung scheinen dabei »distanzierte Quellen« zu gewinnen, also 
Akteur*innen, welche die Journalist*innen nicht persönlich getroffen 
haben, sondern deren Angebote sie oft über Internetplattformen von 
Intermediären (Soziale Medien wie Twitter) erreichen – nicht zuletzt in 
der Krisen- oder Konfliktberichterstattung (vgl. Wintterlin 2019).

4 Normativ-pragmatische Aspekte als Ausblick – 
Ansätze für Transformationen über den 
Journalismus hinaus

Quellentransparenz (selbstverständlich unter Berücksichtigung etwai-
gen Quellenschutzes bei investigativen Beiträgen) als ein wichtiger As-
pekt von Selbsttransparenz kann als notwendiges Kriterium für journa-
listische Beiträge gelten. Natürlich lassen sich auch andere Perspektiven 
relativ »fair« ganz ohne Quellenangabe darstellen. Pragmatistisch mag 
man an der Stelle darauf hinweisen, die Mediennutzer*innen nicht 
durch zu viele oder zu frühe Quellenangaben zu überfordern. Damit 
aber vergäbe man durch Über-Vereinfachung Potenziale für besser gelin-
gende gemeinschaftliche und gesellschaftliche Kommunikation, die hier 
durch leichtere Perspektivenwechsel und möglichst symmetrische Kom-



200 Sebastian Köhler

munikation vermittelt wird.4 Nicht nur Angela Phillips (2010, 8; 2011, 
58; vgl. Reimer 2017, 108) argumentiert daher, dass es – sofern sich 
mehr und bessere Quellentransparenz als professionsweite Norm durch-
setze – für Journalist*innen schwerer werde, besonders einseitig (und 
gleichsam unbemerkt) Quellen zu verwenden und so tendenziell Fakten 
sogar zu verdrehen. Andere nennen damit Verwandtes auch das Phäno-
men »opportuner Zeugen« (Schultz 2019), also das einerseits gezielte 
und dann andererseits oft auch intransparente Zitieren solcher Quellen, 
die der (politischen) Tendenz eines Beitrags, eines journalistisch tätigen 
Individuums oder einer Redaktion am meisten entsprechen.

In Deutschland ist die Rechtslage, was die Sorgfalt im Umgang mit 
der Herkunft von Ausgangsdaten angeht, durch die Landespressege-
setze bestimmt, die sich alle recht ähnlich zu dieser Frage verhalten. 
Hier sei stellvertretend auf das Berliner Landespressegesetz verwiesen.5 
In Paragraph 3 heißt es dort zur öffentlichen Aufgabe der Presse und 
damit der journalistischen Medien überhaupt in Absatz 2: »Die Presse 
hat alle Nachrichten vor ihrer Verbreitung mit der nach den Umstän-
den gebotenen Sorgfalt auf Inhalt, Wahrheit und Herkunft zu prüfen.« 
Diese Prüfung sollte wie seit Jahrzehnten gefordert sicher weiterhin 
geleistet werden, aber der Fall Babtschenko macht auch deutlich: Es 
bleibt ein systematisches Restrisiko, dass sich die Ausgangsinformatio-
nen (»Babtschenko getötet«) schlicht als nicht wahr erweisen – egal, ob 
nun bewusst gefälscht (manche nennen das dann »Fake News«) oder 
eher zufällig falsch. Deswegen gehört zur professionellen Sorgfalt beim 
prüfenden Umgang mit Ausgangsdaten, dass auch und gerade für die 
Nutzer*innen die Herkunft des Materials möglichst sofort erkennbar 
und nachvollziehbar werden sollte. Solches Herangehen dürfte die 

4 Die Organisation The Media Standards Trust hat in London das Meta-Tag 
»hNews« für Mikroformate entwickelt, das interessierten Nutzer*innen zeigen 
soll, wo die Information zuerst auftauchte, was ihre weitere Publikations-
geschichte war und welche Rahmenbedingungen auf den entsprechenden 
Plattformen galten. Ähnliche Tags wurden auch von der New York Times und 
anderswo entwickelt (Garton Ash 2016, 188). Diese Daten sollten auch nicht als 
störend erscheinen: »It is visible only for those who want to access it.« (Phillips 
2010, 7)

5 Berliner Pressegesetz vom 15. Juni 1965: http://gesetze.berlin.de/jportal/
portal/t/173q/page/bsbeprod.psml;jsessionid=FEC85A598D974D2282499A6
A0CA8D862.jp29?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Treffer-
liste&documentnumber=1&numberofresults=28&fromdoctodoc=yes&doc.
id=jlr-PresseGBErahmen&doc.part=X&doc.price=0.0&doc.hl=1#jlr-PresseG-
BEpP3. Zugegriffen: 19. August 2020.



Transformation und Transparenz 201

sorgfältige Prüfung der Herkunft durch die Redaktion nicht ersetzen, 
sondern sollte sie – mit Blick auf eine zumindest potenziell mündige 
Nutzer*innenschaft – von vornherein ergänzen. Wenn die Nutzenden 
gewissermaßen »a priori« wissen, dass das Ausgangsmaterial zum Bei-
spiel von ukrainischen Behörden stammt, dann können sie diese Tatsa-
che aktiv zur eigenständigen Einordnung der Behauptung verwenden. 
Umgangssprachlich gesagt: Dann kann ich als Nutzer die Behauptung 
eher »glauben« oder ihr, besser gesagt, vertrauen – oder eben meine 
Zweifel daran haben.

Bernard Pörksen (2018) fragt zukunftsweisend: Wohin entwickeln 
sich Redaktionen? Oder anders formuliert: Kann »Redaktion« auf neue 
Weise sogar zu einem gesellschaftlichen Prinzip werden? Er schlägt 
eine »Utopie der redaktionellen Gesellschaft« vor. Ihm gehe es darum, 
publizistische Verantwortung neu zu denken und »die Verantwortungs-
zone« auszuweiten. Damit soll eine redaktionelle Gesellschaft das 
längst medienmächtig gewordene Publikum ähnlich einbeziehen wie 
den etablierten Journalismus oder auch die Plattformbetreiber. Aller-
dings erscheint dieser Ansatz zu stark auf Moral und Ethik konzentriert: 
Pörksen fragt nicht in ausreichendem Maß nach (handfesten) Interes-
sen, Konflikten und Krisen in Gesellschaften wie der gegenwärtigen 
hierzulande, die er als »liberale Demokratien« bestimmt, womit er zum 
Beispiel Turbo-Kapitalismus und verschärfte Konkurrenz ignoriert.

Wenn auch das »Handwerkszeug« laut Pörksen bereits vorhanden 
ist, bleibt eine Aufgabe: Mit Blick auf ihre Publika müssten sich Jour-
nalist*innen von ihren bisherigen elitären Höhen in Bewegung setzen – 
»sie müssten sich von der Rolle des Predigers, des Pädagogen und des 
autoritär auftretenden Wahrheitsverkünders verabschieden« (ebd.). 
Pörksen versucht, sein Ideal eines transparent und dialogisch ori-
entierten Journalismus anhand von zwei Imperativen zu formulieren: 
Erstens gebe man seinem Publikum »jede nur denkbare Möglichkeit, 
die Qualität der von dir vermittelten Informationen einzuschätzen!«. 
Auch in dieser Hinsicht scheint frühestmögliche Transparenz mit Blick 
auf die Quellenlage eine enorm wichtige »denkbare Möglichkeit«. Und 
zweitens begreife man die eigene Kommunikation nie als Endpunkt, 
sondern immer als »Anfang und Anstoß von Dialog und Diskurs«. Auch 
hier kommt die Quellenfrage zuvörderst ins Spiel – Nutzer*innen kön-
nen bei bestmöglicher Transparenz weitere Quellen suchen und kritisch 
einbeziehen und nicht zuletzt den primär Beitragenden als selbst auch 
Beitragende durch Feedback produktive Anstöße geben (vgl. Köhler 
2018).
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Mit Blick auf Transformationsfragen für den Journalismus sind also 
auch daher Schritte in Richtung des (Wieder-)Gewinnens von Ver-
trauen in professionelle Medienangebote möglich: Wenn Nutzer*innen 
möglichst frühzeitig erfahren, wessen Perspektive ihnen hier warum 
präsentiert wird, dann sollten Chancen für symmetrische(-re) Kom-
munikation tendenziell steigen (vgl. Phillips 2010, 2–4). Derart könnte 
sich die Umsetzung der zur Erfüllung von kulturell-transformativen 
Aufgaben öffentlicher Medien und für weitere Demokratisierungen 
wichtigen Perspektivenwechsel (vgl. Krüger 1992, 220–229) wenig-
stens nicht noch weiter erschweren. 

Nicht nur Redaktionen und Journalist*innen, sondern auch Publika 
und Gesellschaft sollten journalistische Selbsttransparenz nutzen. Quel-
lentransparenz als Aspekt der Beitragstransparenz kann auf der Objekt-
ebene Nutzer*innen-Aktivität sowie -Vertrauen steigern und Redaktio-
nen, die regelmäßig öffentlich über ihre Arbeit berichten, stoßen sich an 
und werden angestoßen auf der Metaebene zu mehr Reflexion gerade 
mit Blick auf ihre öffentliche Aufgabe und Verantwortung (vgl. Reimer 
2017, 107–108). Oder in Phillips (2010, 8) Worten: Entwicklungen in 
Richtung von mehr Transparenz gerade hinsichtlich der Quellen journa-
listischer Arbeit mögen zu weiteren Demokratisierungen beitragen.

So sollte nicht zuletzt mehr und bessere Quellentransparenz – als 
ein Vermittlungsglied zwischen Journalist*innen und Nutzer*innen 
einerseits und gesellschaftlichen Öffentlichkeiten andererseits – Per-
spektivenwechsel und symmmetrische(-re) Kommunikation eher be-
fördern und progressive Transformationen (in diesem Beitrag skizziert 
an Beispielen im Kontext friedlichen Zusammenlebens) für möglichst 
alle Menschen zumindest tendenziell erleichtern – global gesehen und 
auch für künftige Generationen.
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Abstract

Ein Blick auf die Aus- und Weiterbildungsangebote zeigt den enormen An-
passungszwang, dem der Journalismus unter den Produktionsbedingun-
gen im Internet ausgesetzt ist. Der hohe Wettbewerbsdruck und die unzu-
reichende Gegenfinanzierung führen zum Verschleiß der tradierten 
Kompetenzen. Dieser Beitrag rekonstruiert die mit der Demokratietheorie 
begründeten Kompetenzgehalte, weiter die mit der universitären Journa-
list*innenausbildung verbundene Fehlentwicklung des Kompetenzbegriffs 
und diskutiert die beiden Perspektiven, die sich für die Entfaltung eines 
substanziellen Kompetenzverständnisses in der Welt der Onlinemedien 
bieten: Aussichten auf eine Kommunikationsgesellschaft, die über die Vor-
gänge in der Welt zuverlässig informiert werden und die damit verbunde-
nen Beurteilungen und Positionen im öffentlichen Diskurs klären will. 
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1 Stichworte zur aktuellen Lage

Wie und warum der Journalismus – man denkt an den aktuellen Infor-
mationsjournalismus – in einer Strukturkrise steckt, wird seit Jahren 
vielstimmig diskutiert. Die häufigste Erklärung lautet: Es ist das Inter-
net. Wortführende Onlinejournalist*innen1 wie auch zahlreiche Kom-
munikations- und Medienwissenschaftler*innen (beispielsweise Neu-
berger 2002; Neuberger et al. 2009; Quandt 2005) haben unermüdlich 
auf die mit der Digitalisierung verbundenen Transformationsprozesse 
und auf die für die Onlinewelt neue »medienökonomische Wertschöp-
fungsdiskussion« (Kolo et al. 2012, 15–16) verwiesen. Die Modernisie-
rer monierten, der Journalismus sei seinem überkommenen Rollen-
selbstverständnis als Gatekeeper und Welterklärer verhaftet geblieben 
und habe den Mediennutzungswandel des Publikums nicht ernst ge-
nommen oder nicht verstanden. Nun müsse er quasi nachsitzen und 
seine Hausaufgaben machen (Oswald 2013, 66–79), also den Trans-
formationsprozess verstehen lernen, ihn akzeptieren und mitgestalten: 
»Wir sind mitten in einem Generationenwechsel – vom Schreiber hin 
zum Manager.« (Bönisch 2019, 60)2

Diese Sichtweise der Modernisierer hat sich zum Common Sense der 
Branche verfestigt. Man trifft sie heute in praktisch allen Einrichtun-
gen der Aus- und Weiterbildung mit ihren einschlägigen Nachhol- und 
Umlernkursen etwa für Content-Marketing, Social-Media-Manage-
ment oder digitales Storytelling für Produktmagazine, PR- und Werbe-
kunden – stets mit dem Label »Journalismus«3 versehen. Eine Erhebung 
unter österreichischen Ausbildungsstätten bestätigt, dass in der Jour-
nalist*innenausbildung am weitaus häufigsten fachlich enge Kursthe-
men zu »Technik / Tools für Bildbearbeitung / Audio-, Videoschnitt« 
genutzt werden (Schätz und Kirchhoff 2020). Auch in Deutschland 

1 Stellvertretend Plöchinger (2013) sowie sieben Jahre später Elmer et al. (2020). 
2 Julia Bönisch, damals Mitglied der Chefredaktion der Süddeutschen Zeitung, 

schrieb in ihrem Beitrag, dass auch die Trennung zwischen Verlag und Redak-
tion nicht mehr zeitgemäß sei. Dem widersprach die SZ-Chefredaktion vehe-
ment (o. A. 2019).

3 Vgl. aktuelle Seminarangebote auf den Webseiten einschlägiger Weiterbildungs-
einrichtungen, Hier drei Beispiele: https://www.akademie-fuer-publizistik.de/
seminare/alle-seminare/online-seminar-in-drei-schritten-zu-mehr-reichweite; 
https://www.procontent.de/seminar/digitales-storytelling-interaktive-ge-
schichten-fuer-online-und-mobile/; https://www.merkur.de/lokales/muen-
chen/stadt-muenchen/deutsche-journalisten-akademie-13794026.html.
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wird der Kompetenzumbau vorangetrieben, vorneweg die Springer-
Journalistenschule, die im Herbst 2020 in die FreeTech-Academy der 
Axel Springer SE integriert wurde; deren »Ziel ist es, die eigene Techno-
logie-Kompetenz langfristig auszubauen«.4 

Mit diesen Stichworten möchte ich die mit dem interaktiven Web 
2.0 verbundenen Techniken keineswegs in Frage stellen. Dass Jour-
nalist*innen auch in handwerklicher Hinsicht die vielfältigen Inter-
aktionsmöglichkeiten der Onlinekommunikation beherrschen sollten, 
steht außer Frage. Zu diskutieren wäre indessen das von den Aus- und 
Fortbildungsprogrammen vermittelte Berufsverständnis. Denn ihnen 
gemeinsam ist die Auffassung, dass die journalistischen Kompetenzen 
an die Marktbedingungen der Onlinemedien – etwa: Reichweite statt 
Relevanz im Kontext der noch immer vorherrschenden »Gratiskul-
tur«5 – angepasst und »transformiert« werden sollen (offenbar wird 
»Kompetenz« als abhängige Variable der »digitalen Transformation« 
definiert).6 Den Medienmacher*innen geht es nicht darum, öffent-
lich Kritik und Kontrolle zu üben und politische Vorgänge unter den 
Gegebenheiten des Internets aufzuklären; das Lernziel gilt der Rück-
gewinnung von Marktanteilen vermittels der die Onlinewelt beherr-
schenden »Aufmerksamkeitsökonomie« (Ruß-Mohl 2017, 47–48). Und 
so lautet die von Medienmacher*innen alljährlich auf der re:publica, 
der Innovation Week von Media Lab Bayern und der Hamburger next-
Media-Konferenz gestellte Frage: Kann der Informationsjournalismus 
seine Strukturkrise überwinden, indem er sich in der Onlinewelt den 
»Gesetzen der modernen Erregungsindustrie« (Pörksen 2018) fügt, die 
derzeit den Medienwandel dirigieren?7

Diese Frage unterstellt, dass eine neue, der Digitalisierung der Me-
dien geschuldete Transformationsstrategie entwickelt werden müsse 
(Schätz und Kirchhoff, 2020). Meine erste These lautet dem gegenüber: 

4 https://www.axelspringer.com/de/presseinformationen/axel-springer-gru-
endet-freetech-academy-und-investiert-in-den-ausbau-der-technologie-kom-
petenz?

5 https://de.wikipedia.org/wiki/Gratiskultur.
6 Im Zusammenhang der Digitalisierung und der Onlinemedien wird der Begriff 

»Transformation« inflationär gebraucht. Ich folge hier der etwas grobschlächti-
gen Wikipedia-Definition: »Die digitale Transformation bezeichnet einen fort-
laufenden, in digitalen Technologien begründeten Veränderungsprozess, der in 
wirtschaftlicher Hinsicht speziell Unternehmen betrifft.« https://de.wikipedia.
org/wiki/Digitale_Transformation. 

7 Näheres hierzu unter: https://www.nextmedia-hamburg.de/jeff-jarvis-skiz-
ziert-beim-scoopcamp-2020-die-zukunft-der-medienbranche/.
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Das Projekt, Journalist*innen in Kommunikationsmanager*innen der 
digitalen Newsmedien zu verwandeln, stützt sich auf ein Kompetenz-
verständnis, das keineswegs neu ist, sondern im Fortgang der ver-
gangenen 30 Jahre an den Hochschulen fundamentiert wurde und die 
Journalist*innenausbildung mehr und mehr beeinflusst hat. Wie er-
klärt sich das?

2 Über die Funktionalisierung journalistischer 
Aufgaben

Anders als in der DDR, wo aus ideologischen Gründen die Journa-
list*innenausbildung schon in den 1950er Jahren akademisiert und auf 
die Funktion des Transmissionsriemens der Staatspartei ausgerichtet 
wurde, blieb Journalismus in der westlichen Bürgergesellschaft ein von 
der individuellen Eignung abhängiger Anlernberuf ohne Zugangs-
sperre und von daher ein Forum für Begabte und Berufene wie auch ein 
Spielfeld für Um- und Seiteneinsteiger. Erst im Fortgang der 1960er 
Jahre änderte sich dies.

Anlass gaben der wachsende Einfluss der reichweitestarken Rund-
funksender auf das Meinungsklima, der aggressive Kampagnenjour-
nalismus der Boulevardmedien, die politischen Wirkungen des auf-
kommenden Investigativjournalismus (sinnbildlich die sogenannte 
Spiegel-Affäre 1962) und schließlich die vom Bundesverfassungsgericht 
1961 (Rundfunkurteil) und 1966 (Spiegel-Urteil) dem Journalismus 
zugewiesene »öffentliche Aufgabe« (BVerfGE 20, 162–230): Diese »Po-
litisierung von Gesellschaft und Journalismus« (Donsbach 1999, 497) 
löste unter Medienkontrolleuren (Presserat), Medienmachern, Zei-
tungsverlegern und Kommunikationswissenschaftlern eine »Professio-
nalisierungsdebatte« aus (Koszyk 1974; Langenbucher 1974; Hömberg 
1978). Sie führte zu dem Entschluss, die geforderten Kompetenzen des 
Journalist*innenberufs konzeptionell zu fassen und sie für die damals 
vielfältigen Ausbildungswege als Zielstellung zu formulieren. Die vom 
Deutschen Journalisten-Verband (DJV) in seinen Publikationen um-
rissenen Sach- und Vermittlungskompetenzen waren damals vom eli-
tenkritischen Zeitgeist beseelt (Zeuner 1973, 13–16; Donsbach 1982, 
163–172). Sie wiesen dem Journalismus neben der Informationsfunk-
tion die Aufgabe zu, aus unabhängiger Sicht gegenüber Staat, Parteien 
und Wirtschaft eine öffentliche Aufklärungsfunktion wahrzunehmen 
(Schmolke 1970, 54) – ein Rollenverständnis, das die »innere Presse-
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freiheit«8 als Bedingung verstand. Rund drei Viertel der Journalist*in-
nen – verschiedenen Befragungen zufolge – reklamierten damals diese 
Rolle für sich (Donsbach 1982, 173; Fabris 1971, 360–368). 

Als dann im Fortgang der 1970er Jahre mehrere Universitäten Jour-
nalismus-Studiengänge einrichteten, veränderte sich das Kompetenz-
verständnis und damit auch das Ausbildungsziel der Journalistik.9 
Der Hauptgrund: In jener Zeit gewann dort die vor allem von Niklas 
Luhmann ausgearbeitete Systemtheorie an Einfluss. Kommunikations- 
und Medienwissenschaftler*innen nutzten sie zur Begründung ihrer 
Kritik an den normativen, als »links« etikettierten Medien- und Diskurs-
theorien.10 Das Reden über wertneutrale System- und Umweltfunktio-
nen kam in Mode und prägte das Journalismusverständnis als »Funk-
tionsbewusstsein« in den Kommunikations- und Medienwissenschaften 
(Weischenberg 1990, 33). 

Für dieses akademische Funktionsverständnis steht pars pro toto 
der Leitsatz des Systemtheoretikers und Journalistik-Studiengang-
leiters Manfred Rühl: Die Journalist*innen hätten keine Aufklärungs- 
und keine Diskursfunktion; die Primärfunktion des »Systems Journa-
lismus« bestehe vielmehr in der »Herstellung und Bereitstellung von 
Themen zur öffentlichen Kommunikation« (Rühl 1980, 319). Andere 
der Systemtheorie zugeneigte Journalistik-Wissenschaftler*innen er-
kannten aber, dass diese ausgedachte Definition auch die weite Welt 
des Fiktionalen und des Entertainments einschließt, praktisch also un-
brauchbar ist. In der Folge theoretisierten sie über andere, den Kom-
petenzbegriff determinierende Funktionen des Journalismus, nämlich 
»aktuelle« Themen oder im Sinne Luhmanns einfach nur »Informatio-
nen« bereitzustellen (mit dem neuen Problem der Abgrenzung etwa 
gegenüber dem synthetischen Output der Datenbanken wie auch 
der Informationsbeschaffung von Geheimagent*innen und Steuer-
fahnder*innen).11 Um eine mit dem Luhmann’schen Systemdenken 
kompatible Kompetenz-Definition kümmerte sich vor allem Siegfried 

8 Ende der 1960er Jahre ging es um die Frage, wie sich die Unabhängigkeit der 
Zeitungsredaktion gegenüber ihrem Medieneigentümer sichern ließe (Skriver 
1970). 

9 Vgl. die synoptische Darstellung »Ausbildung in den Tageszeitungen« (Ausbil-
dungsrichtlinien und Tarifvertrag) in DJV (1990, 71–83).

10 Es war ein Machtkampf um Einfluss und Deutungshoheit, gut beschrieben ins-
besondere bei Holzer (1973, 11–29).

11 Zu den Gründen für die Realitätsferne jenes akademischen Journalismusver-
ständnisses siehe Haller (2000, 110-120; 2012) sowie Donsbach (2012, 31–33).
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Weischenberg, der für das Journalistikstudium folgende drei Kom-
petenzdimensionen elaborierte: Fachkompetenz (Wissen und Hand-
werk), Vermittlungskompetenz (Artikulationsfähigkeit, Präsentation 
und Darstellungsformen) sowie Sachkompetenz (Ressort- und Spe-
zialwissen). Der gesellschaftspolitische Zusammenhang wurde aus-
geklammert, die »soziale Orientierung« als »Funktionsbewusstsein« 
der Vermittlungskompetenz unterstellt (Weischenberg 1990, 24). Den 
Älteren unter uns dürfte die gesamtdeutsche Enquête der Münsteraner 
Forschergruppe Weischenberg, Altmeppen und Löffelholz (1994) noch 
in Erinnerung sein: Was kompetente Journalist*innen in West wie Ost 
auszeichne, wurde mit Hilfe einer Delphi-Expertenbefragung ermittelt 
und nach Maßgabe der Weischenberg’schen Matrix kanonisiert: Fach-
kompetenz, Vermittlungskompetenz, Sachkompetenz sowie soziale 
Orientierung. Dieses Set fand in viele Journalistik-Curricula west-
deutscher Universitäten Eingang, nicht aber in die Leipziger Fakultät, 
die das normative Leitbild der demokratietheoretisch begründeten 
»öffentlichen Aufgabe« zur Maxime erhob.12 Im Vergleich zu den an-
deren dualen Diplomstudiengängen (Dortmund, Eichstätt) fand jener 
in deutschen Chefredaktionen die relativ größte Wertschätzung (Har-
nischmacher 2010, 221). 

3 Die Ausdifferenzierung der Kompetenz-Matrix

Zweifellos half die Münsteraner Kompetenz-Matrix, die akademische 
Journalist*innenausbildung systematisch zu begründen und auf ein 
Fundament zu stellen, das die Industrialisierung der Aussagenproduk-
tion rechtfertigt. Sie offenbarte allerdings eine dreifache Problematik: 
Erstens fällt die starke Betonung der instrumentellen Ebene (das »Fach-
lich-Sachliche«) auf, zweitens die Unterbewertung der Determinanten 
der Marktwirtschaft (Medienökonomie) sowie drittens die mangelnde 
Beschreibung demokratietheoretisch fundierter Funktionen (Normati-
vität). Im Rückblick gewinnt man den Eindruck, dass die von Medien-
praktiker*innen in den frühen 1970er Jahren progressiv entwickelten 
Kompetenz-Inhalte (Sachaufklärung, Meinungsvielfalt, Kritik und Kon-
trolle) von den systemtheoretisch denkenden Journalistik-Dozent*in-
nen nicht gewollt, vielleicht auch nicht verstanden wurden. Jedenfalls 

12 Das »Leipziger Modell« wurde vom Verfasser im Laufe der 1990er Jahre an Jah-
reskonferenzen des DJV und des BDZV wiederholt vorgestellt und diskutiert.
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haben sie die Münsteraner Matrix im Fortgang der akademischen De-
batte – im Bemühen um Anpassung an den Medienwandel – immer 
weiter ausdifferenziert. So erweiterte Klaus Meier die vier Kompetenz-
Dimensionen um die Felder »Technik- und Gestaltungskompetenz« so-
wie »Organisations- und Konzeptionskompetenz« (Abb. 1). Immerhin 
umschrieb er dieses Kompetenzbündel deutlich pragmatischer, auch 
näher an den normativ zu begründenden Handlungsmaximen: 

Journalismus recherchiert, selektiert und präsentiert Themen, die neu, 
faktisch und relevant sind. Er stellt Öffentlichkeit her, indem er die Gesell-
schaft beobachtet, diese Beobachtung über periodische Medien einem Mas-
senpublikum zur Verfügung stellt und dadurch eine gemeinsame Wirklich-
keit konstruiert. Diese konstruierte Wirklichkeit bietet Orientierung in einer 
komplexen Welt. (Meier 2007, 13; unverändert in der 4. Auflage 2018, 14). 

Gleichwohl hielt der Systemtheorie-Jargon die akademische Journalis-
tik besetzt (in Meiers Beschreibung recherchieren, selektieren und prä-
sentieren nicht die Akteur*innen, also die Journalist*innen, sondern 
das abstrakte System »Journalismus«). 

Es ist hier nicht der Platz, die aus jener Kompetenzdebatte abgeleite-
ten Curricula mit ihren Ausbildungszielen und ihrer Praxistauglichkeit 
zu diskutieren.13 Es soll der Hinweis genügen, dass die Idee des gesell-
schaftlichen Auftrags, aus unabhängiger Perspektive durch Kritik und 
Kontrolle die Voraussetzung für eine politisch aufgeklärte Öffentlich-
keit zu schaffen, nicht zurückgeholt wurde; vielmehr verflüchtigte sich 
dieses Leitbild zugunsten operativer Fertigkeiten, die den industriellen 
Routinen der sich beschleunigenden Medienproduktion dienen (stell-
vertretend Oswald 2013, 63–80) und immer neue, auf den Medienkon-
sumentenmarkt zugeschnittene Spezifitäten generieren (beispielhaft 
Becker und Kaiser 2014 nach Maßgabe von www.medienwiki.org) .

Ich leite daraus meine zweite These ab, dass schon seit Beginn der 
1990er Jahre in der Aus- und Weiterbildung des Journalismus die auf 
Marktgängigkeit ausgerichteten instrumentellen Fertigkeiten in den 
Fokus rückten und den Journalismus unter der Etikette »Transforma-
tion« auf Dienstleistungsfunktionen im Kontext kommerzialisierter 
Medienproduktionen verkürzten – rund zehn Jahre bevor sich mit dem 

13 Beschreibungen finden sich im DJV-Memorandum von 2003 sowie im Buchteil 
III »Klassisches Handwerk und Medientraining« des Sammelbandes heraus-
gegeben von Dernbach und Loosen (2012, 183–271).
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Web 2.0 die Aufmerksamkeitsökonomie (»Gratis-Kultur«) durchzuset-
zen begann. Ist dieser Trend unumkehrbar?

4 Die Umwelt als neue Dimension

In der Zeit, als sich das Web 2.0 etablierte, führte die European Journa-
lism Training Association (EJTA) in 16 europäischen Ländern eine Um-
frage unter 402 Chef- und Ausbildungsredakteur*innen durch.14 Aus 
den Antworten konzipierte man im Jahr 2006 die sogenannte Tartu-

14 Der Dachverband EJTA umfasst 60 Hochschulen und Ausbildungsakademien 
mit Journalistik-Lehrgängen.

Abb. 1: Dimensionen journalistischer Kompetenz nach Weischenberg (1990) 
und Meier (2007).
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Deklaration.15 Sie umfasst nicht sechs, sondern 50 in zehn Dimensio-
nen gegliederte Kompetenzen, die für das journalistische Handeln, vor 
allem für redaktionelle Tätigkeiten maßgeblich sein sollen (»be able 
to …«). Diese Kompetenz-Items veranschaulichen, wie vielgestaltig 
nun die Anforderungen gesehen wurden, die aus Sicht der Medienma-
cher*innen das journalistische Handeln auszeichnen. Auffällig dabei 
ist die unterschiedliche Gewichtung einzelner Kompetenzen zwischen 
Redaktionsleiter*innen und Ausbilder*innen, indem letztere deutlich 
stärker den gesellschaftlichen Bezug und die soziale Verantwortung für 
die Folgen journalistischen Handelns betonen (vgl. Baer et al. 2008). 
Umgekehrt legten die Redaktionschef*innen deutlich mehr Gewicht 
auf Fertigkeiten, die Managementwissen und technisches Know-how 
fokussieren und insofern der Medienökonomie in der Onlinewelt die-
nen.

Vor der Frage, ob mit der Interaktivität der Onlinekommunikation 
nicht auch eine Rückkehr zu den Kompetenzen angezeigt sei, die den 
personalisierten Interaktionen Rechnung tragen, mithin weniger sys-
temstrukturell und mehr auf die Akteur*innen zentriert auszurichten 
seien, hat die Medienexpertin Alexandra Stark (2010) das EJTA-Kom-
petenzfeld vermittels der Dimensionen »Wissen/Können/Wollen« 
strukturiert. Bemerkenswert ist hier die Dimension »Wollen«, zu der 
Stark die Merkmale »Haltung/Einstellung/Bereitschaft« zählt. Es über-
rascht nicht, dass bei dieser Strukturierung das Kompetenzfeld »Kön-
nen« (Schwerpunkt »handwerkliche Fertigkeiten«) erneut deutlich do-
miniert (Abb. 2). Gleichwohl steht dieser Ansatz für den Versuch, die 
journalistischen Kompetenzen aus der Technikfixierung zu lösen und 
in den Kontext des gesellschaftlichen Wandels zu stellen: Zur Menge 
der determinierenden Treiber der Transformation zählt sie neben 
dem technologischen und dem wirtschaftlichen Wandel auch die sich 
rasant ändernde Mediennutzung, die ihrerseits den Gesellschaftswan-
del prägt und insofern zur soziokulturellen Umwelt des Journalismus 
gehört. Auf diese Umwelt, so Starks Design, sollten sich inskünftig die 
dem individuellen »Wollen« zugeschriebenen Kompetenzen der Tartu-
Deklaration beziehen, so vor allem die mit Innovation, Verantwortung 
und Diskursivität konnotierten Fertigkeiten (ebd., 65–67). Darin lässt 
sich der idealistische Wunsch erblicken, im Zeitalter des Web 2.0 die 
journalistischen Kompetenzen um soziale, interkulturelle und umwelt-
bezogene Fertigkeiten zu erweitern (ebd., 62–63) – »Wunschdenken« 

15 https://www.ejta.eu/tartu-declaration.
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(ebd., 66) deshalb, weil aus der berufsspezifischen Kompetenz ein uni-
verselles Vermögen werden soll, dessen Hauptqualität in der ununter-
brochenen Anpassung an sich stetig verändernde Umwelten besteht: 
tranformatorisches Mitdenken und Handeln als Superkompetenz. 

5 Über alternative Kommunikationsräume und 
-ansprüche

Dieser Rückblick auf vergangene Kompetenzdebatten sollte deutlich 
machen, dass mit der Professionalisierung des Berufs zunächst die po-
litische Rolle des Journalismus im Mittelpunkt stand; es folgte die De-
batte um die kompetenzbehindernden ökonomischen Rahmenbedin-
gungen journalistischen Handelns, ehe die abstrakt-systemisch 
gedachte Funktionalität des Journalismus das Kompetenzverständnis 
prägte. Seit dem Web 2.0 und der Dominanz der Onlinemedien diffun-
diert der Begriff in immer mehr Merkmale und verliert sein auf den 
Journalist*innenberuf bezogenes Profil. Diese Diffusion ist reaktiv und 
insofern ein von den marktwirtschaftlichen Treibern des Medienwan-
dels erzeugter Effekt: Die reichweitestärksten Newsmedien des Web 
2.0 (im Pandemie-Jahr 2020 waren es die Online-Ausgaben von Bild, 
Spiegel und Focus) haben unter der einleitend erwähnten Etikette »digi-
tale Transformation« den Journalismus instrumentalisiert und seine 
Kompetenzmerkmale auf die Vermarktungsinteressen zugeschnitten. 
Zudem sind auch die digitalen Kommunikationsräume, die der gesell-
schaftlichen Verständigung dienen, inzwischen weitgehend kommer-
zialisiert. Selbst der von derartigen Interessen freigehaltene öffentlich-
rechtliche Rundfunk beugte sich dem von den privaten Anbietern 
erzeugten Quotendruck durch Programmanpassungen (»Konvergenz-
hypothese«; Schatz 1994, 67–77; Merten 1994).

An dieser Stelle erwarte ich den Hinweis, dass viele mit »alternativ« 
apostrophierte Onlinemedien – beispielhaft in Deutschland das Regio-
nalmedium Kontextwochenzeitung, in der Schweiz Republik und in den 
Niederlanden DeCorrespondent – als Ausbruch aus dieser Sackgasse zu 
deuten seien. Es stimmt, dass ihnen der Versuch gemeinsam ist, die tra-
dierten, normativ begründeten Funktionszuschreibungen in die digitale 
Medienumwelt zu transferieren, also beispielsweise die informierende 
Sachaufklärung über relevante Vorgänge unter die Maximen Trans-
parenz, Meinungsvielfalt und Diskursivität zu stellen. Doch bedürfen 
auch sie der Bezuschussung durch Mäzen*innen, Gönner *innen und 

Abb. 2: Die Tartu-Deklaration und die Kompetenz-Matrix  
nach Stark (2010, 21).
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Förderer*innen – und kämpfen, wenn die Spendenmittel knapp wer-
den, mit dem Problem der Refinanzierung ihrer journalistischen Leis-
tungen. 

(ebd., 66) deshalb, weil aus der berufsspezifischen Kompetenz ein uni-
verselles Vermögen werden soll, dessen Hauptqualität in der ununter-
brochenen Anpassung an sich stetig verändernde Umwelten besteht: 
tranformatorisches Mitdenken und Handeln als Superkompetenz. 

5 Über alternative Kommunikationsräume und 
-ansprüche

Dieser Rückblick auf vergangene Kompetenzdebatten sollte deutlich 
machen, dass mit der Professionalisierung des Berufs zunächst die po-
litische Rolle des Journalismus im Mittelpunkt stand; es folgte die De-
batte um die kompetenzbehindernden ökonomischen Rahmenbedin-
gungen journalistischen Handelns, ehe die abstrakt-systemisch 
gedachte Funktionalität des Journalismus das Kompetenzverständnis 
prägte. Seit dem Web 2.0 und der Dominanz der Onlinemedien diffun-
diert der Begriff in immer mehr Merkmale und verliert sein auf den 
Journalist*innenberuf bezogenes Profil. Diese Diffusion ist reaktiv und 
insofern ein von den marktwirtschaftlichen Treibern des Medienwan-
dels erzeugter Effekt: Die reichweitestärksten Newsmedien des Web 
2.0 (im Pandemie-Jahr 2020 waren es die Online-Ausgaben von Bild, 
Spiegel und Focus) haben unter der einleitend erwähnten Etikette »digi-
tale Transformation« den Journalismus instrumentalisiert und seine 
Kompetenzmerkmale auf die Vermarktungsinteressen zugeschnitten. 
Zudem sind auch die digitalen Kommunikationsräume, die der gesell-
schaftlichen Verständigung dienen, inzwischen weitgehend kommer-
zialisiert. Selbst der von derartigen Interessen freigehaltene öffentlich-
rechtliche Rundfunk beugte sich dem von den privaten Anbietern 
erzeugten Quotendruck durch Programmanpassungen (»Konvergenz-
hypothese«; Schatz 1994, 67–77; Merten 1994).

An dieser Stelle erwarte ich den Hinweis, dass viele mit »alternativ« 
apostrophierte Onlinemedien – beispielhaft in Deutschland das Regio-
nalmedium Kontextwochenzeitung, in der Schweiz Republik und in den 
Niederlanden DeCorrespondent – als Ausbruch aus dieser Sackgasse zu 
deuten seien. Es stimmt, dass ihnen der Versuch gemeinsam ist, die tra-
dierten, normativ begründeten Funktionszuschreibungen in die digitale 
Medienumwelt zu transferieren, also beispielsweise die informierende 
Sachaufklärung über relevante Vorgänge unter die Maximen Trans-
parenz, Meinungsvielfalt und Diskursivität zu stellen. Doch bedürfen 
auch sie der Bezuschussung durch Mäzen*innen, Gönner *innen und 

Abb. 2: Die Tartu-Deklaration und die Kompetenz-Matrix  
nach Stark (2010, 21).
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Auch die Betreiber*innen privatwirtschaftlicher Medienunterneh-
men – ob Mainstream, in der Nische oder alternativ – sind auf die Re-
finanzierung der Kosten durch Werbe- und Vertriebserlöse angewiesen. 
Soweit diese über den Verkauf von Werbezeiten und -flächen erreicht 
werden soll, zielen sie auf hohe Reichweiten in ihren Zielgruppen und 
auf Diversifizierung ihrer Dienstleistungen ab (etwa Redakteur*innen 
als Event-Veranstalter und Touristik-Reiseführer*innen). Nach rund 
zwei Jahrzehnten des Experimentierens im Online- und Hybridmarkt 
sehen viele Medienunternehmen, dass ihre Erlösmodelle nicht kos-
tendeckend funktionieren und der Onlinejournalismus trotz seiner 
Marktanpassung quersubventioniert werden muss.16 Die wenigen Aus-
nahmen – vorneweg die New York Times – dienen nicht als Vorbilder, 
denn sie nutzen ihre Sonderstellung (die NYT, die Washington Post 
und The Guardian erreichen mit ihren herausragenden Informations-
angeboten den englischsprachigen Raum weltweit als Absatzmarkt) 
und bestätigen darin ihren Ausnahmecharakter. Auch der Hinweis, 
dass im deutschsprachigen Raum inzwischen viele Nischenprodukte 
existieren, die teils als Verein über Abo-Mitgliedschaften, teils dank 
öffentlicher Zuwendungen oder Fördermittel und Spenden existieren, 
hilft nicht weiter. Denn diese Medien sind supplementäre Angebote im 
Dienst der Meinungsvielfalt; sie setzen die kostspielige Informations-
leistung der tagesaktuellen Newsmedien voraus. Zudem wirtschaften 
viele von ihnen mit dem keineswegs beispielgebenden Modell der 
Selbstausbeutung. Ihre Reichweiten sind gering. Nur wenige dieser Me-
dien – beispielhaft das von der Verlagsgruppe Heise Medien finanzierte 
Onlinemagazin Telepolis – können jenseits ihrer Community etwas Sub-
stanzielles zum gesellschaftlichen Diskurs beitragen. 

Der meist betriebswirtschaftlich begründete Personalabbau in 
vielen Medienredaktionen hat im Laufe der vergangenen zehn Jahre 
eine bunte Szene an Journalist*innenbüros entstehen lassen (»Media 
Entrepreneurship«),17 die ihre Dienste auf dem Medienmarkt an-
bieten. Zu ihrem Kompetenzprofil zählt von daher die unspezifische 
Fertigkeit, Kundenwünsche optimal und effizient zu bedienen. Der 

16 Die etablierten Newsmedien – insbesondere von der Süddeutschen Zeitung und 
der Frankfurter Allgemeinen – meldeten im Herbst 2020 infolge des durch die 
Corona-Krise ausgelösten Informationsbedarfs einen markant gestiegenen An-
teil an Online-Abonnements. Ob dieser zur Refinanzierung genügt und ob er 
von Dauer sein wird, bleibe dahingestellt.

17 https://www.fachjournalist.de/media-entrepreneuship-wenn-journalisten-un-
ternehmer-werden/.
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Entrepreneur-Trend führte aber auch zur interessanten Überlegung, 
die Kompetenzen so auszurichten, dass die Journalist*innen kein Me-
dienprodukt, sondern nur Inhalte, also Themen (»Geschichten«) und 
Berichte bereitstellen. Diese Produkte könnten analog zu Spotify auf 
einer »anbieterübergreifenden und abonnementbasierten Journalis-
musplattform« bereitgestellt werden (Wellbrock 2020). Auf diesem 
Wege, so die Idee, ließe sich der publizistische Wettbewerb und da-
mit die Medien- und Meinungsvielfalt gegen die Web-Monopolisten 
sichern (ebd.). Der Einwand liegt auf der Hand: Mit diesem Konzept 
würde der Wettkampf der Solounternehmer*innen um Aufmerksam-
keit unterhalb der Medienmarken auf der Mikroebene der Informa-
tionsangebote weiter verschärft, mit der Folge eines noch stärkeren 
Zuschnitts der journalistischen Kompetenzen auf reichweitegenerie-
rende Techniken. 

Diese Diskussion führt mich zu der Folgerung, dass der privatwirt-
schaftlich organisierte Onlinejournalismus ein Gefangener der Ver-
marktungszwecke und insofern seiner öffentlichen Aufgabe entfremdet 
bleibt. Und diese Entfremdung wird durch die beschriebene, auf Markt-
anpassung gerichtete Ausdifferenzierung von Kompetenz weiter ver-
stärkt. So hat es den Anschein, als sei unter den geltenden Bedingungen 
für den Onlinejournalismus kein Fluchtweg offen: Weder Mitglied-
schafts- noch Stiftungs- oder Spendenmodelle generieren die nachhal-
tig zu sichernden Kapazitäten, um eine gut informierte und diskursiv 
orchestrierte Medienöffentlichkeit in Gang zu halten.18 

6 Zur Rückgewinnung substanzieller Kompetenz: 
Zwei Perspektiven

Trotz dieser wenig ermutigenden Bestandsaufnahme bieten die Kom-
munikations- und Interaktionsräume der Onlinewelt aus meiner Sicht 
zwei transformatorisch zu deutende Perspektiven, die der Kompetenz-
debatte eine neue Richtung geben.

18 Mitunter wird die genossenschaftlich organisierte, sich linksalternativ verste-
hende tageszeitung (taz) als gelungene Ausnahme genannt. Doch die verkaufte 
Auflage (Print und E-Paper) erreicht laut IVW knapp 41000 Exemplare. Die 
minimalen Werbe- und die Vertriebserlöse müssen von den Genossenschaftern 
bezuschusst werden. Gleichwohl gestatten die Einnahmen keine tarifgemäße 
Entlohnung der taz-Mitarbeiter*innen. Jedenfalls konnte das taz-Modell unter 
den Newsmedien nicht als Vorbild dienen. 
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Die erste hat das durch die Onlinemedien belebte Projekt »Zivil-
gesellschaft« im Blick.19 Dieses geht davon aus, dass die »Gesellschafts-
bürger*innen« quasi unterhalb des Institutionengefüges die Kommuni-
kationsräume durch ihr Bedürfnis, Gestaltungs- und Handlungsziele 
auszuhandeln, diskursiv beleben (vgl. Habermas 1998, 418–419). 
Allerdings sind die online interagierenden Individuen, Gruppen und 
Initiativen selbst nicht in der Lage, die dem Journalismus zugewiesene 
Informationsfunktion zu erbringen. Indessen können sie sich die Kom-
petenzen aneignen, die ich zuvor mit dem Leitbild der diskursiven, 
um Orientierung besorgten Onlinekommunikation umrissen habe. 
Unter dem Paradigma »Die sich selbst verständigende Zivilgesellschaft« 
müsste diese Diskurskompetenz aus meiner Sicht als Kulturtechnik 
vergesellschaftet und in die Bildungsprogramme eingebaut werden – 
vergleichbar der Alphabetisierung der Gesellschaft im Fortgang des 
19. Jahrhunderts. Verschiedene Initiativen und Graswurzelprojekte 
befassen sich derzeit mit diesem Ansatz – auch mein Institut verfolgt 
unter dem Label »fit for news« ein kleines Pilotprojekt mit dieser Ziel-
stellung.20

Die genuin journalistische Kompetenz sollte unter dieser Perspektive 
auf den Informationsauftrag fokussiert werden: Ihr Kern hätte die mit 
der öffentlichen Aufgabe verbundene Tätigkeit zum Inhalt, über die 
relevanten Vorgänge sachrichtig, umfassend und ausgewogen zu infor-
mieren und über deren Hintergründe und Handlungszusammenhänge 
aufzuklären, sprich: Kritik und Kontrolle zu üben. Dies ist weniger tri-
vial, als es erscheinen mag. Studien und Inhaltsanalysen zeigen immer 
wieder, dass die reichweitestarken Newsmedien der Sichtweise der poli-
tischen und wirtschaftlichen Eliten folgen, dass sie komplexe Vorgänge 
oft einseitig oder parteiergreifend beschreiben, behördliches Versagen 
wie auch Missstände eher zufällig thematisieren und oftmals statt der 
nachrichtlichen Aufklärung bevorzugt Meinungs- und Spekulations-

19 Der Begriff ist unscharf und wird in den Sozialwissenschaften auch als Synonym 
für »Bürger*innengesellschaft« gebraucht (vgl. Zimmer 2012). Ich folge hier 
Habermas, der »Zivilgesellschaft« als zugangsoffene, freiwillige Kommunikati-
onsgemeinschaft begreift, die auch Formen des gewaltlosen Protestes und zi-
vilen Ungehorsams einschließt. Habermas beschreibt diesen Kommunikations-
raum als nicht vermachtete und insofern autochthone Öffentlichkeit. Diesem 
Raum steht die vermachtete Öffentlichkeit gegenüber, in der die professionellen 
Mainstreammedien, die politischen Institutionen, Interessengruppen und Lob-
byist*innen dominieren (Habermas 1998, 415–467).

20 Näheres unter: https://fitfornews.de/.
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journalismus betreiben. Verkürzt gesagt: Die Kernkompetenz – die un-
voreingenommene, auf Offenlegung gerichtete Recherche – findet man 
nicht regelhaft, sondern ausnahmsweise. Für die deliberativ begrün-
dete Diskursöffentlichkeit, die in der zivilgesellschaftlichen Lebenswelt 
stattfindet, ist diese Informationsaufgabe allerdings die Grundvoraus-
setzung. Ohne sie gibt es keinen verständigungsorientierten Diskurs, 
vielmehr Populismus und Propaganda.

Zu dieser journalistischen Kernkompetenz hinzu tritt die Aufgabe, 
bedeutsame Konflikte und Probleme zu erkennen, zu analysieren und 
allgemeinverständlich darzustellen – ich nenne sie hier verkürzt »The-
matisierungsfunktion«. Denn im Unterschied zu den 1960er Jahren, 
als die »öffentliche Aufgabe« erkannt und in den Landespressegesetzen 
verbindlich beschrieben wurde, sind die heutigen Verhältnisse für viele 
Menschen unübersichtlich und die Wirkungszusammenhänge zwi-
schen Politik, Wirtschaft und Soziokultur undurchschaubar. Mit ande-
ren Worten: Komplexe Vorgänge und Prozesse in Politik und Wirtschaft 
zu untersuchen und deren Akteur*innen und Interessen durchsichtig 
zu machen ist Teil dieser Kompetenz; sie gewinnt seit dem Web 2.0 und 
der desorientierenden Informationsüberflutung weiter an Bedeutung. 
Vielleicht gelingt es den solcherart kompetenten Journalist*innen, 
»sich als Mandatar eines aufgeklärten Publikums [zu] verstehen, des-
sen Lernbereitschaft und Kritikfähigkeit sie zugleich voraussetzen, be-
anspruchen und bestärken« (Habermas 1998, 457). Dies steht unter 
der Prämisse, dass auf Seiten des Publikums – gleichsam als Komple-
mentär – die genannte Medienkompetenz erworben werde.

Wie aber sähe die mediale Infrastruktur aus, die diesen gesellschaft-
lichen Diskurs in Gang halten könnte? Hier setzt meine zweite Per-
spektive an. Sie greift eine Debatte auf, die vor mehr als 70 Jahren in 
der Gründungsphase der Bundesrepublik Deutschland schon einmal in 
Fahrt kam, als es um die Bedingungen eines Journalismus ging, der aus 
ökonomisch und ideologisch unabhängiger Position informieren kann. 
Es war die Idee des public service, mithin eines meritorischen Dienstes, 
vergleichbar dem Gesundheits- und Bildungssystem, die eigentlich 
nicht marktfähig sind (»öffentliche Güter«; Kiefer 2001, 132–133) 
und deshalb nicht kommerzialisiert, sondern als gemeinnützige oder 
öffentlich-rechtliche Einrichtungen zu organisieren wären. Jedenfalls 
sollte der Informationsjournalismus von keinem Finanzier, keiner 
Machtgruppe, keiner politischen Partei und keiner gewinnorientierten 
Eigentümerin abhängig sein. Dies schien realisierbar, sofern diese Me-
dien – ähnlich wie die BBC in Großbritannien – allein über Gebühren 
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finanziert und von gesellschaftlich relevanten Gruppen kontrolliert 
würden (über Organisation und Einflussnahme der Regierung ver-
mittels des BBC Trust vgl. Hahn 2010, 136; inzwischen wurde der BBC 
Trust durch Ofcom ersetzt).

In Deutschland ist diese Idee so alt wie der vom britischen Journa-
listen Hugh Carleton Greene im Oktober 1946 gegründete Nordwest-
deutsche Rundfunk (NWDR), das Urmodell der ARD: »Unerbittlich in 
der Abwehr von äußerem Einfluss, aber auch unerbittlich für Toleranz«, 
nannte Greene (1970) sein Credo. Auf der Suche nach einer Organisa-
tionsform, die dieses Prinzip Unabhängigkeit sichern sollte, fand er das 
Konzept der öffentlich-rechtlichen Einrichtung: Finanzielle Unabhän-
gigkeit gegenüber Verbänden und Werbewirtschaft, also keine Wer-
bung, keine Steuergelder, sondern einzig Zuschauerbeiträge. Zudem 
politische Unabhängigkeit gegenüber dem Staat und den Parteien, also 
kein Weisungsrecht der Länderregierungen, vielmehr ein pluralistisch 
besetzter Rundfunkrat (damals Hauptausschuss), der relevante gesell-
schaftliche Interessen repräsentiert und der den Intendanten (damals 
Generaldirektor) wählt. 

Greenes Überzeugung, dass in einer Demokratie die Meinungsbil-
dung der Bürger*innen ohne staatliche Einflussnahme allein auf die 
Informations- und Kommentarleistung unabhängiger Journalist*innen 
abgestützt sein sollte, fanden sogar die US-amerikanischen Besatzer 
richtig. In ihrer Anordnung vom 21. November 1947 hieß es: »Es ist die 
grundlegende Politik der US-Militärregierung, dass […] die Mittel der 
öffentlichen Meinungsbildung wie Presse und Rundfunk […] von jeder 
Regierungseinwirkung freigehalten werden.«

Es blieben Erinnerungen an die Zukunft des kompetenten Informati-
onsjournalismus, denn bereits im Frühjahr 1948 hatten die deutschen 
Politiker Greenes Konzept demoliert: Statt unabhängiger Leute aus dem 
Bildungswesen setzten sich die Kultusminister der vier Länder gleich 
selbst in den Hauptausschuss und zogen ihre Leute nach. Seither wurde 
der Einfluss der Politik auf die Rundfunkanstalten nicht ab-, sondern 
ausgebaut – in den Anstalten der ARD ebenso wie 15 Jahre später im 
ZDF. Eindrücklich zeigt dies die Causa Brender: Der ZDF-Chefredakteur 
galt den Unionspolitiker*innen als zu kritisch und politisch zu links, 
weshalb der von ihnen dominierte Verwaltungsrat Ende 2009 Brenders 
Vertragsverlängerung ablehnte. Ihre Macht schrumpfte ein wenig, als 
das Bundesverfassungsgericht 2014 die Zusammensetzung des Verwal-
tungsrats als rechtswidrig einstufte. Seither werden nur mehr rund ein 
Drittel der Mitglieder direkt oder indirekt von politischen Parteien und 
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Ämtern delegiert. Doch dies genügt.21 So sind bis heute die leitenden 
Journalist*innen der ARD und des ZDF den politisch besetzten Auf-
sichtsgremien gegenüber rechenschaftspflichtig. Viele Vorfälle bele-
gen, dass keine der beiden Anstalten de facto die Staatsferne aufweist, 
die ihnen 1947 per Proklamation zugedacht worden war.

Jener Grundsatz der Staats- und Wirtschaftsferne könnte heute wie-
derbelebt werden, zumal es nicht mehr um die Hoheit über wenige Sen-
defrequenzen geht, sondern offene Kommunikationsräume im Internet 
zur Verfügung stehen. Sofern die Zivilgesellschaft ihr Diskursinteresse 
artikulieren kann, müssten ihre Akteur*innen darauf bestehen, den In-
formationsjournalismus an die öffentliche Aufgabe zu binden und im 
Internet als offene Plattform des public service zu organisieren. Dabei 
müsste die Staatsferne organisationsrechtlich, die ökonomische Eigen-
ständigkeit über Beiträge abgesichert, die medienrechtliche Qualitäts-
kontrolle institutionalisiert und von medienkompetenter Seite super-
visioniert werden.

Vorgänge im Ausland zeigen, dass diese Idee verstanden und vom Pu-
blikum gewünscht wird. Zum Beispiel die dreisprachige Schweizerische 
Radio- und Fernsehgesellschaft (SRF): Sie definiert sich als »service 
public«, ist als Verein organisiert, erhält von der Bundesregierung die 
Konzession und wird vom Bundesamt für Kommunikation nur in for-
maler Hinsicht (Einhaltung der Rechtsbestimmungen) kontrolliert. Für 
die programminhaltliche »Beurteilung« (nicht Kontrolle) ist ein Publi-
kumsrat zuständig, dessen 26 Mitglieder verschiedene Bevölkerungs-
gruppen repräsentieren – ein sich zivilgesellschaftlich legitimierendes 
Gremium.22 Außerdem prüfen in den Sprachregionen Ombudsmann-
Einrichtungen alle Publikumsbeschwerden; Beschwerdeführer*innen 

21 Eine Zusammenstellung markanter Einflussnahmen der Politik auf die journa-
listische Aussagenproduktion der öffentlich-rechtlichen Anstalten brachte die 
Süddeutsche Zeitung am 25.10.2012, https://www.sueddeutsche.de/medien/
politik-und-medien-wenn-der-minister-zweimal-klingelt-1.1505696.

22 Aus seiner Selbstdarstellung: »Als wichtiges Glied der Qualitätskontrolle gibt er 
den Programmverantwortlichen und Programmschaffenden von SRF kritische 
und konstruktive Anregungen aus der Sicht der Konsumentinnen und Kon-
sumenten von SRF-Programmen. Der Publikumsrat ist unabhängig und nicht 
weisungsbefugt. Er beobachtet ausgewählte Programme, Sendungen und On-
line-Angebote von SRF und 3sat nach eigener Wahl. Die Programmbeobachtung 
wird in ständigen Arbeitsgruppen geleistet. Die Ergebnisse der Arbeitsgruppen 
werden im Plenum mit den Sendeverantwortlichen diskutiert und anschlies-
send über die verschiedenen Online- und Offlinekanäle der SRG.D öffentlich 
gemacht.« https://www.srgd.ch/de/uber-uns/publikumsrat/ueber-uns/.
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können ihren Fall an die »Unabhängige Beschwerdeinstanz« weiterzie-
hen. Während in Deutschland mit seiner zehnfach größeren Bevölke-
rung in allen Gremien und Beiräten der ARD und des ZDF insgesamt 
rund 1 000 Vertreter*innen von Gruppen, Einrichtungen und Parteien 
tätig sind, engagieren sich in den Mitglieds- und Regionalgesellschaf-
ten der SRG rund 23 000 Personen (Siepmann 2012). Im März 2018 hat 
die große Mehrheit der Schweizer Stimmbürger*innen eine Initiative 
zur Abschaffung der Rundfunkgebühren rundheraus abgelehnt. Den 
Bezeugungen zufolge war dies, zivilgesellschaftlich betrachtet, die viel-
leicht deutlichste Bestätigung weniger der Unterhaltungsleistung als 
der journalistischen Informations- und Orientierungsfunktion zumal 
im Zeitalter von YouTube und Instagram. 

Abschließend ziehe ich aus den skizzierten Perspektiven einige 
konkrete Folgerungen. Ich formuliere sie auf der Handlungsebene als 
Bedingungen für eine Erneuerung der Kompetenzen, die Informations-
journalist*innen in der Ära des partizipatorischen, über Vernetzungen 
strukturierten, dabei von intermediären Konzernen bemächtigten In-
ternets benötigen:

	� Die zivilgesellschaftliche Lebenswelt: Diskursräume zurückholen, 
öffentlich-rechtlich absichern und dekommerzialisieren.
	� Die organisierte Mediengesellschaft: Die Kulturtechnik »Medien- 

und Informationskompetenz« als Basisbildungsprogramm einfüh-
ren, vergleichbar seinerzeit mit der Alphabetisierung.
	� Das Institutionengefüge des politischen Systems: Verrechtlichter 

Schutz der Kommunikationsräume vor staatlicher beziehungsweise 
parteipolitischer Einflussnahme (Neutralitätsschutz) sowie kartell-
rechtliche Abwehr der Monopolisierungstendenzen.
	� Die Informationsstruktur als meritorischen public service des »Infor-

mationsjournalismus« organisieren und über ein macht- und interes-
senunabhängiges Modell (etwa Stiftungen, Beiträge) finanzieren.
	� Die Handhabung journalistischer Kompetenz durch die angewandte 

Kommunikations- und Medienwissenschaft periodisch evaluieren 
und deren Befunde den für die Qualitätskontrolle geschaffenen Gre-
mien auf der Ebene der Zivilgesellschaft an die Hand geben.
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1 Einführung

Die »Große Transformation«, die der Wissenschaftliche Beirat der Bun-
desregierung 2011 veranschlagt hatte, setzt sich für eine klima- und 
sozial gerechte, ökologisch wirtschaftende Weltgesellschaft ein. Aller-
dings werden die Transformationsidee und der Begriff »Nachhaltig-
keit« überproportional häufig mit dem Themenkomplex um Klima und 
Umwelt assoziiert. Der Care-Bereich hingegen, also die Fürsorge, Hin-
wendung und Pflege des Lebendigen, steht weniger stark im Fokus, ob-
wohl hier ebenfalls ganz unmittelbar die Existenzgrundlagen des 
menschlichen Seins betroffen sind. Während der Raubbau an der Natur 
mit medientauglichen Bildern transportiert werden kann, die gerodete 
Wälder, verschmutzte Ozeane und schmelzende Pole zeigen, vollzieht 
sich der Raubbau am Menschen unbemerkt und in komplexer Chiffrie-
rung. Übersetzt in sozialwissenschaftliches Vokabular steht er hier für 
strukturelle Bedingungen, die soziale Ungleichheit, (Selbst-)Ausbeu-
tung und die Unsichtbarmachung großer Teile geleisteter Care-Arbeit 
fördern. 

Im Gegensatz dazu (oder als Reaktion) fordern Barbara Thiessen 
und Paula-Irene Villa schon lange die strukturelle Anerkennung der 
Angewiesenheit des Menschen (auf Menschen) als Conditio humana 
(Thiessen und Villa 2010). Dabei plädieren sie unter anderem dafür, 
das Recht, Sorge zu geben und versorgt zu werden, im Sozialgesetz-
buch als Grundrecht zu verankern. Das Konzept der »Care-Revolution« 
(Winker 2015) legt in diesem Sinne Maßstäbe für eine solidarische Ge-
sellschaft an und ist zu verstehen als »[…] eine politische Transformati-
onsstrategie, die anknüpfend an die Erkenntnisse feministischer Politik 
die grundlegende Bedeutung der Sorgearbeit ins Zentrum stellt und 
darauf abzielt, das gesellschaftliche Zusammenleben ausgehend von 
menschlichen Bedürfnissen zu gestalten. Damit wird Care-Arbeit, die 
in den meisten politischen Strategien ebenso wie in den ökonomischen 
Theorien keine Rolle spielt, als Bezugspunkt der Gesellschaftsverände-
rung gewählt.« (ebd., 144)

Der Beitrag blickt vor diesem Hintergrund diskursanalytisch auf 
massenmedial vermittelte Deutungs- und Anerkennungsstrukturen, 
die unter den Bedingungen der Medienlogik (Karidi 2017) produziert 
werden. Anerkennungsstrukturen sind hier analog zu Reckwitz (2019) 
als »Valorisierungsstrukturen« zu verstehen, die sich in hochgradig dy-
namischen, gesellschaftlichen Prozessen herausbilden und »Elementen 
der Welt« (ebd., 27) Wert zuschreiben beziehungsweise absprechen. 
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Dieser konfliktbeladene »Prozess des ›doing value‹« (ebd.) manifestiert 
sich auch in medialen Anerkennungsstrukturen. Welchen Lebens-
formen, Alltagsvorstellungen oder Praktiken wird Wert zugesprochen 
beziehungsweise aberkannt? Welcher »Stil des Lebens« (ebd., 55) ist 
medial sichtbar oder gerade unsichtbar und somit wertlos? Gesell-
schaftliche Anerkennungsstrukturen können sich auf Freizeitgestal-
tung, persönliche Beziehungen, die Geschlechterordnung, das Famili-
enleben, die politische Orientierung und prinzipiell auf alle Formen des 
Seins beziehen (ebd.). 

Gegenstand dieser Betrachtung ist das Thema Mutterschaft und 
die damit verbundene öffentliche Bewertung von Care-Arbeit. Die 
Ergebnisse basieren auf einer qualitativen Diskursanalyse, die katego-
riengeleitet aufgesetzt und ausgewertet wurde (Löblich 2016; Meyen 
2019). Das Untersuchungsmaterial setzt sich aus 282 Analyseeinheiten 
zusammen, die drei unterschiedlichen medialen Diskursebenen zu-
gehören: 55 entstammen Leitmedien, 27 der TV-Werbung und 200 der 
digitalen Plattform Instagram. Diese Heterogenität ermöglicht die He-
rausarbeitung kanalübergreifender und somit symptomatischer Regel-
mäßigkeiten. Theoretische Grundlagen sind dabei zum einen die dis-
kursanalytischen Prämissen nach Foucault (1981) kombiniert mit der 
gesellschaftsdiagnostischen Analyse der Spätmoderne nach Reckwitz 
(2017; 2019) und der wissenschaftlichen Care-Debatte beziehungs-
weise der Idee einer Care-Revolution (Winker 2015). Die Ergebnisse 
beschränken sich im Rahmen dieses Beitrags auf punktuelle Skizzie-
rungen und sind als Auskopplung eines größer angelegten Dissertati-
onsprojekts zu sehen.

2 Problemaufriss: Mutterschaft und Care in der 
Spätmoderne

2.1 Spätmoderne Valorisierungsstrukturen und ihre 
Kehrseiten

Nach Reckwitz (2019) leidet die Spätmoderne an einem systemati-
schen Ungleichgewicht. Sie ist geprägt durch die Gleichzeitigkeit von 
sozialem Auf- und Abstieg sowie kultureller Auf- und Abwertung 
(ebd., 16). Das heißt: Den Gewinner*innen des spätmodernen Bewer-
tungssystems stehen Verlierer*innen gegenüber und die Aufwertung 
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einer bestimmten Lebensweise kommt nicht ohne die Entwertung 
einer anderen aus. Reckwitz bezeichnet dies als Doppelstruktur der 
Spätmoderne, als zwei Seiten einer Medaille, die nicht voneinander 
zu trennen sind. Zwar handelt es sich laut ihm bei der Entwertung um 
nichtintendierte Handlungsfolgen, die weder bewusst herbeigeführt 
noch explizit gewünscht werden – aber dennoch in aller Konsequenz 
existieren. So sind etwa Singularitätsprozesse, die das Individuum 
mit allerlei Freiheiten und vermeintlichem Entfaltungsspielräumen 
ausstatten, implizit auch eine Abwertung all dessen, was »standardi-
siert und massenhaft im Hintergrund verschwindet« (Reckwitz 2019, 
17). Viele gesellschaftliche Spannungen lassen sich über die Doppel-
struktur von Valorisierung erklären: einseitige oder fehlende Aner-
kennung und Negierung der Kehrseiten von bessergestellten sozialen 
Positionen. 

Die Kehrseiten spätmoderner Valorisierungsstrukturen zeigen sich 
nach Reckwitz vielerorts: ihm zufolge wertet der global vernetzte ko-
gnitiv-kulturelle Kapitalismus komplexe Güter mit hoher Innovations-
dynamik und Kreativität zum Vorteil der Hochqualifizierten auf (ebd., 
16), während gleichzeitig einfache Dienstleistungen, Routinejobs und 
repetitive Arbeiten von Niedrigqualifizierten mit geringem Prestige 
und sozialer Sicherheit ihren Wert verlieren (ebd.). Die Kehrseite der 
Akademisierung und des Profilierungswettbewerbs von Schulen, Uni-
versitäten und Absolventen um Exzellenz und Alleinstellung zeige sich 
außerdem in der Abwertung von niedrigen und mittleren Bildungs-
abschlüssen (ebd., 18). In der digitalen Welt wiederum erhielten eine 
geringe Zahl von Individuen Aufmerksamkeit und Wertschätzung 
im Übermaß (ebd.). Diesen Gewinner*innen stellt Reckwitz all jene 
gegenüber, »die unsichtbar bleiben, die schlecht vernetzt oder isoliert 
sind, denen es an Anerkennung mangelt – oder die gar ins Zentrum 
negativer Aufmerksamkeit wie Verachtung oder Hass geraten« (ebd.). 
Gleichzeitig sei das Individuum selbst erschöpft vom eigenen »Lebens-
modell der erfolgreichen Selbstverwirklichung«, das die Gestaltung 
von »Alltag, Biographie, Freizeit und Familie zu einer ambitionierten 
Herausforderung« (ebd.) mache und ein hohes Enttäuschungs- und 
Frustrationspotenzial berge. Ob das Leben als gelungen empfunden 
wird, ist nach Reckwitz von fragilen Maßstäben abhängig: dem sub-
jektiven Erleben und der eigenen psychischen Befriedigung (ebd., 
21) – Finde ich das gut? Macht mir das Spaß? Dieses Modell werde 
allerdings nur von einer neuen Mittelklasse, dem »Leitmilieu der Spät-
moderne« (ebd., 17), getragen. Die Kehrseite findet sich ihm zufolge 
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in der »subtilen kulturellen Abwertung oder sozialen Deklassierung, 
welche die traditionelle Mittelklasse und prekäre Klasse erfahren« 
(ebd., 18).

2.2 Mediale Valorisierungsstrukturen und ihre 
Bedeutsamkeit

Dieses Reckwitz’sche »Bewertungssystem der Spätmoderne« findet in 
Form von besagten Valorisierungsstrukturen1 seine Entsprechung im 
medialen Diskurs.2 Die Medienöffentlichkeit schafft Realität, indem sie 
bewertet. Sie positioniert und hierarchisiert das Subjekt und schafft 
Vergleichsräume (Arendt und Brosius 2019). Valorisierungsstrukturen 
werden über Mediendiskurse institutionalisiert und entfalten ihre Wir-
kung als Orientierungssysteme, die den Mitgliedern einer Gesellschaft 
bekannt sind. Sie prägen den Wissensvorrat, formen Mythen sowie das 
kulturelle Gedächtnis und stecken Handlungsspielräume ab (Berger 
und Luckmann 2016). Valorisierungsstrukturen bieten der Kommuni-
kationswissenschaft eine vielversprechende Analysekategorie, da sie 
eine elegante Brücke zwischen soziologischer Gesellschafts- und Ge-
genwartsdiagnose sowie kritischer Medieninhaltsforschung bilden. Sie 
sind zudem durch die jeweilige Kanallogik geformt und somit in ihren 
Bedeutungspotenzialen eingeschränkt. Wie im medialen Diskurs Wert 
zugesprochen beziehungsweise verweigert werden kann, ist den me-
dialen Produktionsbedingungen und den Regeln der Medienlogik un-
terworfen. Hier stellt sich die Frage, welche Folgen es für das Subjekt 
hat, wenn sich gesamtgesellschaftlich wirksame Anerkennungsstruk-
turen in dem Korsett medialer Produktionslogiken formieren. Umso 
dringlicher wird sie, je weiter fortgeschritten die »reflexive Modernisie-
rung« (Beck et al. 2014) ist, je weniger traditionsgeleitet und vorge-
schrieben die Handlungsspielräume des Einzelnen sind und je mehr 
mediale Valorisierungsstrukturen diese Lücken in den subjektiven Ori-
entierungssystemen füllen können.

1 Kontroverse um Anerkennung oder Umverteilung vgl. Fraser und Honneth 
(2003).

2 Diskursbegriff nach Foucault (1981).
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2.3 Care-Arbeit und Mutterschaft als spätmoderner 
»Aggressionspunkt« 

Mutterschaft und Mutterschaftspraxen stehen nun in besonderem 
Maße im Zentrum der spätmodernen (Neu-)Formierung entlang der 
Kategorien »Gender« und »Care« (Thiessen 2019, 1146). Die Klammer 
um das »Neu« ist an dieser Stelle wichtig, weil die Geschichte zeigt, 
dass die Auslegung von Mutterschaft schon immer von Wandel durch-
zogen war. Brüche und Neuinterpretationen von Mutterschaft, Eltern-
schaft und Familie begleiten diese Konzepte schon seit ihrer Prägung 
(Thurer 1995; Thiessen 2019; 2020; Schütze 1986; Vinken 2011). Da-
her lohnt ein diskursanalytischer Blick, der bestehende Herrschaftsver-
hältnisse als Grundlage dominanter Deutungen in den Fokus nimmt 
und sich ihrer Kontingenz bewusst ist. Nachdem sich in Deutschland im 
Zuge der Industrialisierung und der Herausbildung der bürgerlichen 
Kleinfamilie eine stark geschlechtshierarchische Arbeitsteilung eta-
bliert hatte, nahmen die Ansprüche und die normative Aufgeladenheit 
von gelungener Mutterschaft im Zeitverlauf stetig zu (Schütze 1986; 
Thiessen und Villa 2010). Die voranschreitende Ökonomisierung sowie 
der steigende Stellenwert des Kindes innerhalb der Familie und die 
neuentdeckte Lebensphase »Kindheit« führten zu einer fortsetzenden 
Professionalisierung der Mutterrolle (Thiessen 2020). Gleichzeitig 
wird das traditionelle Ernährermodell abgelöst von einer Ordnung, 
welche die Erwerbstätigkeit aller erwachsenen Menschen vorsieht. Das 
»Adult-Worker-Modell« als erklärtes Ziel familienpolitischer Maßnah-
men (Winker 2015) steht für eine normative Verschiebung in eine Rich-
tung, in der alle Menschen zu »geschlechtslosen Marktteilnehmern« 
(Soiland 2019, 102) reformiert werden, »die dem Markt unabhängig 
von ihren reproduktiven Fürsorgeaufgaben zur Verfügung stehen sol-
len« (ebd.). 

Zugleich erfahren Care-Tätigkeiten, die meist unbezahlt und infor-
mell von Frauen geleistet wurden und werden, als Form von Arbeit 
wenig gesellschaftliche Anerkennung. Entsprechend gering fällt auch 
die Entlohnung für staatliche oder privatwirtschaftliche personennahe 
Tätigkeiten in Betreuung und Pflege aus (Winker 2015, 23). Während 
der Bedarf an Care-Arbeit steigt (unter anderem durch den demo-
graphischen Wandel und eine wachsende Zahl an Alleinstehenden), 
nehmen die Möglichkeiten für Sorge und Pflege ab – beispielsweise auf-
grund von weniger Mehrgenerationenhaushalten, der Flexibilisierung 
der Arbeitswelt, steigender Mobilität und fehlenden Geschwistern (Eh-
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lert 2016). Care-Praktiken folgen zusätzlich einer Eigenlogik, die sie für 
Rationalisierungsmechanismen sperrig machen. Sie sind zeitintensiv 
und lassen sich nicht standardisieren oder verkürzen, ohne an Qualität 
zu verlieren (Winker 2015). Menschlicher Zeiteinsatz und oftmals phy-
sische Präsenz machen Care-Tätigkeiten makroökonomisch teuer. Der 
Ressourceneinsatz kann nicht unbedingt durch Innovation effektiver 
oder günstiger gestaltet werden. So gerät Care zu einem »Aggressions-
punkt« (Rosa 2018) des spätmodernen Menschen, da diese Tätigkeiten 
nicht widerstandsfrei »verfügbar« sind beziehungsweise sich nicht in 
die Maxime einer entgrenzten Lebensweise integrieren lassen. Gelöst 
wird der hohe Ressourcenaufwand durch billige Arbeitskräfte aus dem 
Ausland, die oft in prekären Verhältnissen angestellt sind und eigene 
Familien zurücklassen (»care-chain«; Lutz und Palenga–Mollenbeck 
2012). Außerdem lagert man Care-Tätigkeiten oftmals aus (Kinder-
betreuung, haushaltsnahe Dienstleistungen, Pflegedienste, digitale 
Dienste), was zu intersektionalen Schieflagen führt, da sich die Mög-
lichkeiten von Familien und Care-Empfänger*innen entlang von Res-
sourcen, Milieus oder Regionen unterscheiden (Thiessen 2020; Winker 
2015). Eine lohn- und statuswirksame Aufwertung von Care-Arbeit ist 
daher unerlässlich, um prekäre Auswege aus der Care-Krise zu behe-
ben (Soiland 2019). Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage, wie 
Valorisierungsstrukturen um Mutterschaft und Care-Arbeit im Medien-
diskurs beschaffen sind, welche Machtverhältnisse sich dabei zeigen 
und wie die mediale Produktionslogik Deutungsstrukturen formt. Eine 
»Care-Revolution«, die sich an menschlichen Bedürfnissen und insbe-
sondere an der Sorge füreinander orientiert, kann als zentrale »Trans-
formationsstrategie« (Winker 2015) nur über entsprechende mediale 
Valorisierungsstrukturen getragen und vorangebracht werden. 

Forschungsleitende Fragen kompakt

	� Welche Valorisierungsstrukturen zeigen sich im Untersuchungsma-
terial in Bezug auf Mutterschaft und Care-Arbeit? 
	� Was sagt das über geltende Herrschaftsverhältnisse aus? Wo sind Lü-

cken und Leerstellen?
	� Welchen Einfluss hat die Kanallogik?
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3 Untersuchungsanlage

Für die qualitative Analyse des Mediendiskurses wurden im Rahmen 
der Grobanalyse 282 Diskursfragmente berücksichtigt (Tab. 1). Diese 
entstammen unterschiedlichen Medienkanälen (Leitmedien, TV-Wer-
bung und Instagram als digitale Plattform), um den Diskurs möglichst 
breit einzufangen. Alle Fragmente wurden im Zeitraum zwischen 2016 
und 2018 veröffentlicht. Die Auswahl der Printartikel erfolgte über eine 
Schlagwortsuche (Mutter, Mutterschaft, Eltern, Elternschaft, Familie, 
Geburt) und anschließende Gewichtung nach den Kriterien Zentralität 
und Relevanz. Die Instagram-Posts wurden über die Anzahl der Follo-
wer*innen und die Selbstbeschreibung, in der Mutterschaft vorkom-
men musste, selektiert. Die Auswahl der Werbespots erfolgte über TV-
Monitoring von Oktober 2018 bis Januar 2019. Hierfür wurden diese 
gezielt in den reichweitenstärksten Fernsehkanälen gesichtet und die 
Erhebung durch eine Recherche in Werbedatenbanken ergänzt. Das 
Selektionskriterium bei den Werbespots bestand ebenfalls darin, dass 
eine beliebige Deutung von Mutterschaft auffindbar sein musste.

3.1 Überblick über die Materialbasis 

Tab. 1: Die Materialbasis im Überblick.

Leitmedien 55 Artikel Süddeutsche Zeitung (SZ), Frankfurter Allgemeine Zeitung 
(FAZ), Die Tageszeitung (taz), Die Welt, Die Zeit, Der Spiegel

TV-Werbung 27 Werbespots Nahrungsmittel, Pharmazie, Handel, Reinigungsmittel, 
Babyprodukte

Instagram 200 Posts Sprecher*innen, die sich aufgrund der Selbstbeschreibung 
in die Kategorien »Celebrity Moms«, »Working Moms« oder 
»Momfluencer« einteilen lassen 

Für die Auswertung wurde ein Kategoriensystem verwendet (Tab. 2). 
Die Auswertung erfolgte nach Jäger und Jäger (2007) in zwei Stufen: 
In der Grobanalyse wurden grundsätzliche Regelmäßigkeiten fest-
gestellt und typische Fälle bestimmt. Diese gingen in die Feinanalyse 
ein und wurden daraufhin in Text- und Bildebene auf die latenten und 
manifesten Bedeutungsstrukturen untersucht. 
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3.2 Kategoriensystem

Tab. 2: Das Kategoriensystem, Grundlage für die empirische Unter-
suchung.

Kanallogik Leitmedien, TV-Werbung, digitale Plattform 

Diskursposition Sprecher*innenhintergrund 
Problembezüge/Gegenstandskonzeptualisierung
Anerkennungsstrukturen (Valorisierung)

Strategien Sprachliche Mittel, ideologisches Framing
Kollektivsymbolik, Bildkomposition

Die Kanallogik berücksichtigt dabei die unterschiedlichen Kontexte, 
in denen das Diskursfragment entsteht. So folgt ein Printartikel in der 
SZ einer anderen Logik als ein Instagram-Post oder eine TV-Werbung. 
Dies hängt mit den Produktionsbedingungen, den Möglichkeiten der 
Vermittlung (Text, Bild, audiovisuell) sowie den Nutzungskontexten 
der Medieninhalte zusammen. In der Kategorie Diskursposition werden 
einerseits die strukturellen Vorbedingungen der Sprecher*innen er-
hoben sowie die inhaltliche Konzeptualisierung und Bewertung des 
Gegenstands »Mutter«. Welche visuellen und sprachlichen Mittel dabei 
zur Anwendung kommen, erfasst die Kategorie Strategien. Die theo-
retische Fundierung des hier verkürzt dargestellten Kategoriensystems 
geht zurück auf die Formationsregeln von Foucault (1981) sowie die 
anwendungsorientierte Adaption von Jäger und Jäger für die Sprach- 
und Sozialforschung (2007). 
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4 Ergebnisse

4.1 Sprecher*innenschaft und Leerstellen

In den hier untersuchten Diskursfragmenten zeichnet sich die Spre-
cher*innenschaft durch Homogenität hinsichtlich der Ressourcenaus-
stattung und sozialen Position aus. So kann für die untersuchten Ana-
lyseeinheiten im erhobenen Zeitraum festgehalten werden: 
Deutungshoheit hat die neue Mittelklasse gemäß Reckwitz’ Definition. 
So richten sich die Problembezüge, vor denen Mutterschaft medial dis-
kutiert wird, an der Lebenswelt dieser homogenen Gruppe aus. Folglich 
sind die Interessenlagen und Relevanzsysteme anderer Teile der Bevöl-
kerung medial weniger bis gar nicht sichtbar. Es werden Leerstellen im 
Mediendiskurs in Bezug auf Diskurszugang bestimmter Sprecher*in-
nenpositionen augenscheinlich. Welche Problembezüge beim Thema 
Mutterschaft und Care-Arbeit bei der alten Mittelkasse oder der prekä-
ren Klasse vorherrschen, findet wenig bis gar keine Beachtung. Den 
Verlierer*innen des Strukturwandels, die durch eine kulturelle Defen-
sive oder strukturell unsichere Lebensbedingungen geprägt sind, steht 
als »Kehrseite« keine mediale Entsprechung im vorliegenden Untersu-
chungsmaterial gegenüber. Das Perfide daran ist aber, dass es oft ge-
rade der unsichtbare Ressourceneinsatz dieser Personen ist, auf dem 
der spätmoderne Lebenswandel auf der »Gewinner*innenseite« auf-
baut. Der Modus der Gleichzeitigkeit und der Synchronität divergieren-
der Rollenansprüche gelingt langfristig nur durch »Ressourcenzukauf«. 
Haushaltshilfen, Erzieher*innen und Großeltern, die Care-Tätigkeiten 
übernehmen und dadurch #WorkingMom ermöglichen, erhalten dafür 
keine äquivalente Valorisierung. Diese konzentriert sich auf das Sub-
jekt, das im Sinne des spätmodernen Bewertungssystems reüssiert. 
Hier zeichnen sich Asymmetrien im medialen Bewertungssystem ab, 
welches ein enges Verständnis von Erfolg und Leistung zur Vergleichs-
kategorie macht, dabei die Frage nach Vorbedingungen und Ressour-
cen vernachlässigt und so soziale Ungleichheit fördert.
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4.2 Anerkennungsstrukturen zu Mutterschaft und 
Care-Arbeit

Vergleicht man die Konzeptualisierung von Mutterschaft über die Ka-
näle hinweg, zeigt sich deutlich die Wirksamkeit sich widersprechen-
der Anerkennungsstrukturen. Zum einen erfolgt Anerkennung nach 
den Kriterien der spätmodernen Steigerungslogik. Das heißt, Mutter-
schaft wird dann positiv valorisiert, wenn ein Streben nach Selbstver-
wirklichung, Statuserhalt und sozialem Erfolg parallel zur Sorgearbeit 
hinzutritt. Gleichzeitig wird Mutterschaft vor allem visuell nach arche-
typischen Mustern, also mit starken genderspezifischen Markern von 
Weiblichkeit sowie einer symbiotischen Darstellung von Mutter und 
Kind (vgl. Abb. 1), inszeniert und instrumentalisiert. 

Abb. 1: Beispiele Instagram: Sarah Stage (28.10.2018), Knowles 
(14.07.2017).

Das Konzept »Mutterschaft« gerät auf visueller Ebene zur Personifi-
zierung von Fürsorge-Tätigkeiten (Nahrung, Pflege, Aufmerksamkeit, 
liebevolle Zuwendung) und ist damit stark mit Care-Arbeit verwoben. 
Nur durch Präsenz, Verfügbarkeit sowie die Bezogenheit auf das Kind 
scheint die Bedeutung von Mutterschaft visuell transportierbar zu 
sein. Das steht gerade im diametralen Widerspruch zur Ressourcen-
verhandlung, die vor allem in den Leitmedien geführt wird und in 
denen die Bemühung zu beobachten ist, Definitionsmachtverhältnisse 
(Beck 2017) hinsichtlich Mutterschaft und Mutterschaftspraxen neu 
zu justieren. Denn in den Analyseeinheiten aus den Leitmedien wird 
genau diese visuell dominant transportierte Bindung von Ressourcen 
aufgebrochen und zum Gegenstand der diskursiven Umsortierung. 
Die Ressource »Mutter« als sich sorgende, sich kümmernde steht zur 
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Disposition – und wird gleichermaßen verteidigt wie angegriffen. 
Dies geschieht sowohl mit Blick auf biopolitische Fragen: Wer darf 
und soll biologisch oder sozial Mutter sein (etwa in Bezug auf Leih-
mutterschaft, Reproduktionsmedizin, Rechte von gleichgeschlecht-
lichen Paaren, Ressourcenausstattung), aber vor allem auch in Bezug 
auf Verteilungsfragen: Welcher Ressourceneinsatz und welche Emo-
tionen sind in Mutterschaftspraxen legitim? Wie müssen diese in Part-
ner- oder Elternschaft verteilt sein? 

Darüber hinaus werden legitime staatliche Maßnahmen diskutiert, 
die den Ressourceneinsatz einerseits unter Paaren und andererseits 
zwischen unbezahlter Care-Arbeit und Lohnarbeit ausgleichen sollen. 
Mutterschaft ist in den Leitmedien folglich auf drei unterschiedlich 
intimen Ebenen von Diskurskämpfen betroffen: 1) Wer darf bezie-
hungsweise soll Mutter sein? 2) Welcher zeitliche und emotionale 
Ressourceneinsatz ist für Mutterschaftspraxen gesellschaftlich er-
wünscht? 3) Durch welche ökonomischen und politischen Steuerungs-
maßnahmen lässt sich der Ressourceneinsatz in Fürsorgearbeit mit der 
Verfügbarkeit für den Arbeitsmarkt zusammenbringen? Eine Doppel-
struktur in der diskursiven Herstellung von Mutterschaft (Bewertung 
des Ressourceneinsatzes nach spätmoderner Marktlogik versus arche-
typische Care-Ikone) zeigt sich auch innerhalb der einzelnen Diskurs-
fragmente. Hervorzuheben ist dabei der Umstand, dass Care-Arbeit 
genderspezifisch unterschiedlich valorisiert wird. Beispielsweise be-
wertet die Materialbasis Väter positiv, die Fürsorge vor beruflichen Auf-
stieg stellen, während dies bei Frauen nicht der Fall ist (Clauß 2016). 
Die Wahrnehmung von Sorgetätigkeiten durch eine Frau wird in den 
Analyseeinheiten nur in Kombination mit anderen Errungenschaften 
positiv valorisiert. Care-Arbeit ist in der Bewertungshierarchie der 
Spätmoderne anderen Bezugssystemen nachgeordnet: Das Sich-Sor-
gen um Kinder oder andere Care-Empfänger ist weniger wert als der 
Ressourceneinsatz Zeit auf anderen Märkten.

Als Folge der unterschiedlichen Valorisierung von Care- und Lohn-
arbeit stellt sich in der medialen Inszenierung von Mutterschaft ein 
Modus der Gleichzeitigkeit und Synchronität ein. Diesem steht ein Er-
schöpfungsdiskurs gegenüber, welcher die Kehrseite subjektiver Selbst-
optimierungsversuche zeigt und als Ventil einer erschöpften neuen 
Mittelklasse dient, die an den eigenen Maßstäben leidet, ohne diese 
strukturell in Frage zu stellen oder ins Verhältnis zu setzen.

Gleichzeitigkeit und Erschöpfung sind diskursdynamisch als Reak-
tion zu bewerten, die den dominanten, aufgeblähten und einseitigen 
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spätmodernen Anerkennungskriterien gegenüberstehen. So hat Petra 
Schmidt (2014) die moderne Mutter bereits als »Pionierin der Spätmo-
derne«, als »Avantgarde der Subjektivierung von Arbeit« beschrieben, 
welche »selbstkontrolliert, selbstrationalisiert, selbstökonomisiert« all 
das mit subjektiven und externalisierten Ressourcen aufzufangen ver-
sucht, was an steigenden gesellschaftlichen Erwartungen an das Indivi-
duum herangetragen wird.

Abb. 2: Beispiele aus Brigitte (2018), Brigitte Mom (Sims 2018, Minner 
2018) und Der Spiegel (Voigt 2016).

4.3 Einfluss der Kanallogik auf den medialen 
Diskursebenen 

Auf verschiedenen medialen Diskursebenen kommt es dabei zu unter-
schiedlichen Formen der Ausprägung dieser Doppelstruktur. Es wird im 
Folgenden beispielhaft auf die Kanallogik von Instagram und TV-Wer-
bung eingegangen.

Die Werbung positioniert die Mutter gemäß Kanallogik strategisch 
vorteilhaft für das beworbene Produkt. Dabei wird ihr in erster Linie 
die Funktion zugesprochen, sich um alle Belange des zwischenmensch-
lichen Um- und Versorgens zu kümmern. Sie ist primär auf das Wohl-
ergehen der anderen (Kind und Partner) bedacht und kümmert sich, 
wenn überhaupt, zuletzt um sich selbst. Während Kind und Partner 
Fürsorge empfangen, wird die Mutter stets als Gebende, Wissende, Sor-
gende, Nährende konzeptualisiert. Dies geht einher mit einem stark 
vereindeutigten Frauenbild, das ebenfalls keinerlei Irritationen zulässt 
und die Mutter nur dann explizit positiv valorisiert, wenn sie ein at-
traktives Erscheinungsbild aufweist, einen kreativen und humorvollen 
Umgang mit den Unwägbarkeiten des Alltags und der Erziehung findet 
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sowie »gute« Entscheidungen für die Versorgung der Familie und des 
Kindes trifft. Überlappende Rollenansprüche, Ressourcenknappheit 
und Erschöpfung werden nur dann dargestellt, wenn das beworbene 
Produkt eine Lösung für die divergierenden Ansprüche bietet, wie etwa 
Nahrungsergänzungsmittel und Mittel zur psychischen oder physi-
schen Leistungssteigerung. Es zeigen sich im Bereich der TV-Werbung 
so Diskursfragmente im Sinne der spätmodernen Steigerungslogik bei 
gleichzeitiger Verfestigung traditioneller Rollenbilder. Einerseits wird 
eine archetypische Form von Mutterschaft hergestellt, die sich aus-
schließlich mit Care-Tätigkeiten beschäftigt und so Sehnsüchte nach 
Versorgung und Geborgenheit befriedigt. Andererseits wird auf den 
Erschöpfungsdiskurs Bezug genommen, um eine kommerzielle Lösung 
anzubieten. Durch die Reaktivierung der Leistungsfähigkeit kann das 
Subjekt den spätmodernen Ansprüchen wieder gerecht werden, so das 
Versprechen. 

Auf Instagram zeigt sich die Doppelstruktur auf andere Weise. Zu-
nächst ist die Logik von Instagram geprägt durch Ästhetisierung und 
Kommodifizierung – also das Zur-Ware-Machen – von Mutterschaft 
(Schmidt 2015). Digitale Plattformen wie Instagram begrenzen durch 
ihre Eigenlogik den Vorstellungsraum des Möglichen und tragen zu 
einer Vereinheitlichung der Deutungsstrukturen bei. So werden alle 
Modi von Mutterschaft in das Korsett der Ästhetisierung und des vi-
suell Darstellbaren eingefügt, während das Unästhetische oder visuell 
nicht Vermittelbare von vorneherein ausgeschlossen sind. Diskursfrag-
mente auf Instagram sind immer zugleich kreative Akte, denen eine 
bestimmte Wirkungsabsicht vorausgeht. So zeigen sich Leerstellen bei 
der Darstellung von Normalität und Durchschnittlichkeit, aber auch in 
Bezug auf die »abgewandte« Mutter (genervt, aggressiv, abweisend, 
wütend). Insbesondere die »Momfluencer« monetarisieren erfolgreich 
die Inszenierung der eigenen sozialen Rolle und fokussieren sich hier 
gänzlich auf eine care-basierte Darstellung von Mutterschaft. Bemer-
kenswert ist der hohe Einfluss des Kindes auf die Bildkomposition. Ist 
das Kind abgebildet, scheint nur eine zugewandte, irritationsfreie Form 
von Mutterschaft darstellbar zu sein. Widersprüche und Inkonsistenzen 
zeigen sich allein auf der textlichen Ebene, deren Aussagen oft konträr 
zur Bildlogik stehen. 

Die implizite Bedeutungsstruktur der attraktiven Mutter und Frau 
bleibt hochgradig aktiv. Werden Themen wie Depression, Ermüdung 
und mentale Überfrachtung angesprochen, ist das Kind nicht auf dem 
Bild zu sehen. Stattdessen bleibt die Mutter auf sich selbst zurückge-
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worfen. Auch auf Instagram wird Mutterschaft im Modus der Gleich-
zeitigkeit hergestellt: Die Mutter zeigt sich in der Sphäre der Erwerbs-
tätigkeit, während nur der Text auf die Mutterschaft Bezug nimmt (und 
umgekehrt). So wird polychrones Zeitmanagement und Entgrenzung 
auf Instagram zum normalisierten Modus von Mutterschaft, ohne dass 
die Ressourcen sichtbar werden, die es hierfür benötigt. Divergierende 
Zeitrhythmen von Arbeits- und Familienwelt lassen sich scheinbar wi-
derspruchsfrei integrieren (Schmidt 2014).

4.4 Fazit und transformativer Ausblick 

Der Mediendiskurs spielt eine entscheidende Rolle, wenn es um die 
nachhaltige Transformation gesellschaftlicher Strukturen im Sinne 
care gerechter Lebens- und Arbeitsbedingungen geht. Die punktuelle 
Analyse des Mediendiskurses offenbart 1) eine Lücke in Bezug auf die 
sprechenden Personen, 2) eine nach wie vor wirksame, normativ auf-
geladene Mutterfigur, die medial eingesetzt wird und als Sehnsuchts-
objekt dient (Mutter als Versorgende, Liebende), 3) die Ästhetisierung 
und Kommodifizierung und Vereinheitlichung von Mutterschaft und 4) 
die Erschöpfung und Frustration, die symptomatisch für Care-Ge-
ber*innen zu sein scheint. Ein kritischer Blick auf strukturelle Zusam-
menhänge bleibt überwiegend aus. Es werden ungelöste Konflikte hin-
sichtlich der Anforderungen und Eigenschaften von Fürsorgearbeit 
sowie der Verschränkung von Mutterschaft mit Marktimperativen deut-
lich. Die Medienlogik fördert die Individualisierung von Konflikten 
(Erschöpfungsdiskurs) auf der einen und die Kommodifizierung und 
Ästhetisierung von Mutterschaft auf der anderen Seite. Diskurspositio-
nen, die für Machbarkeit und »Autonomie-Fetischismus« (Thiessen und 
Villa 2010) stehen, untergraben die gesellschaftliche Aufwertung von 
fürsorgebasierten Beziehungen, die sich jenseits von Marktimperativen 
bewegen. Doch nur durch eine solche Aufwertung können sich inter-
sektional gerechte Strukturen ausbilden. 

Die Problemlagen der Großen Transformation müssen im Zusam-
menhang wahrgenommen und bearbeitet werden. Ebenso verhält es 
sich mit Care-Arbeit und Mutterschaft. Um diesen spätmodernen Ag-
gressionspunkt aufzulösen, bedarf es neuer gesellschaftlicher Zielgrö-
ßen wie »Zeitwohlstand« (Habermann et al. 2015). Es gilt, Strukturen 
zu formen, welche die Möglichkeit, Sorge zu geben und zu empfangen, 
in den Mittelpunkt stellen – unabhängig von Alter, Gender, Ethnie oder 
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sozialem Status. Denn das Menschliche nimmt hier – in der Angewie-
senheit – seinen Anfang und sein Ende. Die Möglichkeit, in Verbunden-
heit zu leben und zu sterben – auch daran muss sich die Große Trans-
formation messen lassen dürfen.
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Abstract

Auf der Basis zentraler Argumente der interdisziplinären Transformations-
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schung im Besonderen sowie des Bereichs der Kommunikations- und Medi-
enwissenschaften, der sich mit Fragen des Wandels beschäftigt,  diskutiert 
dieser Beitrag, wie konkrete Medienpraktiken zur »Großen Transformation«, 
die auf eine nachhaltige Gesellschaft abzielt, beitragen (können) und wie 
diese wiederum kommunikations- und medienwissenschaftlich reflektiert 
werden sollten. Daraus leiten sich Forschungsdesiderata für die Kommunika-
tions- und Medienwissenschaft ab.
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1 Einführung

Dieser Beitrag wurde während der Covid-19-Pandemie geschrieben – 
einer Zeit der globalen Erschütterung etablierter Abläufe. Maskentra-
gen, Abstandhalten und restriktive Begrenzungen der Anzahl der Per-
sonen, die sich treffen dürfen, schränken das soziale Leben ein, viele 
wirtschaftliche Bereiche sind existentiell bedroht, andere, wie der On-
linehandel, wachsen enorm, während die Politik sich (noch mehr als 
zuvor) an nationalen Fragen und Problemen bei gleichzeitig steigender 
Notwendigkeit des weltweiten Handelns orientiert. 

Während die einen in dieser Krise eine Chance für gesellschaftliche 
Veränderungen sehen, fürchten andere, dass sie das soziale Gefüge 
im negativen Sinne stabilisiert: Bestehende Ungleichheiten und Un-
gerechtigkeiten verschärfen sich innerhalb und zwischen Gesell-
schaften. Während also die Pandemie wütet, existieren weitere Kri-
sen fort, stehen in interdependenten Verhältnissen und verschärfen 
sich sogar gegenseitig. So schien die Covid-19-Krise zunächst die 
sozial-ökologische Krise zu verlangsamen: Kohlenstoffdioxidemis-
sionen und Luftverschmutzung reduzierten sich unter anderem 
durch die geringere Mobilität im Flug- und individuellen Kraftfahr-
zeugverkehr. Doch zeigt sich, dass in manchen Bereichen zwar Emis-
sionen eingespart, in anderen dagegen vermehrt produziert werden: 
Anbieter wie Netflix profitieren von der Pandemie, nicht nur weil die 
Nachfrage nach ihren Produkten zugenommen hat, sondern auch 
weil es »zu einer der wenigen Ausspielwege von Hollywood geworden 
[ist], während die Kinos überall geschlossen sind« (Schuler 2020). 
Durch die gestiegene Onlinekommunikation in Zeiten der Pandemie, 
sei es aufgrund der zunehmenden Nachfrage bei Streamingdiensten, 
der Verlagerung vieler Arbeitsorte ins Home-Office und der damit 
verbundenen Notwendigkeit zu Videokonferenzen statt Präsenzver-
anstaltungen und nicht zuletzt des erhöhten Bedarfs nach digitalen 
Medientechnologien als technischer Voraussetzung, verschärft sich 
die sozial-ökologische Krise während der Covid-19-Pandemie. Denn 
nicht nur die materiellen Herstellungsprozesse digitaler Medien-
technologien bedürfen Energie, die primär aus fossilen Ressourcen 
gewonnen wird (Gabrys 2015, 3; Yu et al. 2010). Sie wird auch für 
die Onlinekommunikation benötigt, hauptsächlich für die riesigen 
Serverfarmen mitsamt ihren komplexen Kühlanlagen (Cook und 
Jardmin 2019; Sühlmann-Faul 2019). Bereits vor Covid-19 wurden 
neun Prozent der global genutzten Energie für das Betreiben digitaler 
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Technologien inklusive der benötigten Infrastrukturen verwendet 
(Morley et al. 2018, 129).

Die »Vielfachkrise« (Demirović et al. 2011) scheint also um eine 
weitere Krise ergänzt, welche die Weltgesellschaft vor noch größere 
Probleme stellt. Der Ruf nach einer »Großen Transformation« (WBGU 
2011; Schneidewind 2018) ist aktueller, dringlicher und komplexer 
denn je – gilt es doch vor dem Hintergrund der Pandemie und der 
sich verschärfenden Ungleichheiten eine komplexe sozio-ökologische 
Transformation zu forcieren, welche die Krisen mitsamt ihrer Interde-
pendenzen adressiert. 

Krüger und Meyen (2018, 343) greifen die Forderung nach der Gro-
ßen Transformation für die Kommunikations- und Medienwissenschaft 
auf und fordern eine Öffnung des »eingeschränkten Horizonts« des 
Faches, das in ihren Augen »vor allem für sich selbst arbeitet« (ebd.). 
Sie schlagen der Disziplin das Ziel einer »Demokratischen Postwachs-
tumsgesellschaft« vor, um »Forschung und Lehre« Sinn zu geben und 
»schnell den Übergang in eine Postwachstumsgesellschaft zu schaffen 
und die Demokratie gleichzeitig nicht nur zu erhalten, sondern sub-
stanziell zu stärken und auf die Weltgesellschaft auszudehnen« (ebd., 
347–348). 

Während die Autoren im Anschluss diverse Anforderungen an das 
Fach skizzieren (ebd., 351–353), um schließlich bei Verteilungsfragen 
zu landen (ebd., 353–355), folgt dieser Beitrag ihrem Aufruf, sich auch 
in der Kommunikations- und Medienwissenschaft mit der Großen 
Transformation zu beschäftigen. Dabei wird diese Forderung auf der 
Basis der interdisziplinären Transformationsforschung im Allgemeinen 
und der sozial-ökologischen Transformationsforschung im Besonderen 
sowie des Bereichs der Kommunikations- und Medienwissenschaften, 
der sich mit Fragen von Transformation und gesellschaftlichem Wan-
del beschäftigt, diskutiert. Im Mittelpunkt stehen dabei diejenigen 
Aspekte der Großen Transformation, die im Sinne einer »nachhaltigen 
Entwicklung« (WCED 1987) die Interdependenzen sozialer, ökologi-
scher und ökonomischer Gerechtigkeit berücksichtigen. 

Des Weiteren wird an Beispielen gezeigt, wie konkrete Medienprak-
tiken zur Großen Transformation beitragen können und wie diese 
wiederum kommunikations- und medienwissenschaftlich reflektiert 
werden sollten. So lassen sich schließlich in diesem Zusammenhang 
konkrete Desiderata für die Kommunikations- und Medienwissen-
schaft ableiten. 
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2 Interdisziplinäre Transformationsforschung und 
kommunikations- und medienwissenschaftliche 
Theorien des Wandels

Um kommunikations- und medienwissenschaftliche Desiderata zu 
entwickeln, welche die Frage nach der Großen Transformation adres-
sieren, wird im Folgenden zunächst die Transformationsforschung im 
Allgemeinen und insbesondere die sozio-ökologische Transformati-
onsforschung im Besonderen definiert. Zusätzlich soll gezeigt werden, 
wie sich die Kommunikations- und Medienwissenschaft bislang mit 
gesellschaftlichem Wandel beschäftigt hat.

2.1 Interdisziplinäre Transformationsforschung

Transformation ist im wissenschaftlichen Diskurs kein neuer Begriff,1 
wird aber dennoch als »neues Konzept sozialen Wandels« (Reißig 
2009) gehandelt. Mit Hinblick auf die beteiligten Disziplinen, zentralen 
gesellschaftlichen Bereiche, Themen und Phänomene sowie verwende-
ten Theorien und Methoden gestaltet sich das Forschungsfeld dabei 
durchaus komplex.2 Transformationsforschung beschäftigt sich nicht 
mit jeglichem gesellschaftlichen Wandel, sondern mit Prozessen, die 
»systematischen und substantiellen Charakter tragen, durch identifi-
zierbare Akteure eher revolutionär und steuerungsorientiert begonnen 
werden sowie deutliche imitative Merkmale aufweisen« (ebd., 12). Der 
Begriff denotiert also nicht gesellschaftlichen Wandel per se, sondern 
solche Prozesse, die mit Absicht herbeigeführt werden und deren ge-
sellschaftliche Veränderungen sich über die Zeit hinweg beständig voll-
ziehen. Schien die Relevanz und Brisanz gesellschaftlicher Transforma-
tionsprozesse in Europa nach 1989 abzunehmen, so gewinnen diese – und 
damit auch die Forschung – vor dem Hintergrund der aktuellen kom-
plexen Krisensituation erneut an politischer und gesellschaftlicher 
Dringlichkeit. 

Aufgrund der ökologischen Krise und des Klimawandels beschäftigt 
sich die interdisziplinäre Transformationsforschung jüngst vor allem 

1 Zur Begriffsgeschichte vgl. Kollmorgen, Merkel und Wagener (2015a, 12–14).
2 Für einen Ein- beziehungsweise Überblick in die Transformationsforschung vgl. 

Kollmorgen, Merkel und Wagener (2015b).
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mit dem Konzept der Nachhaltigkeit: Ihr Ziel ist es, »Transformation(en) 
hin zu einer nachhaltigen Gesellschaft zu beschreiben, erklären, bewer-
ten und unterstützen.« (Wittmayer und Hölscher 2017, 11). Im Sinne 
des Brundtland-Berichts wird eine Entwicklung als nachhaltig cha-
rakterisiert, wenn die Bedürfnisse der gegenwärtigen Generationen be-
friedigt werden, ohne dabei die Bedürfnisse zukünftiger Generationen 
zu beeinträchtigen (WCED 1987). Die Nachhaltigkeitsforschung hat 
verschiedene Modelle entwickelt, um den zugrundeliegenden Begriff 
zu differenzieren, darunter das Drei-Säulen-Modell (Hauff und Claus 
2012, 59) und jüngst das Doughnut-Modell (Raworth 2017). Gemein 
ist ihnen die Betonung, dass Nachhaltigkeit nicht nur eine ökologische, 
sondern auch eine soziale und ökonomische Dimension umfasst. Als 
Ziele für nachhaltige Entwicklungen werden genannt: die Sicherung 
der menschlichen Existenz, die Bewahrung der globalen ökologischen 
Ressourcen, der Erhalt des gesellschaftlichen Produktivpotenzials und 
die Gewährleistung der Handlungsmöglichkeiten heutiger und zu-
künftiger Generationen (Pufé 2014, 18). Die 17 Ziele für nachhaltige 
Entwicklung, welche die Staatengemeinschaft der Vereinten Nationen 
2015 verabschiedete (Vereinte Nationen 2015), konkretisieren diese 
Ambitionen. 

Transformationsforschung, die Nachhaltigkeit in den Fokus setzt, 
nutzt daher oftmals den Zusatz »sozial-ökologisch«, um zu betonen, 
dass beide Dimensionen gleichermaßen nötig sind (Brand und Brad 
2019). Das Diktum »Transformation ist heute ein Schlüsselbegriff des 
Nachhaltigkeitsdiskurses« (Luks, Bohunovsky und Höltl 2018, 257) gilt 
also auch umgekehrt. Während die Transformationsforschung auch 
die sozial-ökologischen Auswirkungen der Digitalisierung aufgreift 
(beispielsweise Höfner und Frick 2019; Lange und Santarius 2018), 
werden sozial-ökologische Prozesse, welche das Ziel der Nachhaltigkeit 
verfolgen, im Fach der Kommunikations- und Medienwissenschaften 
kaum thematisiert (Kannengießer 2020a). Doch kommt dem Fach eine 
zentrale Verantwortung in Hinblick auf Nachhaltigkeit zu (ebd.). Bis-
lang setzt sich die Kommunikations- und Medienwissenschaft durchaus 
explizit mit Transformationen im Sinne eines gesellschaftlichen Wan-
dels auseinander, jedoch noch zu wenig mit Fragen ihrer sozial-öko-
logischen Dimension. 
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2.2  Kommunikations- und medienwissenschaftliche 
Theorien des Wandels

Vor allem der Wandel von Medien sowie das Zusammenspiel von gesell-
schaftlichem und medialem Wandel standen bislang im Fokus kommu-
nikations- und medienwissenschaftlicher Forschung, die sich mit 
Transformation auseinandersetzt. 

Kinnebrock, Schwarzenegger und Birkner (2015, 12) konstatieren, 
dass Medienwandel »in den letzten Jahren eines der bestimmenden 
Schlagwörter im kommunikations- und medienwissenschaftlichen 
Fachdiskurs geworden« sei. Forschende des Fachs befassten sich mit 
Wandel in nahezu allen Bereichen des sozialen Lebens, in denen Prak-
tiken und Phänomene der medienvermittelten Kommunikation eine 
Rolle spielen können (ebd., 11–13.). Auch wenn die Autor*innen als 
Herausgeber*innen des Sammelbands Theorien des Medienwandels mit 
diesem Titel den Fokus auf Medien setzen, so betonen sie doch, dass 
»die Verbindung zwischen Wandel von gesellschaftlich-kulturellen 
Phänomenen einerseits und sich wandelnden Praktiken der medialen 
Kommunikation sowie den dafür verfügbaren Kommunikationstechno-
logien andererseits« (ebd., 12) oftmals in den Blick genommen werden. 

So wird der Wandel bezüglich der Medieninhalte (vgl. Donsbach und 
Büttner 2005) genauso untersucht wie medientechnologische Verände-
rungen durch Innovationen (vgl. Latzer 2013; Kannengießer 2020c), 
der Wandel der medialen Öffentlichkeit (vgl. Jarren 1998; Imhof 2011; 
van Dijk und Poell 2015), des Journalismus (vgl. Lünenborg und Berg-
hofer 2010), des Medienrechts (vgl. Dommann 2014), der Medien-
industrie (vgl. Winseck und Jin 2011) sowie das Zusammenspiel des 
medialen und gesellschaftlichen Wandels (vgl. Münch und Schmidt 
2005; Krotz 2007; Hepp, Breiter und Hasebrink 2017). Auch sind die 
theoretischen Zugänge, die Medienwandel erklären wollen, durchaus 
komplex und haben eine lange Tradition, wie Wilke (2015) in einer Sys-
tematisierung unterschiedlichster Theorieansätze zeigt. 

Doch auch wenn verschiedene Ansätze das Zusammenspiel von me-
dialem und gesellschaftlichem Wandel in den Blick nehmen, so offen-
bart sich tatsächlich, wie Krüger und Meyen (2018) feststellen, eine 
Forschungslücke in Hinblick auf die Frage nach der Großen Transfor-
mation. Dieser Beitrag diskutiert nun im Folgenden, wie sich die Kom-
munikations- und Medienwissenschaft mit der Großen Transformation 
beschäftigen kann, indem sie den Fokus auf Medienpraktiken setzt, die 
zu sozial-ökologischen Transformationsprozessen beitragen wollen. 
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3 Forschungsdesiderata: Medienpraktiken für die 
Große Transformation

In ihrem Plädoyer für eine transformative Kommunikationswissen-
schaft fordern Krüger und Meyen (2018) das Fach auf, sich auf den 
»Weg in die Postwachstumsgesellschaft« zu machen. Der dahinterlie-
gende ökonomische Ansatz sieht eine »Wirtschaft ohne Wachstum« 
(vgl. Paech 2005) vor, in der sich die Rolle der Individuen verändert, 
die nicht mehr »passive« Konsumierende sind und Güter als solche re-
gelmäßig konsumieren und ersetzen, sondern durch einen entspre-
chenden Umgang mit diesen zu deren Langlebigkeit und schließlich 
auch zu einer nachhaltigen Gesellschaft beitragen (Paech 2012, 60–
61). So gilt das Reparieren in diesem Kontext als zentrale Praktik einer 
nachhaltigen sozialen Ordnung (Nagel und Paech 2018). 

Auch in der Kommunikations- und Medienwissenschaft wurde das 
Reparieren von Medientechnologien als Medienpraktik für eine nach-
haltige Gesellschaft diskutiert (vgl. Kannengießer 2017; 2020b).3 In 
empirischen Studien zeigte sich, dass Menschen ihre Medienapparate 
reparieren, um die Nutzungsdauer der Geräte zu verlängern und damit 
nicht nur die Produktion von Müll zu vermeiden, sondern auch Res-
sourcen zu schonen (ebd.). Damit versuchen sie durch die Praktik des 
Reparierens über eine sozial-ökologische Transformation hin zu einer 
nachhaltigeren Gesellschaft zu wirken (ebd.). 

Dieses Ziel verfolgen auch Akteur*innen, die Medientechnologien 
unter fairen Bedingungen mit nachhaltigen Ressourcen produzie-
ren oder nutzen. Das wohl prominenteste Beispiel auf dem Markt 
ist das Fairphone, ein Smartphone des gleichnamigen niederlän-
dischen Unternehmens, das unter ebensolchen Bedingungen und 
Ressourcennutzung hergestellt werden soll. Auch die Produktion 
und Aneignung dieses Produkts wurde aus kommunikations- und 
medienwissenschaftlicher Perspektive untersucht (vgl. Kannengießer 

3 Eine Praktik ist ein sozial geteiltes, routinisiertes und durch ein implizites sowie 
interpretatives Wissen gekennzeichnetes, »sozial ›verstehbares‹ Bündel von Ak-
tivitäten« (Reckwitz 2003, 289); Medienpraktiken sind entsprechend auf diese 
Weise charakterisierbare Handlungen, die sich auf Medien beziehen (für einen 
Überblick des Forschungsfeldes Gentzel 2015, 15–17; Pentzold 2015). Dabei 
wird zwischen solchen differenziert, in denen Medien als Vermittler in Kommu-
nikationsprozessen fungieren, und solchen, in denen sie (als Inhalte, Organisa-
tionen oder Technologien) selbst im Fokus der Praktiken stehen (Kannengießer 
und Kubitschko 2017). 
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2020b; 2020c). Obwohl im Fairphone nur wenige nachhaltig abge-
baute Rohstoffe zu finden sind (Dießenbacher und Reller 2016) und 
das Unternehmen durch verschiedene Strategien den Neukauf eines 
Smartphones bewirbt und damit letztendlich doch wieder die Nach-
frage ankurbelt und den Ressourcenverbrauch in Kauf nimmt (Kan-
nengießer 2020c), kann die Produktion und Nutzung dieser Medien-
technologie als Versuch gesehen werden, zu sozial-ökologischen 
Transformationsprozessen beizutragen, die auf Nachhaltigkeit zielen 
(Kannengießer 2020b; 2020c; zu nachhaltigen Medientechnologien 
auch van der Velden 2018). 

Sowohl das Reparieren als auch die Produktion und Nutzung fairer 
Medientechnologien sind also Beispiele dafür, wie Medienpraktiken 
zu einer Großen Transformation beitragen können – auch wenn diesen 
Praktiken Ambivalenzen inhärent sind. So regt das Fairphone-Unter-
nehmen durch Werbestrategien und Kaufanreize doch eher Konsum 
an, anstatt Nichtkonsum als nachhaltigste Praktik zu proklamieren. Au-
ßerdem problematisch ist der Umstand, dass sich solche Praktiken nur 
in einer gesellschaftlichen Nische vollziehen (Kannengießer 2020b; 
2020c). Die handelnden Akteur*innen versuchen mit diesen bewusst, 
gesellschaftlichen Wandel im Sinne eines engen Begriffsverständnisses 
von Transformation auszulösen, der nicht nur substantiell, sondern 
auch beständig wirkt.

Bezweckt man aus kommunikations- und medienwissenschaftlicher 
Perspektive die gesellschaftlichen Transformationsprozesse, die auf 
Nachhaltigkeit zielen, zu verstehen und kritisch zu reflektieren, ist es 
geboten, diese und weitere Medienpraktiken in den Blick zu nehmen. 
Im Folgenden werden daher anhand einiger Beispiele Forschungs-
desiderata entwickelt, anhand deren das Zusammenspiel zwischen den 
Medien und der Großen Transformation analysiert werden kann. Dabei 
werden erstere als Technologien, Inhalte und Organisationen begriffen 
sowie ihre Aneignung berücksichtigt.

In Hinblick auf Medientechnologien gilt es beispielsweise, weitere 
Initiativen zu analysieren, die Medienapparate unter fairen Bedingun-
gen herstellen (wollen) wie etwa in Deutschland die Computermaus 
von Nager IT (Kannengießer 2016) oder das Smartphone Shift, das 
ähnlich dem Fairphone als modulares Gerät reparierbar sein und unter 
fairen Bedingungen produziert werden soll. Aus einer kommunikati-
ons- und medienwissenschaftlichen Perspektive ist es erforderlich, sol-
che Initiativen weitergehend zu untersuchen, um ihr transformatives 
Potenzial aufzuzeigen und durch die Sichtbarmachung von Grenzen 
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und Ambivalenzen dieser Projekte (wie oben am Beispiel des Fairpho-
nes skizziert) zu ihrer kritischen Weiterentwicklung beizutragen.

Auch wie Medientechnologien nach dem Ende ihrer Nutzungs-
dauer zu entsorgen sind, ohne dass sie auf den großen Müllhalden der 
Welt die Gesundheit von Menschen und Tieren gefährden oder deren 
Lebensgrundlage zerstören (zu den sozio-ökologische Auswirkungen 
elektronischen Mülls vgl. Kaitatzi-Whitlock 2015; Gabrys 2011), sollte 
untersucht werden. Die Verlängerung der Nutzungsdauer durch das 
bereits thematisierte Reparieren von Medientechnologien stellt dabei 
zumindest einen Versuch dar, ihre Entsorgung zu verhindern oder zu-
mindest zu verschieben. 

Neben der Praktik der Instandsetzung ist es in der Kommunikati-
ons- und Medienwissenschaft relevant, weitere Analysen der Medien-
aneignung vorzunehmen, mit denen Menschen zu einer nachhaltigen 
Gesellschaft beitragen wollen. Erkenntnisbringend sind etwa Prakti-
ken der Nichtnutzung, die zwar schon im Fokus der Forschung stehen 
(vgl. Roitsch 2020; Kaun und Schwarzenegger 2014; Portwood-Stacer 
2013), aber noch nicht im Zusammenhang mit der Großen Transforma-
tion gedacht werden. 

Dass die zunehmende Aneignung von Onlinemedien zu einem er-
höhten Energiebedarf und -verbrauch führt, wurde eingangs bereits 
thematisiert. Dieser steigt nicht nur durch die Nutzung der digitalen 
Endgeräte, sondern auch durch den Betrieb riesiger Serverfarmen, die 
durch jeden Klick in Onlinemedien aktiviert werden, sowie deren kom-
plexe Kühlanlagen (Gabrys 2015). Problematisch ist hierbei vor allem, 
dass der Strom derzeit maßgeblich aus fossilen Quellen stammt (ebd.). 
In diesem Zusammenhang gilt unter anderem festzustellen, inwiefern 
sich dieser Energieverbrauch und die produzierte Abwärme nachhalti-
ger nutzen lassen (vgl. Velkova 2016).

Schließlich sollte man auch auf der Inhaltsebene den Zusammenhang 
von Medien und der Großen Transformation näher in den Blick nehmen. 
So existieren kaum Studien zu der Frage, wie durch Medieninhalte zu 
einer nachhaltigen Gesellschaft beigetragen werden kann.4 Gerade vor 
dem Hintergrund der UN-Ziele für nachhaltige Entwicklung, die unter-
schiedliche gesellschaftliche Transformationsprozesse fordern, ist es von 
Aktualität und Dringlichkeit (da sie bis 2030 umgesetzt sein sollen), die 

4 Für Ausnahmen vgl. Kannengießer (2020c) über die Onlineplattform utopia.de, 
die für nachhaltigen Konsum wirbt, oder Young und McComas (2016) zu Medien 
und ihrem Beitrag für eine nachhaltige Entwicklung in Sambia.
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Rolle von Medienorganisationen und ihren Inhalten für die Forderung 
nach Nachhaltigkeit und der Großen Transformation zu untersuchen. 

Mit diesen Beispielen seien einige Forschungsdesiderata der Kom-
munikations- und Medienwissenschaft aufgezeigt, die im Zusammen-
hang von Medien und der Großen Transformation bestehen. 

4 Kommunikations- und medienwissenschaftliche 
Transformationsforschung

Die aktuelle Transformationsforschung setzt einen Schwerpunkt auf 
gesellschaftliche Wandlungsprozesse, die auf Nachhaltigkeit zielen. Im 
Sinne der Großen Transformation (WBGU 2011) werden solche Pro-
zesse analysiert, kritisch reflektiert und in transdisziplinären Ansätzen 
auch begleitet, die einen gesellschaftlichen Wandel mit dem Ziel der 
Nachhaltigkeit verfolgen. Obwohl sich, wie an einigen Beispielen illus-
triert, die Kommunikations- und Medienwissenschaft mit gesellschaft-
lichem Wandel (vor allem im Zusammenspiel mit medialem Wandel) 
beschäftigt, gibt es kaum Arbeiten, die sich mit einem oben ausgeführ-
ten engeren Fokus gesellschaftlicher Transformationsprozesse, die auf 
Nachhaltigkeit zielen, auseinandersetzen. 

Auf der Grundlage dieser Erkenntnis schließe ich mich der Forderung 
von Krüger und Meyen (2018) an, dass sich auch die Kommunikations- 
und Medienwissenschaft mit der Großen Transformation beschäftigen 
sollte. Eine Möglichkeit, dieser nachzukommen, besteht darin, sich 
mit konkreten Medienpraktiken auseinanderzusetzen, mit denen Ak-
teur*innen versuchen, auf eine nachhaltige Gesellschaft hinzuwirken. 
In diesem Beitrag wurden einige Studien vorgestellt, die untersuchen, 
wie mit Medien (als Inhalte und Technologien) zu einer nachhaltigen 
Gesellschaft beigetragen werden kann, sowie anhand weiterer Bei-
spiele Forschungsdesiderata für die Kommunikations- und Medien-
wissenschaft aufgezeigt. Will man die Große Transformation auch aus 
kommunikations- und medienwissenschaftlicher Perspektive kritisch 
analysieren und begleiten, so sind diese Lücken zu schließen und ge-
sellschaftliche Herausforderungen und Phänomene weiterhin kritisch 
zu beobachten, um zusätzliche Desiderata zu identifizieren. Neben die-
sen Betrachtungen ist es auch eine Aufgabe der Kommunikations- und 
Medienwissenschaft, in transformativen Projekten Gesellschaft mit-
zugestalten, etwa durch die Unterstützung nachhaltiger Medienprak-
tiken oder die Entwicklung nachhaltiger Medientechnologien. Solche 
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transformativen Projekte lassen sich dabei vor allem durch transdis-
ziplinäre Ansätze, also in Kooperation mit Akteur*innen der Medien-
praxis (Nichtregierungsorganisationen und Unternehmen), umsetzen. 

Kommunikations- und Medienwissenschaftler*innen werden damit 
selbst zu Gestalter*innen der Großen Transformation, die sie gleich-
zeitig (selbst)kritisch analysieren. 
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1 Einführung

Ähnlich wie in der deutschsprachigen Kommunikationswissenschaft 
(beispielsweise Vorderer 2015; Strippel et al. 2018; Krüger und Meyen 
2018; Kannengießer 2020; Neverla 2020) die Frage nach Identität, 
Verortung und künftiger Entwicklung diskutiert wird, stellen sich auch 
für das Teilgebiet Public Relations grundsätzliche Fragen: In Anleh-
nung an Strippel et al. (2018) ist zu klären, welchen Beitrag das Fach 
zu drängenden gesellschaftlichen Problemen leistet. Die Selbstver-
ständnisfrage wird gelegentlich auch in der engeren PR-Community 
gestellt. 2010 hatten zum Beispiel Howard Nothhaft und Stefan Weh-
meier (2013) auf der Tagung der Fachgruppe PR und Organisations-
kommunikation (PROK) der Deutschen Gesellschaft für Publizistik- 
und Kommunikationswissenschaft (DGPuK) festgestellt, dass 
PR-Forschung gesellschaftlich kaum relevant sei und öffentlich wenig 
wahrgenommen werde. Kurz: Sie diagnostizierten »Morbus Kommuni-
kationswissenschaft«. Diesen Begriff setzen wir für eine Disziplin, die 
zwar in Forschung, Lehre und Ressourcen einen langanhaltenden Auf-
schwung erlebt, aber in der öffentlichen Wahrnehmung nur eine ge-
ringe Rolle spielt (vgl. Hömberg 1990, Langenbucher 1990, Strippel et 
al. 2018, Krüger und Meyen 2018). Wie die Kommunikationswissen-
schaft, so die PR.

Lange schon haben in der deutschsprachigen Kommunikationswis-
senschaft Selbstverständnisdebatten Tradition. Neverla (2020, 333) 
betrachtet sie gar als Teil der DNA des Faches und begründet dies mit 
der engen Verbindung sozialen Wandels und medialer, öffentlicher 
und interpersonaler Kommunikation. Seit dem 100-jährigen Jubiläum 
der deutschen Kommunikationswissenschaft ist die Debatte um Iden-
tität und Selbstverständnis wieder lebendiger geworden. Die Rezepte 
schwanken zwischen Homöopathie und Medizin. Debatin (2017, 20–
21) fordert zunächst, dass Kommunikationswissenschaftler*innen »zu 
gesellschaftlichen Themen Stellung nehmen«, empfiehlt mit Blick auf 
internationale Konflikte und Klimakrise die Zuwendung zu Konflikt- 
und Friedensforschung – mit dem Ziel, »Ansätze des Peace Journalism 
nicht nur zu reflektieren, sondern auch in Forschung und Ausbildung 
einzubinden«. Kurz: Der Journalismus wird’s – richtig angepackt – 
schon richten. Kannengießer (2020) schlägt dagegen vor, die Themen 
Nachhaltigkeit und Kommunikationswissenschaft zusammenzubrin-
gen: Ihr geht es um die sozial-ökologischen Effekte von Medientechno-
logien und um ein Forschungsfeld »Ökologie der Mediengesellschaft«, 
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welches »Nachhaltigkeit« und »das gute Leben« in den Mittelpunkt 
rückt (ebd., 15). Ob solche Vorschläge Einfluss auf das Fachverständnis 
haben, gilt es zu untersuchen. Zu fragen wäre auch, ob diese genügen 
in einer Zeit, in der enorme gesellschaftliche Herausforderungen be-
stehen, wie etwa Digitalisierung, Klimakrise oder Angriffe auf die libe-
rale Demokratie, und in deren Windschatten zahllose Veränderungen 
zu diskutieren sind – von der Datafizierung über Veränderungen von 
Öffentlichkeit und Medien bis zu inhaltlichen Fragen öffentlicher Kom-
munikation. Man denke nur an Framing, Verschwörungsmythen oder 
die Glaubwürdigkeit politischer Kommunikation.

Notwendig erscheinen deshalb weitergehende Überlegungen, wie 
durch Krüger und Meyen (2018, 347) formuliert: »Wir stehen auf dem 
Standpunkt, dass Kommunikationswissenschaft zum Gelingen gesell-
schaftlicher Kommunikation beitragen, also normativ sein sollte.« Ihr 
Ansatz geht deutlich weiter als das Verständnis vieler Kolleg*innen: Sie 
fordern eine transformative Kommunikationswissenschaft.

Das Konzept der transformativen Wissenschaft ist bereits seit einiger 
Zeit in der Diskussion und beschreibt eine Wissenschaft, die durch ak-
tive Partizipation ihrerseits zur Akteurin in Veränderungsprozessen wird 
(Schneidewind 2015, 88). Darüber hinaus entsteht ein transdiszipli-
näres Feld. Hier fließt Wissen aus einzelnen Disziplinen ein, aber auch 
Ergebnisse aus der Zusammenarbeit von Disziplinen, so dass insgesamt 
in Verbindung mit der Partizipation von Akteur*innen gesellschaftli-
che Orientierung resultiert (ebd., 89). Kommunikationswissenschaft 
als Transformationsforschung problematisiert laut Krüger und Meyen 
(2018, 351) die »mit öffentlicher Kommunikation verbundenen Aspekte 
der Transformation«. Dabei adressieren sie auch die Rolle von Ak-
teur*innen des Journalismus sowie Strategischer Kommunikation und 
formulieren zwei wichtige Fragen: Welche Akteur*innen, Strukturen 
und Prozesse öffentlicher Kommunikation behindern Transformation – 
und welche unterstützen sie (ebd.)? Im Zentrum ihrer Betrachtung ste-
hen jedoch (Massen-)Medien und Plattformen; am Rande erwähnen sie 
außerdem das Feld »Communication for Social Change« – also Entwick-
lungskommunikation (ebd., 352).

Die Forderung nach einer transformativen Kommunikationswissen-
schaft erstreckt sich automatisch auch auf alle Bereiche just dieser Dis-
ziplin, die sich durchaus als Integrationswissenschaft verstehen sollte 
(vgl. Debatin 2017, 19). Eine sehr einfache Frage wäre deshalb: Wel-
chen Beitrag können die Mitglieder der 19 Fachgruppen der DGPuK für 
eine transformative Kommunikationswissenschaft durch ihre Expertise 
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und ihren spezifischen Blick auf besondere Aspekte des Feldes leisten? 
Natürlich ist die Vereinigung nicht mit der Disziplin gleichzusetzen, 
doch organisiert sie zumindest in Deutschland einen guten Teil des 
fachlichen Austauschs. Lässt man sich auf diese Behelfsargumentation 
ein, fragt sich zum Beispiel konkret, welchen Beitrag die Gesundheits-
kommunikation oder die Medienpädagogik zu einer transformativen 
Wissenschaft leisten könnten. Ähnlich verhält es sich mit der PROK.

Dieser Beitrag soll einen ersten Aufschlag machen und die Frage 
nach der PROK in einem transformativen Forschungsumfeld diskutie-
ren. Betrachtet man zunächst die Selbstverständnisdebatte innerhalb 
der Fachgruppe, so hat die Mahnung von Nothhaft und Wehmeier 
(2013) zwar große Aufmerksamkeit, aber in der Folge wenig konkreten 
Widerhall gefunden. Die beiden kritisieren eine »Abkehr von gesell-
schaftlichen Fragestellungen und gleichzeitige Hinwendung zu Frage-
stellungen der organisationalen Effizienz- und Effektivitätssteigerung« 
(ebd., 316). Damit verbunden – so der Vorwurf – sei die Akzeptanz 
durch die Praxis zum »Erfolgssurrogat« (ebd.) geworden. Wollen PR-
Forscher*innen also vor allem den Kommunikationschef*innen und 
deren Vorgesetzten gefallen?

Doch welche Lösung sehen Nothhaft und Wehmeier? Statt sich auf 
das – in den Sozialwissenschaften ohnehin oft unmögliche – Entdecken 
expliziter Gesetzmäßigkeiten zu fokussieren, skizzieren sie einen wei-
teren Entwurf von Wissenschaft als »konkrete, fallbezogene, kontext-
sensitive und wertebewusste Forschung« (ebd., 319), die gesellschaft-
lich mitmischt und auf Basis wissenschaftlicher Erkenntnis Beratung 
leistet. Diese könne man, so wird argumentiert, auch durch qualitative 
Feldforschung unterstützen, wodurch sich das kommunikative Aushan-
deln von Regeln, Macht und Widerspruch besser verstehen (ebd., 324) 
sowie kommunikative Interventionen und deren Auswirkungen besser 
analysieren lassen (ebd., 323). Ihre vorgeschlagene Wissenschaft stellt 
sich in den Dienst der Gesellschaft (ebd., 326) und befindet sich damit 
äußerst nahe am transformativen Gedanken. 

Um konkrete Ansätze zu diskutieren, schlagen wir vor, nicht nur all-
gemein über transformative Forschung zu diskutieren, sondern statt-
dessen einzelne Projekte zu betrachten. Diese Perspektive geht auch 
einher mit der Erkenntnis, »dass Akzeptanz und Legitimation immer 
stärker dezentral und projektspezifisch gewonnen werden müssen«, 
so Zerfaß (2016, 5) mit Blick auf Bauvorhaben, die oft »einen massi-
ven Eingriff in die Lebenswelt der Bürger« darstellen (Sandhu 2017, 
238). Transformative Projekte sind in diesem Sinne vergleichbar, 
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auch hier spielen entsprechend Akzeptanz und Legitimation entschei-
dende Rollen. 

Zunächst wirft dieser Beitrag jedoch einen genaueren Blick auf 
transformative Forschung. Dann werden in zwei Schritten Bezüge zu 
PR diskutiert. Im ersten folgen wir dem Ansatz der Grounded-Theory-
Methodologie und stellen Ergebnisse aus Interviews mit Expert*innen 
für PR-Forschung und transformative Forschung vor. Im zweiten Schritt 
ordnen wir die Rolle von PR praktisch im Fallbeispiel eines transforma-
tiven Projektes ein, um daraus schließlich allgemeine Thesen bezüglich 
der Rollenverhältnisse dieses Zusammenspiels abzuleiten.

2 Transformative Forschung

Ausgehend von den Megatrends, vor allem der Globalisierung von 
Wirtschaft und Gesellschaft, und im Zuge der Veröffentlichung des 
Hauptgutachtens des Wissenschaftlichen Beirates der Bundesregierung 
zu Umweltfragen (WBGU 2011) erlebte die transformative Wissen-
schaft einen Entwicklungsschub. Auch »Transformationsforschung« ge-
nannt, setzt sich diese für eine gesellschaftliche Veränderung zur nach-
haltigen Entwicklung ein (ebd., 25) und verbindet dies mit einem 
neuen Wissenschaftsverständnis.

Ein Ausgangspunkt für ihre Entwicklung ist die Erkenntnis, dass in 
einer zunehmend komplexeren Welt die Notwendigkeit zur Zusammen-
arbeit verschiedener Wissenschaftsdisziplinen besteht (BMBF 2016, 
16–18). Schneidewind und Wissel (2015, 4) sehen für die Wissenschaft 
eine Herausforderung, technologische Möglichkeiten, gesellschaftli-
che, wirtschaftliche und ökologische Aspekte gemeinsam zu denken. 
Unter anderem fordert Schneidewind (2009, 31–32) deshalb eine Ver-
zahnung von Geistes- und Naturwissenschaften. Ziel dabei ist, unter 
Beteiligung verschiedener Akteur*innen – auch außerhalb der Wissen-
schaft – nachhaltige gesellschaftliche Entwicklungen auf den Weg zu 
bringen. Der WBGU (2011, 1) spricht in diesem Zusammenhang von 
der »Großen Transformation«. Forschung und Bildung sieht er bei der 
Gestaltung dieses Prozesses in zentralen Rollen (ebd., 341, 375). 

Die Große Transformation muss sich nach dem Verständnis des 
WBGU (ebd.) auf eine Art und Weise vollziehen, an der Zivilgesell-
schaft, Unternehmen, Wissenschaft und Politik gleichermaßen betei-
ligt sind. Als gesellschaftsintegrierter Perspektivwechsel ist dieser neue 
transformative Wissenschaftsansatz keine inhaltliche Neuausrichtung 
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(Schneidewind und Singer-Brodowski 2014, 121–122), sondern »viel-
mehr mit einem umfassenden institutionellen Wandel verbunden« 
(ebd., 122). Die (Zivil)-Gesellschaft tritt dabei als Akteurin des Wissens 
auf (ebd., 123). In einer transformativen Wissenschaft kommt es auf 
das Zusammenwirken dreier Arten von Wandel (ebd., 124) an: 1) den 
Forschungswandel, der aus transformativer Forschung resultiert, 2) 
den Lehrwandel, der auf transformativem Lernen basiert, und 3) den 
institutionellen Wandel, der sich aus der Transition des Wissenschafts-
systems ergibt. Dieses Konzept »zielt auf die Wissenschaft als Ganzes, 
auf die Idee von Wissenschaft, aber auch auf ihre Funktion als zentrales 
gesellschaftliches Subsystem moderner Gesellschaften« (Schneide-
wind 2016).

3 PR und transformative Forschung

Wenn Wissenschaft und Gesellschaft neu gedacht werden sollen, gilt 
dies auch für die Rolle einzelner Disziplinen. In diesem Artikel geht es 
speziell um Public Relations. Die Motivation dabei: Akteur*innen die-
ses Transformationsprozesses benötigen Kommunikationsarbeit, um 
ihn gezielt voranzubringen. Spannend erscheint uns vor diesem Hinter-
grund auch die Frage nach einem Wandel in PR-Forschung und -Lehre, 
welche die Disziplin stärker in den Dienst der Gesellschaft stellen. 

Grundsätzlich verfügt PR über wirkungsvolle Mechanismen, um auf 
die öffentliche Diskussion sowie auf Einstellungs- und Meinungsbildung 
in der Gesellschaft – oder besser: bei Stakeholdern*innen – Einfluss 
auszuüben. In der wissenschaftlichen Diskussion über Vertrauen und 
Öffentlichkeit steht meist jedoch die Meso-Ebene – also die Perspektive 
von Organisationen – im Mittelpunkt (beispielsweise bei Sandhu 2014; 
Theis-Berglmair 2015; Kunczik 2010). Die darüber liegende Ebene, wel-
che die gesellschaftliche Perspektive als Ausgangspunkt nimmt, kommt 
in der PR-Forschung hingegen nur selten vor. Am stärksten findet sich 
das Konzept einer Gesellschaftsorientierung der PR wohl im Ansatz der 
verständigungsorientierten Öffentlichkeitsarbeit von Roland Burkart 
(1992) wieder: Hier geht es vor allem um den kommunikativ initiierten 
Interessenausgleich und gesellschaftlich akzeptierte Lösungen, etwa 
bei der Standortentscheidung für Sondermülldeponien. Dabei baut 
Burkarts Ansatz auf der Theorie des kommunikativen Handelns von 
Habermas auf und übernimmt die dort beschriebenen Voraussetzun-
gen für Verständigung: Verständlichkeit, Wahrheit, Wahrhaftigkeit und 
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Richtigkeit (Burkart 2012, 19). Öffentlichkeitsarbeit, die dies berück-
sichtigt, könne Einverständnis für Entscheidungen herstellen, die Ver-
ständigung dient also im Habermas’schen Sinne der Handlungskoor-
dinierung (ebd., 22). 

Betrachtet man auf der anderen Seite die Literatur zu transformativer 
Forschung, so wird, wie bereits erwähnt, häufig das Zusammenspiel der 
unterschiedlichen Akteur*innengruppen Zivilgesellschaft, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Politik betont. Pfrien et al. (2017) erwarten von den 
Wirtschaftswissenschaften, dass sie diese an der Transformation betei-
ligen und ausgehend davon Forschung und Lehre umgestaltet werden, 
um dies dann praktisch zu ermöglichen. Wie die Partizipation – die wir 
vor allem als kommunikative Aufgabe betrachten – zu verwirklichen ist, 
wird jedoch nicht aufgeschlüsselt.

Der WBGU (2019) weist der Strategischen Kommunikation klar eine 
Schlüsselrolle zu, wenn er von der Bedeutung einer weltumspannenden 
Kommunikation und Vernetzung für das Gelingen der Großen Trans-
formation spricht. Von Weizsäcker und Wijkman (2019, 342–343) for-
dern im aktuellsten Bericht des Club of Rome Multi-Stakeholder-Kol-
laborationen, die aus ihrer Sicht am besten für Zusammenarbeit und 
Innovation geeignet sind. Bewusst sieht man dabei vor, Akteur*innen 
mit gegenläufigen Interessen zusammenzubringen. Dass öffentliche 
Kommunikation hierbei eine wichtige Rolle spielt, ist für die Autoren 
selbstverständlich und wird nur beiläufig erwähnt – wie dann eine 
gesellschaftliche Verständigung jedoch zustande kommen kann, bleibt 
auch hier eine ungelöste Frage. Offen bleibt zugleich, welche Kom-
munikationsunterstützung seitens der transformativen Forschung kon-
kret erforderlich ist und wie die Unterschiedlichkeit der beteiligten Dis-
ziplinen wiederum die PR beeinflussen könnte.

Für die praktische Kommunikation nennt der WBGU (2011) einige 
Aufgaben zum Ziel eines aufklärenden und konstruktiven Gesell-
schaftsdiskurses. Dafür sollen die Zielgruppen an Alltagsschnittstellen 
erreicht und eine Akzeptanz für die Notwendigkeit und die Pfade der 
Großen Transformation etabliert werden (ebd.). 

Als Zwischenfazit lässt sich also festhalten, dass einige Akteur*innen 
innerhalb der transformativen Forschung zwar der Strategischen Kom-
munikation eine Rolle in diesem Feld einräumen, zugleich aber dem 
»Wie?« bisher kaum Beachtung schenkten. 
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3.1 PR und das Zusammenwirken der Akteur*innen

Um Bezugspunkte zwischen transformativer Forschung und PR-For-
schung zu erschließen, wurde ein qualitativer Ansatz gewählt. Grund-
lage bildet die explorative Haltung der Grounded-Theory-Methodolo-
gie (GTM; vgl. Strauss und Corbin 2010), deren Techniken und 
Analyseverfahren die Entwicklung von bereichsbezogenen Theorien 
ermöglicht (ebd., 18). Die GTM wird als zirkulärer Prozess verstanden, 
in dem Datenerhebung und -analyse nicht getrennt ablaufen, sondern 
ineinander verschränkt sind (Glaser et al. 2010, 23; Strauss und Corbin 
2010, 119). 

Im Rahmen einer studentischen Forschungsarbeit wurden zwei Mal 
zwei qualitative Interviews mit Wissenschaftler*innen geführt, die als 
Expert*innen für transformative Forschung sowie für PR-Forschung 
gelten. Die Auswertung der ersten beiden erfolgte mit Hilfe eines sys-
tematischen Kodierungsprozesses und enthielt mehrere Reflexionszy-
klen, die es erlaubten, die gewonnenen Erkenntnisse zu überprüfen und 
in Relation zu setzen sowie die darauffolgenden Schritte anzupassen. 
Das gleiche Vorgehen wurde unter Berücksichtigung der daraus gewon-
nenen Erkenntnisse beim dritten und vierten Interview umgesetzt. Ziel 
war dabei, aus der Synthese der Aussagen ein initiales, simples Modell 
zu entwickeln, das die Rolle der PR in der transformativen Forschung 
verortet und damit einige der oben angesprochenen Lücken schließt.

Die Auswertung der Interviews zeigt zunächst Hürden für die Inte-
gration von PR-Wissen in der transformativen Forschung auf. Grund-
sätzlich gehen die Expert*innen von wechselseitigen Wissenslücken 
aus: Einerseits seien Vertreter*innen der PR-Wissenschaft und -Praxis 
größtenteils kaum mit transformativer Wissenschaft vertraut, anderer-
seits wüssten Vertreter*innen der transformativen Wissenschaft wenig 
über PR-Forschung und -Praxis, zugleich diese Felder aber aufgrund 
deren üblichen Orientierung an Wirtschaftsinteressen nicht viel Ver-
trauen genießen. Dieses müsse erst im Einzelfall, also von Projekt zu 
Projekt, erarbeitet werden. In diesen sehen die Expert*innen zunächst 
die Rolle der PR für transformative Wissenschaft, um deren gesell-
schaftliche Akzeptanz und das Vertrauen in ihre Arbeit zu erhöhen. 
Parallel erkennen sie auch eine Rolle der PR innerhalb der transforma-
tiven Wissenschaft – gemeint sind damit Beiträge zur Lösung konkreter 
Aufgaben und zum Gelingen transformativer Projekte. 

Demnach schreiben die Expert*innen der PR im Kontext der Großen 
Transformation (wir betrachten diese als Summe aller transformativen 
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Projekte) die Rolle eines Katalysators zu. Bildhaft gesprochen basiert 
der Erfolg der Einzelvorhaben ihnen zufolge auf dem Ineinandergreifen 
unterschiedlicher Zahnräder: (Transformative) Wissenschaft auf der 
theoretischen, Politik, Wirtschaft und Zivilgesellschaft auf der prak-
tischen Seite. Noch ist dieses Uhrwerk jedoch in vielen Fällen – wenn 
es um transformative Veränderungen geht – nicht sehr beweglich. Un-
abhängig von der PR der einzelnen Akteur*innengruppen kommt der 
PR-Praxis und -Forschung eine separate Rolle in der transformativen 
Forschung zu: Sie soll das Zusammenspiel der Gruppen zur Entwick-
lung neuer Problemlösungen kommunikativ unterstützen und sichtbar 
machen, während der Journalismus die Prozesse unabhängig und kri-
tisch begleitet. 

Doch wie genau lässt sich diese Rolle der PR in der transformativen 
Forschung nun ausbuchstabieren? Die Expert*innen nannten unter 
anderem Aspekte wie Aufmerksamkeitssteuerung oder Grundlagen 
der Verständigung. Diese wurden insbesondere vor dem Hintergrund 
aktueller Veränderungen der gesellschaftlichen Rahmenbedingun-
gen diskutiert, zu denen auch zunehmender Populismus und Mani-
pulationsrisiken in der öffentlichen Kommunikation zählen. PR in 
der transformativen Forschung hat somit die Aufgabe, auf Basis des 
Wissens angewandter PR-Forschung und aktueller Entwicklungen 
von Öffentlichkeiten Information, Dialog und Zusammenarbeit der 
Akteur*innengruppen zu ermöglichen. Oft jedoch, so wurde ange-
merkt, steht die strategische interne und externe Kommunikation in 
transformativen Projekten aufgrund fehlender Visionen und nicht 
klar formulierter Zielsetzungen auf wackeligem Boden. Mangelnde 
Kommunikationskompetenz vieler Akteur*innen innerhalb der Wis-
senschaft und ein zu geringes Maß an Reflexion der Rolle der Öffent-
lichkeit für transformative Projekte wurden als weitere Probleme be-
nannt, zu deren Lösung auch praktische PR-Kompetenz einen Beitrag 
leisten kann. 

Das Ziel der Strategischen Kommunikation sollte zunächst darin be-
stehen, Relevanz und Zielsetzung der transformativen Wissenschaft in 
den Mittelpunkt zu stellen. Sie soll erklärbar und öffentlich sichtbar 
werden sowie Vertrauen und Aufmerksamkeit geschenkt bekommen – 
und sogar schlussendlich ihrerseits den Mainstream bilden. Die Utopie: 
Ein transformatives Grundlagenverständnis, das allen gesellschaftli-
chen Akteur*innen und Zielgruppen offensteht. Dabei kommt die wich-
tige Komponente der Akzeptanz als Voraussetzung für Vertrauen hinzu, 
deren eigene Voraussetzung wiederum Bekanntheit ist.
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Aus diesem Umstand heraus ergibt sich auch für die PR-Forschung 
und -Lehre die Aufgabe, sich zu positionieren. Anregungen aus den Ex-
pert*inneninterviews hierzu sind:

	� Wissenschaftskommunikation sollte in Forschung und Lehre jeder Wis-
senschaftsdisziplin als Modul eingeführt werden. 
	� Kommunikationsstudiengänge sollten Mittler*innen für den Aus-

tausch zwischen den Akteur*innen (vor allem zwischen der Wissen-
schaft und den Stakeholder*innen) ausbilden.
	� Die Grundlagen der transformativen Forschung sollten in Forschung 

und Lehre jeder Wissenschaftsdisziplin eingeführt werden. 
	� Die Themen wissenschaftlicher Arbeiten aus dem PR-Umfeld sollten 

sich vermehrt mit transformativer Wissenschaft auseinandersetzen. 
Darunter fallen auch die Lehrpläne und die Auswahl der Partner*in-
nen von entsprechenden Hochschulprojekten.
	� Forschende und Lehrende sollten Möglichkeiten haben, Kompetenz 

zu transformativer Wissenschaft aufzubauen. Besonders wichtig 
hierfür sind Tagungen ebenso wie Stellen.
	� Im Sinne praktischer Kommunikation gilt es Bekanntheit und Ver-

trauen für transformative Forschung aufzubauen und Stakehol-
der*innen von deren Sinnhaftigkeit und Notwendigkeit zu überzeu-
gen.
	� Benötigt werden Impulse, die von konkreten Vorbildern innerhalb 

der Disziplin, aber auch von klaren Ausrichtungen von Hochschulen 
und Forschungseinrichtungen ausgehen können. 

Relativ offen bleiben jedoch Fragen bezüglich Auftrag und Finanzie-
rung. Die Expert*innen sehen zum Beispiel im Rahmen der europäi-
schen Pläne für eine nachhaltige Entwicklung und die dort vorgese-
henen Investitionen (Europäische Kommission 2019) Möglichkeiten; 
ebenso schlagen sie vor, solvente Privatakteur*innen zu gewinnen 
(Höpner und Demircan 2012).

Natürlich handelt es sich bei den vorgestellten Aspekten um erste Er-
gebnisse eines überschaubaren Untersuchungsschrittes, der nur einen 
Anfang zur Diskussion über die Rolle und Aufgabe von PR in der trans-
formativen Forschung bilden kann. Festzuhalten ist jedoch in erster Li-
nie, dass die Expert*innen von einer positiven Wirkung der Integration 
von PR auf die Qualität von Transformationsprozessen ausgehen. As-
pekte wie die Verständlichkeit der Kommunikation für Stakeholder*in-
nen, Verständigung zwischen Stakeholder*innen sowie Einfluss auf 



Public Relations in der transformativen Wissenschaft 269

Machtpolitik und Wirtschaftsinteressen werden hier besonders betont. 
Hierbei stellen die öffentliche Meinung beziehungsweise die Öffent-
lichkeit selbst wichtige Felder dar, innerhalb derer sich PR bewegt.

Im nächsten Schritt wechseln wir die Perspektive und geben anhand 
eines Fallbeispiels aus der transformativen Forschung einen Einblick, 
welche Rolle PR dort spielt.

4 s:ne – ein Projekt der transformativen Forschung

Projekte transformativer Forschung entstehen typischerweise in einem 
Co-Design-Prozess (Moser 2016), an dem Wissenschaftler*innen unter-
schiedlicher Disziplinen sowie verschiedene Praxisakteur*innen betei-
ligt sind. Dabei stellt sich die Frage, inwiefern Projekte der transforma-
tiven Forschung durch Methoden der PR wie auch Beziehungs- und 
Netzwerkbildung unterstützt werden können – und natürlich, inwie-
weit die PR-Praxis und -Forschung dazu beitragen.

Am Beispiel des von 2018 bis Ende 2022 laufenden transformati-
ven BMBF-Projekts »Systeminnovation für Nachhaltige Entwicklung« 
(s:ne), das die Hochschule Darmstadt im Rahmen des Programms »In-
novative Hochschule« mit Forschungs- und Praxispartner*innen durch-
führt, beschreiben wir, wie man dort in der bisherigen Projektlaufzeit 
vorgegangen ist, um Wissen und Kompetenzen aus PR-Forschung und 
-Praxis in ein transformatives Projekt zu integrieren. Für die Kommuni-
kationsfunktion wurde zunächst ein erstes Modell für s:ne entwickelt, 
das die Handlungsfelder projektintern und nach außen in den einzel-
nen Arbeitsphasen beschreibt. 

Die Hochschule Darmstadt (h_da) verfolgt mit s:ne das Ziel, Pro-
zesse der nachhaltigen Entwicklung in der Region zu etablieren, unter 
anderem ausgerichtet an den Sustainable Development Goals (SDGs) 
der UN. Diese Prozesse sind angewiesen auf technische, soziale und 
organisationale Innovationen – jeweils unterstützt durch veränderte 
institutionelle Rahmenbedingungen. Dafür baut das Projekt ein lernen-
des System auf, in dem sich Akteur*innen aus Wirtschaft, Wissenschaft, 
Politik und Zivilgesellschaft gemeinsam auf die Suche nach Lösungen 
begeben, um ganze Systeme wie beispielsweise ein Stadtquartier oder 
eine Lieferkette in Richtung nachhaltiger Entwicklung zu gestalten.

s:ne beruht auf dem Grundgedanken, dass Veränderungen dieser 
Art nicht in etablierten Kontexten, wie etwa einer bestimmten For-
schungsdisziplin oder einem Verwaltungsressort, entstehen. Vielmehr 
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geht es darum, Akteur*innen mit unterschiedlichen Erfahrungen, Per-
spektiven und Interessen zusammenzubringen und mit ihnen auf der 
Basis eines geteilten Problemverständnisses neue Forschungsfragen zu 
formulieren (Abb. 1). 

Abb. 1: Systeminnovation für Nachhaltige Entwicklung (Quelle: h_da).

Sieben große Partner beteiligen sich am Projekt: das Darmstädter In-
stitut Wohnen und Umwelt (IWU), das Institut für sozial-ökologische 
Forschung (ISOE), das Öko-Institut, die Schader-Stiftung, die Software 
AG, die Unternehmensberatung e-hoch-3 und RTI Sports. Die Teilpro-
jekte sind breit gefächert und kommen aus den Bereichen Mobilität, 
Konsum, Stadtentwicklung, Energie und Lieferketten.

Im Kontext des Projekts, an dem im engeren Feld 50 Forschende aus 
acht Fachbereichen und Vertreter*innen aus der Praxis arbeiten, wurde 
eine Innovations- und Transformationsplattform (ITP) als struktur-
bildendes Herzstück geschaffen, die aus dem Kernteam des Transfor-
mationsprojektes besteht. Dieses spielt die Rolle des Kompetenzträgers 
für das lernende System, also die fortwährende Weiterentwicklung der 
transformativen Forschung. Die ITP organisiert einen regelmäßigen 
Austausch unter den Forschenden und pflegt eine digitale Plattform im 
Sinne des Wissensmanagements. So ermöglicht sie den Forschenden, 
mit wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und politischen Akteur*innen 
sowie Forschungseinrichtungen in der Region neue Formen der Zusam-
menarbeit zu entwickeln. 



Public Relations in der transformativen Wissenschaft 271

4.1 PR in s:ne

Die ITP organisiert Innovation, Wissensmanagement und Kommunika-
tion sowohl nach innen als auch nach außen. Ausgehend von Konzep-
ten des integrierten Managements (vgl. Bruhn et al. 2014, 10) zeigte 
sich schnell, dass gerade die transdisziplinäre Arbeitsweise und die da-
durch stark unterschiedlichen Wissens- und Methodenhintergründe 
sowie die verschiedenen (Fach)Kulturen besondere Herausforderun-
gen darstellen.

Für alle drei Aufgaben – Innovations-, Kommunikations- und Wis-
sensmanagement – wurden prototypische Modelle innerhalb von s:ne 
entwickelt und erprobt. Abb. 2 zeigt den Aspekt der PR, wobei es sich 
hierbei um ein lebendiges Modell handelt, das es weiterzuentwickeln 
gilt. Die Anschlussfähigkeit für andere transformative Projekte kann 
unter anderem durch die Zuordnung oder Darstellung der drei Stufen 
im forschungsbasierten Transfer (Lang et al. 2012) gewährleistet wer-
den.1 

Abb. 2: Die Rolle von PR in s:ne (eigene Darstellung).

1 Transdisciplinary research process: Phase A (Problem framing, Team building), 
Phase B (Co-creation of solution-oriented transferable knowledge), Phase C 
((Re)Integration and application of created knowledge) (Lang et al. 2012).
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Eine Herausforderung bestand zunächst in der Definition, was externe 
und interne Kommunikation in s:ne bedeutet beziehungsweise welche 
Stakeholder*innen als intern und welche als extern zu betrachten sind. 
Verbunden ist dies mit der Analyse von Erwartungen und Bedürfnissen 
an die Kommunikation. Hier sind eindeutige Differenzierungen nicht 
ohne weiteres möglich, da zum Beispiel in Co-Creation-Prozessen Ex-
terne durchaus zum internen Kreis gezählt werden können. 

Die Heterogenität der Beteiligten vermag zu unterschiedlichen 
Verständnisweisen sowie Innen- und Außendarstellungen des Pro-
jektes führen. Wichtig war deshalb die Erkenntnis, dass ähnlich wie 
in Change-Projekten (vgl. Kotter 2011) eine gemeinsame Vision und 
Marke entwickelt werden sollten. Zu Beginn startete daher ein Marken-
entwicklungsprozess, unterstützt durch eine externe Agentur. Die Her-
ausforderung bestand darin, den zahlreichen, sehr unterschiedlichen 
Zielgruppen gerecht zu werden. Die Marke muss die vielfältigen Ziele 
des Projektes vermitteln, ein gemeinsames Selbstverständnis für die Ar-
beit schaffen, aber auch die Hochschule mit dem strategischen Thema 
nachhaltige Entwicklung positionieren. In Abb. 3 sind die Markenbot-
schaften für die Zielgruppe Wirtschaft beispielhaft aufgeführt. 

Eine weitere Herausforderung stellen die unterschiedlichen Kulturen 
der beteiligten Forschenden und Projektpartner*innen sowie daraus 
resultierende Perspektiven und Arbeitsweisen dar. Dies erfordert Com-
munity Building und das Schaffen einer Projektkultur, die beispiels-
weise in formellen und informellen Aspekten der Zusammenarbeit 
Ausdruck findet. Dazu gehören etwa intern regelmäßige Updates am 
Scrum-Board, Formate, die Einblicke in disziplinäres Wissen geben, 
interne Community-Regeln oder extern dezidierte Formate zur Stake-
holder*innen-Beteiligung. Auch eine gemeinsame Sprache zu finden 
ist kein unwesentlicher Bestandteil der interdisziplinären Zusammen-
arbeit (Jaeger et al. 1998). Zentrale Begrifflichkeiten wurden zu die-
sem Zweck eigens in einem s:ne-Glossar festgehalten. 

In der Strategischen Kommunikation nach außen ist zu berück-
sichtigen, dass die unterschiedlichen Partner*innen normalerweise 
eigene Kommunikationsstrategien verfolgen – dies schafft Koordinati-
onsaufwand, bietet aber gleichzeitig die Chance für Netzwerkeffekte. 
Die Öffentlichkeitsarbeit in der ersten Projektphase konzentrierte 
sich auf den allgemeinen Rahmen und war nicht inhaltlicher Natur. 
Der Fokus lag auf der Projektdarstellung über Hochschulkanäle, wie 
beispielsweise den Webseiten, und auf klassischer Pressearbeit in der 
Region. 

Abb. 3: Markenbotschaften des s:ne-Projektes für die Zielgruppe  Wirtschaft 
(Quelle: h_da).

Wir sind :ne
Ein Inkubator für Nachhaltige Entwicklung.

Gemeinsame 
Wissenschaftskonferenz
GWK

Ein Projekt der 
Bund-Länder-Initiative

 h_da 
 HOCHSCHULE DARMSTADT
 UNIVERSITY OF APPLIED SCIENCES

Projektpartner

Institut für
sozial-ökologische

Forschung

Dafür fragen wir uns gemeinsam mit unseren Partnern:
Wie können wir Marktchancen nutzen und zugleich neue Wege in 
Richtung Nachhaltige Entwicklung beschreiten?

Welche Akteure verfügen über die Bereitschaft und 
die notwendigen Mittel, die Prozesse mitzugestalten?

Wie schaffen wir Gelegenheiten für konstruktive Begegnungen, 
die das kreative Potenzial der Beteiligten freisetzen, 
um daraus neue Lösungen zu entwickeln und zu erproben?

Wo ist es notwendig, Rahmenbedingen zu verändern, 
um Anreize zu stärken und Hemmnisse abzubauen?

Wir arbeiten insbesondere mit:
Unternehmen aus der Region Rhein-Main-Neckar
Politik und Verwaltung
wissenschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Partnern

Dabei sind wir: 
Motivator | Katalysator | Pfadfi nder

Wir glauben daran, dass wir die Lebensgrundlagen auf der 
Erde dauerhaft sichern können, wenn soziale, technische 
und organisationale Innovationen und veränderte Rahmen-
bedingungen zusammenwirken.

??
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Auch in der Phase des Problem-Framings und Teambuildings (Abb. 
2) stand die externe PR zunächst im Hintergrund. Der Fokus lag hier 
auf der Netzwerkkommunikation, die überwiegend auf persönlicher 
Ebene stattfand. Diese Interaktion wurde unterstützt durch transfor-

Eine Herausforderung bestand zunächst in der Definition, was externe 
und interne Kommunikation in s:ne bedeutet beziehungsweise welche 
Stakeholder*innen als intern und welche als extern zu betrachten sind. 
Verbunden ist dies mit der Analyse von Erwartungen und Bedürfnissen 
an die Kommunikation. Hier sind eindeutige Differenzierungen nicht 
ohne weiteres möglich, da zum Beispiel in Co-Creation-Prozessen Ex-
terne durchaus zum internen Kreis gezählt werden können. 

Die Heterogenität der Beteiligten vermag zu unterschiedlichen 
Verständnisweisen sowie Innen- und Außendarstellungen des Pro-
jektes führen. Wichtig war deshalb die Erkenntnis, dass ähnlich wie 
in Change-Projekten (vgl. Kotter 2011) eine gemeinsame Vision und 
Marke entwickelt werden sollten. Zu Beginn startete daher ein Marken-
entwicklungsprozess, unterstützt durch eine externe Agentur. Die Her-
ausforderung bestand darin, den zahlreichen, sehr unterschiedlichen 
Zielgruppen gerecht zu werden. Die Marke muss die vielfältigen Ziele 
des Projektes vermitteln, ein gemeinsames Selbstverständnis für die Ar-
beit schaffen, aber auch die Hochschule mit dem strategischen Thema 
nachhaltige Entwicklung positionieren. In Abb. 3 sind die Markenbot-
schaften für die Zielgruppe Wirtschaft beispielhaft aufgeführt. 

Eine weitere Herausforderung stellen die unterschiedlichen Kulturen 
der beteiligten Forschenden und Projektpartner*innen sowie daraus 
resultierende Perspektiven und Arbeitsweisen dar. Dies erfordert Com-
munity Building und das Schaffen einer Projektkultur, die beispiels-
weise in formellen und informellen Aspekten der Zusammenarbeit 
Ausdruck findet. Dazu gehören etwa intern regelmäßige Updates am 
Scrum-Board, Formate, die Einblicke in disziplinäres Wissen geben, 
interne Community-Regeln oder extern dezidierte Formate zur Stake-
holder*innen-Beteiligung. Auch eine gemeinsame Sprache zu finden 
ist kein unwesentlicher Bestandteil der interdisziplinären Zusammen-
arbeit (Jaeger et al. 1998). Zentrale Begrifflichkeiten wurden zu die-
sem Zweck eigens in einem s:ne-Glossar festgehalten. 

In der Strategischen Kommunikation nach außen ist zu berück-
sichtigen, dass die unterschiedlichen Partner*innen normalerweise 
eigene Kommunikationsstrategien verfolgen – dies schafft Koordinati-
onsaufwand, bietet aber gleichzeitig die Chance für Netzwerkeffekte. 
Die Öffentlichkeitsarbeit in der ersten Projektphase konzentrierte 
sich auf den allgemeinen Rahmen und war nicht inhaltlicher Natur. 
Der Fokus lag auf der Projektdarstellung über Hochschulkanäle, wie 
beispielsweise den Webseiten, und auf klassischer Pressearbeit in der 
Region. 

Abb. 3: Markenbotschaften des s:ne-Projektes für die Zielgruppe  Wirtschaft 
(Quelle: h_da).

Wir sind :ne
Ein Inkubator für Nachhaltige Entwicklung.

Gemeinsame 
Wissenschaftskonferenz
GWK

Ein Projekt der 
Bund-Länder-Initiative

 h_da 
 HOCHSCHULE DARMSTADT
 UNIVERSITY OF APPLIED SCIENCES

Projektpartner

Institut für
sozial-ökologische

Forschung

Dafür fragen wir uns gemeinsam mit unseren Partnern:
Wie können wir Marktchancen nutzen und zugleich neue Wege in 
Richtung Nachhaltige Entwicklung beschreiten?

Welche Akteure verfügen über die Bereitschaft und 
die notwendigen Mittel, die Prozesse mitzugestalten?

Wie schaffen wir Gelegenheiten für konstruktive Begegnungen, 
die das kreative Potenzial der Beteiligten freisetzen, 
um daraus neue Lösungen zu entwickeln und zu erproben?

Wo ist es notwendig, Rahmenbedingen zu verändern, 
um Anreize zu stärken und Hemmnisse abzubauen?

Wir arbeiten insbesondere mit:
Unternehmen aus der Region Rhein-Main-Neckar
Politik und Verwaltung
wissenschaftlichen und zivilgesellschaftlichen Partnern

Dabei sind wir: 
Motivator | Katalysator | Pfadfi nder

Wir glauben daran, dass wir die Lebensgrundlagen auf der 
Erde dauerhaft sichern können, wenn soziale, technische 
und organisationale Innovationen und veränderte Rahmen-
bedingungen zusammenwirken.

??



274 Thomas Pleil, Sandra Müller & Lea Matusiak

mative Methoden der Stakeholder*innen-Beteiligung wie beispiels-
weise Salongespräche.2 Wichtig für die Kommunikation zwischen den 
Beteiligten war es, Regeln der Zusammenarbeit zu finden, um zielge-
richtet auf Akteur*innen zuzugehen, also mit den passenden Botschaf-
ten und in einem geschützten Rahmen. Dies erfordert gute Kenntnis 
von Hemmnissen und wirksamen Anreizen, die das aktuelle Verhalten 
der Beteiligten bestimmen. Herausarbeiten lassen sich diese beispiels-
weise durch den verhaltenswissenschaftlichen Forschungsansatz der 
Transdisziplinären Delta-Analyse,3 welche diesbezügliche Analysen 
ermöglicht.

Erst nachdem sich die Arbeitsgruppen gebildet hatten, begannen 
erste öffentliche Kommunikationsmaßnahmen zu Inhalten der trans-
formativen Forschung. Der Fokus lag zunächst auf einem Bürgerpanel.4 
Dieses hat zum Ziel, Innovationsideen aus s:ne-Handlungsfeldern auf-
zugreifen und es Bürger*innen zu ermöglichen, regelmäßig ihre Mei-
nungen und Präferenzen zu diesen Innovationen im Rahmen von Befra-
gungen zu äußern. Hierdurch sollen sie an der Gestaltung nachhaltiger 
Entwicklung mitwirken können. Die Erkenntnisse fließen wiederum in 
die Weiterentwicklung und Umsetzung der Innovationen ein. Begleitet 
wird das Panel regelmäßig durch Pressearbeit, unterstützt durch die 
Hochschulkommunikation. Zudem werden eigene Social-Media-Ka-
näle genutzt sowie die persönliche Ansprache von Bürger*innen bei 
regionalen Veranstaltungen gesucht. 

Die Offenheit des Vorgehens im Projekt und die Heterogenität der 
Teilprojekte führen dazu, dass man neben der Kommunikation des 
Gesamtvorhabens eigens für diese individuelle Kommunikationsstrate-
gien entwickelt. Beispielsweise stellt das Teilprojekt zur nachhaltigeren 
Gestaltung von Lieferketten in der Lederindustrie durch die Beteiligung 
internationaler Fachakteur*innen ganz andere Anforderungen als die 
nachhaltige Weiterentwicklung eines Stadtquartiers. Es variieren also 
immer wieder Ziele und Zielgruppen, die im Projektverlauf neu iden-
tifiziert und verstanden werden müssen. Unterstützend wirken hierbei 
zum Beispiel Online- und Medienmonitoring, Zielgruppenanalysen 

2 Die Idee der Salongespräche entstand in Anlehnung an die philosophischen, 
naturwissenschaftlichen und literarischen Salons des 18. und 19. Jahrhunderts. 
Dort trafen sich Denker, Politiker, Wissenschaftler mit Dichtern und anderen 
Künstlern in einem vertrauten Rahmen, um sich gemeinsam über Themen aus-
zutauschen, die von aktuellem Interesse waren. 

3 https://www.sofia-darmstadt.de/wir-ueber-uns/delta-analyse.
4 https://buergerpanel.h-da.de/.
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und Persona (Beschreibungen typischer Vertreter*innen einer Stake-
holder*innen-Gruppe).

Insgesamt hat sich gezeigt, dass der Beratungsbedarf der Teilprojekte 
zu interner Kommunikation, Öffentlichkeitsarbeit und Stakeholder*in-
nen-Beteiligung deutlich höher ausfällt als ursprünglich angenommen 
und in der Ressourcenplanung vorgesehen war. Die (Methoden-)
Kompetenzen in den einzelnen Teams bezüglich der voran genannten 
Themenfelder waren teilweise nur bedingt vorhanden oder mussten 
im Projektverlauf weiter auf- und ausgebaut werden. Auch die bereits 
erwähnte Offenheit des Vorgehens im Projekt erfordert einmal mehr 
das Verständnis einer integrierten Kommunikation. Deutlich wurde 
darüber hinaus: Zwar kann PR das Gesamtprojekt im Rahmen der 
üblichen Wissenschaftskommunikation begleiten, jedoch sind für die 
einzelnen, ergebnisoffenen Teilprojekte eigene Strategien notwendig, 
die sich allerdings nicht längerfristig planen lassen. Der Einsatz von 
PR-Management-Tools (Zerfaß und Volk 2019) erweist sich für die in-
ternen Arbeitsprozesse als hilfreich.

Aufgrund des Projektselbstverständnisses sowie aus Kapazitätsgrün-
den wurde sehr früh deutlich, dass Personen in den Teilprojekten zu 
PR befähigt werden müssen. Dies enthält die direkte Beratung zu kon-
kreten Kommunikationsthemen, ein »Sparring« beim Erstellen von ziel-
gruppengerechten Texten für unterschiedlichste Medienkanäle sowie 
eine Qualitätssicherung durch das Vier-Augen-Prinzip. Workshops sind 
in Planung: In diesen gilt es, aufgaben- und themenspezifisch Wissen 
zu vermitteln, wie beispielsweise Pressearbeit funktioniert oder wie 
gute Social-Media-Kommunikation gelingen kann. 

Damit verbunden ist die Anforderung an die Wissenschaftler*innen, 
im transformativen Prozess unterschiedliche Rollen einzunehmen, die 
teilweise eine Schnittmenge mit PR-Kompetenzen aufweisen: Change 
Agents, Wissensvermittler*innen, (öffentlich) reflektierende Wissen-
schaftler*innen, selbstreflektierende Wissenschaftler*innen und Pro-
zessbegleiter*innen (Wittmayer und Schäpke 2014). 

Einige s:ne-Teilprojekte befinden sich bereits in der Phase der Lösungs-
entwicklung und -erprobung (Abb. 2). Öffentlichkeitsarbeit zielt hier 
besonders darauf ab, Transparenz, Akzeptanz und ein entsprechendes 
Erwartungsmanagement zu betreiben. Natürlich erfolgt die Kommuni-
kation hierbei medienvermittelt, aber auch in Form von Veranstaltungen. 
In einem eigenen Format wird mit wechselnden Schwerpunkten der 
Frage nachgegangen, wie Forschung und Transfer Veränderungspro-
zesse in Richtung nachhaltiger Entwicklung unterstützen können.
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Die Methoden, die im Experimentierfeld zur Anwendung kommen, 
enthalten teilweise Bausteine, die in der Kommunikationsarbeit stärke-
ren Anklang finden sollten – wie beispielsweise in der Szenario-Tech-
nik nach Geschka et al. (1997), in der gemeinsam mit Akteur*innen 
aus der Praxis eine Vision in einzelnen Teilprojekten entwickelt wird. 
Fruchtbringend ist beispielsweise auch die systematische Integration 
der Theory of Change (Claus und Belcher 2020) in die Strategische 
Kommunikation, auf deren Basis Narrative entwickelt werden können. 
Immer wieder ergeben sich Bezüge zu Methoden der PR, beispiels-
weise wenn es um die Analyse von Stakeholder*innen-Erwartungen an 
die Kommunikation geht oder um die Formulierung von Botschaften. 
Nicht nur die gemeinsame Sprache ist demnach wesentlich in trans-
formativen Projekten, sondern auch die Freiheit zum Einsatz und der 
Weiterentwicklung der unterschiedlichen Methoden passend zum spe-
zifischen Projektcharakter (Jaeger et al. 1998). 

5 Fazit und Ausblick

Aus den in diesem Beitrag vorgestellten Ergebnissen von Expert*innen-
interviews sowie dem Fallbeispiel lassen sich erste Learnings und The-
sen zur Rolle von PR in transformativer Forschung ableiten. Dabei 
wurde zunächst deutlich, dass Akteur*innen PR an vielen Stellen zu-
nächst praktisch verstehen. 

Learnings für die praktische Kommunikation ergeben sich aus der 
Heterogenität der Beteiligten, die mit unterschiedlichen Motivationen, 
Kulturen, Kommunikations- und Verhaltensweisen sowie Zielen ver-
bunden ist. Anforderungen an die Kommunikation sind demnach:

	� Ein hohes Maß an Netzwerk-Kommunikation (persönlich und medien-
vermittelt) und Regeln für Kommunikation und Zusammenarbeit.
	� Gute Kenntnis von Hemmnissen und wirksamen Anreizen als Grund-

lage für die Einleitung und Betreuung von Innovationsprozessen in 
Richtung nachhaltiger Entwicklung, aber auch für die Strategische 
Kommunikation.
	� Erarbeiten einer Projektkultur und Community Building, um das 

Aufprallen unterschiedlicher Fach- und Arbeitskulturen produktiv zu 
nutzen.
	� Grundlage für die interne und die Strategische Kommunikation nach 

außen sowie für das transformative Handeln bildet das Herausarbei-
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ten von Vision und Marke. Auf diese Weise können unterschiedliche 
Verständnisweisen erschlossen, Gemeinsamkeiten herausgearbeitet 
und möglichst widerspruchsfreie Innen- und Außendarstellungen 
des Projektes erreicht werden.
	� Durch die Offenheit des Vorgehens haben Projekte der transformati-

ven Forschung zunächst unspezifische Stakeholder*innen, die im 
Projektverlauf immer wieder neu identifiziert und verstanden wer-
den müssen; zudem ist es notwendig, während des Projekts Kom-
munikationsstrategien zu entwickeln und laufend anzupassen.

Für die weitere Diskussion und Forschung stellen wir die folgenden vier 
Thesen auf:

1. Forschende benötigen eine Form von PR-Literacy. Damit meinen 
wir eine Grundkompetenz zu interner Kommunikation in hetero-
genen Teams sowie basale Kenntnisse in Strategischer Kommuni-
kation, um in der Öffentlichkeit klar, verständlich und im Sinne 
des Projektes zielorientiert kommunizieren zu können.

2. Kommunikations- und Wissensmanagement sind Basisfunktionen 
in transformativen Projekten.

3. Kommunikations- und Wissensmanagement tragen Mitverantwor-
tung für ein gemeinsames Projektverständnis sowie eine gemein-
same Projektkultur.

4. Kommunikations- und Wissensmanagement stellen kontinuierli-
che Aufgaben, die am besten in einem Kernteam in transformati-
ven Projekten wahrgenommen werden. 

Insgesamt sehen wir in der transformativen Forschung vielfältige Ein-
satzmöglichkeiten für die unterschiedlichen Teildisziplinen der Kom-
munikationswissenschaft, insbesondere der PR-Forschung und nicht 
lediglich der praktischen Anwendung Strategischer Kommunikation. 
Welche bisherigen Erkenntnisse und Modelle der Disziplin sowie 
Praxismethoden und strategischen Ansätze für Transdisziplinäre For-
schung fruchtbar sind, bleibt bislang ungeklärt. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass andere Disziplinen teilweise für ähnliche Aufgaben 
eigene Methoden entwickelt haben. Beispielhaft zeigt sich dies bei sol-
chen, die Verständnis für Stakeholder*innen oder deren Beteiligung an 
Innovationsprozessen erlauben sollen. Nicht nur im Kontext transdis-
ziplinärer Projekte kann die PR-Forschung viel aus anderen Disziplinen 
lernen und diese umgekehrt befruchten – im Kontext von s:ne haben 
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sich bisher insbesondere Berührungspunkte zu Psychologie, Politik-
wissenschaft und Innovationsforschung gezeigt. Auch die Fragen, wie 
einzelne transformative Projekte mit Hilfe von Strategischer Kom-
munikation eine gesellschaftliche Dynamik auslösen können und wie 
sich die Disziplin der PR in einem solchen Umfeld selbst verändert, lässt 
viel Raum für weitergehende Arbeiten. Ein möglicher erster Schritt 
bestünde in einer Diskussion des bisher im deutschen Sprachraum 
wenig wahrgenommenen Felds der Public Interest Communication 
(Fessmann 2017; Ciszek 2018) bezogen auf transformative Forschung. 
Dieses in den USA entwickelte Konzept bezieht sich auf öffentliche und 
wissenschaftsbasierte Kampagnen, die einen konstruktiven Ansatz ver-
folgen und gesellschaftlichen Wandel unterstützen sollen, etwa im Zu-
sammenhang mit der LGBT-Bewegung (Ciszek 2018).

Gezeigt hat sich aus unserer Sicht, dass PR in transformativen For-
schungsprojekten tatsächlich ihre Rolle finden kann und von Anfang 
an ihren Platz haben sollte. PR-Praxis und -Forschung sind aus unserer 
Sicht dabei integrativ zu betrachten. Die meisten Akteur*innen unseres 
Fallbeispiels halten die PR-Funktion und das PR-Wissen inzwischen für 
unverzichtbar. Die übergreifende Disziplin hat vor allem die Aufgabe, 
ihr Wissen zur Relevanz von Öffentlichkeit und deren Mechanismen 
im Rahmen transformativer Wissenschaft einzubringen und die Stake-
holder*innen-Integration in einzelnen Projekten zu unterstützen. Über 
diese hinaus ist die Unterstützung bei der Übertragung von Wissen 
und das öffentliche Sichtbarmachen von Ergebnissen bedeutsam. 
Die PR-Disziplin kann auf diesem Weg eine stärkere gesellschaftliche 
Perspektive einnehmen und die Mitwirkung an gesellschaftlicher Zu-
kunftssicherung neben die traditionelle Aufgabe der organisationalen 
Effizienzsteigerung (Nothhaft und Wehmeier 2013, 316; Fessmann 
2017, 21) stellen. Anknüpfungspunkte ergeben sich dabei für die prak-
tische PR, aber auch für die PR-Lehre und -Forschung, die sich im trans-
formativen Umfeld automatisch in den Austausch mit benachbarten 
Disziplinen begeben. Letztlich gehen wir davon aus, dass eine Betei-
ligung der PR-Disziplin in transformativen Kontexten ihre bisherigen 
Perspektiven erweitert und auf lange Sicht ganz im transformativen 
Sinne auch diese selbst verändern kann. 
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Abstract

In der Frage danach, wohin sich eine Gesellschaft bewegen soll, kommen nicht 
alle Stimmen gleichermaßen zu Wort. Um dem zu begegnen, nutzen insbeson-
dere ressourcenschwache Akteure im Kampf um öffentliche Sichtbarkeit krea-
tive und kontroverse Mittel. Dabei gehen sie jedoch das Risiko ein, dass ihre 
Handlungen als normverletzend, also deviant wahrgenommen werden. Dies 
kann die öffentlich zugeschriebene Legitimität der jeweiligen Positionen bedro-
hen, die jedoch notwendig ist, um Deutungshoheit für bestimmte Themen zu 
erlangen und gesellschaftlichen Wandel zu erreichen. Der Beitrag differenziert 
Devianz in funktionale und dysfunktionale Formen der Normenabweichung. 
Erstere stellt eine progressive Herausforderung des Gegebenen dar, während 
letztere eher als systemzersetzend wahrgenommen wird. Das Beispiel der vi-
suellen Kommunikation um die Rodungsarbeiten im Hambacher Forst ver-
deutlicht, welche Inszenierungsstrategien der Devianz zwar aufmerksamkeits-
förderlich, jedoch potenziell legitimitätsbedrohend für Akteure sind und welche 
Formen die Zuschreibung von Legitimität tatsächlich befördern können.
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1 Einführung

Die Frage danach, wohin sich die Gesellschaft in Zukunft bewegen 
sollte, ist gesellschaftlich stark umkämpft. Kräfte, die auf Beharrung 
bestehender Institutionen pochen, stehen drängenden Forderungen 
nach Wandel gegenüber. Ort dieser Aushandlung ist die Öffentlich-
keit. Sie hat die Funktion, der Gesellschaft einen Ort der Selbstthema-
tisierung und Reflexion zur Verfügung zu stellen (Görke 2008; Wim-
mer 2007) und wird wesentlich von Journalismus hergestellt. 
Gleichzeitig spielen auch andere Akteure eine Rolle – im hier betrach-
teten Fall  Organisationen, die als strategische beziehungsweise per-
suasive Kommunikatorinnen in Erscheinung treten und ihre Positio-
nen diversen Öffentlichkeiten vermitteln wollen. Sie gestalten durch 
eigene Strategische Kommunikation (beispielsweise in den Sozialen 
Medien), aber auch in direktem Bezug auf den Journalismus Öffent-
lichkeit mit und versuchen so, eigene Deutungen zu etablieren 
(grundlegend Merten und Westerbarkey 1994; Saxer 2008). Zu be-
achten ist ferner, dass Deutungen nicht schlicht durchgesetzt werden 
können, sondern immer auch auf von anderen Akteuren eingebrachte 
Gegenentwürfe stoßen. Diese verschiedenen Deutungsangebote kon-
kurrieren in der Folge um Aufmerksamkeit, und es liegt an der mobili-
sierbaren Durchsetzungsmacht, welches sich etabliert und höhere 
Reichweiten erzielt. 

Als gutes Beispiel für diese Prozesse lässt sich das Ringen um eine 
sozialökologische Transformation der Gesellschaft verstehen, wel-
ches mit einem »Kampf um Aufmerksamkeit« (Crary 2002; Franck 
1998) und dominante Deutungshoheiten im öffentlichen Diskurs 
einhergeht. Neben inhaltlichen Kriterien (wie etwa Nachrichtenfak-
toren) entscheiden auf einer vorgelagerten Ebene auch ökonomische 
Bedingungen und Strukturen darüber, welche Themen überhaupt in 
den Blick der Öffentlichkeit gelangen können (Herman und Chomsky 
2002; Schade 2018). Diese Kriterien gelten als Ursachen für die auf 
den ersten Blick zu beobachtende Dominanz der Positionen ressour-
censtarker Akteure in der Öffentlichkeit. Dagegen zeige ich im Folgen-
den, dass diese ökonomischen Mechanismen mitunter gezielt unter-
wandert werden – wie am Beispiel kleinerer sozialer Bewegungen zu 
erkennen ist.

Sozialen Bewegungen lässt sich gesellschaftlich die Rolle von 
Impulsgeberinnen zuschreiben: »Within the mediating sector of po-
litics, social movements specifically serve to give the initial impulses 
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for change« (Neidhardt und Rucht 1991). Sie machen auf Missstände 
aufmerksam und wirken auf Veränderungen hin. Diese Akteure sind 
jedoch häufig weniger ressourcenstark und verfügen daher über we-
niger Möglichkeiten, Zugang zu relevanten Öffentlichkeiten zu finden 
(Schade 2018; Oy 1997). Folglich sind sie darauf angewiesen, sich auf 
unkonventionelle Weise Gehör zu verschaffen, und wählen subver-
sivere und häufig subkulturell konnotierte Strategien zur Generierung 
von Aufmerksamkeit (Juris 2012; Ertl 2015; Veneti 2017). Diesbezüg-
lich spreche ich im Folgenden von devianten Kommunikationsstrate-
gien. Damit sind Strategien gemeint, die abweichendes Verhalten in 
Kauf nehmen oder aktiv suchen, um Aufmerksamkeit zu generieren. 
Fraglich ist in diesem Zusammenhang, ob Devianz neben der Aufmerk-
samkeit auch die Zustimmung für die vertretenen Botschaften und 
Deutungsangebote erhöht. Das heißt, deviante Kommunikationsstra-
tegien bergen immer auch die Gefahr, die wahrgenommene Legitimi-
tät der Forderungen zu bedrohen, da die Form der Kommunikation als 
normverletzend und so als potenziell gemeinwohlschädlich abqualifi-
ziert wird. Soziale Bewegungen müssen hier wesentliche Abwägungen 
treffen.

Die Forschung zur Devianz betrachtet bisher vorrangig Makro- und 
Mikrophänomene (Peuckert 2016; Lamnek 2013). Die Beschreibung 
einer Mesoperspektive, die deviantes Verhalten von organisationalen 
Akteuren in den Blick nimmt, ist bisher eher randständig. Zwar be-
schreibt etwa Luhmann (1999) nonkonformes Verhalten von Organi-
sationsmitgliedern mit dem Konzept der »brauchbaren Illegalität«, 
geht damit jedoch auf organisationsinterne Normen ein. Nach außen 
beziehungsweise auf die Gesellschaft orientiertes Verhalten lässt sich 
dagegen ideal mit einer neo-institutionalistischen Perspektive auf 
Organisationen verbinden, welche gesellschaftliche Erwartungen an 
Organisationen in den Mittelpunkt rückt (Meyer und Rowan 1977; 
Sandhu 2012; Kette und Barnutz 2019). Auf diese Perspektive möchte 
ich im Folgenden zurückgreifen, um Verhaltenserwartungen an han-
delnde Personen auf gesellschaftliche Erwartungen an Organisationen 
zu übertragen.

In meinem Beitrag gehe ich folgendermaßen vor. Zuerst stelle ich das 
Verständnis von Organisation, Öffentlichkeit und Legitimität heraus, 
um dieses für die Kommunikation sozialer Bewegungen zu konkretisie-
ren. Darauf aufbauend nehme ich auf das Konzept der Gegenöffentlich-
keit (Ahlemeyer 1995; Scholl 2009; Wimmer 2007) Bezug, bevor ich 
im nächsten Schritt das Konstrukt der Devianz erläutere. Hier mache 
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ich insbesondere von dem an sozialen Zuschreibungen orientierten 
»Labeling-Ansatz« (Lamnek 2013) Gebrauch. Nach der Begriffsklärung 
beziehe ich die Devianz auf die Strategische Kommunikation und Ein-
druckssteuerung (Ebert und Piwinger 2007) von Organisationen und 
sozialen Bewegungen und stelle hier Potenziale sowie Risiken heraus. 
Konkret illustriere ich schließlich am Fall der umstrittenen Rodungsar-
beiten am Hambacher Forst, wie Devianz als analytische Kategorie bei 
der Untersuchung Strategischer Kommunikation behilflich sein kann. 
Mittels einer rekonstruktiven Bildanalyse (Przyborski und Slunecko 
2012) der Kommunikation der Initiative Ende Gelände wird verdeut-
licht, dass die Inszenierung funktionaler Devianz großes Potenzial für 
Legitimitätsgewinne bietet. 

2 Organisation, Öffentlichkeit und Legitimität

Aus neo-institutionalistischer Perspektive kommt Organisationen der 
Status eines organisationalen Akteurs zu. Das bedeutet, dass Organisa-
tionen nicht nur handlungsfähig, sondern auch aktiv und interessenge-
trieben sind (Meyer und Rowan 1977). Sie sehen sich in einer komple-
xen Gesellschaft mit diversen und teils disparaten Erwartungen aus der 
Umwelt konfrontiert, mit denen sie umgehen müssen (ebd.; Sewell 
1992). Diese Erwartungen werden als sozial etablierte Muster und 
Schemata – als Institutionen – gefasst (Sandhu 2012; Sewell 1992). 
Idealerweise sind die an die Organisation gestellten Erwartungen die-
ser dienlich und ihren Handlungen wird von den für sie relevanten Öf-
fentlichkeiten Legitimität zugeschrieben (Werder et al. 2018). 

2.1 Strategische Kommunikation

Jegliche Handlung einer Organisation trägt zur Eindrucksbildung in 
spezifischen Öffentlichkeiten bei. Sind sie jedoch bestrebt, das Bild, 
welches ihre Umwelt von ihnen hat, und die damit verbundenen Erwar-
tungen gezielt und organisationsdienlich zu gestalten, nutzen Organi-
sationen Strategische Kommunikation (ebd.). Hierbei zeigt sich ein 
durchaus kreativer und strategischer Umgang mit den Anforderungen 
der Umwelt: Zwar wäre eine Anpassung der Organisationen an die Er-
wartungen denkbar (Isomorphie), eine solche gestaltet sich allerdings 
aufgrund deren disparater Natur schwierig bis unmöglich. Gängiger ist 
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daher das zeremonielle Darstellen von Adäquanz durch organisationale 
Strukturen oder Rituale als »Legitimitätsfassade« (Sandhu 2012), um 
sich ein Stück weit von den für sie dysfunktionalen Erwartungen zu 
entkoppeln. Hierzu betreibt die Organisation auf der »Schauseite« 
(Kühl 2011) gezielte Eindrucks- und Erwartungssteuerung oder »Im-
pression Management« (Ebert und Piwinger 2007). 

Nach Femers (2015) ist eine persuasive Eindruckssteuerung dann 
besonders erfolgreich, wenn die Organisation »Inszenierungen zeigt, 
die sich neben dem eigenen Wunschbild auch an gesellschaftlich re-
levanten Werten orientieren«. Das bedeutet, dass sie sich neben ihren 
funktionalen Kerndimensionen (wie zum Beispiel ökonomische Leis-
tungsfähigkeit) auch darum bemüht, sich als gesellschaftlich wertvoll 
und als guter »Corporate Citizen« (Valor 2005; Kim und Lee 2018) dar-
zustellen. Die Organisation betont somit Rechtschaffenheit und einen 
positiven gesellschaftlichen Beitrag. 

Die zentralen Erwartungen, an denen sich eine Organisation ausrich-
tet, sind nicht statisch und je nach Zweck, den sie verfolgt, verschieden. 
So ist bei der Zuschreibung von Legitimität vorrangig die Einschätzung 
spezifischer Öffentlichkeiten, die der sogenannten Stakeholder*innen 
(Freeman 1984; Karmasin und Weder 2014), von Belang. Diesen wird 
organisationsseitig das Potenzial zugeschrieben, Handlungen positiv 
oder negativ zu beeinflussen. Als wichtige Stakeholder*innen sind 
vorab schon politische Entscheidungsträger*innen zu nennen, da sie 
für gesellschaftlich relevante Themen Regelungen anstoßen und den 
regulativen Rahmen für die Handlungen organisationaler Akteure be-
reitstellen (Melenhorst 2015). Wichtig ist an dieser Stelle zu verstehen, 
dass die zur Schau gestellten Werte je nach aktuellem Kontext, Orga-
nisationszweck und Stakeholder*innen-Kreis variieren, wie im Beispiel 
noch genauer zu sehen sein wird. 

2.2 »Klassische« Organisationen und Öffentlichkeit 

Medien kommt durch ihre Thematisierungsfunktion und die Herstel-
lung von Öffentlichkeit (an der sich auch Politik orientiert) entspre-
chend eine besondere Bedeutung zu (Vliegenhart et al. 2016; Wal-
grave und van Aelst 2006), denn sie stellen ein »Netzwerk der 
gegenseitigen Beobachtung« (Sandhu 2012, 106) zur Verfügung. Für 
Organisationen sind hier besonders Agenda- und Frame-Building-Ef-
fekte relevant (Buchmeier 2020; Colistra 2018; Hänggli 2012). Orga-
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nisationen achten folglich darauf, Themen, die deswegen für sie von 
Bedeutung sind, weil sie mit spezifischen Lösungen oder Positionen 
auf diese reagieren und sie zur strategischen Positionierung nutzen 
können, in den medialen Diskurs zu erheben und spezifisch zu 
framen. Das Gleiche gilt für die Kehrseite: Im sogenannten »Agenda 
Cutting« werden potenziell organisationsbedrohende Themen eben 
nicht thematisiert (Buchmeier 2020).

Wie bereits erwähnt, richten Organisationen ihre kommunikati-
ven Bemühungen besonders an ihren spezifischen Öffentlichkeiten 
aus. Mittelbar ist jedoch auch eine eher disperse, allgemeinere und 
bürgerlicher geprägte Öffentlichkeit bedeutsam – der sogenannte 
»Mainstream« – (Scholl 2009, 84), da hier allgemeinere Erwartungen 
ausgehandelt werden und sich somit potenziell neue Themen und An-
sprüche formieren können, auf welche die Organisation gegebenenfalls 
reagieren muss (Lauzen 1997). Sie adressiert daher nicht nur ihre un-
mittelbaren Stakeholder*innen, sondern ist auch an einer dienlichen 
Konstruktion der medialen Wirklichkeit (Merten 2009) durch aktive 
Beobachtung und Gestaltung von Themen in einer übergeordneten 
Öffentlichkeit – dem Mainstream – interessiert. 

Mainstream und Gegenöffentlichkeit
Der Mainstream lässt sich grob als Ort der Bildung und Reflexion kon-
sensueller Positionen beschreiben, in welchem gesellschaftlich zentrale 
Sinnmuster, Werte und Ideologien ausgehandelt, bestärkt und eine 
hege moniale öffentliche Meinung etabliert wird. Dieser Prozess ver-
stärkt sich durch eine medienübergreifende Konsonanzbildung zusätz-
lich (Krüger 2016). In der Bewegungsforschung wird die bürgerliche 
Öffentlichkeit als »gehobene, herrschende Mainstreamkultur« (Scholl 
2009; Jacke 2004) thematisiert, an der sich eine »Gegenöffentlichkeit« 
reibt, um mit anderen Selektionen und Frames als im Mainstream eine 
kontrastierende Position einnehmen zu können. 

Journalistischen Medien kommt neben der Konstruktion gesell-
schaftlicher Wirklichkeit eine diskursordnende Sonderrolle zu, in 
der den strategischen Selbstbeschreibungen der Organisationen kon-
trastierende Fremdbeschreibungen gegenübergestellt werden (Hoff-
jann 2011). Idealisierend wird eine grundlegend kritische Haltung des 
Journalismus gegenüber den strategischen Bestrebungen von macht-
vollen Akteuren unterstellt (Herman und Chomsky 2002). In der Praxis 
zeigt sich jedoch eine durchaus kooperative Zusammenarbeit organisa-
tionaler Pressestellen mit dem Journalismus (Altmeppen, Röttger und 
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Bentele 2004; Macnamara 2014; Baerns 1991).1 Je ressourcenstärker 
die Akteure, je intensiver die organisationalen Kontakte in den Journa-
lismus und je professioneller die Aufbereitung strategischer Kommuni-
kationsmaterialien, desto größer ist empirisch die Übernahmewahr-
scheinlichkeit der vorbereiteten Inhalte und Botschaften sowie eine 
durch journalistische Medien legitimierte Positionierung in einer grö-
ßeren Öffentlichkeit (ebd.).2 Für diese professionalisierte Kommunika-
tion bedarf es Ressourcen, die in eine persuasive Inszenierung fließen 
und den Zugang zu Journalismus ermöglichen (Herman und Chomsky 
2002). Mit Gamson und Wolfsfeld lässt sich ergänzen: »Organization, 
resources, and media sophistication are all markers journalists use to 
identify who the serious players are.« (Gamson und Wolfsfeld 1993, 
121; zitiert nach Schade 2018, 251) Und dies sind Merkmale, über die 
nicht alle Akteure gleichermaßen verfügen.

2.3 Soziale Bewegungen als besondere Organisationen

In der Konzeption als Organisationen stellen soziale Bewegungen eine 
Sonderform dar. Sie sind loser gekoppelt und hinsichtlich ihrer Ein-
trittsvoraussetzungen in der Regel deutlich geringer formalisiert als 
dies bei klassischen Organisationen wie Unternehmen oder Vereinen 
der Fall ist (Ahlemeyer 1995; Stickler 2005). Jedoch kommen soziale 
Bewegungen für ihre kollektiven Aktionen nicht ohne eine gewisse Sta-
bilität und Grundstruktur aus, welche vorrangig durch eine »relativ 
stabile [Kern]Gruppe getragen werden« (Rucht 1984, 610). 

Die Struktur einer Bewegung ist dabei abhängig von ihrer Zielset-
zung. Rucht (ebd.; 1994) unterscheidet zwischen inward- und out-
ward-orientierten Ausprägungen. Erstere wollen vorrangig das Ver-
halten ihrer Mitglieder ändern, während letztere auf »die Gesellschaft« 

1 Aktuelle Studien zum Verhältnis zwischen Journalismus und PR gibt es nach 
Kenntnis der Autorin vorrangig von Praktiker*innen und Berufsverbänden. 
Hier sei beispielsweise auf Hadwiger (2019) verwiesen. Auskunft über wissen-
schaftliche Gütekriterien lassen sich aus diesen Publikationen häufig nicht ent-
nehmen. Die Ergebnisse Hadwigers in einer Praktiker*innenbefragung in Jour-
nalismus und PR verweisen jedoch auf ein kooperatives Zusammenwachsen der 
beiden Disziplinen auf operativer Ebene.

2 Hier sei angemerkt, dass die Übernahmewahrscheinlichkeit in Krisenbericht-
erstattung deutlich sinkt und stattdessen die journalistische Recherchetätigkeit 
zu diesen fraglichen Themen ansteigt (vgl. Brodbeck 2018, 287).
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oder zumindest so viele Menschen wie möglich abzielen. Daher werden 
sie auch als »machtorientierte Bewegungen« (Rucht 1984, 610) be-
schrieben. Sie tendieren zu stärker formalisierten Organisationen, da 
hier ein gewisser Grad an Planbarkeit und Routinisierung von Abläufen 
als notwendig unterstellt wird.

Wer zu einer Bewegung gehört und wer nicht, ist aushandlungs-
bedürftig, da formale Beitrittsroutinen wie bei anderen Organisations-
formen entfallen. Strukturell beschreibt Rucht (ebd.) die Organisation 
sozialer Bewegungen deshalb mit Hilfe dreier konzentrischer Kreise. Im 
Zentrum steht für ihn die Kerngruppe, beziehungsweise die »Eliten«, 
die über mehr oder minder bindende Entscheidungskompetenzen ver-
fügen. Darum gruppieren sich die »Basisaktivisten«, während sich am 
Rande Anhänger*innen und Unterstützer*innen sammeln (ebd., 612). 

Die Funktion sozialer Bewegungen liegt in der Interessenartikulation 
und der Mobilisierung, welche sich auch als ihre Elementaroperation 
verstehen lässt (Ahlemeyer 1995; Rucht 1984; 1994). Luhmann (1994) 
verweist auf Protest als zentrale Funktion und Kommunikationsform. 
Hierbei versuchen soziale Bewegungen »Themen für politisch relevant 
zu erklären« (Jarren und Donges 2011, 130) und darauf bezogene trans-
formative Handlungen hervorzurufen. Scholl (2009, 85) beschreibt die 
Funktion auch als das Aufzeigen von Alternativen »zur aktuellen poli-
tischen, ökonomischen, rechtlichen usw. Verfasstheit der Gesellschaft 
allgemein sowie zu den politischen, ökonomischen, rechtlichen usw. 
Organisationen und partikularen Handlungen speziell«. Soziale Bewe-
gungen lassen sich also auch als Gegenentwurfsakteure beschreiben.

Im Folgenden werde ich mich auf die kommunikativen Handlungen 
und Strukturen von machtorientierten Bewegungen konzentrieren. 
Diese sind zur Erreichung ihrer Ziele auf öffentliche Aufmerksamkeit 
angewiesen – und entsprechend auch auf Strategische Kommunikation. 

2.4 Soziale Bewegungen und Öffentlichkeit

Scholl (2009) verortet die Kommunikation sozialer Bewegungen vor-
ranging im Spektrum sogenannter Alternativmedien. Diese lassen sich 
mit Bezug zu Rucht (1994) und Oy (1997) als Ort eigener Themenset-
zungen konzipieren, die im sogenannten Mainstream nicht oder nur 
am Rand auftauchen. Da Akteure hier zunächst weitestgehend Deu-
tungshoheit über die von ihnen publizierten Botschaften haben, sind 
sie vorrangig als Ort der internen Selbstvergewisserung zu denken, die 
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eine »innere Mobilisierung« der Bewegungsmitglieder gegen vielfältige 
Positionen des Mainstreams ermöglicht. Auch teilöffentliche Foren und 
Chaträume in Sozialen Medien lassen sich zu diesen eher internen Räu-
men zählen (Harlow 2012; Kidd und McIntosh 2016). 

Um jedoch auch in der bürgerlichen Öffentlichkeit Aufmerksamkeit 
zu erlangen, sind soziale Bewegungen auf die Thematisierung ihrer 
Deutungsangebote im Mainstream angewiesen: a) um bei Bürger*in-
nen Aufmerksamkeit für ihre Anliegen zu erzeugen, b) um ihre Anlie-
gen als legitime Forderungen positionieren zu können, c) um für diese 
Anliegen weitere potenzielle Unterstützer*innen zu gewinnen und d) 
um vermittelt durch eine breitere Medienöffentlichkeit »auf politische 
Entscheidungsträger einzuwirken« (Rucht 1994, 348). 

Schade (2018, 254) benennt Publizität für soziale Bewegungen als 
oberste Priorität: 

Wenn [soziale Bewegungen] ihre Anliegen öffentlich machen, »können 
sich die Eliten nur bei Strafe des Legitimitätsverlustes einer Auseinander-
setzung mit ihnen verweigern.« (Schmitt-Beck 1998, 21). Denn dadurch 
wird der von einer Bewegung angemeldete Entscheidungsbedarf als legitim 
anerkannt und mit hoher Wahrscheinlichkeit in Entscheidungsprozesse 
eingespeist (auf die politische Agenda gesetzt). (Schade 2018, 254)

Diese Argumentation erscheint ad hoc plausibel. Allerdings lässt sie 
den Modus der Auseinandersetzung beziehungsweise der Entschei-
dung außer Acht und setzt Publizität mit Legitimität gleich. So ist zu 
bedenken, dass die öffentliche Aufmerksamkeit zwar zu einer Ausein-
andersetzung mit einer Bewegung zwingt. Eine inhaltliche Auseinan-
dersetzung mit den Positionen, die diese Bewegung für gesellschaftlich 
relevant erklären möchte, ergibt sich daraus jedoch nicht zwingend. Je 
nach Kontextualisierung und gewähltem Framing in der Berichterstat-
tung können auch andere Aspekte ins Zentrum der öffentlichen Debatte 
gerückt werden (Ertl 2015; Hänggli 2012). Dementsprechend ist eine 
Reaktion auf mehreren Ebenen möglich, die eine Auseinandersetzung 
mit den inhaltlichen Forderungen der Bewegung sogar explizit vermei-
det. Zu diesen zählt einerseits die Akteursebene: Eine Strategie zum 
Umgehen der inhaltlichen Auseinandersetzung ist die Personalisie-
rung. Statt über die bewegungsseitig angebrachte Kritik und Verände-
rungspotenziale zu sprechen, werden die handelnden Akteur*innen 
(ab-)qualifiziert und ihr Anliegen dadurch delegitimiert. Unrühmliches 
Beispiel ist hier die Klimaaktivistin Greta Thunberg, die sich persönli-
chen Angriffen in Bezug auf ihr Geschlecht, ihr Alter oder das Asperger-
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Syndrom ausgesetzt sieht (Möllers 2019). Auf der Formebene konzen-
triert sich die Auseinandersetzung hingegen auf die äußere Form der 
Mitteilung oder des Protestes, indem deren Angemessenheit als fraglich 
gekennzeichnet wird. Beispielhaft sind hier die Interventionen des Zen-
trums für politische Schönheit zu nennen (Gerk und Bernhard 2019) 
oder Protestaktionen verschiedener Umwelt- und Klimaaktivist*innen 
(Ehl und Hänlein 2019).

Ertl (2015, 147) stellt heraus, »dass Proteste im Laufe der Jahre zu-
nehmend als Ärgernis geframed werden [und] vielmehr als die Forde-
rungen des und die Gründe für den Protest Taktik, Spektakel und dra-
matische Aktionen medial veröffentlicht [werden]«. Hierzu verweist sie 
auf die empirischen Arbeiten von Harlow und Johnson (2011), Boyle, 
McLeod und Armstrong (2012) sowie Di Cicco (2010). Ertl (2015, 
146–147) führt des Weiteren aus: »›Extreme‹ und ›radikale‹ Protestkol-
lektive, die am Status quo rütteln, rufen eher eine negative, margina-
lisierende Medienreflexion bzw. Berichterstattung hervor.« Teune und 
Sommer (2017, 30–32) differenzieren in einer Analyse der deutschen 
Medienberichterstattung zu Protesten, dass insbesondere »konser-
vative« Medien in ihrer Berichterstattung weniger die inhaltliche Kritik 
in den Fokus rücken, sondern die Form des Protests. Protestierende 
selbst kommen zudem seltener selbst zu Wort. Kommt es bei Protesten 
»zu Konfrontationen mit der Polizei« (ebd., 26), sinkt in allen Medien 
die Auseinandersetzung mit den Hintergründen und die Beschreibung 
der normverletzenden, also devianten Handlungen und der Reaktionen 
darauf dominiert. Spektakel und potenzielle Normverletzungen, die 
von sozialen Bewegungen ausgehen, liefern also Stoff für Berichterstat-
tung und damit für Publizität – jedoch auch Potenzial für den Wechsel 
der Thematisierungsebene. Das Protesthandeln wird so zwar publik, 
erfährt aber eine Rahmung, die von Irritation bis hin zu Kriminalität 
reicht. Es bedient dominante Nachrichtenfaktoren wie Konflikt und Ge-
walt (Bonfadelli und Friemel 2001; Schulz 1979), die in journalistischer 
Selektion und (notwendiger) Verkürzung in den Vordergrund rücken, 
die inhaltlichen Positionen jedoch überlagern.

Dazu kommt, dass, wie eingangs dieses Abschnitts skizziert, soziale 
Bewegungen nicht zu klassischen Formaten der Strategischen Kom-
munikation neigen (Oy 1997). Dies kann bedingt sein durch ihre Struk-
tur und ihren Ressourcenmangel, aber auch durch die subkulturelle 
Prägung, die klassische Formate der Medienarbeit quasi unmöglich 
machen (Veneti 2017; Philipps 2012). Gemeint sind damit Deutungen, 
kulturelle Praktiken, aber auch eine eigene Protestästhetik (Veneti 
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2017), die spezifische subkulturelle Codes und Identifikationsmodelle 
hervorbringen (Oy 1997, 79; Lamnek 2013). Die in diesen Kontexten 
ausgebildeten Anerkennungssysteme können beinhalten, dass Hand-
lungen und Ziele goutiert werden, die außerhalb dieses Raumes keine 
Anerkennung finden (Lamnek 2013, 185–187). Gerade vor dem Hin-
tergrund der sogenannten bürgerlichen Öffentlichkeit haben beispiels-
weise das Ausüben von Gewalt oder das unerlaubte Eindringen in 
privates Gelände das Potenzial, normverletzende wenn nicht gar krimi-
nelle Zuschreibungen hervorzurufen. In klassischen Medienformaten 
wird es deshalb schwierig, die eigenen inhaltlichen Positionen unter-
zubringen. 

Indes lässt sich argumentieren, dass soziale Bewegungen für tatsäch-
lichen gesellschaftlichen Wandel auf Anerkennung und Zuschreibung 
von Legitimität aus dem bürgerlichen Mainstream, den sie mitunter ab-
lehnen und in dem sie als deviant geframed werden, angewiesen sind. 
Mithin stecken kleinere soziale Bewegungen in einem ressourcen- und 
kulturbedingten Dilemma: Um gesellschaftliche Transformation und 
im Wortsinn »Bewegung« zu erreichen, sind sie auf Aufmerksamkeit für 
ihre Positionen angewiesen, die über die eigene Bezugsgruppe hinaus-
geht. Die These im Folgenden wird deshalb sein: Da sie in einem auch 
an sozialen und ökonomischen Ressourcen orientierten Mediensystem 
einen schweren Stand haben, setzen kleinere soziale Bewegungen zwar 
auf spektakuläre und »photografierbare« (Luhmann 1991, 152) Ak-
tionen, um Aufmerksamkeit zu erlangen. Diese bergen jedoch immer 
das Risiko, als Normverstöße in den Fokus zu rücken und damit vom 
eigentlichen inhaltlichen Anliegen abzulenken. Das leitet über zum 
Konzept der Devianz.

3 Devianz und die Inszenierung von Protest

Dass soziales Verhalten an Normen gebunden ist, »ist eine einfache, ja 
triviale Alltagserfahrung« (Popitz 1961, 185). Normen dienen dazu, so-
ziales Verhalten in einem gewissen Maße zu konditionieren und erwart-
bar zu machen. Devianz stellt die Abweichung von diesen Erwartungen 
dar. Krumpal und Berger (2020, 1) fassen darunter »Verhaltensweisen 
oder Einstellungen […], welche von allgemein anerkannten, normati-
ven Erwartungen einer Gesellschaft abweichen und entsprechend einer 
informellen oder formellen Sanktionsdrohung unterliegen«. Je nach 
Kontext und Grad der Normverletzung kann das Sanktionspotenzial 
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von sozialer Ächtung bis hin zu gerichtlicher Ahndung reichen. Zweck 
der Kennzeichnung, Ächtung und Sanktionierung von Devianz ist die 
Durchsetzung einer Normierung in bestimmten sozialen Kontexten: 

Gemeinsam ist allen Arten abweichenden Verhaltens, dass es sich um Ab-
weichungen von gesamtgesellschaftlich dominanten Normen handelt, die 
jeden Menschen als Mitglied der Gesellschaft betreffen und der Stabilisie-
rung des gesellschaftlichen Status quo – nicht nur in Form gesetzlicher Re-
gelungen, sondern auch in Form bestimmter Leitbilder von »geordneten« 
Verhältnissen in den zentralen gesellschaftlichen Bereichen Arbeit, Kon-
sum und Familie – dienen. (Peuckert 2016, 129). 

In dieser Ausarbeitung soll es um den spezifischen Prozess der Rah-
mung eines Verhaltens als deviant und unangemessen gehen. Im Fol-
genden werde ich daher insbesondere auf den »Labelling-Ansatz« der 
Devianz eingehen. 

Dieser geht davon aus, dass eine Abweichung von einer Norm als 
»Zuschreibungsprozess des Attributes der Devianz zu bestimmten Ver-
haltensweisen im Rahmen von Interaktionen« (Lamnek 2013, 223) 
zu verstehen ist. Ob ein Verhalten also überhaupt als deviant wahrge-
nommen wird, ist nicht von vorneherein auszumachen. Becker (2014, 
31) stellt heraus, »dass gesellschaftliche Gruppen abweichendes Ver-
halten dadurch schaffen, dass sie Regeln aufstellen, deren Verletzung 
abweichendes Verhalten konstituiert, und dass sie diese Regeln auf 
bestimmte Menschen anwenden, die sie als Außenseiter etikettieren«. 
Die Frage, ob etwas von einer Norm abweicht oder nicht, wird somit 
als aushandlungsbedürftig sowie kontext- und personenabhängig an-
gesehen (Lamnek 2013, 223). Und so haben »einige Abweichler […] 
Mitleid zu erwarten, andere verbreiten Angst oder werden verachtet« 
(Peuckert 2016, 129).

Abweichendes Verhalten ist demnach nicht objektiv zu identifizieren 
und keine Qualität, die einer Handlung inhärent wäre, sondern wird 
vielmehr durch gleichzeitige Normsetzung definiert. Mithin ist die Mar-
kierung einer Abweichung ein alltäglicher, unausweichlicher Vorgang. 
Gleichwohl ist auf selektive Normanwendungen hinzuweisen: Gleiche 
Verhaltensweisen werden mitunter situations- und personenspezifisch 
unterschiedlich definiert (Lamnek 1977, 77–78; 2013). Je nach Adres-
sat*in kann ein Verhalten als konform oder deviant gelten: 

Da allgemeine Normen immer auf bestimmte Situationen bezogen werden 
müssen und somit interpretationsbedürftig sind, entscheidet das soziale 
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Publikum darüber, ob einer bestimmten Handlung oder Person das Etikett 
abweichend zugeschrieben wird oder nicht. (Peuckert 2016, 141)

Bezogen auf das hier behandelte Thema heißt das, dass (kleinere) so-
ziale Bewegungen und ihr Handeln von diversen medialen Publika un-
terschiedlich bewertet werden können. In Bezug auf das skizzierte Me-
diendilemma sozialer Bewegungen ist dabei zu beachten, dass 
»klassischen« Medien eine wesentlich höhere Reichweite im sogenann-
ten Mainstream und damit Deutungsmacht in der Zuschreibung von 
Devianz zukommt (Hänggli 2012).

Funktionale und dysfunktionale Devianz
Wie zuvor erläutert, dient das Sanktionspotenzial hinter der Normie-
rung von Verhalten dem Erhalt sozialer Ordnung. Zentral ist jedoch 
auch, dass sich diese Ordnung immer wieder aufs Neue bewähren 
muss, also fortlaufend auch in Frage gestellt wird. Durch diese Aus-
handlungs- oder Vergewisserungsprozesse, durch die geltende Regeln 
und Normen auf ihre Legitimität hin überprüft werden, kann sich eine 
Gesellschaft erneuern (Lamnek 2013, 45). Die Abweichung von der 
Norm erscheint so als »funktionale Devianz« (Peuckert 2016, 132). 
Nimmt die Abweichung allerdings überhand, kann sie eine Gesellschaft 
auch durch Gewalt und Kriminalität zutiefst schädigen. Diese Fälle von 
dysfunktionaler Devianz haben eher soziale Desintegration der Ak-
teur*innen und deren Anliegen zur Folge. 

Protest richtet sich immer gegen herrschende Normen und hat die 
Einführung einer neuen Norm zum Ziel (Scholl 2009). Dies birgt zu-
nächst großes Irritationspotenzial für die herrschende Mehrheit. Ent-
sprechend hoch ist der Nachrichtenwert, wenn Konflikt und Rebellion, 
Neu- und Andersartigkeit zusammenkommen. Abweichungen von einer 
bestehenden Norm weisen immer auch auf Grenzüberschreitendes bis 
hin zum Skandalösen hin und bedienen so journalistische Selektions-
kriterien. Gleichzeitig schlägt eine gesamtgesellschaftliche Ablehnung 
devianten Verhaltens zu Buche und ein stärker ausgeprägtes Konfor-
mitätsstreben der »Mitte«, die sich mit dem Mainstream und seinen Po-
sitionen identifiziert. In bestimmten Situationen kann es jedoch auch 
zu einer breiten Solidarisierung mit dem »Underdog« kommen (Menzel 
1997, 119). Nämlich insbesondere dann, wenn die Devianz als funk-
tional und innovativ für die Mehrheitsgesellschaft erkannt wird. Diese 
Zuschreibung birgt großes Potenzial für die Strategische Kommunika-
tion sozialer Bewegung und die Inszenierung von Protest, wie ich am 
folgenden Fallbeispiel deutlich machen möchte.
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4 Fallbeispiel Hambacher Forst

Der Hambacher Forst ist ein etwa 500 Hektar großes Waldgebiet zwi-
schen Köln und Aachen. Ebenso ist er Schauplatz diverser Interaktio-
nen zwischen aktivistischen Protestformen und staatlichen Eingriffen. 
In diesem Abschnitt werden nun die dabei entstandenen Konflikte der 
Jahre 2017 bis 2019 als Fallbeispiel für die Strategische Kommunika-
tion sozialer Bewegungen herangezogen. Im beschriebenen Fall gelang 
es diesen nämlich äußerst gut, hohe gesamtgesellschaftliche Anschluss-
fähigkeit herzustellen. 

Bereits seit den 1970er Jahren rodet der Energiekonzern RWE den 
Hambacher Forst zur Braunkohlegewinnung. Dagegen hatte sich vor 
Ort schon gegen Ende des Jahrzehnts eine aktive Widerstandsbewe-
gung gebildet. Diese intensivierte sich in den 2010er Jahren und errich-
tete an mehreren Stellen im Wald Barrikaden und Protestcamps, die 
immer wieder gewaltvoll unter großem medialem Interesse geräumt, 
aber stets wiederaufgebaut wurden (Dalkowski 2018). 

2018 beschloss RWE weitere großflächige Rodungsarbeiten im 
Hambacher Forst. Eine Klage des BUND gegen diese Rodung wurde 
abgewiesen. Dies hatte eine erneute Räumung der Protestcamps zur 
Folge, die jedoch zu erheblichen Auseinandersetzungen zwischen Po-
lizei und Umweltaktivist*innen führte. Nicht zuletzt deshalb richtete 
sich das öffentliche Interesse auf die Geschehnisse im Hambacher 
Forst, der bereits zuvor zum Symbol der Anti-Kohle-Bewegung ge-
worden war. Zentral in diesem Protest waren die Initiativen »Hambi 
bleibt« und »Ende Gelände«. Ihnen gelang es, einer devianten linken 
Protesterzählung einen zunehmend gesellschaftlich anschlussfähige-
ren David-gegen-Goliath-Topos entgegenzustellen. Eine Großdemons-
tration mit rund 50 000 Teilnehmer*innen am Hambacher Forst stand 
exemplarisch für die hohe Anschlussfähigkeit ihrer Botschaften. Den 
Initiativen gelang es, Devianz und die damit verbundene Aufmerk-
samkeit strategisch zu kapern, ein funktionales Narrativ zu etablieren 
und somit Reichweite und Zuspruch zu generieren. Zum Vergleich 
werden nun ein Pressebild der dpa und ein PR-Bild der Initiative 
»Ende Gelände« in einer rekonstruktiven Bildanalyse (Przyborski und 
Slunecko 2012) gegenübergestellt, um den Unterschied zwischen der 
Selbst- und der Fremddarstellung hinsichtlich der gezeigten Devianz 
zu verdeutlichen.
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4.1 Rekonstruktive Bildanalyse

Neben sprachlichen Botschaften aller Art erfahren visuelle Botschaften 
insbesondere durch die Dominanz Sozialer Medien wie Facebook, You-
Tube und Instagram zunehmend Beachtung in der Strategischen Kom-
munikation (Goransson und Fagerholm 2018). Doch auch analytisch ist 
ein »visual turn« (Burri 2008) in den Sozialwissenschaften zu konsta-
tieren. Bilder lassen sich als Artefakte visueller Kulturen interpretieren 
und verweisen auf gestaltete Konstruktionen von Realität und Bedeu-
tung (Phillips 2012, 2; Przyborsky und Slunecko 2012). Vor diesem 
Hintergrund ziehe ich im Folgenden ein Bild einer Pressepublikation 
heran und stelle es einem Bild, das von »Ende Gelände« publiziert 
wurde, gegenüber.3 Beide stellen freilich nur einen Ausschnitt des Ge-
schehens dar. Die Analyse soll aber vorrangig verdeutlichen, wie unter-
schiedlich und geradezu strategisch Devianz aufgegriffen werden kann. 
Im Folgenden wird eine rekonstruktive Bildanalyse nach Przyborsky 
und Slunecko (2012; grundlegend Bohnsack 2009; Panofsky 1975) 
durchgeführt. In dieser wird zunächst auf den generellen Bildaufbau 
und dann auf die Ikonologie eingegangen. 

4.2 Bildanalyse 1 

Das erste Bild (Abb. 1) zeigt eine Aufnahme aus dem besetzten Hamba-
cher Forst. Im Zuge eines tödlichen Sturzes eines Journalisten war die 
Räumung im Forst vorübergehend ausgesetzt worden. Durch die ge-
wählte Perspektive des Bildes empfinden sich die Betrachtenden als Teil 
des Geschehens. Die Bildtemperatur ist eher kühl und die Farben sind 
dunkel und getrübt; das Bild wirkt nass. 

Die dominanteste Linie stellt eine Barrikade aus zusammengetrage-
nem (Sperr-)Holz und Reisig dar, die das Bild in einer absteigenden Li-
nie nahezu in der Mitte teilt. Sie wirkt behelfsmäßig, aber gerade durch 
die beiden Baumstämme massiv. Für ihre Konstruktion wurde vor allem 
natürliches, urwüchsiges Material verwendet. Es ist keine technisch 
hochwertige, militärische Barrikade, sondern ein chaotischer Haufen. 

3 Die Analyse wurde mit der Unterstützung von Studierenden der Hochschule 
Osnabrück im Seminar »Übung Kommunikationskonzept« in mehreren Itera-
tionen durchgeführt. An dieser Stelle möchte ich mich für die angeregte Dis-
kussion bedanken. 
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Gleichzeitig weckt sie auch Assoziationen mit einem Abriss oder einem 
behelfsmäßig errichteten Scheiterhaufen. Mit der Barrikade verwoben 
ist ein Protestschild mit der Aufschrift »Ende Gelände. Der CO2-Count-
down läuft.« Das Schild wirkt ausrangiert und auf den Müll geworfen. 
Der Kampf um den Wald scheint verloren. 

Abb. 1: dpa-Bild zur Dokumentation der Proteste im Hambacher Forst der 
Organisation »Ende Gelände« (Gateau, 24.09.2018).

Die Barrikade teilt das Bild und den abgebildeten Raum in ein Davor 
und ein Dahinter. Im Hintergrund, mit verminderter Schärfe, sind Po-
lizist*innen in Einsatzkleidung zu sehen, welche mit der scheinbaren 
Natürlichkeit kontrastieren. Durch ihre Einsatzkleidung und Helme 
wirken sie nicht wie Personen, sondern wie die anonyme Exekutive, die 
deutlich besser ausgestattet erscheint als die auf dem Bild nicht sicht-
baren Erbauer*innen der Barrikade. 

Visuell wird eine klare Trennlinie zur Polizei als Repräsentation des 
Rechtsstaats und Vertretung von Recht und Ordnung gezogen. Die 
Barrikade mit Schild weckt Assoziationen an Elemente »klassischer« 
Protestästhetik wie brennende Straßenbarrikaden, die eine kritische 
Auseinandersetzung mit staatlicher Gewalt manifestieren. Damit ist 
bildsprachlich ein Moment der Devianz markiert, wobei die Polizei 
als Ordnungshüterin bereits vor Ort ist und die Lage beruhigt hat. Das 
Protestgeschehen bleibt unsichtbar und ist nur latent durch die zurück-
gelassene Barrikade im Bild enthalten. 
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4.3 Bildanalyse 2

Das zweite Bild (Abb. 2) zeigt den Protest am Rande des Braunkohleab-
baugebietes. Neben diversen Publikationen der Organisation »Ende Ge-
lände« findet sich das Bild auf der Fotoplattform flickr in einem Album 
mit der Bezeichnung »Ende Gelände November 2017 – as it happened«. 
Bereits durch diese Bezeichnung wird ein Gegengewicht zu presse-
öffentlichen Darstellungen angedeutet (vgl. Abschnitt 2.3). 

Abb. 2: PR-Bild der Organisation »Ende Gelände« (Bock, 05.11.2017).

Das Bild teilt sich in vier Bereiche. Im Vordergrund reihen sich Protes-
tierende und Polizist*innen am Rande des Tagebaus auf, wo sich eine 
befestigte Absperrung in Form eines Zauns befindet. Zentral im Bild 
ist ein Bagger inmitten einer Kohlegrube zu sehen. Auch hiervor fin-
den sich Protestierende und Polizei. Das vierte Element bildet der ver-
blassende und verblauende Horizont. Farblich ist das Bild vor allem in 
Wüstentönen gehalten, die Assoziationen zu Trockenheit und Ödnis 
wecken. Aus dem Forst ist eine Kohlegrube geworden.

Die Polizist*innen im Vordergrund sind in ihrer Einsatzkleidung auch 
in diesem Bild nicht als Personen voneinander zu unterscheiden. Aller-
dings ist die Kluft der Protestierenden ebenfalls uniform, hier handelt 
es sich um Überzüge, wie sie für Malerarbeiten verwendet werden. In 
Verbindung mit dem öden und »toten« Hintergrund wirken sie jedoch 
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wie Schutzanzüge, die bei Katastrophenfällen zum Einsatz kommen. 
Die Menschen müssen sich in und vor dieser lebensfeindlichen Umge-
bung schützen. Das Bild suggeriert dadurch einen Blick in eine dystopi-
sche Zukunft, die von profitgenerierender Maschinerie und nicht von 
und für Menschen gestaltet wird. 

Im Zentrum des Bildes steht der Kohlebagger, der als Werkzeug der 
Organisation RWE die alte Industriemoderne repräsentiert. Dem gegen-
über stehen die Menschen, die eine Abkehr von dieser Zeit und ihren 
Zielstellungen anstreben. Die Anordnung der Protestierenden und der 
Polizei erinnert an Schlachtreihen. Erstere sind in der Überzahl, jedoch 
ist ihre Formation weniger akkurat und organisiert als die der Polizei. 
Diese steht im Bild auf Seiten des Kohlebaggers und RWE – die Exe-
kutive – erscheint als Verteidigerin der bestehenden Ordnung, die sich 
mit breiter Brust vor die Vergangenheit stellt und diese vor dem (unbe-
waffneten und weniger organisierten) Protest beschützt. 

Die Zuschreibung von Devianz und Legitimität erfährt in diesem Bild 
gleichwohl eine Umkehr. Durch die verwendete Farbigkeit und Ödnis 
werden Endzeitszenarien wie im Film Mad Max aufgerufen, die einen 
Blick in eine potenzielle Zukunft gewähren. Das potenziell deviante 
Verhalten der Protestierenden und das zur Schau gestellte Machtver-
hältnis zur Polizei lässt sich im Bild als Aufstand für das Natürliche le-
sen, der eine herannahende Dystopie abwenden will. Der vermeintliche 
Angriff auf den Rechtsstaat und das unbefugte Betreten des Meilers 
werden nun durch die übergeordnete gute Sache der Daseinsvorsorge 
legitimiert, an der auch die Allgemeinheit Interesse hat. Entsprechend 
erfolgt die Abbildung der Normverletzung nunmehr als eine funk-
tionale Devianz. Umgekehrt wird das bisher erwartungskonforme Ver-
halten von RWE (der Abbau von Braunkohle) als normverletzend insze-
niert. Das Bild zielt darauf, das Festhalten am Status quo als potenziell 
gemeinwohlschädlich zu framen und zu delegitimieren. 

Strategisches Reframing
Im zweiten Bild zeigt sich eine Abkehr von klassisch rebellischer und de-
vianter Protestästhetik (Veneti 2017) hin zu einem stärkeren visuellen 
Verweis auf übergeordnete Topoi (hier beispielsweise David und Go-
liath). Der Bewegung gelingt in diesem Bild eine »Rahmenveränderung 
bzw. Neuinterpretation der Situation, die sog. Frame Transformation. 
[…] Ereignisse, die bereits in einem Rahmen interpretiert wurden, erhal-
ten plötzlich eine andere, neue Bedeutung im Kontext eines neuen Rah-
mens, so dass sich die Wahrnehmung und Erfahrung der Situation än-
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dert« (Schade 2018, 277; grundlegend hierzu Snow et al. 1986, 473–474). 
Schade verweist weiter darauf, dass insbesondere durch den Wandel des 
Frames bisher tolerierte Problemstellungen nun als nicht mehr hinnehm-
bar gesehen werden. Als besonders zielführend sieht sie hier die Umkehr 
der Schuldzuschreibung an, welche im zweiten Bild besonders im Mittel-
punkt steht.

Anhand dieser Bilder zeigt sich, wie die Bewertung der Proteste im 
Hambacher Forst von ihrer ursprünglich systemzersetzenden Interpre-
tation hin zu einer funktionalen und systemstärkenden Devianz umge-
deutet und aufmerksamkeitsstark eingesetzt wurde (siehe Abschnitt 
3). Im zweiten Bild ist eine klare Verschiebung in der Zuschreibung 
der dysfunktionalen Devianz erkennbar: Das Handeln der Organisa-
tion RWE, obwohl eigentlich formalrechtlich legitimiert, erfuhr Dele-
gitimation in der öffentlichen Wahrnehmung, was zur Formulierung 
neuer Erwartungen führte (siehe Abschnitt 2). Nun ist nicht mehr die 
soziale Protestbewegung Träger der dysfunktionalen Devianz, sondern 
RWE, die durch das Festhalten an delegitimierten Normen systembe-

Abb. 3: Prozess des Reframings der Devianz-Zuschreibung 
(eigene Darstellung nach Peuckert 2016).
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verursacht Schäden

Beschädigt Identität von 
Täter*innen und Opfern

Inszenierung der Devianz als 
funktional (systemerhaltend)

Innovationsfunktion

Ventilfunktion

Solidarisierungsfunktion

Funktion der Normverdeutlichung

Innovationsfunktion

Solidarisierungsfunktion

Funktion der Normverdeutlichung
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drohende Muster reproduzieren. Der Prozess ist in Abb. 3 nochmals 
grafisch dargestellt. 

5 Zusammenfassung und Fazit

In diesem Beitrag stand die Frage im Mittelpunkt, inwieweit der strate-
gische Einsatz devianter Kommunikationsformen förderlich oder hin-
derlich für das Erreichen der Ziele einer Bewegung sein kann. Nach 
dem Darlegen der theoretischen Bausteine habe ich meine Überlegun-
gen am Bespiel der visuellen Darstellung der Proteste im Hambacher 
Forst verdeutlicht. 

Aufgrund von häufig geringerer Ressourcenausstattung haben es 
soziale Bewegungen nicht leicht, ihre Anliegen einer breiten Öffentlich-
keit zugänglich zu machen. Sie sind daher auf aufmerksamkeitsstarke 
Ereignisse und sowohl die »Photografierbarkeit« (Luhmann 1991, 152) 
als auch zunehmend auf die Filmbarkeit ihrer kommunikativen Hand-
lungen angewiesen. Ertl (2015, 78–80) beschreibt dies auch als die 
»Spektakularisierbarkeit« der Protestaktionen sozialer Bewegungen. 
Diese bedienen insbesondere die Nachrichtenfaktoren Konflikt, Scha-
den, Gewalt bis hin zur Kriminalität und auch das Aufbegehren gegen 
Eliten (Bonfadelli 2000; Schulz 1976). Sie sind damit hochgradig auf-
merksamkeitsstark, jedoch auch hochgradig deviant. 

Für tatsächlichen gesellschaftlichen Wandel sind soziale Bewegun-
gen auf Aufmerksamkeit und eine gewisse Zuschreibung von Legi-
timität seitens einer bürgerlichen Öffentlichkeit angewiesen, deren 
Maßstäbe und Deutungen sie jedoch zumindest in bestimmten Be-
reichen ablehnen. Die Medienberichterstattung über spektakuläre 
Protestaktionen setzt nun nicht immer vorrangig deren inhaltliche 
Positionen in den Fokus, sondern maßgeblich ihre deviante Form. 
Diese Handlungen haben das Potenzial, als normverletzend bis hin zu 
kriminell dargestellt und entsprechend von der Gesamtgesellschaft als 
ablehnungswürdig und illegitim klassifiziert zu werden. Die Chance 
der Strategischen Kommunikation sozialer Bewegungen liegt nun in 
einem Reframing ihres Handelns und in der Inszenierung funktionaler 
Devianz. Hierdurch wird ihr innovatives Moment betont und heraus-
gestellt, dass ihr Handeln einen Mehrwert für die Gesamtgesellschaft 
bietet. Dies begünstigt eine Solidarisierung mit dem »Underdog« und 
dessen Anliegen. Gelingt auch hier ein Wandel des Framings hin zu 
einer neuen geteilten Problembeschreibung, können so gesamtgesell-
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schaftliche Energien für wirkliche »Bewegung« freigesetzt und Erwar-
tungen gemeinsam neu ausgehandelt werden.
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Abstract

Schreibt die Presse nur das, was die politischen Eliten sagen? Die Indexing-
Hypothese von W. Lance Bennett legt einen solchen Schluss nahe. Diese Ar-
beit untersucht am Beispiel der Nachhaltigkeitsdebatte in Deutschland 
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nahme der Grounded Theory untersucht er danach, wie der Themenkom-
plex »Nachhaltigkeit« in der 229. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages 
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1 Einführung

Glauben Sie, was in der Zeitung steht? Laut einer repräsentativen Um-
frage von Infratest Dimap (2020) im Auftrag des WDR würden die 
meisten Menschen in Deutschland auf diese Frage mit »Ja« antworten. 
Allerdings denken auch 35 Prozent, dass Staat und Regierung den Me-
dien vorgeben, worüber sie berichten sollen. Doch für den Verdacht, 
dass der deutsche Staat die Presse aktiv kontrolliert, gibt es keine Be-
lege. Was nicht bedeutet, dass die Berichterstattung frei von äußeren 
Zwängen ist: W. Lance Bennett (1990, 106) etwa geht in seiner Inde-
xing-Hypothese davon aus, dass die klassischen Medien meist die unter 
den politischen Eliten vorherrschenden Standpunkte wiedergeben – 
ganz ohne direkte Beeinflussung. Ob die Presse tatsächlich vor allem 
den Eliten-Diskurs »indexiert«, also dessen Meinungsspanne anzeigt, 
untersuche ich im Folgenden am Beispiel der Nachhaltigkeitsdebatte in 
Deutschland.

2 Das Verhältnis von Politik und Medien

Beginnen wir mit einer Kluft, nämlich der zwischen dem journalisti-
schen Anspruch und der Wirklichkeit. Die meisten Journalist*innen 
beabsichtigen, »die Realität so abzubilden, wie sie ist« (Weischenberg 
et al. 2006, 102). Pressegesetze und Berufskodizes schreiben eine ob-
jektive und wahrheitsgemäße Berichterstattung vor (Neuberger und 
Kapern 2013, 147–151). Dabei sind Nachrichten immer narrativ und 
hängen unausweichlich mit sozialen Werten zusammen (Parisi 1997, 
673). Die Wissenschaftlerin Cornelia Mothes (2014, 270–271) kommt 
in einer Studie zu dem Ergebnis, dass Journalist*innen tendenziell 
Tatsachen den Faktenstatus absprechen, die ihrer eigenen Meinung 
zuwiderlaufen. Andere Forscher*innen beobachten, dass die Medien-
berichterstattung regelmäßig Informationen verkürzt darstellt. Sie 
verweisen zum Beispiel auf eine einseitige Auswahl von Meinungen 
und auf die bevorzugte Darstellung von Sensationen und negativen Er-
eignissen (Pfetsch und Marcinkowski 2009, 12).
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2.1 Einflüsse der politischen Eliten auf die Medien

Bereits in den 1980er Jahren stellten Edward Herman und Noam 
Chomsky (1988) ihr Propagandamodell vor. Sie erläutern am Beispiel 
der USA, welchen äußeren Einflüssen Journalist*innen und Medien 
ausgesetzt sind. Dabei geht es nicht um eine kontrollierte Meinungs-
manipulation, sondern um dezentrale, häufig unbewusste Vorgänge 
(Krüger 2019, 56). Die beiden Forscher beobachten fünf Filter in der 
Berichterstattung der US-Medien, darunter die Profitorientierung der 
Verleger*innen, Werbung als Haupteinkommensquelle und die Abhän-
gigkeit von Informationen, die Regierungen, Unternehmen und Ex-
pert*innen zur Verfügung stellen (Herman und Chomsky 1988, 2). Al-
lerdings kritisieren Lang und Lang (2004, 94–97) unter anderem, dass 
die Beispiele, mit denen Herman und Chomsky ihre Annahmen über-
prüfen, fast alle aus der US-Außenpolitik stammen. Die Quellenlage ist 
in diesen Fällen für Journalist*innen häufig schlecht. Aus Sicht seiner 
Kritiker*innen bleibt deshalb fragwürdig, ob das Modell verallgemei-
nert werden kann.

Ähnliche Vorhersagen wie das Propagandamodell macht die Inde-
xing-Hypothese von W. Lance Bennett. Sie geht anhand des Beispiels 
der USA davon aus, dass Medien in der politischen und gesellschaftli-
chen Debatte vor allem die in der Regierung und in den Parlamenten 
vorherrschenden Standpunkte wiedergeben (Bennett 1990, 106). Das 
Meinungsspektrum, das die Medien kommunizieren, ist aus dieser Per-
spektive ein »Index für die Meinung der politischen Eliten« (Brügge-
mann und Weßler 2009, 639). Laut Krüger (2019, 54) kann eine solche 
(unbewusst verfolgte) Indexing-Norm unproblematisch sein, solange 
die politischen Eliten alle relevanten Informationen und Argumente 
diskutieren – wobei sich natürlich die Frage stellt, woran dies gemessen 
werden soll.

Laut Bennett (2009) gibt es drei Gründe für Indexing:

	� Journalist*innen entwickeln durch tägliche Routinen ein gemeinsa-
mes Verständnis davon, wie Quellen und Sichtweisen zu bewerten 
sind (Bennett 2009, 89). Sie filtern Perspektiven heraus, die als nicht 
relevant gelten.
	� Politiker*innen und ihre Mitarbeiter*innen verstärken diesen Filter, 

weil sie Informationen an Journalist*innen weitergeben können, die 
in ihrem Sinne berichten (Bennett 2009, 90). Es besteht ein »Konfor-
mitätsdruck«, der auf eine »Anpassung [der Journalist*innen] an 



312 Moritz Clauß

den Diskursrahmen der politischen Machthaber zielt« (Krüger 2016, 
26).
	� Es entsteht ein Konsens der Eliten, der die Grenzen des öffentlich 

Denkbaren festlegt. In diesem abgesteckten Rahmen greifen Journa-
list*innen die Ansichten von Expert*innen und Politiker*innen auf, 
verbreiten sie und interviewen wiederum letztere dazu. Rezipiert 
werden diese Beiträge oft von anderen Meinungsführer*innen. Das 
heißt: Die bestehenden Machtwahrnehmungen und deren Darstel-
lung zementieren sich gegenseitig (Bennett 2009, 90).

Bennett versteht Indexing nicht als allgemeingültiges Gesetz, sondern 
als Norm, die Tendenzen im Verhalten von Journalist*innen beschreibt 
(Bennett 1990, 106). Bennett und Livingston (2003, 360) distanzieren 
sich deshalb teilweise von der ursprünglichen Hypothese. Sie bezeich-
nen Journalist*innen als »semi-independent players« (ebd.), die je 
nach Fall abhängig oder unabhängig von der Politik handeln. Michael 
Brüggemann und Hartmut Weßler (2009, 640–642) wiederum halten 
die von Bennett beobachteten Abhängigkeiten in der Kriegsberichter-
stattung für gut begründbar, lehnen es jedoch ab, die Medien pauschal 
als »passive Instrumente« (ebd.) abzustempeln. Bei der Indexing-Hypo-
these bestehen also ebenfalls Zweifel, ob sie in der Innenpolitik und in 
friedlichen Szenarien gültig ist.

Im Falle Deutschlands gibt es einige Studien, die analysieren, ob die 
Medien bei ihrer Berichterstattung von den politischen Eliten abhängig 
sind. Jürgen Gerhards et al. (1998, 90–95) etwa untersuchen die Be-
richterstattung der Süddeutschen Zeitung (SZ) und der Frankfurter All-
gemeinen Zeitung (FAZ) zum Thema Abtreibung. Sie stellen fest, dass 
sich die mediale Darstellung stark an der politischen Agenda orientiert. 
Silke Adam (2008) zeigt mit ihrer Analyse deutscher und französischer 
Medien von 2000 bis 2002, dass es in Deutschland im Hinblick auf die 
EU-Erweiterung nationalen politischen Sprecher*innen gelungen ist, 
»eine innenpolitische Debatte zu vermeiden« (Adam 2008, 137). Sie 
fügt aber hinzu, dass die mediale Darstellung teilweise über die Dar-
stellung der politischen Eliten hinausgeht (ebd., 137–143).

Torsten Maurer et al. (2008) kommen in ihrer Medienanalyse zu 
den Kriegen im Kosovo, in Afghanistan und im Irak zu dem Ergebnis, 
dass Indexing in der deutschen Kriegsberichterstattung eine Leitlinie 
darstellt. Die Forscher merken aber an, dass ihre Befunde auch davon 
unabhängig erklärt werden können: Denn die Berichterstattung zu den 
Kriegen spiegelt nicht nur die Mehrheitsmeinung in den politischen 



Der Index der Eliten? 313

Eliten, sondern auch die Mehrheitsmeinung in der deutschen Bevölke-
rung wider (ebd., 161–165).

Auch Uwe Krüger (2019, 253–258) gelangt in seiner Inhaltsanalyse 
der Medienberichterstattung über die Münchner Sicherheitskonferenz 
zu differenzierten Ergebnissen. Demnach orientieren sich die Zeitun-
gen SZ, Welt und FAZ von 2007 bis 2010 deutlich an den politischen und 
wirtschaftlichen Eliten, bei der tageszeitung (taz) und der Frankfurter 
Rundschau (FR) ist das hingegen nicht der Fall. In Krügers Analyse der 
Beiträge von vier einflussreichen Journalisten, die zum Untersuchungs-
zeitpunkt über potenzielle Kontakte in die außen- und sicherheits-
politischen Strukturen der Bundesregierung, der USA oder der NATO 
eingebunden waren, zeigt sich zudem eine Korrelation zwischen der 
Berichterstattung dieser Autoren und den Argumentationen US- und 
NATO-naher Netzwerke. Allerdings stellt auch Krüger fest, dass sich aus 
der inhaltlichen Nähe politischer und journalistischer Darstellungen 
kein Kausalzusammenhang ableiten lässt. Möglich wäre etwa, dass 
die geistige Nähe zwischen Journalist*innen und politischen und wirt-
schaftlichen Eliten keine Folge, sondern eine Ursache der Berührungs-
punkte zwischen diesen Gruppen ist.

2.2 Einflüsse der Medien auf die politischen Eliten

Wenn wir aber nicht von einfachen Kausalketten ausgehen können, 
dann bestimmt das Verhältnis zwischen Politiker*innen und Journa-
list*innen womöglich keine einseitige Abhängigkeit. Wissenschaft-
ler*innen gehen davon aus, dass es sich bei letzteren trotz der aufge-
zeigten Kritik um Akteur*innen handelt, die aktiv Informationen für 
die Berichterstattung auswählen, Ereignisse kommentieren und inter-
pretieren (Brüggemann und Weßler 2009, 635; Kabalak et al. 2008, 56; 
Krüger 2016, 27; Voltmer 2008, 93–94).

Bereits vor einem halben Jahrhundert wurde zudem vermutet, dass 
die Orientierung der Medien an bestimmten Interessen der Leser*in-
nen langfristig Konsequenzen für Politiker*innen und Parteien haben 
kann (Gerber 1968, 100). So lässt sich aus dem Akteur-Status der 
Medien ableiten, dass das Mediensystem den Politiker*innen »seine 
eigenen Regeln der Aufmerksamkeitserzeugung aufzwingt« (Steiner 
und Jarren 2009, 251). Wenn diese in der Öffentlichkeit gehört wer-
den wollen, müssen sie die Medien mit Inhalten versorgen, die inter-
essant genug sind, um sie zu veröffentlichen. Politiker*innen handeln 
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deshalb unter besonderer Berücksichtigung der Medien. Sie achten 
etwa darauf, ihre Themen und Vorschläge mediengerecht aufzube-
reiten und haben dafür eigene PR-Abteilungen. Dazu kommt noch, 
dass die »Nicht-Informiertheit« bei Politiker*innen eine exkludierende 
Wirkung entfaltet. Schließlich nutzen sie die mediale Darstellung als 
»Rückkopplungsinstrument« (Kabalak et al. 2008, 55–59), um heraus-
zufinden, wie bestimmte Themen und Vorschläge bei den Wähler*in-
nen ankommen.

3 Nachhaltigkeit und die nachhaltige Entwicklung

Eines der vielen Themengebiete, über das Medien in Deutschland seit 
Jahren ausführlich berichten, ist Nachhaltigkeit. Egal ob Plastiktüten, 
Elektroautos oder Corona-Pandemie: Aktuell scheint es kaum noch ein 
Thema zu geben, das nicht mit der nachhaltigen Entwicklung zusam-
menhängt. Nur: Was ist das überhaupt, Nachhaltigkeit?

3.1 Historischer Hintergrund des Nachhaltigkeitsbegriffs

Viele Forscher*innen sehen den Ursprung des Nachhaltigkeitsbegriffs 
in der Forstwirtschaft (Soentgen 2016, 117; Giulio 2004, 17; Zürcher 
1965, 99). Seine vermutlich erste Verwendung geht auf Hans Carl von 
Carlowitz zurück (Zürcher 1965, 99), der im Jahr 1713 eine »conti-
nuierliche, beständige und nachhaltende [Wald-]Nutzung [sic]« for-
dert (Carlowitz 1713, 105; zitiert nach Zürcher 1965, 99). Damit meint 
er, dass dort mindestens so viel Holz nachwachsen soll, wie entfernt 
wird (Carlowitz 2000, 106–111; zitiert nach Soentgen 2016, 118). 
Deutsche Historiker*innen und Forstwissenschaftler*innen sind der 
Auffassung, dass von Carlowitz das Nachhaltigkeitskonzept erfunden 
hat (Soentgen 2016, 118).

Die Idee, die hinter der nachhaltenden Nutzung steckt, lässt sich 
allerdings auf das bereits 3000 vor Christus bei den Römer*innen gel-
tende Nießbrauchkonzept zurückführen: usus fructus. Bürger*innen 
Roms durften bestimmte Dinge – etwa Wälder oder Äcker – nutzen, 
obwohl sie ihnen nicht gehörten, solange die Substanz der Dinge er-
halten blieb (ebd., 118–120). Das Problem dabei: Worin die Substanz, 
also das Wesentliche einer Sache, besteht, ist Ansichtssache (Rickert 
1929, 38). So kann eine Forstwirtin eine ganz andere Vorstellung von 
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der Substanz eines Waldes haben als ein Waldökologe (Soentgen 2016, 
121–123). Bei vielen Nachhaltigkeitsdefinitionen treffen deshalb unter-
schiedliche Perspektiven aufeinander – auch bei der wohl wichtigsten, 
nämlich derjenigen der Vereinten Nationen (UN).

3.2 Der Nachhaltigkeitsbegriff der Vereinten Nationen

Die UN sehen einen Zusammenhang zwischen globalen Umweltproble-
men und globaler Ungerechtigkeit (Brand und Jochum 2000, 174). Ihre 
Antwort auf diese Krisen ist das Konzept der nachhaltigen Entwicklung, 
dem sie sich erstmals im Brundtland-Bericht (1987) und in der Agenda 21 
(1992) widmeten. Im Brundtland-Bericht heißt es dazu:

Sustainable development is development that meets the needs of the pre-
sent without compromising the ability of future generations to meet their 
own needs. It contains within it two key concepts: the concept of »needs«, 
in particular the essential needs of the world’s poor, to which overriding 
priority should be given; and the idea of limitations imposed by the state 
of technology and social organization on the environment’s ability to meet 
present and future needs. (WCED 1987, 41)

Die schützenswerte Substanz bleibt hier weitestgehend unbestimmt. 
Auffällig ist außerdem, dass der Umwelt kein Eigenwert zugeschrieben 
wird. Im Vordergrund steht die Funktion der Natur, die menschlichen 
Bedürfnisse zu befriedigen.

In den Dokumenten der UN-Konferenz 1992 in Rio de Janeiro werden 
die Begriffe »Nachhaltigkeit« und »nachhaltige Entwicklung« zwar nicht 
definiert, die UN beziehen sich dort aber auf den Brundtland-Bericht 
(Giulio 2004, 145). Hiervon ausgehend fasst Antonietta Di Giulio (ebd.) 
Kernaspekte des UN-Nachhaltigkeitsbegriffs zusammen: Die nachhal-
tige Entwicklung der Menschheit findet aus UN-Sicht regional, national 
und global statt. Ihr Ziel ist die Bedürfnisbefriedigung aller Menschen – 
auch zukünftiger Generationen – weltweit. Jedem und jeder soll ein »gu-
tes Leben« ermöglicht werden. Zu diesem Zweck müssen alle Menschen 
und Staaten partnerschaftlich zusammenarbeiten und die Interessen der 
anderen respektieren. Am Schluss soll ein weltweiter Konsens entstehen. 
Nachhaltigkeit wiederum meint im UN-Verständnis den Zustand, der mit 
der nachhaltigen Entwicklung angestrebt wird. Es handelt sich also um 
eine in der Zukunft liegende »bessere Welt«, in der keine Widersprüche 
zwischen dem Sozialen, der Wirtschaft und der Umwelt bestehen (ebd.).
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Ein relevantes aktuelleres Dokument für das UN-Nachhaltigkeits-
verständnis ist die »Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung«. Dort 
benennen die Vereinten Nationen 17 Sustainable Development Goals 
(SDGs), etwa das weltweite Ende von Armut und Hunger, nachhaltiges 
Wirtschaftswachstum sowie den Schutz und die nachhaltige Nutzung 
von Ökosystemen (UN-Generalversammlung 2015, 14). Ein Blick auf die 
SDGs zeigt: Nachhaltigkeit ist schwer zu erreichen. Die große Zahl der 
Ziele lässt außerdem offen, welche Bereiche Priorität haben (Samanta 
2016). Diese Unklarheiten sind keine Ausnahme, sondern in der Nachhal-
tigkeitsdebatte die Regel. Denn unterschiedliche Akteur*innen verwen-
den den Begriff nicht nur oft, sondern oft auch unterschiedlich (Brand 
und Jochum 2000, 175; Giulio 2004, 11; Brand und Görg 2002, 16). Di 
Giulio (ebd.) beobachtet eine womöglich inflationäre Verwendung: Sie 
sieht die Gefahr, dass Nachhaltigkeit zu einem »leeren Modewort zu wer-
den droht«. Immerhin: In der Debatte besteht in zwei Punkten weitest-
gehend Einigkeit. Erstens gilt die intra- und intergenerationale Gerechtig-
keit als ein Kernelement von Nachhaltigkeit. Zweitens wird allgemein 
anerkannt, dass diese Gerechtigkeit gerade verletzt wird (Bilharz 2008, 
328). Keine Einigkeit gibt es hingegen im Hinblick auf die Frage, wer 
genau die Probleme lösen soll und auf welchem Weg (Bilharz 2005, 5).

3.3 Die nachhaltige Entwicklung in Deutschland

In Deutschland verbreitete sich die Rede von der nachhaltigen Entwick-
lung mit der Agenda 21. Nachhaltigkeit galt lange verstärkt als Mittel 
zum Zweck, von dem sich Politiker*innen eine verbesserte Wettbe-
werbsfähigkeit der Wirtschaft erhofften – Stichwort: »nachhaltige[s] 
Wachstum« (Seefried 2015, 392–395). 2001 berief die rot-grüne Bun-
desregierung den Rat für Nachhaltige Entwicklung (RNE) ein, der bei 
der Weiterentwicklung der deutschen Nachhaltigkeitsstrategie helfen 
und die Regierung beraten soll (RNE 2018). Der Rat definiert die nach-
haltige Entwicklung auf seiner Website; Kern sind dort ebenfalls die 
Generationengerechtigkeit und die gleichberechtigte Trias aus Umwelt, 
Sozialem und Wirtschaft (RNE 2020). Auf dieses Drei-Säulen-Konzept 
hatte sich 1993 auch eine Enquête-Kommission des Deutschen Bundes-
tages geeinigt (Brand und Jochum 2000, 75) – die Nähe zur UN-Defini-
tion ist offensichtlich.

Unter Bundeskanzlerin Angela Merkel hat das Nachhaltigkeitskon-
zept in der Bundespolitik deutlich an Gewicht gewonnen (Welfens 
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2011, 21–22). Die Bundesregierung hat eine 256 Seiten starke Nachhal-
tigkeitsstrategie ausgearbeitet, in der sie Nachhaltigkeit als lokales, na-
tionales und globales »Leitprinzip« bezeichnet (Bundesregierung 2017, 
17) und sich der Nachhaltigkeitsdefinition des Brundtland-Berichts an-
schließt (ebd., 24). Im Rahmen einer nachhaltigen Entwicklung fördert 
sie seit längerem die Elektromobilität (Bundesregierung 2020) und den 
Ausbau erneuerbarer Energien (Mautz et al. 2008, 42). Im Hinblick 
auf die Energiewende ist häufig sogar von einer Vorreiterrolle Deutsch-
lands die Rede (Mautz et al. 2008, 12; Welfens 2011, 23).

Das wissenschaftliche Fundament der deutschen Nachhaltigkeits-
politik ist die Theorie der Ökologischen Modernisierung: Neue Techno-
logien sollen den Schutz der Umwelt sicherstellen und zu wirtschaftli-
chem Erfolg beitragen (Seefried 2015, 395). Da der Anteil deutscher 
Umwelt- und Klimaschutztechnologien auf dem Weltmarkt hoch ist, 
gilt die Energiewende als Chance für Deutschland und die deutsche 
Wirtschaft (Schafhausen 2013, 15). Allerdings betonen manche Öko-
nom*innen, dass die Anhänger*innen des grünen Wachstums mit un-
realistischen Umwelttechnologie-Sprüngen rechnen (Paqué 2012, 17–
18). Andere halten fest, dass weniger umweltschädliche Technologien 
nicht automatisch zum Umweltschutz beitragen. Das Problem ist der 
Rebound-Effekt: Effizienzsteigerungen beim Energie- oder Ressourcen-
verbrauch werden häufig durch eine steigende Nachfrage aufgefressen 
(Santarius 2012, 5–6).

4 Methodik und Forschungsfrage

In der folgenden Analyse zeige ich, welche Gemeinsamkeiten und Dif-
ferenzen sich in den Darstellungen des Themenkomplexes Nachhaltig-
keit durch die politischen Eliten und durch die Online-Angebote von 
Qualitätszeitungen beobachten lassen. Im Gegensatz zur ursprüngli-
chen Indexing-Hypothese beschäftige ich mich nicht mit kausalen Me-
chanismen, weil die hier vorgestellten Studien belegen, dass eine ein-
seitige Auslegung des Verhältnisses von Politik und Medien in 
Deutschland nicht haltbar ist. Meine schwächere Variante der Hypo-
these lautet, dass die politischen und medialen Darstellungen größten-
teils deckungsgleich sind. Diese Aussage bleibt relevant, weil ich wie 
Dahrendorf (1968, 17) und Krüger (2019, 53) davon ausgehe, dass die 
Medienberichterstattung in einer Demokratie grundsätzlich über die 
Debatte im politischen Zentrum hinausgehen sollte. Aufgabe des Jour-
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nalismus ist es auch, Optionen aufzuzeigen, die von den politischen 
Entscheider*innen ignoriert oder übersehen werden (ebd.). Da die 
Nachhaltigkeitsdebatte alle Menschen betrifft, ist eine breite, ausgewo-
gene und offene Berichterstattung in diesem Fall besonders wichtig.

Als Methodologie greife ich auf eine Variante der Grounded Theory 
zurück, die auf Vorarbeiten von Jörg Strübing (2008) sowie von Ulrich 
Franke und Ulrich Roos (2010) basiert. Die Grounded Theory verfolgt 
einen rekonstruktiven Ansatz und setzt eine möglichst große Offenheit 
der Forscher*innen gegenüber dem Untersuchungsgegenstand voraus 
(Franke und Roos 2010, 285). Qualitative Analyseschritte finden ab-
wechselnd statt und beeinflussen sich gegenseitig. Forscher*innen 
kodieren das Datenmaterial, entwickeln Vermutungen, interpretieren 
und suchen nach relevanten Zusammenhängen. Spontane Beobachtun-
gen und Thesen sollen in Form von Memos erhalten bleiben. Im Lauf 
der Analyse zeigt sich dann, ob eine These zu halten ist oder verworfen 
werden muss (Strübing 2008, 14).

Zu den politischen Eliten zählen in der Regel »alle unmittelbar an der 
Staatsleitung beteiligten Personen und Gruppen, unabhängig davon, 
ob sie sich bei einzelnen Entscheidungen durchsetzen oder nicht« (Her-
zog und Weßels 2005, 732). Ich fasse den Begriff etwas weiter und be-
ziehe ihn auf alle Politiker*innen, die im Analysezeitraum ein Mandat 
im Deutschen Bundestag innehatten. Das schließt die Opposition mit 
ein. Im Falle der politischen Eliten untersuche ich die Nachhaltigkeits-
debatte in der 229. Sitzung des 18. Deutschen Bundestages, die am 31. 
März 2017 stattfand (Deutscher Bundestag 2017). Darin beziehen alle 
zum damaligen Zeitpunkt im Parlament vertretenen Parteien Stellung 
zur deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Ich gehe davon aus, dass die 
jeweiligen Sprecher*innen im Rahmen der Debatte sämtliche Punkte 
ansprechen, die aus Sicht ihrer politischen Zugehörigkeit wichtig sind.

Zu den wichtigsten deutschen Qualitätszeitungen werden meist die 
Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), Die Welt, die Süddeutsche Zeitung 
(SZ), die Frankfurter Rundschau (FR) und die tageszeitung (taz) gezählt 
(Lüter 2008, 117; Jandura und Kösters 2017, 30–31; Krüger 2019, 232). 
Ich schließe mich dieser Auswahl an.1 Die Zeitungen lassen sich in 

1 Offenlegung: Im Jahr 2016 habe ich zwei Monate in der Onlineredaktion der 
taz gearbeitet. Ich sehe hierin keinen Interessenkonflikt, weil die Arbeitsbezie-
hung zum Analysezeitpunkt mehr als ein Jahr zurücklag und ich in der Analyse 
keine Texte von mir persönlich bekannten Autor*innen untersucht habe. Die 
Auswahlkriterien für die taz-Texte unterschieden sich nicht von denen für die 
anderen Zeitungen.
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einem Links-Rechts-Schema anordnen: Artikel in der taz und der FR 
vertreten vergleichsweise häufig linke, Artikel in der FAZ und der Welt 
oft konservative bis rechte Positionen. Die SZ tendiert eher zu linken 
Positionen, positioniert sich aber insgesamt ausgewogener als der Rest 
des Feldes (Lüter 2008). In der Analyse werden Texte der Online-An-
gebote dieser Zeitungen zum Thema Nachhaltigkeit analysiert, die ma-
ximal sechs Monate vor oder nach der Bundestagsdebatte erschienen 
sind. Hinzu kommen zwei weitere Auswahlkriterien: der Inhalt und 
seine Gewichtung. Über die Suchfunktionen der Zeitungswebsites habe 
ich nach Artikeln zum Stichwort »Nachhaltigkeitsstrategie« gesucht; 
bei einer geringen Zahl von Treffern folgten außerdem Suchen nach 
»Nachhaltigkeit« und »nachhaltig«. Ins Datenmaterial aufgenommen 
wurden die Beiträge, die sich am ausführlichsten dem Thema Nachhal-
tigkeit widmeten. Insgesamt habe ich 20 Zeitungsartikel (Tab. 1) ana-
lysiert, also vier Artikel pro Zeitung. Diese Zahl sollte groß genug sein, 
um einen aussagekräftigen Überblick über die mediale Darstellung zu 
erhalten.

Jeweils vier Artikel sind meiner Ansicht nach aber zu wenig, um die 
Berichterstattung der einzelnen Zeitungen wertend zu vergleichen. Die 
Kategorisierung greift auf die verschiedenen Positionen zurück, die in 
den Artikeln wiedergegeben werden. Da mitunter in einem Zeitungs-
beitrag mehrere gegenläufige Aussagen enthalten sind, kann ein Artikel 
auch verschiedene, sich widersprechende Analysekategorien stützen. 
Bei der Einordnung wird außerdem nicht zwischen Textgattungen 
wie Bericht, Meldung oder Kommentar unterschieden. Wichtig ist für 
die vorliegende Analyse nicht, ob der oder die Journalist*in eine be-
stimmte Meinung oder Position vertritt, sondern welche Meinungen 
und Positionen in den Artikeln dargestellt werden. Wenn ich im Fol-
genden von »medialen Darstellungen« schreibe, folgt daraus also nicht 
automatisch, dass alle untersuchten Artikel oder Zeitungen die entspre-
chende Darstellung stützen.

Tab. 1: Liste der analysierten Medienartikel.

Titel Autor*in Medium Datum

Nachhaltige Investments werden für Anleger 
immer wichtiger

Christoph 
Scherbaum

FAZ.net 01.06.2017

IHK entdeckt die Nachhaltigkeit FAZ.net FAZ.net 15.02.2017
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Titel Autor*in Medium Datum

Alles nachhaltig oder was? Thomas Klemm FAZ.net 11.08.2017

Ist Nachhaltigkeit nur ein Schlagwort? Elena Witzeck FAZ.net 17.09.2017

Mehr leben. Nachhaltiges Konsumieren, geht 
das überhaupt?

Christine Ax FR.de 12.05.2017

Nachhaltigkeit ist auch beim Autobau ein 
wichtiges Thema

Fabian Hoberg FR.de 30.12.2016

Zwischen heiter und wolkig Daniela Vates FR.de 11.01.2017

Wem gehört der letzte Tropfen? Joachim Wille FR.de 13.06.2017

Prekäre Erkenntnis Michael 
Bauchmüller

SZ.de 24.01.2017

Verzichten können andere Michael 
Bauchmüller und 
Kristiana Ludwig

SZ.de 16.03.2017

Die Leiden des aufgeklärten Konsumenten Michael 
Kläsgen

SZ.de 01.01.2017

Mehr als grünes Geschwätz Jan Willmroth SZ.de 25.06.2017

Party ohne Ende Edith Kresta taz.de 19.03.2017

Erfolg durch schwache Kriterien Malte 
Kreutzfeldt

taz.de 11.01.2017

Mehlwurm statt Mehrwert Bernhard Pötter taz.de 30.05.2017

Interdisziplinärer Thinktank Manfred 
Ronzheimer

taz.de 12.05.2017

»Nachhaltig« ist unser »halal« Matthias Heine Welt.de 05.06.2017

Was bringen Ökolabels im Tourismus? Steven Hille Welt.de 09.06.2017

»Das Immer-mehr führt auf Dauer zum 
Kollaps«

Frank Lorentz Welt.de 07.06.2017

So geht Deutschland Klima-China auf den 
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5 Ergebnisse der Analyse

In der Analyse habe ich sechs Kategorien gebildet, die sich jeweils aus 
mehreren Subkategorien zusammensetzen. In den folgenden Abschnit-
ten gehe ich einzeln auf diese ein.

5.1 Dominanz des Nachhaltigkeitsverständnisses der UN

Die Analyse zeigt, dass die politischen Eliten Nachhaltigkeit fast aus-
schließlich im Sinne des UN-Verständnisses darstellen. Die drei Nach-
haltigkeitssäulen Wirtschaft, Soziales und Umwelt werden von allen po-
litischen Akteur*innen als Bestandteile einer nachhaltigen Entwicklung 
angesehen. Die Parteien heben teilweise zwar unterschiedliche Aspekte 
hervor – etwa betonen Linke, Grüne und SPD im Gegensatz zur Union, 
dass der Faktor Gerechtigkeit besonders wichtig ist –, verlassen dabei 
aber nicht den durch die UN gesteckten Rahmen: Kein*e Politiker*in 
geht eindeutig über die 17 SDGs hinaus oder wendet sich gegen sie. Die 
analysierten Medien verbreiten größtenteils ebenfalls das Nachhaltig-
keitsverständnis der UN – häufig jedoch, ohne es direkt zu benennen.

In der Bundestagsdebatte betonen mehrere Redner*innen, dass es 
eine besonders positive und konstruktive politische Zusammenarbeit 
in der nachhaltigen Entwicklung gibt. Sowohl die Bundesregierung als 
auch die im Parlament vertretenen Parteien stufen die nachhaltige Ent-
wicklung außerdem im Sinne des UN-Begriffs als alternativlos ein:

Die Verankerung des Prinzips der nachhaltigen Entwicklung als Leitprinzip 
in allen Politikbereichen ist gerade in weltpolitisch schwierigen Zeiten kein 
Luxus, sondern pure Notwendigkeit. (Altmaier; zitiert nach Deutscher Bun-
destag 2017, 4)

Dieser Alternativlosigkeit-Frame wird auch in vielen Medienberichten 
dargestellt. Im Gegensatz zu den Politiker*innen geben die Medien 
aber auch der entgegengesetzten Annahme Raum: Sie stellen Nachhal-
tigkeit teilweise als eine (politische) Option unter anderen, stellenweise 
sogar als schädlich dar und verweisen auf eine mangelhafte wissen-
schaftliche Überprüfbarkeit der vorgebrachten Thesen. So schreibt die 
Welt zur Nachhaltigkeitsdefinition des Brundtland-Berichts: »In ihr 
deutet sich schon die quasireligiöse Verschwurbelung des Begriffs 
Nachhaltigkeit an […]« (Heine 2017). Den Frame der besonders positi-
ven politischen Kooperation greifen die Medien außerdem nicht auf.
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Tab. 2: Zusammenfassung der Analysekategorie »Dominanz des 
Nachhaltigkeitsverständnisses der UN«.

Gemeinsame  
Darstellungen

Breiter Nachhaltigkeitsbegriff auf Grundlage des UN-Nachhaltigkeitsver-
ständnisses; ungeklärtes normatives Verhältnis der drei Nachhaltigkeits-
säulen; Darstellung der nachhaltigen Entwicklung als alternativlos.

Exklusive 
Darstellungen

Medien: Darstellung der nachhal-
tigen Entwicklung als nicht alter-
nativlos; Thematisierung weiterer 
Nachhaltigkeitsvorstellungen.

Politik: Betonung einer besonders 
guten politischen Zusammenarbeit; 
Betrachtung der nachhaltigen 
Entwicklung als Phänomen, das 
national und global vorangetrieben 
werden muss.

Einordnung Kein Indexing.

Mehrere Politiker*innen betonen, dass die nachhaltige Entwicklung 
national und global vorangetrieben werden muss. Es entsteht der Ein-
druck, dass sie versuchen, sich, ihre Partei oder ihr Land besonders po-
sitiv erscheinen zu lassen, indem sie große Handlungsbereitschaft und 
Verantwortungsbewusstsein kommunizieren. Die Medien gehen nicht 
auf diesen möglichen Versuch der Selbstprofilierung ein – sie unter-
stützen ihn nicht, üben aber auch keine Kritik daran.

Die Auswertung der Bundestagsdebatte zeigt zudem, dass das 
normative Verhältnis der drei Nachhaltigkeitssäulen bisher ungeklärt 
ist. Die drei Bereiche der nachhaltigen Entwicklung werden zwar von 
allen politischen Akteur*innen grundsätzlich anerkannt, es wird aber 
noch darüber gestritten, wie genau diese auszubalancieren sind – die 
Bundesregierung und die Vertreter*innen der Union sprechen von 
»Zielkonflikte[n]« (Deutscher Bundestag 2017, 5, 6, 7, 10). Die Union 
warnt vor einer Dominanz der ökologischen Säule und vertritt das Pri-
mat des Wachstums. Linke und Grüne rücken den Klimaschutz als Aus-
gangspunkt einer effektiven Armutsbekämpfung in den Vordergrund. 
Diese Zielkonflikte spielen auch in der Medienberichterstattung eine 
Rolle. Die analysierten Zeitungen stellen die Konflikte – etwa zwischen 
Ökonomie und Ökologie – allerdings umfassender dar als die Politi-
ker*innen.

Die Medien thematisieren zudem weitere Nachhaltigkeitsvorstel-
lungen, mit denen sie über die politische Darstellung hinausgehen. So 
wird der UN-Nachhaltigkeitsbegriff zwar so gut wie gar nicht direkt 
kritisiert, wohl aber werden alternative Konzepte aufgezeigt; etwa be-
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sonders weiche Definitionen, denen zufolge es bereits nachhaltig ist, 
keine geächteten Firmen zu unterstützen. Mehrfach hinterfragen die 
Zeitungsartikel außerdem direkt oder indirekt, ob einheitliche, all-
gemein anerkannte Nachhaltigkeitskataloge möglich sind:

Das Siegel des Tourism Sustainability Council (TSC) sollte Nachhaltigkeits-
kriterien für alle touristischen Angebote der Welt enthalten und nachhalti-
ges Reisen vereinfachen. Das Vorhaben scheiterte. Denn ein Campingplatz 
in Österreich zum Beispiel hat ganz andere Grundvoraussetzungen als eine 
Eco-Lodge im Dschungel von Borneo. (Hille 2017)

Reines Indexing lässt sich in dieser Analysekategorie somit nicht beob-
achten. Auffällig ist allerdings, dass das Nachhaltigkeitsverständnis der 
UN in der Berichterstattung weit verbreitet ist, aber kaum direkt reflek-
tiert oder kritisiert wird.

5.2 Nachhaltigkeit als Mittel zur Interessenverfolgung

Die Bundesregierung und die Union zeigen in der Debatte, dass sie die 
nachhaltige Entwicklung für ein umweltverträgliches Wirtschafts-
wachstum nutzen möchten. Der Umweltschutz wird dabei teilweise 
dem wirtschaftlichen Erfolg untergeordnet. Auch die Medienberichter-
stattung stellt eine enge Verknüpfung zwischen diesen beiden Zielen 
dar. Während die politischen Eliten eher die gesamte Volkswirtschaft 
oder den Staat im Blick haben, konzentrieren sich die analysierten Ar-
tikel auf den wirtschaftlichen Nutzen für Unternehmen und Inves-
tor*innen. Die SZ zitiert etwa Wolfgang Fink, den Deutschland-Chef 
von Goldman Sachs, mit den Worten:

Der ganze Komplex ESG [Environmental, Social and Corporate Gover-
nance; MC] wird als Instrument des Risikomanagements unterschätzt. […] 
Wir können inzwischen herauslesen, welche Faktoren am stärksten mit 
dem langfristigen Erfolg einer Firma korrelieren. (zitiert nach Willmroth 
2017)

Während die Politiker*innen an diesem Punkt der Verknüpfung von 
nachhaltiger Entwicklung und wirtschaftlichem Erfolg stehen bleiben, 
gehen die Medien deutlich darüber hinaus. Sie zeigen ausführlich, dass 
Unternehmen das Stichwort »Nachhaltigkeit« häufig zur Imagepflege 
nutzen oder gar missbrauchen. Zentral ist der Vorwurf des Green-
washings.
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Tab. 3: Zusammenfassung der Analysekategorie »Nachhaltigkeit als 
Mittel zur Interessenverfolgung«.

Gemeinsame 
Darstellungen

Nachhaltigkeit soll zum wirtschaftlichen Erfolg beitragen.

Exklusive 
Darstellungen

Medien: Nachhaltigkeit als Label 
zur Imageförderung; übertrieben 
positive Selbstdarstellung von Un-
ternehmen und ihren Leistungen.

Politik: Umstrittener Vorreiterstatus 
Deutschlands.

Einordnung Kein Indexing.

Der im Forschungsstand angesprochene Vorreiterstatus Deutschlands 
in der nachhaltigen Entwicklung ist in der Parlamentsdebatte um-
stritten: Die Bundesregierung und beide Regierungsparteien framen 
Deutschland als international führende Kraft und stellen das deutsche 
Handeln als besonders positiv, verantwortungsvoll und hilfreich dar, 
während die Opposition wiederum aufzeigt, dass Politik und Wirt-
schaft hierzulande teilweise alles andere als nachhaltig handeln. Die 
analysierten Medien greifen die Debatte um den Vorreiterstatus nicht 
direkt auf, widersprechen jedoch stellenweise indirekt dem Vorreiter-
Frame, indem sie Kritikpunkte an der Bundespolitik benennen. Auch 
diese Kategorie widerspricht der Indexing-Hypothese.

5.3 Gemeinsame Verantwortung für die nachhaltige 
Entwicklung

In der politischen Debatte gilt die Annahme, dass eine nachhaltige Ent-
wicklung in der gemeinsamen Verantwortung von Politik, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Gesellschaft liegt. Die Medienberichterstattung kom-
muniziert dieselbe gesamtgesellschaftliche Verantwortung. In der Bun-
destagsdebatte legen die Politiker*innen häufig, aber meist nicht kon-
kret dar, welche Aufgaben die (Bundes-)Politik in der nachhaltigen 
Entwicklung erfüllen sollte; etwa die Mitfinanzierung dieser Entwick-
lung und ihre Förderung in mehreren Bereichen (beispielsweise Um-
welt-, Wirtschafts- und Außenpolitik).

Mehrfach betonen Redner*innen, dass Bürger*innen im Zuge der 
nachhaltigen Entwicklung gebildet und informiert werden müssen. 
Die Oppositionsparteien fordern die Regierung zudem dazu auf, mehr 
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Druck auf Behörden, aber auch auf Unternehmen und Konzerne im 
Dienst der nachhaltigen Entwicklung auszuüben. In der Medien-
berichterstattung werden ebenfalls die Faktoren Bildung, Information 
sowie gesetzlicher Druck benannt; sie sollen die nachhaltige Entwick-
lung vorantreiben. Auch die Förderung durch Investitionen ist Thema 
dieses Diskurses. Ähnlich wie Oppositionsvertreter*innen schreiben 
mehrere Journalist*innen dem Staat ein bisher geringes Interesse an 
nachhaltigem Handeln zu. So schreibt die SZ über eine Reform des Ver-
gaberechts, das Vorgaben für öffentliche Aufträge macht:

[E]ine Gesamtstrategie für nachhaltigen Staatskonsum entstand dabei 
nicht. Den Behörden wurde lediglich erlaubt, ihre Aufträge auch an so-
ziale oder umweltbezogene Standards zu koppeln. Ein freiwilliger Schritt, 
auf den jede Kommune, die unter Spardruck steht, auch verzichten kann. 
(Bauchmüller und Ludwig 2017)

Tab. 4: Zusammenfassung der Analysekategorie »Gemeinsame Ver-
antwortung für die nachhaltige Entwicklung«.

Gemeinsame 
Darstellungen

Politik, Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft sollen die nachhaltige 
Entwicklung gemeinsam vorantreiben; Politik als verbindendes Glied in der 
nachhaltigen Entwicklung.

Exklusive 
Darstellungen

Medien: Keine. Politik: Keine.

Einordnung Indexing.

Insgesamt bleibt die Beschreibung konkreter Aufgabenfelder der Politik 
in beiden Fällen diffus. Klare Forderungen finden sich sowohl in der po-
litischen Debatte als auch in den analysierten Zeitungen kaum. Sowohl 
die politische als auch die mediale Darstellung rahmen die Politik als 
verbindendes Glied, das nachhaltiges Handeln aller Akteur*innen för-
dern oder ermöglichen kann. In diesem Fall verlaufen beide, gemäß der 
Indexing-Hypothese, größtenteils deckungsgleich.

5.4 Positive Bewertung der nachhaltigen Entwicklung

In der politischen Debatte stellen die Bundesregierung und die Regie-
rungsparteien den Verlauf der nachhaltigen Entwicklung in Deutsch-
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land äußerst positiv dar, etwa wenn SPD-Redner Carsten Träger sagt, 
die Regierung habe »wirklich hervorragende Arbeit geleistet« (zitiert 
nach Deutscher Bundestag 2017, 8). Kritik an der Regierungspolitik 
blenden sie zwar nicht aus, rücken sie jedoch in den Hintergrund oder 
stellen sie als haltlos – oder politisch motiviert – dar: 

Wir haben – das ist der wesentliche Ansatz, dem die Politik im Augenblick 
folgt – auch die Mittel zur Klimaschutzfinanzierung über das BMZ – mitt-
lerweile 2 Milliarden Euro – verdoppelt. […] Frau Göring-Eckardt, ich 
glaube nicht, dass Sie, wenn Sie diese Dinge bewusst übersehen, Ihrer Frak-
tion und Ihrer Partei einen Gefallen tun. (Marschall; zitiert nach Deutscher 
Bundestag 2017, 13)

Tab. 5: Zusammenfassung der Analysekategorie »Positive Bewertung 
der nachhaltigen Entwicklung«.

Gemeinsame 
Darstellungen

Verlauf der nachhaltigen Entwicklung ist grundsätzlich positiv; Vereinbar-
keit ökologischer, sozialer und ökonomischer Interessen ist möglich.

Exklusive 
Darstellungen

Medien: Nachhaltigkeitsgedanke 
kann aufgrund seiner weiten Ver-
breitung die nachhaltige Entwick-
lung in Deutschland vorantreiben; 
freier Markt trägt seinen Teil zur 
nachhaltigen Entwicklung bei.

Politik: Keine.

Einordnung Kein Indexing.

Die analysierten Medienbeiträge beziehen sich oft direkt auf Aussagen 
von Politiker*innen und greifen deshalb auch die positive Darstellung 
der nachhaltigen Entwicklung von Regierung und Regierungsparteien 
auf. Während einige Parlamentarier*innen betonen, dass die Entwick-
lung durch Information und Weiterbildung der Bürger*innen voran-
getrieben werden kann, sehen die Medien hier bereits erste Erfolge: 
Mehrfach findet sich in der medialen Darstellung die Perspektive, dass 
der in Deutschland bereits weit verbreitete Nachhaltigkeitsgedanke 
die nachhaltige Entwicklung vorantreiben kann. Die Berichterstattung 
thematisiert eine Macht der Konsument*innen über die Konzerne. So-
wohl in der politischen als auch in der medialen Darstellung wird zu-
dem mehrfach die Vereinbarkeit der drei Nachhaltigkeitsbereiche als 
möglich eingestuft.
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Häufig stellen die analysierten Medien die Position dar, dass der freie 
Markt seinen Teil zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt. Zentral ist 
hierbei die Annahme, dass die Umsetzung ökologischer und sozialer In-
teressen den wirtschaftlichen Interessen dienen kann – und umgekehrt:

Tourismus, so die Welttourismusorganisation (UNWTO), sei ein Instru-
ment zur Abschaffung der Armut, zum Schutz der Umwelt, zur Verbes-
serung der Lebensqualität und zur wirtschaftlichen Stärkung von Frauen 
und Jugendlichen. (Kresta 2017)

In diesem Fall handelt es sich um eine Sichtweise, die von der Autorin 
Edith Kresta zwar festgehalten, im Laufe des Artikels aber abgelehnt 
wird. Ähnliche mediale Darstellungen führen bis zur These, dass nach-
haltigere Unternehmen oft auch erfolgreichere Unternehmen sind. Die 
politischen Eliten thematisieren die positive Bedeutung des freien 
Marktes für die nachhaltige Entwicklung hingegen kaum. Das gilt auch 
für die Annahmen, dass der Nachhaltigkeitsgedanke in Deutschland be-
reits etabliert ist und dass seine Verbreitung sich bereits positiv auf die 
nachhaltige Entwicklung auswirkt. Trotz der vielen Überschneidungen 
der politischen und medialen Darstellungen widerspricht diese Katego-
rie somit der Indexing-Hypothese.

5.5 Kritische Bewertung der nachhaltigen Entwicklung

Den positiven Bewertungen des Verlaufs der nachhaltigen Entwicklung 
stehen die negativen gegenüber. Sowohl in der oppositionellen als auch 
in der medialen Darstellung findet sich die Ansicht, dass der freie Markt 
bisher kaum oder gar nicht zu einer nachhaltigen Entwicklung der 
Wirtschaft beigetragen hat. So werfen etwa die Linken der Regierung 
vor, in Sachen Nachhaltigkeit fälschlicherweise auf freiwilliges Han-
deln zu setzen. Die Medienberichterstattung kommuniziert diese Per-
spektive ebenfalls – und zwar deutlich ausführlicher als die Opposition. 
In den Zeitungsartikeln findet sich wiederholt der Standpunkt, dass An-
leger*innen und Unternehmen kein großes Interesse an nachhaltigen 
Investitionen haben. Somit berichten die Medien nicht nur ausführli-
cher über die Möglichkeiten des freien Marktes, sondern geben auch 
der Kritik an diesem Konzept deutlich mehr Raum als die politischen 
Eliten. Die Einflussmöglichkeiten der Einzelnen werden hierbei nicht 
generell bestritten. Laut der Berichterstattung nutzen die meisten Men-
schen diese Möglichkeiten aber noch nicht oder kaum:



328 Moritz Clauß

Es gebe zwar »einen Trend zum Individualtourismus«, berichtete Friederike 
Grupp, die Nachhaltigkeitsbeauftrage des Touristik-Unternehmens Thomas 
Cook. Doch die meisten Menschen wollten eben »an den Strand«. Der Ba-
detourismus, ob am Mittelmeer oder zunehmend auch in fernen Ländern, 
bleibe der Schwerpunkt. (Wille 2017)

Die SZ thematisiert außerdem, dass es für Individuen sehr schwierig 
sein kann, nachhaltig zu handeln. Das Beispiel ist in diesem Fall der 
nachhaltige Konsum:

Nie war Einkaufen so kompliziert, es gibt zu viele Fragen, die sich kaum 
beantworten lassen. Der moderne Konsument rennt im Hamsterrad seiner 
eigenen Ansprüche. (Kläsgen 2017)

Wer nachhaltig konsumieren will, benötigt dafür viele miteinander zu-
sammenhängende Informationen und muss diese auch auswerten kön-
nen. Die Medienberichterstattung zeigt an vielen Stellen auf, dass bis-
her unklar ist, welchen Einfluss Individuen tatsächlich durch ihren 
Konsum auf die nachhaltige Entwicklung haben. In der Bundestagsde-
batte spielt diese Frage wiederum kaum eine Rolle. Mehrere der unter-
suchten Zeitungsartikel beschäftigen sich außerdem direkt oder indi-
rekt mit der Frage, ob sich Nachhaltigkeit und Konsum nicht 
grundsätzlich widersprechen.

Die Berichterstattung geht auch darauf ein, dass weniger Konsum 
nicht automatisch weniger Zufriedenheit oder Lebensqualität bedeu-
ten muss. In der politischen Debatte nimmt das Thema Verzicht eine 
weitaus kleinere Rolle ein. Seine Notwendigkeit wird zwar stellenweise 
angedeutet, er selbst aber nur in einem einzigen Fall konkret gefordert: 
Linken-Politikerin Katja Kipping will weniger Verkehr auf den Straßen 
(Deutscher Bundestag 2017, 5).

Die analysierten Medien greifen zudem immer wieder die Annahme 
auf, dass die nachhaltige Entwicklung nur erfolgreich sein kann, wenn 
Perspektivwechsel stattfinden. Neben dem Verzicht auf Konsumgüter 
thematisiert die Medienberichterstattung auch eine mögliche Reduzie-
rung der Arbeitszeit oder das Essen von Insekten als Alternative zum 
Fleischkonsum. In der politischen Debatte finden sich solche Perspek-
tivwechsel meist nur als abstrakte Schlagworte ohne Erklärung – etwa 
»Paradigmenwechsel« (Strässer; zitiert nach Deutscher Bundestag 
2017, 14) oder »Transformationsauftrag« (Träger; zitiert nach Deut-
scher Bundestag 2017, 8).
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Tab. 6: Zusammenfassung der Analysekategorie »Kritische Bewertung 
der nachhaltigen Entwicklung«.

Gemeinsame 
Darstellungen

Freier Markt hat bisher kaum zu einer nachhaltigen Entwicklung der Wirt-
schaft beigetragen; Nachhaltigkeitspolitik der Bundesregierung ist noch 
nicht erfolgreich.

Exklusive 
Darstellungen

Medien: Nachhaltiges Handeln der 
Individuen ist hierzulande nicht 
etabliert; Verzicht als Alternative 
zum nachhaltigen Konsum; 
Notwendigkeit von Perspektiv-
wechseln, damit die nachhaltige 
Entwicklung erfolgreich sein kann.

Politik: Keine.

Einordnung Kein Indexing.

Artikel der FR, der SZ und der taz bewerten die Nachhaltigkeitspolitik 
der Regierung als nicht besonders erfolgreich. Unter anderem wird 
kritisiert, dass man keine großen Veränderungen anstrebe. Die von der 
Regierung kommunizierten Erfolge werden in der Mediendarstellung 
mitunter auf angepasste Nachhaltigkeitskriterien zurückgeführt und 
relativiert. Diese Kritik spielt auch in der Parlamentsdebatte eine Rolle: 
Grüne und Linke kritisieren die Regierung intensiv. Sie werfen ihr vor, 
zu langsam, teilweise sogar kontraproduktiv zu handeln. Doch trotz 
dieser Überschneidungen in der oppositionellen und in der medialen 
Darstellung widerspricht diese Kategorie der Indexing-Hypothese – die 
Medien gehen an entscheidenden Punkten deutlich über die politische 
Darstellung hinaus.

5.6 Nachhaltigkeitsbegriff als tendenziell leerer Signifikant

Insgesamt entsteht der Eindruck, dass der Nachhaltigkeitsbegriff inner-
halb der politischen Eliten anerkannt ist. In der Medienberichterstattung 
ist das weniger eindeutig. Der dort thematisierte Gebrauch zu Image-
zwecken deutet darauf hin, dass der Begriff von einigen Unternehmen 
ausgehöhlt wird. Auch deutsche Politiker*innen neigen der Berichter-
stattung zufolge dazu, Dinge als nachhaltig zu bezeichnen, die aus der 
Sicht anderer Akteur*innen nicht oder kaum nachhaltig sind.

Es gibt also eine große Bandbreite an Nachhaltigkeitsbehauptungen, 
die qualitativ erhebliche Unterschiede aufweisen können. Die Vielzahl 
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an möglichen Definitionen wird in den analysierten Artikeln mehrfach 
kritisiert. Sie gilt als Hindernis für diejenigen, die eine nachhaltige Ent-
wicklung tatsächlich vorantreiben wollen. Aufgrund der intransparen-
ten und vagen Nutzung des Begriffs können Konsument*innen dem-
nach oft nicht wissen, woran sie sich orientieren sollen und welchen 
Versprechen sie glauben können:

Es fängt damit an, dass er [der aufgeklärte Konsument; MC] nicht mehr 
weiß, welchen Informationen er noch vertrauen kann. Ist da, wo Bio drauf-
steht, auch wirklich Bio drin? Kann es stimmen, dass die Lebensmittel aus 
Italien geliefert wurden? Und wie sollen Bio und China bitte schön zusam-
mengehen? Informieren kann man sich heute über die Herkunft der Pro-
dukte rund um die Uhr. Das Smartphone liegt immer in erreichbarer Nähe. 
Aber sind die Informationen nicht interessengeleitet und manipuliert? 
(Kläsgen 2017)

Tab. 7: Zusammenfassung der Analysekategorie »Nachhaltigkeits-
begriff als tendenziell leerer Signifikant«.

Gemeinsame 
Darstellungen

Keine.

Exklusive 
Darstellungen

Medien: Vieles, was als nachhaltig 
bezeichnet wird, ist nicht wirklich 
nachhaltig; Nachhaltigkeitsbegriff 
sorgt derzeit für Verwirrung und 
Vertrauensverlust unter Kund*in-
nen und Anleger*innen; Nachhal-
tigkeitsbegriff ist möglicherweise 
sinnlos.

Politik: Keine.

Einordnung Kein Indexing.

In der Berichterstattung wird der Begriff Nachhaltigkeit teilweise als 
tendenziell leerer Signifikant präsentiert, wenn auch nicht vollends in 
diesen Status erhoben. Ein großer Teil der medialen Darstellung deckt 
sich mit Giulios (2004, 11) Feststellung, dass der Nachhaltigkeitsbegriff 
zu einem »leeren Modewort« (ebd.) werden könnte. An dieser Stelle 
treten die Unterschiede zwischen der medialen und der politischen Dar-
stellung klar hervor: Diese von den Medien thematisierte Problematik 
kommt in der Bundestagsdebatte so gut wie nicht vor. Es handelt sich 
um ein weiteres Beispiel dafür, dass die Medienberichterstattung an ent-
scheidenden Stellen deutlich über die politische Darstellung hinausgeht.
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7 Fazit

Im Rahmen der untersuchten Nachhaltigkeitsdebatte gibt es große 
Überschneidungen zwischen den politischen und medialen Darstellun-
gen. Sie zeigen, dass es durchaus eine gemeinsame Basis an Perspekti-
ven gibt, die Politiker*innen und Qualitätsmedien nach außen kom-
munizieren. Der UN-Nachhaltigkeitsbegriff etwa ist weitgehend 
anerkannt, genauso wie die gemeinsame Verantwortung von Politik, 
Wirtschaft, Wissenschaft und Gesellschaft für die nachhaltige Entwick-
lung. Mehrere Darstellungen widersprechen aber der abgeschwächten 
Variante der Indexing-Hypothese, die davon ausgeht, dass die politi-
schen und medialen Darstellungen größtenteils deckungsgleich sind. 
So beschäftigen sich die analysierten Medien mit dem Thema Green-
washing, das in der Bundestagsdebatte keine Rolle spielt, und gehen 
deutlich über die politische Darstellung hinaus, wenn sie über den Ver-
zicht als Alternative zum nachhaltigen Konsum berichten und den 
Nachhaltigkeitsbegriff als inhaltsleer einordnen. Die Frage, ob Deutsch-
land ein internationaler Vorreiter in der nachhaltigen Entwicklung ist, 
taucht wiederum nur in der Bundestagsdebatte, nicht aber in der unter-
suchten Berichterstattung auf.

Die Abweichungen der beiden Darstellungen voneinander sind im 
untersuchten Fall an entscheidenden Stellen zu groß, um von Indexing 
zu sprechen. Stattdessen untermauern die Ergebnisse Krügers (2016, 
27) These, dass Politiker*innen und Journalist*innen teilweise abhän-
gig, teilweise unabhängig voneinander agieren. Der qualitative Analy-
seansatz hat sich an dieser Stelle als hilfreich erwiesen. Er ermöglicht, 
komplexe Sinnzusammenhänge zu erkennen, die in einer quantitativen 
Analyse untergehen können. Allerdings hat sich auch gezeigt, dass die 
vielen Uneindeutigkeiten in der Nachhaltigkeitsdebatte die Komplexität 
der qualitativen Analyse drastisch erhöhen. Um Indexing noch genauer 
zu untersuchen, wäre es ratsam, qualitative und quantitative Ansätze 
stärker miteinander zu verknüpfen. Eine interessante Fragestellung 
bestünde darin, ob die Analyse aktueller Darstellungen die hier vor-
gestellten Ergebnisse stützt beziehungsweise wie sich die politischen 
und medialen Darstellungen seit Anfang 2017 verändert haben – sei es 
durch das Aufkommen von Fridays for Future, die Corona-Pandemie 
oder die Einzüge der AfD und der FDP in den Bundestag.

Für den Qualitätsjournalismus in Deutschland zeigt die Analyse, dass 
die untersuchten Medien im Falle der Nachhaltigkeitsdebatte größten-
teils ihrer Aufgabe nachkommen, kritisch und offen zu berichten. Aller-
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dings wäre es Aufgabe der Presse, über die Vorreiterdebatte zu schrei-
ben und sie einzuordnen. Hier zeigt sich, dass Indexing stellenweise 
wünschenswert sein könnte: Die Berichterstattung über die Debatte ist 
Voraussetzung für eine tiefergehende Auseinandersetzung mit relevan-
ten Fragen: Ist Deutschland in der nachhaltigen Entwicklung tatsäch-
lich internationaler Vorreiter? Und welche Rolle spielt dieser Umstand?

Bemerkenswert ist, dass die Medien sich intensiv dem Komplex »Ver-
zicht versus nachhaltiger Konsum« widmen. Denn die Annahme, dass 
wir in der nachhaltigen Entwicklung notwendigerweise auf Dinge ver-
zichten müssen, widerspricht dem Drei-Säulen-Konzept und befürwor-
tet das, was die jungen Klimaaktivist*innen auf ihren Freitagsdemos 
fordern. Aus dieser Perspektive ist die gleichwertige Behandlung von 
Umwelt, Sozialem und Wirtschaft nicht mehr zeitgemäß.
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1 Einführung

Die deutschen Medien sind ergrünt. Sie berichten häufiger als früher 
über den Themenbereich »Nachhaltigkeit«, wie unter anderem Studien 
der Leuphana Universität Lüneburg gezeigt haben (Fischer und Hauke 
2016). Dass der Begriff heute etwa doppelt so häufig in der Berichter-
stattung auftaucht wie noch vor 20 Jahren, wurde von Daniel Fischer 
und Franziska Hauke in einer Studie zur »Verwendung von ›Nachhaltig-
keit‹ in deutschen Zeitungen« (Fischer und Hauke 2016) untersucht. 
Dieser Befund deckt sich mit dem (rein subjektiven) Eindruck, dass in 
den großen Medien seit etwa 2018 häufiger Themen wie Artenvielfalt 
und speziell Insekten Erwähnung finden. Auch die Berichterstattung 
zum Klimawandel hat – nach dem Extremsommer 2018 und den seit 
2019 anhaltenden Fridays-for-Future-Protesten – deutlich zugenom-
men.

Ganz unabhängig davon besetzen neuere und neue Printmagazine 
wie enorm, transform, Futurzwei oder oya die grüne Nische, die auch 
durch den Erfolg der Landhefte mit ihrer idealisierten Sicht auf Natur- 
und Umweltthemen breiter geworden ist. Schon deutlich länger gibt 
es Zeitschriften wie das Ökologisches Wirtschaften, die Politische Öko-
logie oder die Umweltbriefe, die sich als Fachmagazine in den 1980er 
Jahren etabliert haben und nach wie vor halten. Auch online sind zu 
verschiedenen Aspekten von Nachhaltigkeit in den vergangenen zehn 
Jahren zahlreiche neue Portale entstanden wie Klimareporter, Utopia, 
Karmakonsum, WiWoGreen oder Biorama sowie die klimajournalis-
tische Nachwuchsplattform Klimareporter.in aus Österreich.1 Einige 
Portale wie Perspective Daily entstammen dem sogenannten »Kon-
struktiven Journalismus«, der bewusst Ideen, Lösungen und Erfolge 
transportiert – besonders gern aus dem alternativen und grünen Milieu 
und eben öfter mit Bezug zu Klima, Energie und Nachhaltigkeit.

Im Folgenden wird gezeigt, welchen Veränderungen der deutsche 
Nachhaltigkeitsjournalismus2 unterliegt – zunächst unter der Per-

1 Einen Überblick über jene Portale gibt es beispielsweise auf der Website futur-
phil.de (Oestreicher 2020).

2 Der in der Wissenschaft noch nicht allzu lange verwendete Begriff des Nach-
haltigkeitsjournalismus wurde vorrangig von Gerd Michelsen und Daniel 
Fischer im Rahmen entsprechender Forschungen an der Leuphana Universität 
Lüneburg geprägt. Er fasst »journalistische Aktivitäten zusammen, die einen 
Beitrag zur Debatte des Konzepts einer nachhaltigen Entwicklung leisten bezie-
hungsweise sich darauf beziehen« (Michelsen und Fischer 2016, 10). Synonym, 
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spektive der relevanten Zeitschriftengründungen sowie darauffolgend 
mit der Analyse weiterer Strukturmerkmale, etwa Aus- und Weiterbil-
dungsmöglichkeiten, Medienpreise oder Studiengänge. 

2 Aus der Praxis: Das Zeitschriftenregal als 
Transformationsindikator

Seit dem ersten Erscheinen der Landlust 2005, das magazinjournalis-
tisch gesehen als Initialzündung für einen neuen Naturdiskurs (wenn 
auch mit eskapistischen Tendenzen)3 gesehen werden kann, hat sich 
der Printmagazinmarkt in diesem Bereich stark entwickelt. Über 50 
neue Publikumsmagazine4 sind an den Markt gegangen, die sich in ei-
nem ähnlichen Themengebiet bewegen (siehe Tab. 1). Ein ganz eigenes 
Segment haben die zahlreichen, in den letzten zehn Jahren neugeschaf-
fenen Publikationen begründet: Unter dem von Schäfer, Kasper und 
Austen (2015) vorgeschlagenen Komplex »Sinn + Muße« lassen sich 
rund 30 Magazine mit breitgefächerten Schwerpunkten verorten: an-
gefangen bei der Achtsamkeitspublikation Flow (und zahlreichen Nach-
ahmern) über vegane Ernährungs- und Kochzeitschriften bis hin zu 
Testballons wie der autonom gegründeten und unabhängig von Werbe-
anzeigen finanzierten Zeitschrift transform, deren Macher*innen als 
Journalist*innenkollektiv arbeiten. 

aber auch ergänzend dazu werden oft auch die Begriffe »Umwelt-« oder »Klima-
journalismus«, »Grüner Journalismus« und »Transformationsjournalismus« ver-
wendet (vgl. Krüger in diesem Band). Auch Impact-Journalismus (vgl. Borner, 
Oxenfarth und Ronzheimer 2019) weist ähnliche Charakteristika wie der Nach-
haltigkeitsjournalismus auf. 

3 Die Landlust und viele der anschließend veröffentlichten Landhefte zeichnen 
sich vor allem durch eine sehr idyllische Naturdarstellung aus. Problematische 
Themen wie Klimawandel oder Umweltverschmutzungen spielen keine Rolle. 
Die Beschreibung des Familienmagazins LandKind bringt es auf den Punkt: »Die 
Rückbesinnung auf die einfachen, alltäglichen Dinge des Lebens und ein Leben 
im Einklang mit der Natur stehen dabei immer im Vordergrund. LandKind stillt 
die heutige Sehnsucht nach einer heilen Welt […].« (Panini Verlags GmbH 
2019; Hervorhebungen TS & SL).

4 Unter dem Begriff der Publikumsmagazine werden solche Hefte verstanden, 
deren Zielgruppe (im Gegensatz zu den oftmals sehr spezifisch ausgerichteten 
Fachmagazinen) eine gesamtgesellschaftliche ist und die neben der Wissens-
vermittlung auch der Unterhaltung und Beratung dienen (Menhard und Treede 
2004, 21–22).
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Die Übersicht, die im Rahmen der laufenden Dissertation der Mit-
autorin dieses Beitrages entstanden ist, will einen Überblick über die 
Publikationen des von Schäfer, Kasper und Austen (2016) geschaffenen 
Segments geben, umfasst aber darüber hinaus auch die davor bereits 
etablierten Magazine, die sich in ihrer Grundausrichtung mit ökosozia-
lem Wandel, der Sehnsucht nach einem alternativen Leben, Verbun-
denheit (also mit Achtsamkeit im weitesten Sinne) und Nachhaltigkeit 
beschäftigen und mindestens einen dieser Werte auch vermitteln.5 

Tab. 1: Aktuell erhältliche Publikumszeitschriften mit Nachhaltig-
keits- und Achtsamkeitsbezug seit 1976 (eigene Darstellung).

Magazinname Launch Claim

info3 1976 Bewusst leben. Gesellschaft gestalten.

natur 1980 Das Magazin für Umwelt, Natur und ein besseres 
Leben.

Kraut und Rüben 1984 Biologisch gärtnern, natürlich leben. 

Ökotest 1985 –

natur&heilen 1986 Die Monatszeitschrift für gesundes Leben.

Greenpeace Magazin 1993 –

BIO 1994 Das Magazin von Körper, Geist und Seele.

NaturApotheke 1994 Das Magazin für Gesundheit und bewusstes 
Leben.

bewusster leben 2003 Sei gut zu dir!

Landlust 2005 Schönes Landleben.

natürlich 2006 Gut für mich.

Liebes Land 2008 Das Beste vom Land.

Futurzwei (zeozwei) 2008 Magazin für Zukunft und Politik.

Kochen ohne Knochen 2009 Das vegane Magazin.

5 Reine »Glücksmagazine«, bei denen Meditation, psychologische Themen und 
Spiritualität (wie etwa bei happinez oder Happy Way) im Vordergrund stehen, 
wurden aus diesem Grund nicht mit in die Betrachtung aufgenommen, ebenso 
wie etwa Yoga-Hefte oder Wander-Magazine als Special-Interest-Magazine mit 
Bezug auf ein spezielles Hobby. 
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Magazinname Launch Claim

Landleben 2009 Lebensstil mit Liebe zur Natur.

LandIdee 2009 Land erleben und genießen.

köstlich vegetarisch 2010 Die neue Lust am Kochen.

Mein schönes Land 2010 Gutes bewahren, Schönes entdecken.

Land und Berge 2010 Die schönste Art, die Natur zu erleben.

Servus in Stadt & Land 2010 Einfach. Gut. Leben.

Meine gute Landküche 2010 Ländlicher Genuss und regionale Vielfalt.

enorm 2010 Die Zukunft fängt bei Dir an.

oya 2010 anders denken. anders leben.

LandGenuss 2011 Die besten Gerichte der Saison!

LandIdee – Wohnen und Deko 2011 Natürliche Wohnideen für zuhause.

LandIdee – Landapotheke 2012 Heilen und pflegen nach alter Tradition.

LandKind 2012 Landglück für die ganze Familie.

Landzauber 2012 Die Vielfalt des Landlebens.

Flow 2013 Eine Zeitschrift ohne Eile, über kleines Glück und 
das einfach Leben.

evolve 2013 Magazin für Bewusstsein und Kultur.

veganmagazin 2014 –

vegan world 2014 –

Slow Food (Relaunch) 2014 Genießen mit Verstand.

Mein schöner Landgarten 2014 Gärtnern im Einklang mit der Natur.

Mein schönes Landhaus 2014 Ländlich wohnen. Natürlich leben.

emotion slow 2014 Runterkommen. Genießen. Einfach leben. 

Welt Vegan Magazin 2015 –

Land & Leute Edition 2015 Die schönen Seiten unseres Landes.

Vegan für mich 2015 Glücklich, fit und Spaß dabei.

Walden 2015 Abenteuer vor der Haustür.
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Magazinname Launch Claim

ma vie 2015 Die Kunst, sich Zeit zu nehmen.

greenLIFESTYLE 2015 Das Magazin für einen nachhaltigen Lebensstil.

Biouty 2015 Das einzigartig natürliche Beauty-Magazin.

Werde 2015 Wir leben das Leben.

transform 2015 Magazin für das Gute Leben.

maaS 2016 Impulse für ein erfülltes Leben.

Food & Farm 2016 Wissen, was man isst.

Slowly Veggie 2016 Vegetarisch & vegan genießen.

ma vie – Gesund leben 2016 Die beste Medizin für mich!

Anderswo 2016 Europa nachhaltig entdecken. 

greenup 2016 Nachhaltiger leben!

Mein schönes Land – Grüne 
Apotheke

2017 Gesundheit aus der Natur.

hygge 2017 Vom Glück, das Leben mit anderen zu teilen.

LandIdee – Altes Wissen 2018 Omas Tipps & Kniffe wieder neu entdeckt.

carpe diem 2019 Zeit für ein gutes Leben.

Wohllebens Welt 2019 Ein neuer Blick auf die Natur.

Brigitte Be Green 2019 Das Magazin für ein nachhaltiges Leben.

Vegan Food & Living 2019 Das vegane Lifestyle-Magazin.

33% 2020 Das Waldmagazin.

LandIdee – natürlich leben 2020 Einfach nachhaltige Tipps für jeden Tag

Neu ist auch, dass die Mainstream-Printmedien Nachhaltigkeit als 
Trendthema verstärkt aufgreifen. So erschienen 2019 mit Brigitte Be 
Green und Wohllebens Welt (beide aus dem Verlagshaus Gruner + Jahr) 
gleich zwei neue Magazine für unterschiedliche Zielgruppen im brei-
teren Publikum (Altrogge 2019; Matzig 2019). Das Interesse daran ist 
offenbar groß: Der Verlag meldete bei beiden Erstausgaben Verkaufs-
zahlen von rund 45 000 (Wohllebens Welt) beziehungsweise 50 000 
Exemplaren (Brigitte Be Green) (Tusch 2019; Borgböhmer 2019). 
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Dass sich Printmagazine für die Vermittlung von komplexeren Fra-
gestellungen aus dem Nachhaltigkeitskontext, sei es Energiewende, 
Artensterben oder Mobilität, besonders gut eignen, hängt einerseits mit 
der Beschaffenheit des Mediums Zeitschrift an sich zusammen: Denn 
sie stehen per se mit ihren langen Beiträgen für Tiefe und Detailfülle in 
der Darstellung, sind das Medium des Hintergrunds und kombinieren 
dies zudem noch mit einer ausgeprägten Visualität, was das Verständ-
nis komplexer Stoffe erleichtert. Sie müssen ob der analogen Form, 
die nicht selten auch besonders ästhetisch, haptisch und optisch an-
sprechend daherkommt, mit Zeit und Muße konsumiert werden; ent-
sprechend gut stehen die Chancen, dass durch die intensive Rezeption 
Inhalte nachhaltig im Gedächtnis bleiben. Andererseits bieten Zeit-
schriften auch journalistischen Spielraum: Sie sind durch ihre thema-
tische Ausrichtung sowie den gratwandernden Charakter zwischen 
unterhaltendem und wissensvermittelndem Medium freier in der The-
menpräsentation, in Erzählformen und vor allem auch in der Gestal-
tung als beispielsweise Tageszeitungen. Zeitschriften sollen »ihre Leser 
emotional erreichen, sie begeistern«, hebt der Wissenschaftsjournalist 
Martin Meister im Interview mit Torsten Schäfer (2012, 57) hervor. Die 
Basis, um transformativen Inhalten die notwendigen »Strukturen, Er-
fahrungs- und Resonanzräume« (Borner et al. 2019, 19) einzurichten, 
welche die Voraussetzung für nachhaltiges Handeln ist, scheint bei Ma-
gazinen schon von Grund auf gegeben. 

Vor allem im Bereich des Nachaltigkeitsjournalismus ist eine zwar 
grundsätzlich sachlich-kritische, aber dennoch engagierte journalis-
tische Haltung oder vielleicht sogar Meinung zum Themenkomplex 
präsenter als in anderen Bereichen und weicht von der Neutralität ab, 
die etwa im Nachrichtenjournalismus den journalistischen Berufsethos 
auszumachen scheint.6 Vielmehr ist Neutralität gegenüber den Themen 
Umweltschutz und Nachhaltigkeit kontraproduktiv für ein Magazin, 
das sich vorrangig mit diesen Themen beschäftigt: Nicht wenige der 
Magazingründer*innen – insbesondere die der unabhängigen, »nischi-
gen« Hefte wie oya, transform oder Futurzwei – haben ihre Publikatio-
nen aus einer Überzeugung heraus gegründet und machen diese auch 

6 Diesen Zwiespalt haben beispielsweise auch Humburg, Fischer, Marwege und 
Michelsen in ihrer Delphi-Studie (2013) untersucht. Die befragten Journa-
list*innen sahen darin einerseits die Notwendigkeit, ihr eigenes Engagement 
sichtbarer zu machen, um auch die Leser*innen zu aktivieren, waren sich aber 
des »Rollenkonflikts« (ebd., 23) bewusst. 
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in ihren journalistischen Ausdrucksformen deutlich, ohne dabei pathe-
tisch, mahnend oder lediglich unterhaltend zu wirken. 

Das Problem des Klimawandels, dessen Lösung ein achtsameres 
Handeln der Gesellschaft voraussetzt, muss so kommuniziert werden, 
dass es auch für fachfremde Leser*innen verständlich ist. Die wissen-
schaftliche Komplexität von Klima-, Umwelt- und Nachhaltigkeits-
themen so zu vermitteln, dass möglichst viele Rezipierende sich für 
sie interessieren, im besten Fall selbst aktiv werden und so mitunter 
die für eine Nachhaltigkeitswende unabdingbaren politisch-struk-
turelle Reformen mit anstoßen, erfordert neue Journalismusformen.7 
In diesem Zusammenhang taucht im Kontext der aktuellen Debatte 
zu Nachhaltigkeit und Journalismus in einer Sondierungsstudie des 
Umweltbundesamtes (Borner et al. 2019) der passende Begriff dazu 
auf, der zuvor im deutschsprachigen Raum kaum präsent war:8 »Im-
pact-Journalismus« – ein Journalismus, der Leser*innen nicht nur zu 
einer Meinung, sondern auch zu einem Handlungswillen verhilft. Be-
zeichnend für ihn sind qualitativ hochwertige journalistische Arbeit, 
saubere Recherche und gleichzeitig eine Nähe zu den Rezipierenden, 
die letztere einbindet und sie den Journalismus mitgestalten lässt 
(ebd., 26–28). Aber auch literarische Formen kommen im Magazin-
journalismus verstärkt zum Tragen – nicht zuletzt in Form von Nature 
Writing, das seinen Ursprung im englischsprachigen Raum hat und 
insbesondere in der hiesigen Literaturszene stark an Bedeutung ge-
winnt (vgl. Schäfer 2018).9 

Ansätze des daraus resultierenden transformativen Charakters wer-
den in vielen der neueren Magazine nicht nur inhaltlich, sondern auch 

7 Damit ist selbstredend nicht nur die persönliche Verhaltensveränderung im 
Alltag gemeint, sondern auch die Anregung zu politischem Engagement. Dass 
grundlegende, wortwörtlich nachhaltige, gesamtgesellschaftliche Veränderun-
gen geschehen und sich festgefahrene wirtschaftliche Strukturen auflösen, ist 
im Wesentlichen Aufgabe der Politik. Dafür ein Bewusstsein herzustellen muss 
ebenso Ziel des Nachhaltigkeitsjournalismus sein. 

8 Das französische Start-up Sparknews etablierte den Begriff 2013 im Zusammen-
hang mit handlungsaktivierenden Geschichten, als es erstmals einen »Impact 
Journalism Day« veranstaltete (vgl. Krüger in diesem Band).

9 Henry David Thoreaus Selbsterfahrungsroman Walden (1854) gilt als Schlüssel-
werk, das den Impuls gab, real Erlebtes in der Natur – also subjektive Erfahrun-
gen – literarisch zu verarbeiten. Dabei werden auch naturwissenschaftliche Fak-
ten eingeflochten. In vielerlei Hinsicht sind Ansätze von Nature Writing daher 
auch im Journalismus, oft in der Form der Reportage, zu finden und eignen sich 
gut, um ökologische Themen auf literarische Weise aufzuarbeiten.
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in der Erzählform sichtbar. Zwei Fallbeispiele sollen dies im Folgenden 
verdeutlichen. 

2.1 Poetische Sprache und visuelle Gestaltung bei 
Wohllebens Welt 

Im 2019 innerhalb der GEO-Markengruppe neu erschienenen Natur-
magazin Wohllebens Welt wird im Beitrag »Weder Wasser noch Land« 
von Rainer Harf anschaulich gezeigt, wie literarische Charakteristika in 
bereits etablierte journalistische Formen (in diesem Fall ist es ein Fea-
ture mit szenischem Einstieg) eingeflochten werden können. 

Abb. 1: Zahlreiche Formen der Wissensvermittlung finden sich auf dieser 
Doppelseite des Beitrags von Rainer Harf in Wohllebens Welt  

(Harf 2019, 54–55).

Der Artikel, in dem es um Moorlandschaften, deren Funktion im Öko-
system und deren Erhalt geht, spricht die Leser*innen zunächst visuell 
mit seitenfüllenden, fast schon romantischen Bildern an. Auch neben 
dem Fließtext ist viel auf den Seiten zu entdecken: Naturwissenschaft-
liche Pflanzenzeichnungen, Trivia-Beiträge zum Thema unten auf der 
Seite sowie hervorgehobene Zitate und Zahlen. Im Text selbst ist vor al-
lem der erzählerische, literarisch anmutende Einstieg bemerkenswert: 
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Bei jedem Schritt ertönt ein Gurgeln und Schmatzen. Nebelschwaden 
wabern über den morastigen Grund. Wie erstarrte Figuren ragen die Sil-
houetten knorriger Birken aus dem Riedgras. Hin und wieder unterbrechen 
seltsame Laute die gespenstische Stille: »Bu bu bu bu« – der Ruf einer 
Sumpfohreule. (Harf 2019, 51)

Die Poesie der Naturklänge dient hier als Vehikel für die Phantasie der 
Leser*innen und erleichtert es ihnen, sich auf die Thematik einzulas-
sen. Gleichwohl ist der Beitrag reich an Fakten: 

Da die abgestorbenen Pflanzen nur unvollständig verwesen und sich zu 
mächtigen Lagen aufschichten, entweicht der in ihnen gebundene Koh-
lenstoff nicht als Kohlendioxid in die Luft – so wie bei allen anderen ver-
wesenden Pflanzen. Obwohl sie weltweit nur drei Prozent der Landfläche 
ausmachen, speichern Moore so viel Kohlenstoff wie alle Wälder der Erde 
zusammen. (Harf 2019, 56)

Die Komplexität des Verwesungsvorgangs nicht unerwähnt zu lassen ist 
Teil der Strategie zur Wissensvermittlung. Mit Hilfe der konsequent 
angewandten Erzählform versucht der Autor, die Informationsauf-
nahme der Leser*innen möglichst effektiv zu gestalten. Er schließt die 
Klammer mit einem literarischen Ausstieg: »Und dann kann man sie 
wieder genießen: die magische Aura dieser tückischen Lebensräume.« 
(Harf 2019, 56)

2.2 Das Märchen als journalistischer Schreibmodus 
bei transform

Ebenfalls erzählerisch, allerdings ohne visuelle Unterstützung und 
durchweg literarisch aufgezogen ist der Beitrag »#HansImGlück« von 
Hans Rusinek (2018) in der werbeunabhängig und ausschließlich mit 
Crowdfunding produzierten Zeitschrift transform. Der Autor schildert 
darin konsequent im Märchenerzählstil die Geschichte von Hans im 
Glück in der modernen, kapitalistischen Welt und vermittelt den Le-
ser*innen anhand dessen die Folgen der Konsumsucht sowie die Mög-
lichkeit eines besitzlosen und dennoch freudvollen Lebens. Dabei greift 
er gleichermaßen auf den typischen Sprachduktus eines Märchens wie 
auf Begriffe und Phänomene des 21. Jahrhunderts zurück:

»Wohl wahr, lieber Hans, mein ist eine Bahncard 100. Auf ihrer Gunst fahre 
ich in allen Zügen, wann es mir beliebt. Ingleichen trenne ich mich vom 
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sperrigen Besitz, mein Luxus ist die Reise.« – »Ei, was gäb ich darum, solch 
eine Bahncard mein eigen zu nennen!«, sagte Hans, den planetaren Gren-
zen seines Konsums bewusst. (Rusinek 2018, 62)

Im gleichen ungewöhnlichen Kontext werden außerdem Handlungs-
optionen in Bezug auf Mobilität und Umweltauswirkung vermittelt: 

»Hört, Hans«, sprach der [Sitz-]Nachbar und zeigte ihm ein Instagram-Ab-
bild seines Rennrads, »euch zu Liebe will ich tauschen und euch das Rad 
für die Karte lassen. Bedenkt doch: Hier [beim Bahnfahren im ICE; TS & 
SL] wird die Energie aus ungezählten Kohlekraftwerken durch die Trasse 
gejagt. Dekarbonisierung sieht anders aus. Das Rad schont die Umwelt und 
ihr reist mit eigener Kraft.« (Rusinek 2018, 63) 

Die fiktionale Erzählung greift real existente Umstände auf und präsen-
tiert sie in einer bekannten Form – die Kombination von Märchen und 
ökosozialer Betrachtung allerdings ist ungewöhnlich. Sie löst Neugier 
auf den Ausgang der Geschichte aus und regt zur Reflexion an: Wie hat 
der Autor die populären Eckpfeiler der Grimm’schen Erzählung auf die 
heutige Zeit übertragen? Was bedeutet das für mich und mein Han-
deln? Der Text transportiert Fakten, Unterhaltung und Handlungsop-
tionen gleichermaßen und stellt damit ein gelungenes Beispiel für den 
Ausbruch aus gewohnten journalistischen Formaten dar. 

2.3 Wie weiter? Literarisches Erzählen als Chance 
für Printmagazine

Nicht nur die grüne Printmagazinlandschaft entwickelt sich stark wei-
ter, auch der darin enthaltene Journalismus ist im Umbruch: Haltungs-
verdeutlichung, erzählerische Experimente und partizipative Ansätze 
mit Leser*innen kommen vermehrt vor und zeigen, dass und wie sich 
Nachhaltigkeit in ihrer ganzen Dimension in Publikumszeitschriften po-
sitioniert. 

Die beiden Fallbeispiele verdeutlichen, wie verschieden die Durch-
schlagskraft und die Schnelligkeit dieses Wandels ablaufen kann: 
Während Wohllebens Welt als Publikation eines tradierten Verlagshau-
ses noch recht behutsam auf literarische Erzählformen (in diesem Fall 
Nature Writing) zurückgreift, kann das unabhängige Magazin trans-
form in Bezug auf fiktionales Erzählen aus den Vollen schöpfen (ohne 
den journalistischen Anspruch zu vernachlässigen). In jedem Fall zeigt 
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sich, dass Magazine offen sind für Literarischen Journalismus, wie ihn 
Eberwein (2013, 144, 181, 188–189) beschreibt, und diesen praktisch 
nutzen: Kreativität, Subjektivität und die Tendenz, bestehende journa-
listische Konventionen aufzubrechen, sind prägende Merkmale.

Letztlich sind dies nur zwei Exempel für einen in Transformation 
begriffenen Nachhaltigkeitsjournalismus, der sich neben experimen-
telleren, literarischen Erzählformen zudem durch eine veränderte, 
haltungsstärkere Rolle der Schreibenden auszeichnet. Insbesondere an-
gesichts des tendenziell steigenden Interesses der Mainstream-Medien 
an diesen Inhalten darf die weitere Umsetzung mit Spannung verfolgt 
werden. Mit Blick auf den sukzessiven gesellschaftlichen Wandel ver-
ändern sich möglicherweise die Vorzeichen für kleinere Magazine, die 
den Aufbruch als Chance nutzen könnten. Dass für Journalist*innen, 
die sich in diesem Bereich betätigen, die Voraussetzungen stimmen, ist 
dabei essenziell. Letztere haben sich in Teilen positiv entwickelt, wie 
im Folgenden anhand von neu entstandenen Metastrukturen für den 
praktischen Nachhaltigkeitsjournalismus gezeigt wird. Dabei geht es 
um Fachportale, Medienpreise, Aus- und Weiterbildungsmöglichkei-
ten, Berufsverbände und Hochschulangebote. 

3 Eine neue Infrastruktur aus Projekten, Plattformen, 
Stiftungen und Studiengängen10 

In den vergangenen zehn Jahren ist eine Infrastruktur entstanden, die das 
grüne Mediengeschehen bewertet, fördert und untersucht. Getragen wer-
den die Forschungsprojekte, Rechercheplattformen, Studiengänge und 
Seminare von Hochschulen und Akademien, oft finanziert mit privaten 
Geldern und Stiftungsvermögen. Ebenfalls zugenommen hat die Zahl grü-
ner Journalist*innenpreise. Derer 13 zählt das Portal journalistenpreise.de 
mittlerweile, darunter auch ein eigener Umweltjournalismus-Preis für Ös-
terreich.

Eines der jüngsten Elemente dieser Infrastruktur ist das Netzwerk 
Weitblick (NWW), ein Verein, der sich seit März 2015 für Nachhaltig-
keit im Journalismus einsetzt. Derzeit sind mehr als 60 Journalist*in-
nen und andere Medienschaffende sowie Wissenschaftler*innen dabei, 
von ARD und Deutschlandfunk bis FAZ und Tagesspiegel. Sie wollen Re-

10 Dieser Abschnitt ist eine überarbeitete Version eines Beitrags auf der Website 
klimafakten.de (Schäfer 2019b).
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cherchehilfen, Seminare sowie Stipendien anbieten und als Ansprech-
partner*innen für Kolleg*innen dienen. Das Vorstandsteam hat ein 
zweijähriges Qualifizierungsprojekt samt Publikationsreihe entwickelt, 
um insbesondere jungen Journalist*innen zugehöriges Handwerk und 
Wissen in verschiedenen Feldern des Nachhaltigkeitsjournalismus 
vermitteln zu können. An vielen Akademien und Hochschulen ist das 
NWW mit seiner Weiterbildungsreihe präsent und damit zum bislang 
wichtigsten Anbieter von nachhaltigkeitsjournalistischen Seminaren 
geworden. Andere Initiativen, wie etwa die Initiative Nachhaltigkeits-
journalismus in Österreich, sind kleiner und weniger sichtbar.

Übrigens haben sich im NWW erstmals überhaupt deutschsprachige 
Journalist*innen im Feld von Umwelt und Nachhaltigkeit zusammen-
getan. In anderen Ländern war dies schon viel früher der Fall, beispiels-
weise in den USA mit der einflussreichen Society of Environmental 
Journalists (SEJ), aber etwa auch in Frankreich, Brasilien, Schweden, 
Indonesien, Kenia und Tansania. 

3.1 Gemeinsam publizieren: Synergien online nutzen

Während beim NWW vor allem das Vernetzen und Fördern im Mittel-
punkt steht, haben sich andere Journalist*innen explizit zum gemein-
samen Publizieren zusammengeschlossen: Eines der bekanntesten  
Beispiele ist das genossenschaftlich organisierte Onlineportal 
kraut reporter.de, das sich durch Leserbeiträge finanziert und seine Ar-
tikel nur für Mitglieder zugänglich macht. Ohne eine generelle Bezahl-
schranke publizieren hingegen riffreporter.de, eine Gemeinschaft 
freier Journalist*innen, die in kleinen Gruppen themenspezifisch ar-
beiten und jeweils ihr Sachgebiet in einer »Koralle« online bündeln, um 
dort ihre Texte in Teilen zum Kauf anzubieten. Unter anderem gibt es 
thematische Kanäle für die Berichterstattung über spezielle Bereiche 
wie Vögel und Flüsse ebenso wie allgemeinere, etwa über das Klima. 

Sowohl die Klima-Koralle der Riffreporter als auch klimareporter.de 
sind interessante, neue Stränge innerhalb des neuen medialen Netzwer-
kes der Nachhaltigkeit. Denn dort – ganz so wie bei oya und auch der 
Politischen Ökologie zur Nachhaltigkeit insgesamt – sind neue Einblicke 
und das ganze Tableau der Themen aus Klimapolitik, -forschung und 
Energiewende zu bekommen. Eine bewährte Recherchequelle auf Pa-
pier ist zudem die Zeitschrift Umwelt aktuell und die dazugehörige Web-
site eu-koordination.de des Deutschen Naturschutzrings (DNR). Beide 
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Medien informieren lückenlos vor allem über die EU-Perspektive von 
Klima- und Umweltthemen. Diese Sichtweise ist so kompakt sonst kaum 
zu finden und gerät bei Recherchen häufig in Vergessenheit. Ein weite-
rer Kanal speziell für den europäischen Blick ist das mehrsprachige Por-
tal Euractiv mit eigenen Rubriken für Energiepolitik und Klimawandel.

Eng verknüpft mit dem erwähnten Netzwerk Weitblick ist die Platt-
form grüner-journalismus.de (die Torsten Schäfer, Mitautor dieses Bei-
trags, leitet). Das Projekt versucht seit Anfang 2014 von der Hochschule 
Darmstadt aus, die Berichterstattung zu Umwelt- und Nachhaltigkeits-
themen zu fördern – mit Themendossiers, Linklisten, einem Blog oder 
auch Interviews mit Umweltjournalist*innen und Forscher*innen. Das 
Geld zum Aufbau kam von der privaten Stiftung Forum für Verantwor-
tung des früheren Metro-Vorstandes Klaus Wiegandt. Mittlerweile muss 
sich die Plattform selbst tragen. Entwickelt hat die Idee der Kommunika-
tionswissenschaftler Peter Seeger, der schon seit Jahren dem Nachwuchs 
Nachhaltigkeit vermittelt. Noch immer, sagt er, gebe es große Defizite, 
etwa bei Themenauswahl und Blickwinkel, insbesondere in den großen 
Massenmedien: »Thematisiere ich eine vermeintliche ›Wachstumsschwä-
che‹ der Wirtschaft unhinterfragt – oder gelingt es, das Konzept von 
Wirtschaftswachstum kritisch zu betrachten und mit der Ressourcen- 
und Verteilungsfrage zu verknüpfen?« (Seeger, zitiert in Schäfer 2019b)

3.2 Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten für 
Nachhaltigkeitsjournalist*innen

Auch die Aus- und Weiterbildungslandschaft hat sich weiterentwickelt: 
Das Deutsche Journalistenkolleg bietet mittlerweile eine ganze Reihe 
zum Umweltjournalismus an. Dazu kommen Medienseminare zu The-
men wie Klima, Energiewende oder Verkehr, die Stiftungen, Umwelt-
verbände oder Beratungsagenturen anbieten. Ein Beispiel dafür ist die 
Sommeruniversität zu Storytelling und Klimawandel des Climate Cul-
ture Communications Lab in Brandenburg. Aber auch die Robert-
Bosch-Stiftung bot im Rahmen ihrer Förderlinien wie etwa der Master-
class für Wissenschaftsjournalist*innen schon ganze Themenjahre zu 
Klima und Energie an. Fachverbände wie die Wissenschaftspressekon-
ferenz machen ebenso klimajournalistische Weiterbildungsangebote 
für Medien wie Institutionen aus der Wissenschaft selbst, sei es das 
Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung, der Deutsche Wetterdienst 
oder der Think Tank Ecologic.
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Entsprechende Fachseminare bieten nun die Hochschulen in Ans-
bach und Nürnberg an. Etabliert sind solche Veranstaltungen und Mo-
dule schon in Darmstadt, an der FH Rhein-Sieg in St. Augustin sowie 
der Universität Dortmund, die seit 2013 den Medien-Doktor Umwelt be-
treibt. In diesem Projekt begutachten Fachjournalist*innen (zeitweise 
darunter auch Torsten Schäfer, Mitautor dieses Artikels) anhand von 14 
Qualitätskriterien die Umweltberichterstattung deutscher Medien. Die 
Gelder stammen auch hier von der privaten Wilo-Foundation, hinter 
welcher der Dortmunder Pumpensystemhersteller Opländer steht.

Stiftungsgelder sind zunächst ein Segen, der aber meist nicht ewig 
währt. Sie schieben an, sichern vielleicht auch ab, garantieren aber 
meist keine dauerhafte Unterstützung. Eine langfristig tragfähige 
Mischfinanzierung scheint beispielsweise die gemeinnützige Recher-
cheplattform correctiv.org gefunden zu haben – angeschoben mit 
Geldern der Essener Brost-Stiftung, akquiriert sie inzwischen Mittel so-
wohl von anderen Stiftungen als auch privaten Unterstützer*innen, zu 
denen große Internetkonzerne wie etwa Google oder Facebook zählen.

Dauerhafter können Hochschulen und Universitäten arbeiten – aber 
eben vor allem in der Forschung und Ausbildung. Gerade die kommuni-
kationswissenschaftliche Erforschung des Klimajournalismus hat sich 
in den vergangenen zehn Jahren stark entwickelt; zu nennen sind hier 
etwa die Universitäten in Hamburg, Ilmenau, Lüneburg, Dortmund und 
Zürich, aber auch Hochschulen in Nürnberg und Darmstadt. 

Auch Universitäten ohne journalistische Bezüge haben sich in die 
Debatte eingebracht: Die Forschungsstelle für Umweltpolitik der FU 
Berlin hat unter der Leitung von Roland Zieschank zusammen mit dem 
umtriebigen Berliner Wissenschaftsjournalisten Manfred Ronzheimer 
Medienseminare zur Großen Transformation ins Leben gerufen, zu 
denen Aktivist*innen, Forscher*innen, Journalist*innen und Stiftungs-
personal in den Jahren 2016 und 2017 erschienen und die Vernetzung 
des losen, grünmedialen Netzwerks weiter voranbrachten.

Überhaupt Berlin: Hier finden die meisten Seminare und Konferen-
zen zum Themenkreis statt, im Juli 2019 etwa ein Workshop zu Klima-
wandel und Sprache, den das Netzwerk Degrowth-Journalismus und 
die taz-Panther-Stiftung organisierten. Damit zeigten sie, welche Quali-
tät und Tiefe die Vernetzung mittlerweile erreicht hat. Denn es ging, 
wie so oft in den vergangenen Jahren, nicht mehr um die grundlegende 
Frage, wie Medien über Klima oder Energie berichten und wie sie dies 
besser machen könnten. Sondern die eingeladenen Journalist*innen, 
darunter GEO-Reporterin Johanna Romberg und Johannes Heimrath 



352 Torsten Schäfer & Stella Lorenz

von oya, diskutierten stundenlang um sperrige Begriffe und mögliche 
alternative Wortschöpfungen für die Klimakommunikation. Hinter-
grund waren neue Sprachregelugen, die etwa der britische Guardian für 
seine Klimaberichterstattung jüngst etabliert hatte (Carrington 2019). 

Die Metadebatte zum Klimajournalismus differenziert sich also aus. 
Was fehlt, ist noch ein eigener Studiengang in diesem Bereich, wie es 
ihn an der Universität von Boulder (Colorado) in den USA gibt, aber 
auch im schwedischen Jonköping. Den einzigen eigenständigen Aus-
bildungsgang bot, oft in Wochenendkursen, bisher die Leuphana 
Universität Lüneburg mit dem 2012 gestarteten, berufsbegleitenden 
Zertifikat »Nachhaltigkeit und Journalismus« an (der Autor war daran 
beteiligt). Inzwischen liegt das Programm auf Eis, es fanden sich zuletzt 
zu wenige interessierte Berufstätige, die bereit waren, rund 4 500 Euro 
an Gebühren zu bezahlen. Einige frühere Absolvent*innen haben zwi-
schenzeitlich das Netzwerk Weitblick mitgegründet, insofern haben die 
Lüneburger Aktivitäten strukturelle Spuren hinterlassen – aber auch 
wissenschaftliche, denn in Lüneburg entstand unter Daniel Fischer und 
Gerd Michelsen ein eigener Forschungsbereich, der sich Nachhaltigkeit 
und Medien widmet. 

4 Zwischenfazit: Hoffnungsvolle Entwicklungen, 
wenige Ressourcen

Was hat das vielfältige Netzwerk rund um den grünen Journalismus 
bisher erreichen können? Nützlich sind sicherlich die zahlreichen Re-
cherchehilfen und Themendossiers auf manchen Websites. In welchem 
Umfang diese tatsächlich genutzt werden und welche Auswirkung sie 
auf den praktischen Journalismus haben, müsste näher untersucht wer-
den. Ein Indikator für Erfolg ist die beobachtbare Vertiefung und Diffe-
renzierung von Debatten. So geht es auf Podien bisweilen speziell um 
Sprache im Klimajournalismus – und nicht mehr nur um Klimajournalis-
mus im Allgemeinen. Hoffnungsvoll stimmen gerade auch die Aktivitä-
ten von jungen Kolleg*innen wie im Fall des Netzwerk Degrowth-Jour-
nalismus. Ebenso positiv ist die Beobachtung, dass sich augenscheinlich 
immer mehr Bachelor- und Masterkandidat*innen für nachhaltigkeits-
journalistische Themen und Fragen der medialen Nachhaltigkeit ent-
scheiden, was aber ebenfalls übergreifend analysiert werden müsste.

Vielleicht ist es noch zu früh, um ein Fazit zu ziehen. Der eingangs 
zitierte Daniel Fischer, der die Lüneburger Projekte mit aufgebaut 
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hat, weist darauf hin, dass der Journalismus erst vergleichsweise spät 
begonnen habe, sich intensiver mit Nachhaltigkeit und deren Einzel-
themen zu befassen – »viel später als etwa der Bildungssektor oder die 
Wissenschaft« (Fischer, zitiert in Schäfer 2019b).

Verändert hat der Medien-Doktor Umwelt bereits die Sicht auf die 
deutsche Umweltberichterstattung. Denn nach einer Analyse der ersten 
50 Beiträge, jeweils anhand von 13 Kriterien begutachtet, wird klar, wo 
es klemmt und was Medien gut machen: Recht selten werden Umwelt-
probleme aufgebauscht oder verharmlost und es fanden sich auch nur 
in sechs Artikeln klare Faktenfehler wie etwa falsche Zahlen. Häufiger 
versäumen es Journalist*innen, verschiedene Standpunkte zu recher-
chieren; Tendenzen zur Einseitigkeit sind erkennbar. Oft mangelt es 
an kundiger Einordnung: Selbst wenn beispielsweise der CO2-Ausstoß 
eines Landes korrekt angegeben wird, erklärt die Zahl für sich genom-
men noch wenig – sie müsste in Bezug gesetzt werden zu Vorjahren, 
anderen Staaten oder Zielmarken (vgl. Rögener 2015).

Das größte Problem ist laut Medien-Doktor Umwelt aber fehlender 
Kontext: 42 von 50 Zeitungsartikeln, Radioanalysen und Onlinestü-
cken berichteten relativ eng gefasst und ereignisfixiert über Umwelt-
probleme und setzten sie nicht weiter in Bezug zu wirtschaftlichen, so-
zialen oder politischen Hintergründen. Dahinter dürften Mängel beim 
Sachwissen zum Klimawandel stehen, aber etwa auch zur EU-Dimen-
sion der Umwelt- und Klimapolitik (vgl. ebd.). Ein Grund für die fatale 
»Dekontextualisierung«, wie Forscher*innen es nennen, ist aber auch 
das Mehrfachparadoxon, in dem Journalist*innen heute oft arbeiten: 
Sie sollen mit weniger Personal in kürzerer Zeit komplexer werdende 
und noch in der Zahl zunehmende Themen zu einer insgesamt besseren 
Qualität mit Hilfe immer neuer Technologien fortwährend attraktiver 
produzieren. Im Ergebnis fehlt vor allem eine Ressource: Zeit – für Re-
cherche und Faktencheck, für Weiterbildung und Wissenserwerb. Dies 
gilt vor allem für kleinere und regionale Medien.

Dasselbe lässt sich für den Nachhaltigkeitsjournalismus konstatieren, 
zu dessen Verbesserung es unterm Strich neue Ideen der Finanzierung 
braucht, gerade im Hinblick auf kleine und regionale Medien, die über 
die Einzelthemen aus dem Nachhaltigkeitskontext berichten sollen. In 
Skandinavien gibt es erfolgreiche Systeme der öffentlichen Medien- und 
Presseförderung durch unabhängige Räte, die staatliche Gelder meist an 
kleinere Regionalmedien geben – um explizit die publizistische Vielfalt 
in der Provinz zu sichern (Schäfer 2019a). Solche Modelle könnten auch 
für Deutschland diskutiert werden im Hinblick auf eine Ausweitung und 
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Verbesserung etwa des Klimajournalismus, der im Zuge der Klimafolgen 
(Waldsterben, Wassermangel, Landwirtschaft und Trockenheit) zu-
nehmend lokaler werden wird und dem vor dem Hintergrund der fort-
schreitenden Klimanot eine immer größere Verantwortung zukommt. 
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Abstract

In westlichen Gesellschaften ist seit Beginn der 2010er Jahre eine kleine 
Strömung im Journalismus sichtbar geworden, die sich der Berichterstat-
tung über positive Entwicklungen und gelingende Problemlösungen ver-
schrieben hat: Sie nennt sich »Lösungsorientierter« oder »Konstruktiver 
Journalismus«. Dieser Beitrag diskutiert die theoretische Fundierung des 
Konstruktiven Journalismus und wie er in Richtung eines »Transformati-
ven Journalismus« weiterentwickelt oder präzisiert werden kann, indem 
man ihn mit der Idee einer »Großen Transformation« zur Nachhaltigkeit 
und den Sustainable Development Goals der Vereinten Nationen ver-
knüpft. Abschließend wird das Konzept mit dem des »Development Jour-
nalism« verglichen, das seit den 1960er Jahren im Globalen Süden An-
wendung findet. Als brauchbares Erbe erscheint dessen Strang, der 
kritisch und unabhängig über langfristige Entwicklungsprozesse und In-
novationen berichtet; zurückgewiesen wird dessen Ausprägung in autori-
tären Staaten, die Journalist*innen zu PR-Agent*innen der Regierung 
degradiert.
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1 Journalismus: Eine Institution zur Reproduktion 
des Kapitalismus?

Eure größte Aufgabe in den kommenden Jahrzehnten besteht 
darin, innovativ zu sein, aber nicht in Bezug auf Maschinen,  

sondern in Hinblick auf euch selbst. 
(Ismael, in Daniel Quinn: Ismaels Geheimnis, Goldmann 1999, 228)

Kapitalistische Gesellschaften, so sieht es die Kritische Theorie marxis-
tischer Prägung, sind trotz einer krisenanfälligen Wirtschaft und hoher 
Ungleichheit stabil, weil ihre Mitglieder sie in alltäglichen Tätigkeiten 
unbewusst und passiv reproduzieren und weil bestimmte Institutionen 
aktiv für eine Reproduktion sorgen. Zu letzteren gehören staatliche 
Bürokratie, Polizei und Gerichte, welche die bestehenden Macht- und 
Herrschaftsstrukturen in letzter Konsequenz mit Zwangsmitteln schüt-
zen, sowie das Bildungssystem und die Medien, die auf softere Weise 
dafür sorgen, dass die Subjektivität der (meisten) Individuen von den 
herrschenden Normen, Ideen, Werten, Doktrinen und Theorien ge-
prägt wird (vgl. Wright 2017, 378, 388). Nicht nur in der europäisch-
marxistischen Tradition kritischen Denkens erscheinen die großen Me-
dienhäuser und der darin organisierte redaktionelle Journalismus als 
Hüter kapitalistischer Wachstums- und Ungleichheitsideologie; auch 
die nordamerikanischen Spielarten der Critical Political Economy (vgl. 
Sevignani 2016, 6) sehen sie so. Beispielhaft seien zwei Sätze von Her-
man und Chomsky (2002, 1) über die Massenmedien zitiert:
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It is their function to amuse, entertain, and inform, and to inculcate indi-
viduals with the values, beliefs, and codes of behavior that will integrate 
them into the institutional structures of the larger society. In a world of 
concentrated wealth and major conflicts of class interest, to fulfil this role 
requires systematic propaganda.

Europäische Marxist*innen argumentieren, dass Medien die kapitalis-
tische Wirtschaftsweise stützen, indem sie verschiedene Funktionen für 
das Kapital erfüllen. Knoche (2002, 106) nennt derer vier: 

	� eine Kapitalverwertungsfunktion für die Medienwirtschaft (etwa: 
Medieneigentümer*innen erzielen mit ihren Produkten Gewinne),
	� eine Absatz-, Werbe- und PR-Funktion der Medien für die übrige 

Wirtschaft (etwa: Werbetreibende Unternehmen machen ihre Pro-
dukte oder Marken der Öffentlichkeit bekannt), 
	� Funktionen der Legitimations- und Herrschaftssicherung sowie der 

Förderung eines allgemeinen Konsumklimas (etwa: Ideologie wird 
durch Medieninhalte an die Rezipient*innen vermittelt), 
	� Funktionen der Regeneration und Qualifizierung des Arbeitsvermö-

gens als Basis für die Kapitalverwertung (etwa: Arbeiter*innen ent-
spannen sich nach einem harten Tag bei Unterhaltungssendungen). 

Allerdings: Der in den Medienhäusern betriebene redaktionelle Journa-
lismus als (formal unabhängige) Institution zur Berichterstattung über 
das aktuelle Geschehen beziehungsweise zur Selbstbeobachtung der 
Gesellschaft kommt in dieser Sichtweise als Stütze des Kapitalismus1 
kaum vor. Allenfalls dem Wirtschaftsjournalismus wird eine explizite 
Funktion für die Kapitalakkumulation zugeschrieben, wenn er Infor-
mationen über Märkte und Unternehmen verbreitet und damit Inves-
tor*innen und Aktionär*innen bei der Entscheidungsfindung hilft, also 
eine Rolle in der »Zirkulationssphäre« des Kapitals spielt (vgl. Sevignani 

1 Kapitalismus wird hier mit Wright (2017, 78) verstanden als »eine bestimmte 
Art, die Wirtschaftstätigkeit einer Gesellschaft zu organisieren. Er kann anhand 
zweier Hauptaspekte charakterisiert werden: des Wesens seiner Klassenverhält-
nisse und seiner zentralen Mechanismen wirtschaftlicher Koordinierung.« (Her-
vorhebung im Original) Zentrale Merkmale sind Privateigentum an Produkti-
onsmitteln und »Mechanismen des dezentralisierten, freiwilligen Tausches 
zwischen privat verhandelnden Vertragsparteien« (freier Markt), »wodurch die 
Preise und Mengen der produzierten Güter und Dienstleistungen bestimmt wer-
den«. Hieraus »geht der charakteristische Wettbewerbstrieb kapitalistischer Be-
triebe hervor, ihr Streben nach Profit und Kapitalakkumulation« (ebd., 78–79). 
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2016, 9). Die nordamerikanischen Kolleg*innen sehen dagegen eine 
generelle Rolle des Journalismus (zumindest wie er von großen, eta-
blierten Medienhäusern produziert wird) bei der Reproduktion kapita-
listischer Macht- und Ungleichheitsstrukturen. Das zentrale Argument 
hierbei lautet, dass die Journalist*innen großer Medien hauptsächlich 
den Elitendiskurs abbilden, also die vorhandenen Konflikte zwischen den 
politischen und wirtschaftlichen Entscheider*innen spiegeln, gleichzei-
tig aber einen jeweils gegebenen Elitenkonsens (etwa zur geopolitischen 
Grundorientierung oder makroökonomischen Ordnung) teilen und 
Dissens von »außen« beziehungsweise »unten« marginalisieren oder 
delegitimieren. Diese Denkfigur findet sich in verschiedenen Konzep-
ten und Ansätzen, allen voran im Propagandamodell von Herman und 
Chomsky (2002), aber auch in der Indexing-Hypothese von Bennett, in 
der Schutzhund-Perspektive von Donohue, Tichenor und Olien oder im 
Protest-Paradigma von McLeod und Hertog (vgl. Krüger 2019, 46–71). 

Die Begründung, warum formal unabhängige Journalist*innen sich 
mehr oder weniger auf die Abbildung des Elitendiskurses beschränken, 
fällt jeweils etwas unterschiedlich aus: Einmal ist es die Dominanz offi-
zieller Quellen, bedingt durch ein Bestreben in den Newsrooms, effizient 
Storys zu produzieren und Druck oder Kritik zu vermeiden; einmal sind 
es Tiefenstrukturen ökonomischer und politischer Macht beziehungs-
weise die Verflechtungen der Medienhäuser und ihres Personals mit 
Institutionen von Staat und Wirtschaft (vgl. ebd., 71–72); aber auch 
familiärer Hintergrund, Bildungsbiographie und Milieuzugehörigkeit 
vieler Journalist*innen mögen eine gewisse Eliten-Nähe begünstigen 
(Krüger 2016, 71–84). Doch selbst in einer wenig gesellschaftskriti-
schen Theorietradition wie der Nachrichtenwertforschung erscheint 
ein solches Medienverhalten plausibel, denn Nachrichtenfaktoren wie 
Elite-Personen, Elite-Institutionen, Konflikt, Reichweite und Folgen-
schwere stellen wichtige Kriterien für journalistische Selektions- und 
Gewichtungsentscheidungen dar (vgl. Galtung und Ruge 1965; Beiler 
2013, 127). Daher dürften Journalist*innen schon qua Gewohnheit 
und beruflicher Sozialisation den Konflikten im Eliten-Milieu, die po-
tenziell große unmittelbare Auswirkungen auf die Bevölkerung haben, 
einen hohen Nachrichtenwert zuschreiben. Für die Elitenorientierung 
großer Medien sind also möglicherweise nicht nur die fünf »Filter« des 
Propagandamodells ausschlaggebend (Besitzverhältnisse und Medien-
eigentümer, Werbekunden, hauptsächliche Quellen, Flakfeuer und 
Ideologie), sondern auch vier »Filter« aus der Nachrichtenwerttheorie, 
also vier Nachrichtenfaktoren, die sich im Fall von Konflikten im Eliten-
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Milieu stets addieren und so dafür sorgen, dass der Elitendiskurs in der 
Berichterstattung dominiert und ein jeweiliger Elitenkonsens zu einem 
Thema quasi automatisch übernommen wird (oder zumindest die Prä-
missen des Elitendiskurses kaum hinterfragt werden). 

Diese Überlegungen führen zu der Annahme, dass (große) Medien 
beziehungsweise der in ihnen organisierte professionelle Journalismus 
nicht zwangsläufig und ausschließlich Institutionen zur aktiven Re-
produktion einer kapitalistischen Wirtschaftsform darstellen, sondern 
diese möglicherweise auch passiv und unbewusst reproduzieren. Zu-
mindest gibt es ein mit dem Berufshandeln professioneller Journa-
list*innen verbundenes Set an redaktionellen Selektionsroutinen und 
journalistischem Rollenselbstverständnis, das bewusster, begründeter 
Veränderung zugänglich ist und sich auch gegen die Reproduktion des 
Kapitalismus wenden kann. Tatsächlich gibt es bereits im journalisti-
schen Feld Akteur*innen, die abweichende Rollenbilder und Routinen 
ausgeprägt haben, und tatsächlich gibt es nicht den einen Journalis-
mus, sondern verschiedene Journalismen im Sinne von »Berichterstat-
tungsmustern«, die (oft in denselben Zeitungen, Fernsehprogrammen 
und News-Portalen) nebeneinander herlaufen: Meier (2018, 194–200) 
nennt neben dem dominanten Nachrichtenparadigma des »Objective 
Reporting«, das durch seinen Fokus auf die Themen und Positionen 
etablierter Organisationen am ehesten den Status quo legitimiert und 
stabilisiert, unter anderem die Muster des »Investigativen«, des »An-
waltschaftlichen« und des »Konstruktiven Journalismus«.

Ziel dieses Beitrags ist es, den Raum für Journalist*innen und Be-
richterstattungsmuster, die sich gegen die Reproduktion des Kapita-
lismus wenden oder über ihn hinausgehen und eine (wie auch immer 
geartete) nachkapitalistische Gesellschaft2 befördern wollen, aus-
zuweiten und durch theoretische Begründung abzusichern. Dies er-
scheint dringlich aufgrund der aktuellen ökologischen und sozialen 
Vielfachkrise, welche die Stabilität der Gesellschaften und letzten 
Endes sogar den Fortbestand der menschlichen Art bedroht (Bendell 

2 Dabei wird anerkannt, dass kein reales Wirtschaftssystem komplett kapita-
listisch (oder sozialistisch oder etatistisch) organisiert ist, sondern stets eine 
Mischform darstellt. Die Rede vom Kapitalismus meint hier, dass innerhalb des 
Wirtschaftssystems die kapitalistische Form dominiert; und eine Transforma-
tion zu einem nachkapitalistischen Wirtschaftssystem wird nicht als »binärer 
Übergang von einem System zum anderen begriffen […], sondern vielmehr als 
Verschiebung innerhalb der Anordnung der Machtverhältnisse, die eine Misch-
form ausmachen« (Wright 2017, 488).
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2020; Krüger und Pfeiffer 2020). Diese Krise ist zumindest mitver-
ursacht von systemisch begründeten Wachstums-, Beschleunigungs- 
und Externalisierungszwängen im Kapitalismus (vgl. Dörre et al. 2017; 
Dörre in diesem Band), weshalb eine »demokratische Postwachstums-
gesellschaft« (Krüger und Meyen 2018, 348) erstrebenswert ist. 

Der Beitrag folgt der Überlegung, dass die Institutionen zur aktiven 
gesellschaftlichen Reproduktion »nicht […] immer wirksam sind« und 
zudem »Grenzen und Widersprüche« aufweisen, die für gesellschaftli-
che Emanzipation und Transformation genutzt werden können (Wright 
2017, 378). Verschiedene Berichterstattungsmuster und Rollenver-
ständnisse werden hier im Sinne von Widersprüchen und Vielfältig-
keit innerhalb des regelgeleiteten Systems »Journalismus« angesehen.3 
Der Beitrag folgt auch dem von Krüger und Meyen (2018) skizzierten 
Forschungsprogramm einer »transformativen Kommunikationswissen-
schaft«. Teil dieses Programms ist es, das Konzept des Konstruktiven 
Journalismus »so zu formulieren, dass es Nachhaltigkeits- und Gerech-
tigkeitszielen dient und eine Komponente transnationaler Solidarität 
enthält, anstatt zu kommerzialisierter Wellness-Berichterstattung für 
das heimische Wohlstandspublikum zu pervertieren« (ebd., 353). Im 
Folgenden wird daher der Konstruktive Journalismus mit der Idee einer 
»Großen Transformation« zur Nachhaltigkeit und dem aus dem Globa-
len Süden stammenden Konzept des Entwicklungsjournalismus (»De-
velopment Journalism«) zusammengebracht, um daraus Folgerungen 
für das Rollenverständnis und die Selektionsroutinen eines »Transfor-
mativen Journalismus« im Globalen Norden zu ziehen.

2 Der Trend des Konstruktiven Journalismus

Unter dem Oberbegriff »Konstruktiver Journalismus« werden ungefähr 
seit den letzten zehn Jahren im überwiegend europäischen und amerikani-
schen Raum journalistische Ansätze diskutiert, die sich dem vorherrschen-
den »negativity bias« in den Medien entgegenstellen und unter Einbezug 

3 Journalismus wird hier im Sinne des Neo-Institutionalismus als Institution an-
gesehen, da er als dauerhaft angelegtes Regelsystem sowohl soziales Handeln 
begrenzt und ermöglicht als auch auf seine Umwelt im normierenden, regulie-
renden, konstitutiven und repräsentativen Sinne einwirkt (vgl. Donges 2006, 
568–569). Journalismus ist dann »eine Erwartungsstruktur, die durch soziale 
Praktiken über große Spannen von Raum […] und Zeit […] hinweg reprodu-
ziert wird« (Buschow 2012, 36).
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von Erkenntnissen der positiven Psychologie eine vermehrt konstruktive, 
lösungsorientierte Berichterstattung von Journalist*innen einfordern.

So umreißt Schmidt (2017, 15) den Trend, der hier von Interesse ist und 
der sich in den vergangenen Jahren etwa in der Gründung des Soluti-
ons Journalism Network in New York (2013), des Constructive Institute 
an der Universität Aarhus (2017) und des Constructive Journalism Net-
work (2017) äußerte. Seit 2013 veranstaltet das Pariser Medien-Start-
up Sparknews jährlich einen weltweiten »Impact Journalism Day«, an 
dem Zeitungen aus aller Welt untereinander lösungsorientierte Artikel 
austauschen und gesammelt drucken. Spezialisierte Zeitungen, Zeit-
schriften und Onlineportale wurden gegründet, beispielsweise Positive 
News (1994) in Großbritannien, Yes! (1996) in den USA sowie enorm 
(2010), oya (2010), Perspective Daily (2015), Kater Demos (2015), trans-
form (2015) und andere in Deutschland. Rundfunkanstalten führten 
lösungsorientierte Rubriken und Sendereihen ein, wie NDR Info »Per-
spektiven« (2016), das ZDF die Doku-Reihe »Plan B« (2017) und tages-
schau.de den »Lösungsfinder« (2019). Außerdem bringen Zeitungen 
vermehrt Artikelserien und Sonderausgaben mit Good News (Beispiele 
in Kramp und Weichert 2020; Meier 2018; Krüger und Gassner 2014). 
Breit rezipiert wurden in der Medienbranche einige Bücher zum Thema 
von Vordenker*innen und Protagonist*innen der Szene (Haagerup 
2015; Gyldenstedt 2015; Urner 2019).

Der Trend ist weiterhin ablesbar an der Veranstaltung spezialisierter 
Konferenzen (»Global Constructive Journalism Conference« seit 2017 
an der Universität Aarhus, »Constructive Journalism Day« seit 2018 
von Hamburg Media School und NDR), der Auslobung eines Preises 
(»Global Constructive Journalism Award«) und der Aufnahme des The-
mas in die Curricula von Journalist*innenschulen und Hochschulen. 
Konstruktiver Journalismus wird zudem von Stiftungen gefördert: in 
Deutschland von der Noah Foundation und der Schöpflin-Stiftung, die 
seit 2017 »Schöpflin-Stipendien für lösungsorientierten Journalismus« 
vergeben, von der in Wien ansässigen UNGSII Foundation (United 
Nations Global Sustainability Index Institute), die seit 2017 den »Global 
Constructive Journalism Award« finanziert, und von Dutzenden US-
Stiftungen, die das Solutions Journalism Network unterstützen (darun-
ter Knight Foundation, Bill & Melinda Gates Foundation und Rockefel-
ler Foundation).4 

4 Die Geldgeber des SJN finden sich unter: https://www.solutionsjournalism.
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Aber mit Hilfe welcher theoretischen Konzepte kann Konstrukti-
ver Journalismus nun genauer gefasst werden? Meier (2018, S. 7–8) 
sieht ihn als ein »alternatives Berichterstattungsmuster«, das den 
klassischen »objektiven Journalismus« (der einen Fokus auf offizielle 
Standpunkte und von mächtigen Institutionen inszenierten Ereig-
nisse legt) ergänzt und dabei in der Tradition des »Civic« oder »Public 
Journalism« steht, welcher auf lokaler Ebene Lösungen recherchieren 
beziehungsweise durch die Organisation entsprechender Foren und 
demokratischer Prozesse selbst anstoßen will. Konstruktiver Journa-
lismus zeichnet sich laut Meier (ebd.) dadurch aus, dass er einerseits 
nicht ereignisfixiert ist, sondern langfristige Prozesse in den Blick 
nimmt, und andererseits nicht nur soziale Probleme beschreibt, son-
dern auch Debatten über mögliche Lösungen anschieben will. Diese 
Gegenüberstellung von Problem(-orientierter Berichterstattung) und 
Lösung(-sorientierter Berichterstattung), die auch in Statements von 
Praktiker*innen des Feldes häufig anzutreffen ist (vgl. Kramp und Wei-
chert 2020), verweist auf die Möglichkeit, die Idee des Konstruktiven 
Journalismus an das kommunikationswissenschaftliche Konzept des 
»Framing« anzuschließen (vgl. Krüger 2016, 107). Ein Frame – also 
ein kognitiver Rahmen beziehungsweise ein Deutungsmuster, mit dem 
Menschen einen bestimmten Ausschnitt aus der Realität fokussieren 
und damit Komplexität reduzieren – besteht nach der klassischen De-
finition von Entman (1993) aus vier Elementen: 1) Thema oder Pro-
blem, 2) Ursachenzuschreibung, 3) Bewertung und 4) Lösung oder 
Handlungsempfehlung. Entsprechend schreibt McIntyre (2019, 30): 
»In solutions journalism, the frame is such that the solution part of the 
story is highlighted, whereas traditional news stories often make the 
problem part of the story more salient.«

Zugleich macht McIntyre gemeinsam mit Gyldenstedt die Verbindung 
zu einem anderen theoretischen Konstrukt stark: der Positiven Psycho-
logie. Dabei handelt es sich um eine Strömung innerhalb der Psychologie 
und Psychotherapie, welche die Ressourcen von Patient*innen anstelle 
von deren Defiziten in den Mittelpunkt stellt, etwa um Depressionen zu 

org/who-we-are/funders. Die Unterstützung durch die philanthropischen Arme 
von Superreichen und Konzernen wirft freilich die Frage auf, ob Konstruktive 
Journalist*innen dann die Ideologie des »Philanthrokapitalismus« übernehmen 
und mit Themenwahl und Framing den Status quo jenes globalen Kapitalismus 
unterstützen, aus dem die Geldgeber ihren Reichtum bezogen haben (vgl. Scott 
et al. 2017, 168) – obwohl sie angesichts der multiplen Krisen unserer Zeit ei-
gentlich die Systemfrage stellen müssten.
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heilen, die aufgrund von »erlernter Hilflosigkeit« auftreten. Während 
klassische problemzentrierte Berichterstattung den Rezipient*innen ein 
Gefühl von Hilflosigkeit vermittele und zu Apathie und Zynismus führe, 
wende Konstruktiver Journalismus Techniken der Positiven Psycho-
logie an, »in an effort to create productive and engaging coverage, while 
holding true to journalism’s core functions« (McIntyre und Gyldenstedt 
2017, 23; vgl. Beiler und Krüger 2018, 176–178). Mit der Entscheidung 
für dieses Konzept aus der Individualpsychologie betonen McIntyre und 
Gyldenstedt die Mikro-Ebene des Individuums als Bezugspunkt des 
Konstruktiven Journalismus und begründen die Notwendigkeit des Be-
richterstattungsmusters vorrangig mit dem persönlichen Wohlbefinden 
der Nutzer*innen, welches es zu erhalten oder herzustellen gelte. 

Allerdings: Historisch gesehen hatten die Vorläufer der heutigen 
Strömung mit Positiver Psychologie nichts im Sinn. Dem Publizisten 
und Zukunftswerkstätten-Erfinder Robert Jungk, der Ende der 1940er 
Jahre mit dem »Good News Bulletin« den Aufschlag machte (vgl. Krüger 
2016, 101–103), und dem Nachrichtenwert- und Friedensforscher Johan 
Galtung, der lösungsorientierten »Friedensjournalismus« statt gewalt-
orientierten »Kriegsjournalismus« forderte, ging es eher um gesellschaft-
lichen Fortschritt auf der Makro-Ebene: Mit einer bewussten Änderung 
eingeschliffener redaktioneller Selektions- und Gewichtungsroutinen 
(Stichwort: Nachrichtenwerttheorie) sollte Journalismus gewaltfreie 
Lösungsansätze, öko-soziale Innovationen und emanzipatorische Bewe-
gungen aus der Zivilgesellschaft öffentlich sichtbar machen und fördern. 

Nun kann die derzeitige (kleine) Strömung des Konstruktiven Jour-
nalismus in der Medienbranche zunächst als Antwort auf die Krise der 
Medienbranche selbst gesehen werden. Diese Krise betrifft die Aspekte 
Finanzierung, Reichweite, Glaubwürdigkeit und Status in der Gesell-
schaft und hängt mit dem aktuellen Strukturwandel der Öffentlichkeit 
im Zuge von Digitalisierung und Globalisierung zusammen (vgl. Krüger 
2018; Jarren 2015). Wenn etablierte Medienhäuser sich in Konstrukti-
vem Journalismus versuchen, werden sie wohl nicht nur einen Nutzen 
auf der individuellen Mikro-Ebene oder gesamtgesellschaftlichen Fort-
schritt auf der Makro-Ebene anstreben, sondern auch und vor allem 
einen Nutzen auf der Meso-Ebene – also für ihre eigene Organisation 
(vgl. Krüger 2016, 98–101). Demgegenüber ist die Sehnsucht vieler 
Journalist*innen und Rezipient*innen nach mehr lösungsorientierter 
Berichterstattung5 wohl auch Reaktion auf eine gesamtgesellschaftli-

5 Eine solche Sehnsucht zeigt sich in Statements Konstruktiver Journalist*innen 



Geburtshelfer für öko-soziale Innovationen 365

che Krisenhaftigkeit, die mit einer grundstürzenden »Metamorphose 
der Welt« (Beck 2017) in Richtung Kosmopolitismus, mit globalen Be-
drohungen wie dem Klimawandel und unbewältigten »weltinnenpoli-
tischen« Gerechtigkeits- und Ungleichheitsproblemen zu tun hat (die 
beispielsweise einen hohen Migrationsdruck nach sich ziehen). Sie ist 
sicher auch Reaktion auf eine wahrgenommene systemische Starre be-
ziehungsweise Alternativ- und Utopielosigkeit innerhalb westlich-kapi-
talistischer Wachstumsgesellschaften, die ihre Versprechen auf ständig 
steigenden Wohlstand nicht mehr erfüllen können und deren mentale 
Infrastrukturen und grundlegende Fortschrittsnarrative erodieren (vgl. 
Welzer 2013). 

So sieht sich zumindest ein Teil der Akteur*innen im Feld des Kon-
struktiven Journalismus als »Geburtshelferin ökosozialer Innovatio-
nen« (Ute Scheub), als »Change Agent für die Große Transformation« 
(Manfred Ronzheimer) oder als »Sterbebegleiter für ein abgewirt-
schaftetes System und Geburtshelfer für eine neue Kultur« (Geseko 
von Lüpke; alle zitiert nach Krüger und Gassner 2014, 25; Krüger 2016, 
100–101). Diesen Teil des Feldes bezeichne ich als systemkritische 
»Jungk-Fraktion«, die neben einer systemimmanenten, kapitalismus-
freundlichen »Ashoka-Fraktion« existiert (benannt nach der Organi-
sation Ashoka zur Förderung des Sozialen Unternehmertums, in der 
einige Akteur*innen im Feld vernetzt sind, vgl. Krüger 2016, 105–106). 

Während letztere sich politisch neutral gibt und epistemologisch die 
Position vertritt, dass der Journalismus erst mit einem konstruktiven 
Ansatz sein Versprechen auf Objektivität einlösen kann (»Mainstream 
media has a bias for bad news«6), bekennt sich die »Jungk-Fraktion« 
zu Subjektivität und Normativität und möchte einen grundlegenden, 
mehr oder weniger zielgerichteten Wandel in Richtung Postwachstums-
ökonomie mit publizistischen Mitteln unterstützen. In jenem Teil des 
Feldes könnte man nicht (nur) von Konstruktivem, sondern sogar von 
»Transformativem Journalismus« sprechen. Es fragt sich nur: Welche 
Art Transformation wird genau angestrebt? Im Sinne welcher Werte 
und politischen Wunschvorstellungen soll sich die Gesellschaft grund-
legend verändern und zu welchen Mitteln dürfen und sollen Journa-

(etwa in Krüger und Gasser 2014; Kramp und Weichert 2020) und in repräsen-
tativen Bevölkerungsumfragen (Loosen, Reimer und Hölig 2020; weitere Um-
fragen zitiert in Beiler und Krüger 2018, 169–170).

6 Slogan des Solutions Journalism Network bei dessen Start 2012: https://web.
archive.org/web/20130209025903/http://solutionsjournalism.org/.
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list*innen dafür greifen? Ist die Konstruktive beziehungsweise Trans-
formative Journalistin dann noch Beobachterin und Berichterstatterin 
oder eher Aktivistin, PR-Frau und Politikerin? In welcher Beziehung 
steht sie dann zu (anderen) Aktivist*innen und relevanten Akteur*in-
nen wie Eliten aus Politik und Wirtschaft? Verletzt ein Engagement 
für eine gezielte Transformation wichtige Kriterien journalistischer 
Qualität, wie Unabhängigkeit, Unparteilichkeit, Kritik, Objektivität, 
Ausgewogenheit und Neutralität? Diese Fragen sollen im Folgenden zu-
mindest ansatzweise beantwortet werden. 

3 Die »Große Transformation« zur Nachhaltigkeit

Polanyi (1957) war der erste, der von dem Begriff einer »Großen Trans-
formation« Gebrauch machte. Sie bezeichnet bei ihm den Übergang 
von der feudalen Agrargesellschaft zur kapitalistischen Industrie- und 
Marktgesellschaft, der sich vor allem im 19. Jahrhundert ereignete und 
neben der Struktur des Wirtschaftens auch soziale und kulturelle Nor-
men und Werte fundamental veränderte. Seitdem hat der Kapitalismus 
für einen historisch beispiellosen Anstieg der Produktivität und des 
Wohlstands gesorgt, allerdings auch für gravierende ökologische  
Probleme, materielle Ungleichheiten und daraus folgende Defizite in 
sozialer und politischer Gerechtigkeit (vgl. Krüger und Meyen 2018, 
348–350; Wright 2017, 53). Der Wissenschaftliche Beirat der Bundes-
regierung Globale Umweltveränderungen (WBGU) fordert daher in 
seinem Hauptgutachten »Welt im Wandel – Gesellschaftsvertrag für 
eine Große Transformation« eine neuerliche Umwälzung von Werten, 
Normen und Institutionen: »Es geht um einen neuen Weltgesellschaftsver-
trag für eine klimaverträgliche und nachhaltige Weltwirtschaftsordnung«, 
schreibt etwa der WBGU (2011, 1–2, Hervorhebung im Original). Er 
verlangt weiterhin »die Schaffung eines nachhaltigen Ordnungsrah-
mens, der dafür sorgt, dass Wohlstand, Demokratie und Sicherheit mit 
Blick auf die natürlichen Grenzen des Erdsystems gestaltet« (ebd., 1) 
werden. Auch andere Forscher*innengruppen weltweit vertreten diese 
Idee, so das Sustainability Transitions Research Network (STRN) und 
das Great Transition Network (GTN) mit dem Tellus Institute in Cam-
bridge, Massachusetts (vgl. Göpel 2016).

Das gesellschaftliche Kernprinzip, das die Richtung der erwünschten 
neuen Transformation angibt, ist »Nachhaltigkeit« (englisch: sustain-
ability). Damit gemeint ist, dass »die Bedürfnisse der gegenwärtigen 
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Generationen befriedigt werden, ohne dass die Bedürfnisse zukünftiger 
Generationen beeinträchtigt werden« (Kannengießer 2020, 12). Der Be-
griff besitzt »normativ-politischen Charakter« (Neverla 2020, 335) und 
»hat sich etabliert als Gegenentwurf zum ressourcenverschlingenden Le-
ben der Spätmoderne, als kritische Gegenposition zur herrschenden so-
zialen Logik« (ebd., 336). Allgemein akzeptiert ist die Vorstellung, dass 
Nachhaltigkeit eine ökologische, eine soziale und eine wirtschaftliche 
Dimension hat, umstritten ist hingegen, ob diese gleichwertig neben-
einander stehen (in einem »Drei-Säulen-Modell«) oder hierarchisch in-
einander eingebettet sind (in einem »Vorrang-Modell«) – die Wirtschaft 
in der Gesellschaft und die Gesellschaft wieder um in der Umwelt, so 
dass ökologische Nachhaltigkeit Vorrang vor sozialer und soziale Nach-
haltigkeit Vorrang vor wirtschaftlicher hat (vgl. Göpel 2016, 87–88). 

Nachhaltigkeit ist ein globales Leitbild geworden, spätestens mit der 
Verabschiedung der »Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung« durch 
die Vereinten Nationen im Jahr 2015: Sie definiert 17 Sustainable 
Develop ment Goals (SDGs) mit 169 konkreten Unterzielen (Abb. 1; 
vgl. Clauß in diesem Band). Auch die Bundesregierung bekennt sich in 
ihrer »Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie« zu Generationengerechtig-
keit, dem Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen und sozialer Ver-
antwortung auch gegenüber ärmeren Ländern als Maßstäbe des Re-
gierungshandelns und spricht von einer »notwendigen wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Transformation« (Bundesregierung 2018, 11), 
ohne freilich die Dysfunktionalitäten und Machtstrukturen des moder-
nen globalen Kapitalismus zu problematisieren und einen »radikalen, 
inkrementellen Wandel« des Wirtschaftssystems zu fordern, wie es 
ehemalige Angehörige und Mitarbeiter*innen ihres Beirats WBGU 
tun (Schneidewind 2018, 65–106; Göpel 2016). Wichtig ist jedoch 
der Perspektiv- und Paradigmenwechsel, der mit der Definition und 
Operationalisierung von »nachhaltiger Entwicklung« durch die Ver-
einten Nationen einhergeht und alle Länder – auch Deutschland – in 
die Pflicht nimmt: Entwicklung soll nicht mehr nur eine Aufgabe für 
»Entwicklungsländer« sein und vor allem wirtschaftliches Wachstum 
nach westlichem Vorbild im Sinne einer »nachholenden Entwicklung« 
bezeichnen. Legt man den Maßstab der 17 SDGs an (darunter Her-
stellung von Geschlechtergerechtigkeit, Beendigung von Armut, Ver-
ringerung von Ungleichheit sowie Gewährleistung nachhaltiger Kon-
sum- und Produktionsmuster), so sind auch ökonomisch erfolgreiche 
Länder im Zentrum des Weltwirtschaftssystems in vielerlei Hinsicht 
»Entwicklungsländer« (die durchaus auch in bestimmten Punkten von 
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den traditionell so betitelten Staaten lernen können, vgl. Schneidewind 
2018, 119).

Abb. 1: Die Ziele für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen,  
verabschiedet 2015 (Quelle: UN, CC-BY-SA 3.0, https://www.unesco.de/

bildung/agenda-bildung-2030/bildung-und-die-sdgs).

Das revolutionäre Moment des Begriffs »Nachhaltigkeit« darf also trotz 
dessen inflationärer Verwendung in Medien, Wirtschaft und Politik 
nicht übersehen werden. Schneidewind (2018, 23, 25) stellt dieses 
Moment eindrucksvoll heraus, wenn er die Idee der nachhaltigen Ent-
wicklung als ein »kulturelles Projekt« und ein »umfassendes Zivilisati-
onsprojekt« bezeichnet sowie als eine »moralische Revolution«, die Ähn-
lichkeiten mit früheren moralischen Revolutionen wie der Einführung 
der Demokratie, der Abschaffung der Sklaverei und der Einführung des 
Frauenwahlrechts hat: 

Das Konzept der Nachhaltigen Entwicklung liegt […] genau auf dieser zi-
vilisatorischen Entwicklungslinie: Es ist eine systematische Erweiterung der 
Idee der Menschenrechte, indem sie allen Menschen auf diesem Planeten so-
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wie auch zukünftigen Generationen die gleichen Entwicklungsmöglichkei-
ten eröffnen möchte. Es beschreibt ein wachsendes Verständnis des Respekts 
gegenüber anderen Menschen, global und intergenerationell. (ebd., 26)

Sollte diese moralische Revolution eines Tages vollendet und »die 
Würde und die Entfaltungsmöglichkeiten von Menschen überall auf 
dieser Welt heute und in Zukunft Kompass für gesellschaftliches, politi-
sches und ökonomisches Handeln« (ebd., 23) geworden sein, wird die 
Menschheit sich übrigens – ähnlich wie bei früheren moralischen Re-
volutionen – fragen, wie die alte Praxis jemals bestehen konnte. Rück-
blickend bleibt nur Kopfschütteln: »Was haben wir da nur gedacht? Wie 
konnten wir das all die Jahre tun?« (Appiah 2011, zitiert in Schneide-
wind 2018, 28)

4 Transformativer Journalismus und sein Verhältnis 
zum »Development Journalism«

Zur Unterstützung der »Großen Transformation« fordert der WBGU 
(2011) eine »Transformative Wissenschaft« und eine »Transformative 
Bildung«, die transformationsrelevantes Wissen generieren und vermit-
teln sowie auch Veränderungen in die gewünschte Richtung anstoßen 
sollen. Er erkennt auch die Bedeutung von Kommunikationstechnolo-
gien und öffentlicher Kommunikation für den angestrebten gesell-
schaftlichen Such- und Aushandlungsprozess an, der demokratisch und 
partizipativ anzulegen sei. Genaueres zu öffentlichkeitsbezogenen Fra-
gen – etwa zur Rolle von Strategischer Kommunikation und Journalis-
mus – ist nicht zu finden. An anderer Stelle erwähnt das ehemalige 
WBGU-Mitglied Schneidewind (2018, 357) im Zusammenhang mit dem 
Konstruktiven Journalismus einen »Transformativen Journalismus«, der 
»analog zu einer Transformativen Wissenschaft […] Pionierinnen und 
Initiativen des Wandels ermutigt, orientiert, informiert und vernetzt«. 
In ähnlicher Weise verwenden Ronzheimer (2013) sowie Borner et al. 
(2019) den Begriff, ebenfalls ohne ihn kommunikationswissenschaft-
lich beziehungsweise journalismustheoretisch zu fundieren. 

Zunächst soll hier eine Arbeitsdefinition vorgestellt werden, welche 
die Analogie zur Transformativen Wissenschaft aufnimmt, aber den 
Gegenstand weiter spezifiziert:

Transformativer Journalismus ist eine Form der Berichterstattung, die Öffent-
lichkeit herstellt für Akteur*innen, Prozesse und Strukturen, die eine »Große 
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Transformation» zur Nachhaltigkeit begünstigen, um sie durch Sichtbarkeit 
zu stärken und ihre weitere Verbreitung und Entwicklung zu ermöglichen. Er 
ist normativ verankert in der Nachhaltigkeitsdebatte und den SDGs; diese Ver-
ankerung versteckt er nicht, sondern legt sie offen und reflektiert sie kritisch. 
Grundlegende Werte für den Transformativen Journalismus sind die Schonung 
ökologischer Ressourcen und die Einhaltung planetarer Grenzen, soziale 
Gerechtigkeit, transnationale Solidarität und Demokratie. Seine typischen 
Themen drehen sich um die »sieben Arenen« der Großen Transformation nach 
Schneidewind (2018, 14): Wohlstands- und Konsumwende, Energiewende, 
Ressourcenwende, Mobilitätswende, Ernährungswende, Urbane Wende und 
Industrielle Wende. 

Von Strategischer Kommunikation und Öffentlichkeitsarbeit grenzt sich der 
Transformative Journalismus dadurch ab, dass er institutionell und mental 
unabhängig von den Akteur*innen des Wandels agiert und daher auch mit 
nüchternem Blick deren Fehler, Misserfolge und Missstände sieht und offenlegt. 
Trotz seiner Wertegebundenheit erfüllt er also zentrale journalistische Quali-
tätskriterien wie Unabhängigkeit, Kritik und Objektivität.7

Transformativer Journalismus im Dienst einer »nachhaltigen Entwick-
lung« lässt sich als Teilmenge zweier größer gezogener Konstrukte be-
greifen: 

1. von Nachhaltigkeitskommunikation, einem »Verständigungspro-
zess, in dem es um eine zukunftsgesicherte gesellschaftliche Ent-
wicklung geht, in deren Mittelpunkt das Leitbild einer Nachhalti-
gen Entwicklung steht« (Michelsen 2007, 27). 

2. von Entwicklungskommunikation oder Communication for Social 
Change, einer »Sammelbezeichnung für die vielfältigen Formen 
von Kommunikationsstrategien […], die gesellschaftliche Verän-
derungspotenziale sondieren oder aktivieren« (Hamidi und Mielke 
Möglich 2019, 5). 

7 Viele Vertreter*innen des Konstruktiven Journalismus lehnen das Qualitäts-
kriterium »Objektivität« als Schimäre oder Berufsideologie ab. Hier wird 
das Kriterium jedoch befürwortet und eingefordert, verstanden als Abs-
trahierung von einer rein persönlich-individuellen Subjekt-Perspektive und 
»schrittweises Erweitern der Perspektive in Richtung eines (nie zu erreichen-
den) ›Blicks von nirgendwo‹« (Schultz 2020). Mit einer Kopplung des Trans-
formativen Journalismus an bestimmte Werte und normative Wunschvor-
stellungen erscheint eine so verstandene Objektivität vollauf vereinbar, da sie 
keine (Wert-)Neutralität voraussetzt. 
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Auf der Ebene des Journalismus als spezifischer Kommunikationspraxis 
beziehungsweise -institution sind wiederum zwei semantisch ähnliche 
Begriffe in der Diskussion: 

1. der Nachhaltigkeitsjournalismus, eine junge Begriffsprägung von 
Wissenschaftler*innen der Leuphana Universität Lüneburg, wel-
che ein Studienprogramm »Nachhaltigkeit und Journalismus« an-
bietet; der Begriff »fasst journalistische Aktivitäten zusam-
men, die einen Beitrag zur Debatte des Konzepts einer nachhalti-
gen Entwicklung leisten beziehungsweise sich darauf beziehen« 
(Michelsen und Fischer 2016, 10).8 

2. der Entwicklungsjournalismus (Development Journalism), ein Be-
griff aus dem Globalen Süden mit über 50-jähriger Geschichte, der 
für eine Diskussion über Qualitätskriterien eines Transformativen 
Journalismus besonders interessant ist. 

Wenn wir Transformativen Journalismus als eine Art kommunikative 
Entwicklungshilfe für entwickelte (westlich-kapitalistische) Gesell-
schaften in der Krise verstehen, liegt folgende Frage nahe: Kann der 
Globale Norden – der seine Entwicklungsgeschichte als Königsweg, 
seine Werte und Institutionen als Muster und Vorbild für eine erfolg-
reiche Entwicklung des Globalen Südens ansah, heute aber selbst in 
einer Sackgasse steckt und sich grundlegend wandeln muss – eventuell 
hier von Asien, Afrika sowie Süd- und Mittelamerika9 lernen? Was kann 
er vom Konzept des Development Journalism übernehmen, was sollte 
er zurückweisen?

Das Konzept des Development Journalism entstand Ende der 1960er 
Jahre im Zuge eines Workshops für Wirtschaftsjournalist*innen, den 
der britische Journalist und Asien-Kenner Alan Chalkley 1968 in Ma-
nila (Philippinen) leitete. In seinem »Manual of Development Journa-
lism« wird deutlich, dass es ihm um kritischen, akkuraten Wirtschafts-

8 Die Autoren sehen den Nachhaltigkeitsjournalismus wiederum in semantischer 
Nähe zu »Umweltjournalismus«, »Klimajournalismus«, »Grünem Journalismus« 
(vgl. Schäfer und Lorenz in diesem Band) und »Transformationsjournalismus« 
nach Ronzheimer (2013).

9 Einschränkend muss gesagt werden, dass die Grenze zwischen Globalem 
Norden und Globalem Süden nicht strikt anhand von Kontinenten verläuft. 
Beispielsweise zählt Japan, obwohl ein asiatischer Staat, nicht zum Globalen 
Süden, während arme europäische Länder wie Albanien oder Moldawien nicht 
unter den Begriff des Globalen Nordens fallen.
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journalismus unter den besonderen Umständen von weit verbreiteter 
Armut und mangelhaften amtlichen Wirtschaftsstatistiken ging. Ent-
wicklungsjournalist*innen haben, so Chalkley, drei Aufgaben: 1) die 
Rezipient*innen zu informieren, also ihnen die Fakten zu liefern, 2) die 
Fakten zu interpretieren und in den richtigen Rahmen zu setzen und 
3) den Rezipient*innen die Augen für mögliche Lösungen zu öffnen, 
um den Teufelskreis der Armut zu durchbrechen (Chalkley 1969, 3). 
Ein wichtiges Anliegen war ihm, dass über Wirtschaft auf eine Weise 
berichtet wird, die nicht (nur) für Eliten und Entscheider*innen, son-
dern auch für einfache Bürger*innen verständlich ist: 

Tell the housewife […] about the things that affect her little home economy 
and home budget. […] Tell the »faceless« people, with no titles, no names, 
perhaps no jobs, no money. Bring them into the circle, give them a role to 
play. (ebd., 53) 

Neben der Lösungsorientierung war also auch Ermächtigung zur Teil-
habe die Grundidee; es ging um »furthering the emancipation of such 
deprived groups as the urban poor, the rural people, women and so on 
and helping them actively to participate in the political process, that is 
actively influence their destinies« (Quebral 1975; zitiert nach Xu 2009, 
359).

Chalkleys Idee machte in den 1970er und 1980er Jahren vor allem 
in Asien und Afrika Karriere. Für die Staaten, die gerade ihre politische 
Unabhängigkeit erlangt hatten, schien es attraktiv, nicht das liberal-
demokratische Journalismusmodell ihrer westlichen Kolonisatoren 
zu übernehmen, sondern ein neues Konzept zu finden, das ihren be-
sonderen lokalen Bedingungen (wie politischer Instabilität, ethnischer 
Vielfalt und prekärer Wirtschaftslage) und kulturellen Werten (wie 
Betonung von Harmonie statt Konflikt, Vorrang von Gruppeninteressen 
vor individueller Autonomie und Respekt vor Autoritäten) entsprach. 
Ideologisch eng verknüpft mit Bestrebungen einer »De-Westernization« 
und der Bemühung um eine »New World Information and Communi-
cation Order« (NWICO) im Rahmen der UNESCO, entstanden oftmals 
mit staatlicher Förderung Strukturen der journalistischen Ausbildung, 
die das Rollenbild des Development Journalism propagierten. Dabei 
entwickelte sich die Idee durchaus widersprüchlich weiter. Laut Xu 
(2009, 358) enthält sie fünf Schlüsselkomponenten:

1. Berichterstattung über Entwicklungsprojekte und die Differenz 
zwischen deren proklamierten Zielen und den erreichten Ergeb-
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nissen sowie zwischen den behaupteten und realen Auswirkungen 
auf die Menschen,

2. Schwerpunkt auf langfristigen Entwicklungsprozessen statt auf 
aktuellen Ereignissen,

3. Unabhängigkeit von und konstruktive Kritik an der Regierung,
4. Schwerpunkt auf wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung bei 

gleichzeitiger konstruktiver Zusammenarbeit mit der Regierung 
beim Nation-Building,

5. Ermächtigung von Normalbürger*innen, ihr Leben und ihre Ge-
meinschaften zu verbessern. 

Von Forscher*innen ist das Konzept kritisiert worden, weil es in einigen 
Ländern von autoritär Regierenden dazu missbraucht wurde, um Kon-
formität von den Medien einzufordern – am Ende diente die Idee also 
oftmals dem Machterhalt der Elite und nicht der Emanzipation der De-
privierten (Xu 2009; Waisbord 2010; Cenite et al. 2008; Hanusch und 
Uppal 2015). In seinem kritischen Review der Idee konstatiert Wais-
bord (2010, 150), dass das Konzept kein einheitliches Set an theoreti-
schen Prinzipien aufweist, weil es die Wünsche und Erwartungen von 
vielen unterschiedlichen Akteur*innen im Globalen Süden ausdrückt; 
es werde lediglich zusammengehalten in der kategorischen Ablehnung 
des liberalen Modells der Presse beziehungsweise eines jeglichen west-
lichen Kommunikationsparadigmas. 

Waisbord spitzt die widersprüchliche Lage in Theorie und Praxis des 
Development Journalism zu zwei unterschiedlichen Ansätzen zu: Der 
»communitarian approach« fokussiere auf Nicht-Eliten, eigentumslose 
und arme Menschen sowie deren Lebensumstände, biete Perspektiven 
und Lösungen, beobachte kritisch die Regierungspolitik sowie Entwick-
lungsprogramme und fördere Bürgerbeteiligung und Emanzipation. 
Im Gegensatz dazu sehe der »statist approach« den Journalismus als 
Instrument des Nation-Building und als Unterstützer von Regierungs-
programmen, denn Entwicklungsziele hätten Priorität vor Konflikten 
und Meinungsverschiedenheiten; junge und fragile Staaten könnten 
sich keine freie und oppositionelle Presse leisten.

An dieser Zuspitzung wird klar, was Transformativer Journalismus 
im Globalen Norden von diesem Modell aus dem Globalen Süden über-
nehmen kann – Fokus auf langfristige Prozesse, Wissenstransfer über 
öko-soziale Innovationen und Beobachtung von Entwicklungsprojek-
ten – und wo es gefährlich wird: Die in langen, opferreichen Kämpfen 
erstrittene Pressefreiheit und Unabhängigkeit von Machthaber*innen 
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sollte ein Transformativer Journalismus keinesfalls aufgeben; zu einem 
PR- und Verlautbarungsorgan von politischen, wirtschaftlichen oder 
zivilgesellschaftlichen Protagonist*innen einer Nachhaltigkeitsrevo-
lution darf er sich – bei aller Sympathie und Übereinstimmung in den 
grundlegenden Werten – nicht degradieren lassen. Da aller Macht die 
Gefahr von Machtmissbrauch innewohnt, bleibt die Watchdog-Funk-
tion selbst für Transformative Journalist*innen relevant. Denn politi-
sche Akteur*innen – seien es die herrschenden Eliten oder aufstrebende 
Gegen-Eliten – benutzen die Wahrheit im Zweifel instrumentell zur Er-
reichung ihrer politischen Ziele. Die Aufgabe von Journalist*innen ist 
es deshalb, einen eigenständigen »öffentlichen Wahrheitsdiskurs« zu 
führen, der über den »Herrschaftsdiskurs« hinausgeht und diesen per-
manent kritisch hinterfragt (vgl. Pöttker 2003, 150).

5 Fazit und Ausblick

Die Presse könne »mit einem Gerüst verglichen werden, das um ein im 
Bau befindliches Gebäude errichtet wird; es zeigt die Umrisse des Ge-
bäudes an, erleichtert den Verkehr zwischen den einzelnen Bauarbei-
tern, hilft ihnen, die Arbeit zu verteilen und die durch die organisierte 
Arbeit erzielten gemeinsamen Resultate zu überblicken« (zitiert nach 
Autorenkollektiv 1981, 72). Diese Baugerüst-Metapher scheint zur 
Idee des Konstruktiven Journalismus, der zu gesellschaftlichem Fort-
schritt beitragen will, gut zu passen – und vielleicht noch besser zu 
einem Transformativen Journalismus, der eine Nachhaltigkeitsrevo-
lution befördern, also gezielt an der »Konstruktion« einer besseren, 
gerechteren, nachkapitalistischen Welt mitwirken will. Das Zitat 
stammt auch von einem ausgewiesenen Antikapitalisten: Wladimir 
Iljitsch Lenin (aus seiner Schrift »Was tun?«). Es illustriert innerhalb 
seiner Pressetheorie eine der drei Funktionen der sozialistischen Par-
teipresse, nämlich die »Organisation« (neben der »Propaganda« und 
der »Agitation«). 

Lenin befürwortete eine strikte Unterordnung der Parteipresse un-
ter die Parteiführung und deren politische Linie. Nach der Oktober-
revolution zerstörte er die demokratische Öffentlichkeit in Russland 
durch die Unterdrückung Andersdenkender und das Verbot der ge-
samten nicht-bolschewistischen Presse (vgl. Poerschke 2020). Diese 
scheinbare geistige Nachbarschaft erklärt womöglich, dass die Idee des 
Konstruktiven Journalismus vielen Journalist*innen in westlichen De-
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mokratien (und auch in postsozialistischen Gesellschaften Osteuropas, 
wie ich bei Vorträgen vor russischen, ukrainischen und moldawischen 
Medienmacher*innen erlebte) Bauchschmerzen bereitet. Im Umkehr-
schluss liefert sie auch eine Begründung, warum so manche Führer 
postkolonialer Staaten in Afrika, die zuvor als Journalisten gearbeitet 
hatten und mit dem Marxismus-Leninismus und der Sowjetunion sym-
pathisierten, von der Idee eines regierungsnahen Development Journa-
lism angetan waren – etwa Kwame Nkrumah in Ghana, Jomo Kenyatta 
in Kenia und Julius Nyerere in Tansania (vgl. Xu 2009, 359).

Diesen Geist trägt jedoch weder die Idee des Konstruktiven noch des 
Transformativen Journalismus; er passt auch nicht zur Idee des WBGU 
einer Großen Transformation zur Nachhaltigkeit: Jener wünschens-
werte Umbau von Werten, Praktiken und Institutionen soll nicht nach 
einem Masterplan von oben oktroyiert werden, sondern ein »gesamt-
gesellschaftlicher Suchprozess« sein, an dem »alle gesellschaftlichen 
Akteure […] zu beteiligen sind« (WBGU 2011, 380), und der auf »Ein-
sicht in die Notwendigkeit« (ebd., 341) setzt. Entsprechend bleibt 
ein Transformativer Journalismus, der hier (analog zu einer Trans-
formativen Bildung und einer Transformativen Wissenschaft) als ein 
Berichterstattungsmuster unter mehreren konzeptualisiert wurde, ein 
autonomer Akteur, der zentrale journalistische Qualitätskriterien wie 
Unabhängigkeit, Kritik und Objektivität erfüllen soll. Er ist alles andere 
als wertneutral, sondern ausdrücklich wertgebunden – was allerdings 
kein Alleinstellungsmerkmal dieses Berichterstattungsmusters dar-
stellt. So ist im westlichen Journalismus unumstritten, dass Journa-
list*innen die Demokratie verteidigen sollen, also an demokratische 
Werte (zu denen die Presse- und Meinungsfreiheit gehört) gebunden 
sind. Transformativer Journalismus bekennt sich darüber hinaus zum 
Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen, ohne die Demokratie oder 
eine funktionierende Gesellschaft allgemein nicht möglich sind,10 und 
zu einer Reihe anderer Prinzipien, die im weiteren Sinn mit sozialer 
und politischer Gerechtigkeit zu tun haben (vgl. Wright 2017, 53) und 
unter dem Schirmbegriff »Nachhaltigkeit« von der Staatengemein-
schaft weitgehend konsentiert sind.

10 Zu Recht fragt Schäfer (2018, 84), ob man sich als Journalist*in im Zeitalter 
des Anthropozäns zu ökologischer Nachhaltigkeit »auf berufsethischer Ebene 
überhaupt neutral verhalten kann« und ob Nachhaltigkeit »nicht mittlerweile 
zu einem universellen Wert geworden ist […]. Ganz so wie Gleichberechtigung, 
freie Meinungsäußerung oder Minderheitenschutz, die interessanterweise we-
niger oft Thema für journalistische Selbstbefindlichkeiten sind.«
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Was in diesem Beitrag aus Platzgründen nicht geleistet werden 
konnte, ist ein Bezug der Idee des Transformativen Journalismus auf 
Transformationstheorien und -modelle. Anbieten würde sich der neo-
marxistische Ansatz von Wright (2017), der mögliche Wege in eine 
nachkapitalistische Gesellschaft per »Transformation durch Bruch«, 
»Transformation durch Freiräume« und »Symbiotische Transformation« 
sieht. Die reale Praxis des Konstruktiven und Transformativen Journa-
lismus in der gegenwärtigen Gesellschaft ist demnach am ehesten mit 
der »Transformation durch Freiräume« verbunden: So wie der Kapita-
lismus einst in den Freiräumen der Feudalgesellschaft entstand, könne 
das gegenwärtige Wirtschaftssystem transformiert werden durch »In-
stitutionen, die die angestrebte alternative Welt bereits im Hier und 
Jetzt verkörpern« (ebd., 441). Solche Institutionen, Praktiken und Ak-
teur*innen werden von Transformativen Journalist*innen publizistisch 
begleitet und durch die Herstellung von Öffentlichkeit gefördert. 

Denkbar ist ebenso eine theoretische Fundierung des Transfor-
mativen Journalismus mit Hilfe der »Multilevel Perspective on Tran-
sitions«. MLP ist eine Theorie mittlerer Reichweite, die ihre Wurzeln 
in den Science and Technology Studies, der Evolutionsökonomik, der 
Strukturationstheorie und dem Neo-Institutionalismus hat und erklärt, 
wie sich Innovationen aus Nischen in bestehenden soziotechnischen 
Regimen durchsetzen (Geels und Schot 2010). Im Modell der MLP 
wäre der Transformative Journalismus der Beobachter der Nischen, 
in denen öko-soziale Innovationen entwickelt werden – während der 
Mainstream-Journalismus, der auf das Abbilden des Elitendiskurses 
per »Objective Reporting« fokussiert ist, als Beobachter der etablierten 
Regime vorgestellt werden kann. Genaueres, auch bezüglich der Impli-
kationen für das journalistische Rollenverständnis, die journalistische 
Ethik und die journalistische Qualität, bleibt einer späteren Ausarbei-
tung vorbehalten.
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Abstract

Unter Bezugnahme auf Schimanks Ansatz der Akteur-Struktur-Dynami-
ken fragt der Beitrag kritisch nach den Mechanismen, die das deutsche 
Filmschaffen angesichts des filmpolitischen Gestaltungswillens hierzu-
lande prägen. Auf der Grundlage von 95 Expert*inneninterviews mit Ver-
treter*innen aller für die Entstehung deutscher Kinospielfilme relevanten 
Betätigungsfelder (Drehbuch, Regie, Produktion, Verleih, Kinoabspiel, 
Festivals, Förderung, öffentlich-rechtliches Fernsehen) sowie Dokumenten-
analysen wird argumentiert, dass die filmische Aussagenentstehung unter 
dem Dach des Filmförderkomplexes neben dem Bemühen um Kunst, Wirt-
schaftlichkeit und Publikumswünschen auch eine politische Dimension be-
sitzt und Machtverhältnisse in der Gesellschaft weiter verfestigt. Da spezifi-
sche Akteurskonstellationen und soziale Strukturen autonomes Handeln 
auf Seiten der Kommunikator*innen im Filmproduktionsprozess deutlich 
begrenzen und damit auch das Spektrum filmischer Wirklichkeitskon-
struktionen einengen, können Kinospielfilme in Deutschland keine trans-
formative Kraft entwickeln und das dem Medium theoretisch innewoh-
nende emanzipatorische Potenzial kaum entfalten.
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1 Erkenntnisinteresse und Relevanz

Vor dem Hintergrund des Filmförderkomplexes beleuchtet dieser Bei-
trag kritisch die Mechanismen der Aussagenentstehung im Produkti-
onsprozess von Kinospielfilmen in Deutschland. Gestützt auf den An-
satz der Akteur-Struktur-Dynamiken und mit einer Materialbasis von 
95 Expert*inneneninterviews sowie Dokumentanalysen wird gezeigt, 
dass das heimische Filmschaffen auch eine politische Dimension besitzt 
und Machtverhältnisse in der Gesellschaft weiter verfestigt. Die natio-
nale Kinospielfilmproduktion tut sich infolgedessen schwer, auf die 
großen Herausforderungen der Gegenwart (Krise der Demokratie, Kli-
mawandel, Demographie, Migration, Digitalisierung, Arbeit im Spät-
kapitalismus und viele mehr) progressiv zu reagieren.

Den Ausgangspunkt bildet die Tatsache, dass Kinospielfilme gerade 
in Zeiten der audiovisuellen Durchdringung des Alltags sowie ihrer 
medienübergreifenden Präsenz eine Form der öffentlichen Kommuni-
kation darstellen (Prommer 2016; Beck 2018), sich an ein Publikum 
richten und mit Funktionen verbunden werden oder, allgemeiner 
formuliert, in einem wechselseitigen Bedingungsverhältnis mit der 
Gesellschaft stehen (vgl. Heinze et al. 2012). Folgt man einer grund-
sätzlich konstruktivistischen Perspektive (vgl. Hepp et al. 2017), sind 
Filme kein Spiegel der Realität. Treffender ist, dass die von ihnen 
entworfenen Gesellschaftsbilder ein theoretisch unbegrenztes Wirk-
lichkeitsspektrum mit eigenem Geltungsanspruch konstruieren und 
auf diesem Weg Wissen transportieren sowie Deutungsangebote und 
Sinnmuster zur Verfügung stellen (vgl. Schroer 2008; Mikos 2015). 
Denn als fiktionale Unterhaltungsangebote unterliegen sie zwar einem 
geringeren Faktizitätsanspruch als etwa journalistische Produkte 
(vgl. Stöber 2013, 170), doch können sie insbesondere aufgrund ih-
rer imaginativen Kraft, ihres Involvements und affektiven Potenzials 
eine strukturierende Wirkung entfalten, indem sie für Orientierung 
sorgen, die Integration fördern, der Herausbildung einer kollektiven 
Identität dienen und zur Erinnerungskultur beitragen sowie Antwor-
ten auf die drängendsten Fragen der Zeit geben (vgl. Mai 2006; Den-
zin 2010; Sutherland und Feltey 2013). Der Rolle von Kinospielfilmen 
als wirkmächtiges Referenzsystem für Pluralität und Diversität sowie 
als Motor gesellschaftlicher Emanzipation steht jedoch der Umstand 
gegenüber, dass sie von sozialen Faktoren geformt und somit durch 
die Gesellschaft vorstrukturiert sind (vgl. Silbermann 1980; Winter 
2012).
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Bekannt ist, dass Kinospielfilme in einem arbeitsteiligen Komplex 
mit einer Vielzahl von Akteur*innen mit unterschiedlichen Zielhori-
zonten (beispielsweise Drehbuchautor*innen und Regisseur*innen 
an der kreativen Spitze gegenüber den für das Projektmanagement 
verantwortliche Produktionsunternehmen) entstehen und insofern 
sowohl eine kulturelle Praxis als auch ein Wirtschaftszweig sind 
(vgl. von Rimscha 2010; Grothe-Hammer 2015). Von der Forschung 
weniger berücksichtigt wurde bislang jedoch, dass die Kinospielfilm-
produktion in Deutschland auch expliziter Gegenstand politischen 
Handelns ist. Dafür steht im Besonderen die öffentliche Filmförder-
architektur auf Bundes- und Länderebene, die jährlich fast eine halbe 
Milliarde Euro in die nationale Filmbranche steckt.1 Hinzu kommt, 
dass die große Mehrheit deutscher Kinospielfilme von öffentlich-
rechtlichen Rundfunkanstalten – Institutionen, die neben gesell-
schaftlichen auch politischen Einflüssen unterliegen – koproduziert 
wird (vgl. von Heinz 2012), was ebenso die Unabhängigkeit der Film-
schaffenden, insbesondere der Kommunikator*innen2 im deutschen 
Kinospielfilm, wie auch die Staatsferne des Mediums insgesamt in 
Frage stellt. Demzufolge steht zur Vermutung, dass im heimischen 
Filmschaffen gesellschaftliche Hier archien zum Ausdruck kommen 
(vgl. Mikos 2015) und hier ferner eine Auseinandersetzung um legi-
time – mehrheitlich anerkannte – Wirklichkeitskonstruktionen statt-
findet (vgl. Dörner und Vogt 2012), so dass in letzter Konsequenz 
anstelle gesellschaftlicher Transformationsprozesse ohnehin schon 
dominante Deutungsangebote und Sinnmuster im Diskurs weiter be-
feuert werden.

1 Angesichts der massiven Beeinträchtigungen der Filmbranche im Zuge der 
Corona-Krise haben die Filmfördereinrichtungen aktuell darüber hinaus eine 
Reihe von Hilfsprogrammen gestartet. Die zur Verfügung gestellten Mittel be-
laufen sich insgesamt voraussichtlich auf rund 100 Millionen Euro (vgl. Filmför-
derungsanstalt 2020a).

2 Wie in der Kommunikationswissenschaft üblich sind mit Kommunikator*innen 
hier und im Folgenden die Handlungs- und Rollenträger*innen gemeint, die 
Aussagen öffentlicher Kommunikation bereitstellen, dabei schöpferisch und 
gestaltend tätig sind und so als Scharniere eine Schlüsselposition im Kommuni-
kationsprozess einnehmen (vgl. Maletzke 1963, 43). Bezogen auf das Medium 
Film sind das insbesondere Akteur*innen aus den Bereichen Drehbuch, Regie 
und Produktion.
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Zur Ermittlung der Mechanismen und Konventionen, die das deut-
sche Filmschaffen in Anbetracht des politischen Gestaltungswillens 
prägen, fragt die vorliegende Studie mit Hilfe von Schimank, wie Ak-
teurskonstellationen und soziale Strukturen die Aussagenentstehung 
deutscher Kinospielfilme in eine bestimmte Richtung lenken. Geleistet 
wird damit ein sozialwissenschaftlicher Beitrag zur Filmforschung, der 
in der Kommunikationswissenschaft anschlussfähig mindestens zur 
Kommunikatorforschung und zur Forschung im Bereich Medienpolitik 
ist. Welche Konstellationen von Akteur*innen sind im Produktions-
prozess also von Bedeutung, wenn die Politik mitspricht? Wer hat die 
Möglichkeit, als Kommunikator*in an der Wirklichkeitskonstruktion 
im deutschen Kinospielfilm teilzuhaben und zu welchem Grad? Welche 
Anforderungen werden an die Kommunikator*innen im Produktions-
prozess herangetragen? Welches Selbstverständnis zeichnet sie als 
Folge davon mehrheitlich aus und was sind ihre Strategien in der In-
teraktion mit anderen Akteur*innen? Zusammengefasst und kritisch 
gewendet: Sind Kinospielfilme in Deutschland angesichts dessen über-
haupt in der Lage, als Segment der Gegenöffentlichkeit zu wirken, also 
denen eine Stimme zu geben, die sonst nicht gehört werden, und den 
hegemonialen Diskurs mit alternativen Wirklichkeitskonstruktionen 
herauszufordern?

Der folgende Abschnitt skizziert Schimanks Ansatz der Akteur-Struk-
tur-Dynamiken, wendet ihn auf die soziale Konfiguration der deutschen 
Kinospielfilmproduktion an und informiert über Methode und For-
schungsmaterial. Die Ergebnisse im dritten Abschnitt machen dann in 
vielerlei Hinsicht deutlich, dass das Filmschaffen in Deutschland alles 
andere als voraussetzungslos ist und »transformative Kinospielfilme« 
unter den Vorzeichen des Filmförderkomplexes nicht zu erwarten sind.

2 Theorie, Methode und Forschungsmaterial

Der Ansatz der Akteur-Struktur-Dynamiken, der die »wechselseitige 
Konstitution von handelndem Zusammenwirken und sozialen Struktu-
ren« (Schimank 2007, 121–122) in den Mittelpunkt rückt und die Sys-
temtheorie um eine Akteursperspektive erweitert, geht von (indivi-
duellen und kollektiven) Akteur*innen aus, die spezifische Interessen 
besitzen, über bestimmte (Macht-)Ressourcen verfügen und so eine 
Strategie für die Durchsetzung ihrer Ziele entwickeln (vgl. Schimank 
2000). Dass sie mit ihrem Handeln stets auf andere Akteur*innen tref-
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fen, führt zu einer bewussten oder unbewussten Anpassung ihrer eige-
nen Handlungsstrategie – basierend auf ihren »Akteurfiktionen«, also 
ihrem Wissen über die Interessen und Ressourcen der anderen Ak-
teur*innen sowie die Funktionslogik der sozialen Systeme, denen sie 
jeweils angehören (vgl. Schimank 1988). »Soziale Strukturdynamiken« 
werden somit »intentional vorangetrieben«, doch »entgleiten« sie den 
Akteur*innen »mal mehr, mal weniger ins Transintentionale« (Schi-
mank 2007, 125). Mit anderen Worten: Das Zustandekommen deut-
scher Kinospielfilme vollzieht sich aus dieser Perspektive in einer An-
einanderreihung von Konstellationen von Akteur*innen, die sich 
gegenseitig beobachten, beeinflussen und ihr Handeln notgedrungen 
aufeinander abstimmen. Und selbstverständlich gehören zu diesen Ak-
teur*innen nicht nur die traditionell am Filmproduktionsprozess betei-
ligten Gewerke (von Drehbuch über Regie und Produktion bis hin zu 
Verleih und Kinoabspiel), sondern genauso die Filmförderung und das 
öffentlich-rechtliche Fernsehen mit ihren wirtschafts- und kulturpoliti-
schen Zielsetzungen. Erst in solchen umfassenden Handlungsverket-
tungen können demzufolge filmische Konstruktionen von Realität er-
zeugt sowie soziale Strukturen erschaffen, erhalten und um- oder 
abgebaut werden.

Um das handelnde Zusammenwirken von Akteur*innen zu unter-
suchen, schlägt Schimank (2007) vor, die Konstellations-, Erwartungs- 
und Deutungsstrukturen zu analysieren, in die es eingebettet ist und 
die es prägt. Für die Frage nach den Mechanismen und Konventionen 
der Aussagenentstehung im Produktionsprozess deutscher Kinospiel-
filme bedeutet das erstens, das »Können« der Kommunikator*innen 
im Filmschaffen hierzulande (Konstellationsstrukturen), also die ein-
gespielten Gleichgewichte und Muster in ihrem Handeln (Herkunft, 
Sozialisation, Arbeitsbedingungen, Marktstrukturen, Ressourcen, Rou-
tinen, Zwänge), zu ergründen. Zweitens ist ihr »Sollen« zu ermitteln 
(Erwartungsstrukturen). Hier gilt es, die wesentlichen Ansprüche und 
Anforderungen herauszuarbeiten, mit denen die Kommunikator*innen 
im Filmproduktionsprozess konfrontiert werden (rechtliche Vorschrif-
ten, Richtlinien, formelle oder informelle Vorgaben der Filmförderung, 
Vorstellungen der Projektpartner einschließlich Fernsehen, Wünsche 
und Erwartungshaltungen der projektierten Zielgruppe). Drittens ist 
schließlich das »Wollen« der Kommunikator*innen zu adressieren 
(Deutungsstrukturen) und nach ihren evaluativen und kognitiven Ori-
entierungen zu fragen (Selbstverständnis, Stoffauswahl und -umset-
zung, Verhaltenskodex, Erfahrungen, Rezeptwissen).
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Gemäß dem hier vertretenen Verständnis von qualitativer theoriege-
leiteter Forschung (vgl. Löblich 2016; Meyen et al. 2019) wurde auf Ba-
sis der theoretischen Perspektive ein Kategoriensystem mit den soeben 
skizzierten Konstellations-, Erwartungs- und Deutungsstrukturen als 
Hauptanalysedimensionen entwickelt. Wichtigstes Forschungsmaterial 
sind 95 Expert*inneninterviews mit Vertreter*innen aller für die Ent-
stehung deutscher Kinospielfilme als zentral erachteten Betätigungsfel-
der. Das Sample orientierte sich dabei an der theoretischen Sättigung 
und umfasste zunächst sieben Drehbuchautor*innen, 35 Filmregis-
seur*innen (von denen etwa die Hälfte auch Drehbücher schreiben) 
sowie 19 Filmproduzent*innen, die sich nach Geschlecht, Alter, kul-
turellem Hintergrund und Ausbildung (Filmhochschulabsolvent*innen 
gegenüber Quereinsteiger*innen), aber auch mit Blick auf die Ausrich-
tung ihrer Arbeit (Mainstream gegenüber Arthouse) und ihren bisheri-
gen Erfolg (künstlerisch gegenüber kommerziell) unterscheiden. Inter-
viewt wurden außerdem sechs Vertreter*innen von großen und kleinen 
Verleihfirmen, sieben Kinobetreiber*innen (sowohl Multiplex als auch 
Programmkino) und fünf Filmfestival-Verantwortliche, ferner zwölf 
Angehörige nationaler und regionaler Filmfördereinrichtungen sowie 
vier Redakteur*innen öffentlich-rechtlicher Fernsehsender im Bereich 
Kinospielfilm. Um die so erzielten Erkenntnisse besser einschätzen zu 
können, waren die Expert*inneninterviews von mehreren Dutzend Do-
kumenten flankiert, darunter Marktdaten und Statistiken, Stellungnah-
men von Branchenverbänden, offene Briefe, Thesenpapiere, Protokolle 
von Diskussionsveranstaltungen und journalistische Artikel.

3 Ergebnisse

Die Befunde der Studie können hier nur in Ausschnitten präsentiert wer-
den.3 Nichtsdestotrotz veranschaulichen sie, dass der filmpolitische Ge-
staltungswille deutliche Spuren in den Konstellations-, Erwartungs- und 
Deutungsstrukturen des deutschen Filmschaffens hinterlässt und das 
Spektrum möglicher filmischer Wirklichkeitskonstruktionen in vielfa-
cher Hinsicht einschränkt. Dem transformativen Potenzial von heimi-
schen Kinospielfilmen wird so – willentlich oder nicht – ein Riegel vor-
geschoben.

3 Für ausführlichere Befunde, wenngleich vorrangig bezogen auf das Gewerk 
Regie, vgl. Wiedemann (2018; 2019).
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3.1 Konstellationsstrukturen

Die Mehrheit der deutschen Kinospielfilmproduktionen sind Autor*in-
nenfilme. Der Prozess der Wirklichkeitskonstruktion nimmt seinen Aus-
gang also in der Regel bei Drehbuchautor*innen und Regisseur*innen, 
die nicht selten auch an der Produktionsplanung und der Postproduktion 
teilhaben. Dazu gesellen sich gleichwohl meist schon während der Buch-
entwicklung Produzent*innen, die fortan bis zur Fertigstellung eines 
Films auch bei kreativen Entscheidungen mitsprechen und insofern, 
wenn auch in geringerem Maße, ebenso als Kommunikator*innen zu be-
trachten sind. Dennoch ist die Macht dieser letztgenannten Akteur*in-
nen in Deutschland begrenzt. Es gibt kaum ein echtes Studiosystem und 
an den 157 deutschen Spielfilmen, die 2019 Kinopremiere hatten, waren 
knapp 200 Produktionsfirmen beteiligt (vgl. Spitzenorganisation der 
Filmwirtschaft 2020). Zu den Akteurskonstellationen im Produktions-
prozess deutscher Kinospielfilme zählen ferner rund 120 Verleihfirmen, 
die im günstigsten Fall schon in der Entwicklungsphase eine Distributi-
onszusage abgeben, sowie über 1 600 Kinos als traditionell wichtigster 
kommerzieller Auswerter, wenngleich diese an vorderster Stelle von den 
gegenwärtigen Umbrüchen der Branche (Stichwort: Home Entertain-
ment) betroffen sind. Zu nennen sind schließlich auch bedeutende deut-
sche Filmfestivals wie allen voran die Internationalen Filmfestspiele 
Berlin, auch bekannt als Berlinale, das Filmfest München, die Hofer 
Filmtage oder der Max-Ophüls-Preis in Saarbrücken, die längst eine zen-
trale Rolle für die Distribution und Zirkulation insbesondere von Art-
house-Filmen spielen, zumal sie für öffentliche Aufmerksamkeit sorgen 
und bisweilen weitere Einnahmequellen erschließen, zumindest wenn 
für die Film-Programmierung eine Bezahlung (»screening fees«) erfolgt.

Nichtsdestotrotz: Nur ein Viertel der durchschnittlichen Produktions-
kosten eines deutschen Kinospielfilms, die etwa drei bis vier Millionen 
Euro betragen, ist durch Eigenmittel, Rückstellungen und idealerweise 
Verleihgarantie und Weltvertrieb gedeckt. Rund die Hälfte des Budgets 
stammt dagegen aus den Töpfen der öffentlichen Filmfördereinrich-
tungen (darunter Filmförderungsanstalt, Deutscher Filmförderfonds, 
FilmFernsehFonds Bayern, Film- und Medienstiftung Nordrhein-West-
falen und Medienboard Berlin-Brandenburg), die 2019 ein Gesamtför-
dervolumen in Höhe 455,92 Millionen Euro auswiesen (vgl. Filmförde-
rungsanstalt 2020b). Natürlich: Ohne diese umfassende Unterstützung 
kann der deutsche Film in seiner gegenwärtigen Form – gerade mit 
Blick auf sein hohes Produktionsaufkommen – nicht überleben. Aller-
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dings fungiert die Filmförderung auch als Gatekeeper, denn nur etwa 
jedes fünfte Filmprojekt erhält Förderung und kann realisiert werden: 
»Die Förderzusage für deinen Film bedeutet ganz klar das Ende eines 
anderen Filmprojekts«, kommentierte ein befragter Produzent. Dabei 
sind Verrenkungen in der Produktionsplanung und »Fördertourismus« 
(ein geförderter Film erhält meist nicht nur von einer Einrichtung Zu-
schüsse) auch im besten Fall einzukalkulieren, wie die interviewten 
Produzent*innen einstimmig erklärten. Für noch verbleibende Lücken 
im Budget (rund 25 Prozent) wird schließlich schon frühzeitig der Ver-
kauf der TV-Lizenz angestrebt – in der Regel an öffentlich-rechtliche 
Fernsehsender, die im Gegenzug weitreichende Rechte in Sachen Ko-
produktion erwerben. Auch hier findet ein strikter Selektionsprozess 
statt. Den entsprechenden Senderredaktionen (für den Nachwuchs 
zum Beispiel »Das kleine Fernsehspiel« im ZDF) kommt also ebenfalls 
eine gewichtige Rolle in den Konstellationsstrukturen hinter der filmi-
schen Wirklichkeitskonstruktion zu.

Ein Blick auf die Herkunft und Sozialisation der Kommunika-
tor*innen zeigt, dass Drehbuchautor*innen, Regisseur*innen und 
Produzent*innen in Deutschland unabhängig von ihrem Alter fast aus-
nahmslos der oberen Mittelschicht entstammen und einen Familienhin-
tergrund aufweisen, in der die Entscheidung für eine Tätigkeit in der 
Filmbranche ideell und finanziell Unterstützung erfährt. »Meine Eltern 
haben mich nicht unter Druck gesetzt, etwas Handfestes zu lernen«, re-
sümierte stellvertretend ein Regisseur und berichtete von den »Finanz-
spritzen«, die er bis zu seinem 30. Lebensjahr von zu Hause bekam. 
Außerdem absolvierten die meisten befragten Kommunikator*innen 
ein Studium an der Filmhochschule, einer oft staatlichen und stark 
zugangsbeschränkten Ausbildungsstätte, dies es hierzulande nur an 
wenigen Standorten gibt, was die Elitisierung unter den Kommunika-
tor*innen weiter verstärkt (vgl. Wiedemann 2019). Dort sammelt der 
Nachwuchs das nötige Startkapital für den Berufseintritt (insbesondere 
Social Skills, also Teamfähigkeit, Kompromissbereitschaft und die 
Wertschätzung von Teamarbeit, sowie Kontakte – zu Kommiliton*in-
nen, noch wichtiger aber zu Förderreferent*innen und TV-Redak-
teur*innen, die zu Pitch-Terminen regelmäßig geladen werden), wird 
aber zugleich auch mit den Gesetzmäßigkeiten des Filmemachens hier-
zulande, vor allem den herrschenden Interaktionsroutinen, vertraut 
gemacht und so zu konformem Verhalten angeleitet. Ein Arthouse-
Filmemacher fasste es so zusammen: »Wir werden ausschließlich auf 
diesen kleinen Markt hin ausgebildet.«
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Die Ressourcen, die für eine Teilhabe an der filmischen Wirklichkeits-
konstruktion in Deutschland erforderlich sind, verweisen einmal mehr 
auf das hohe Gewicht, das der Filmförderung und dem öffentlich-recht-
lichen Fernsehen in den Akteurskonstellationen im Produktionsprozess 
deutscher Kinospielfilme zukommt. Deutlich zutage trat in den Inter-
views, dass die Kommunikator*innen für einen dauerhaften Verbleib 
in der Branche neben künstlerischem und technischem Know-how, 
Organisationstalent und finanzieller Absicherung mindestens ebenso 
Beziehungen und eine »Visitenkarte« (ein Film mit Publikumserfolg, 
eine Auszeichnung) vorweisen müssen – die Währung schlechthin, um 
für den nächsten Film Fördermittel und Sendergelder zugesprochen zu 
bekommen. Ohne Zweifel ist die Zementierung von Diversitätsgrenzen 
auch dadurch vorprogrammiert. So treffen sozial Benachteiligte, nicht 
zu Kompromissen bereite Außenseiter, Einzelgänger*innen und all-
gemein Frauen (vgl. Loist und Prommer 2019), die allesamt aufgrund 
ihrer Herkunft und ihres Lebensweges vermutlich eher in der Lage sein 
dürften, den herrschenden Diskurs in Frage zu stellen und Räume für 
alternative Wirklichkeitskonstruktionen zu öffnen, auf deutlich grö-
ßere Hindernisse, dauerhaft an der Aussagenentstehung im Produkti-
onsprozess deutscher Kinospielfilme mitzuwirken.

3.2 Erwartungsstrukturen

Wenig überraschend treffen in den beschriebenen Akteurskonstellatio-
nen ganz unterschiedliche Zielsetzungen aufeinander, die als Erwar-
tungsstrukturen Einfluss auf die Aussagenentstehung deutscher Kino-
spielfilme nehmen. Beschränkt man sich zunächst auf die traditionell 
am Filmproduktionsprozess beteiligten Akteur*innen, wird deutlich, 
dass die narrativen und ästhetischen Visionen der für Drehbuch und 
Regie Verantwortlichen notgedrungen mit dem Gebot der wirtschaftli-
chen Rentabilität konfrontiert werden. Dies bezieht sich auf Produ-
zent*innen, die sich zwar als kreative Kompliz*innen verstehen, aber 
dennoch Risikoabwägungen treffen müssen. Entsprechend werden ih-
nen von den interviewten Regisseur*innen und Autor*innen oft Mutlo-
sigkeit und Vorbehalte gegenüber provokanten Stoffen attestiert. Ähn-
liches trifft zu für Verleihfirmen, die unabhängig von ihrer Größe und 
Ausrichtung auf Gewinnmaximierung und Zielgruppenorientierung 
aus sind und umso mehr Mitsprache einfordern, je eher sie in ein Pro-
jekt eingebunden sind. »Wenn ich mit der Besetzung oder mit dem 
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Film-Ende nicht einverstanden bin«, berichtete etwa selbstbewusst der 
Chef eines Independent-Verleihs, »dann gebe ich meiner kommerziel-
len Perspektive unmissverständlich Ausdruck.« Diese Praxis wurde von 
den Kommunikator*innen im deutschen Filmschaffen allerdings kaum 
in Frage gestellt, da sie Verleihfirmen als Sprachrohr der Kinobetrei-
ber*innen erachten, welche die Wünsche des Publikums aus erster 
Hand erfahren und Experimente scheuen. »Wir sterben für Filmkunst. 
Aber am Ende des Tages müssen wir unsere Löhne bezahlen«, erklärte 
dazu der Betriebsleiter zweier Programmkinos in Frankfurt am Main, 
und die Betreiberin eines Münchner Kinos im Premiumsegment sagte: 
»Wir setzen auf Bewährtes. Egal ob es immer von denselben vier, fünf 
Leuten kommt.«

Natürlich spielt Rentabilität auch bei den Erwartungen der wichtigs-
ten beiden Finanziers deutscher Kinospielfilme eine Rolle. Der Filmför-
derung und dem Fernsehen geht es aber nicht nur darum. Die Spiel-
filmredaktionen der öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten, um hier 
zu beginnen, verweisen einerseits auf den im Rundfunkstaatsvertrag 
festgeschriebenen Kulturauftrag, betonen andererseits aber auch ihre 
Zuschauerorientierung und verknüpfen diese mit dem Anspruch auf 
Aktualität. »Unser Ziel«, so erklärte die Redakteurin einer Landesrund-
funkanstalt der ARD, »ist ein Archiv der Gegenwart. Die von uns kopro-
duzierten Filme sollen repräsentieren, was die deutsche Bevölkerung 
gerade bewegt: Flüchtlingskrise, Europa, aber auch Umwelt, Coming-
of-Age, Cybermobbing.« Ist ein Koproduktionsvertrag unterzeichnet, 
haben die verantwortlichen Redakteur*innen weitreichende Entschei-
dungsbefugnisse bei der Buchentwicklung und dem Cast, aber auch 
in Sachen Kamera und Postproduktion, wenngleich sie beteuern, vor-
rangig beratend tätig zu sein. Dennoch beurteilten die meisten inter-
viewten Drehbuchautor*innen, Regisseur*innen und Produzent*innen 
ihre Zusammenarbeit mit den Sendern rückblickend als problematisch 
und monierten die verbreitete Angst, an Tabus zu rütteln oder von den 
gesellschaftlich relevanten Gruppen, welche die Sender in den Auf-
sichtsgremien kontrollieren, zur Rechenschaft gezogen zu werden. Ein 
weiterer Kritikpunkt ist die zunehmende Konvergenz von Kino- und 
Fernsehfilmen (vgl. Mikos 2011) zugunsten der Fernsehlogik, für die 
Alt-Filmemacher Edgar Reitz in einem Thesenpapier anlässlich des 
Kongresses »Zukunft deutscher Film« zu Perspektiven der deutschen 
Kino- und Filmkultur 2018 in Frankfurt am Main deutliche Worte fand: 
Da sich »halbstaatliche Superproduzenten« in alle Geschmacksent-
scheidungen einmischten, erkenne man den »camouflierten Fernseh-
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film […] sofort an seiner thematischen Überspanntheit und der Instru-
mentalisierung der Handlungsfiguren« (Reitz 2018).

Das oberste Ziel der Filmförderinstitutionen ist einerseits die wirt-
schaftliche Stärkung der heimischen Filmindustrie, weshalb Wert ge-
legt wird auf Standorteffekte und kommerziell erfolgversprechende 
Produktionen, die dem System seinerseits Einnahmen bescheren, sei 
es in Form der Rückzahlung von Darlehen oder, im Fall der Filmför-
derungsanstalt, über die sogenannte Filmabgabe, die Kinos jährlich 
zu entrichten haben. Andererseits möchte man als Beitrag zu einer 
lebendigen deutschen Filmkultur künstlerisch herausragende Projekte 
unterstützen, die dann auf dem (internationalen) Filmfestival-Parcours 
reüssieren oder Auszeichnungen wie den Deutschen Filmpreis erhalten 
sollen. Folgt man Monika Grütters, Beauftragte des Bundes für Kultur 
und Medien, zielt die kulturelle Filmförderung (insbesondere gebün-
delt bei der Staatsministerin selbst) auf anspruchsvolle Arthouse-Filme 
und innovative Formate, denn »nur so entsteht Fortschritt, nur so, mit 
kritischen Positionen, halten wir unsere Demokratie wach« (zitiert 
nach Kniebe 2019). Abgesehen von der automatischen Förderung für 
Filmvorhaben, die mindestens ein Viertel ihrer Kosten in Deutschland 
auszugeben beabsichtigen, seitens des Deutschen Filmförderfonds und 
der Referenzfilmförderung (bemessen am kommerziellen oder künstle-
rischen Erfolg des Vorgängerfilms) befindet über die selektive Projekt-
filmförderung meist eine aus der Branche rekrutierte Expert*innen-
kommission mit Zweidrittelmehrheit hinter verschlossenen Türen. 
Entscheidungsgrundlage sind, wie die interviewten Kommissionsmit-
glieder angaben, das Drehbuch und das »kreative Package«, also die 
Projektbeteiligten und ihre Reputation (die Kooperation mit einem 
Sender ist ebenfalls mindestens gerne gesehen), sowie die Produktions-
parameter einschließlich des zu erwartenden Standortnutzens. 

Auch hier gibt es Kritik auf Seiten der Filmschaffenden – wegen 
der zu sehr auf Regionaleffekte bedachten Länderförderungen (laut 
einer Autorenfilmemacherin drohe das »Menetekel: Schreibt das Dreh-
buch doch um auf Berlin«), vor allem aber aufgrund der Konsensori-
entierung in den Fördergremien. So würden, folgt man einem Regis-
seur mit jahrzehntelanger Berufserfahrung, die Vorstellungen in den 
Gremien immer »konservativer, ängstlicher und kulturspießiger«, so 
dass nur noch Verantwortung übernommen werde für Feel-Good-Ko-
mödien und den »Problemfilm, der gemacht werden muss und zwar 
möglichst konventionell«. Wenig anders hält das von vielen namhaften 
Filmschaffenden erarbeitete Abschlusspapier des oben erwähnten Kon-
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gresses zu Perspektiven der deutschen Kino- und Filmkultur fest, dass 
es dem sogenannten »Gremienfilm« an »Ecken und Kanten« fehle und 
nur das durchgewinkt werde, was von »etablierten« Filmemacher*in-
nen komme oder an »Bestehendes« anknüpfe. Für »das Extreme, das 
Ungewöhnliche, das Bodenlose und das ästhetisch Innovative« fließe 
dagegen kein Geld (Frankfurter Positionen 2018, 3). In der Tat können 
die wichtigsten deutschen Filmfestivals hier nur auf dem Papier als Ge-
gengewicht erachtet werden. Denn insbesondere Deutschlands A-Film-
festival, die Berlinale, orientiert sich als staatlich bezuschusstes Flagg-
schiff des nationalen Films in seiner Ausrichtung und Programmpolitik 
vorrangig an dieser wirtschafts- und kulturpolitischen Agenda (vgl. 
Wiedemann und Krainhöfer 2018).

3.3 Deutungsstrukturen

Die für den Filmproduktionsprozess in Deutschland typischen Akteurs-
konstellationen ziehen nicht nur eine Reihe von Forderungen und An-
sprüchen nach sich, wie die Wirklichkeitskonstruktion deutscher Kino-
spielfilme beschaffen sein soll. Der hohe Stellenwert der Förderung und 
des öffentlich-rechtlichen Fernsehens sowie die daraus resultierenden 
Erwartungen an das Filmschaffen hierzulande schlagen sich, in Ver-
bindung mit generellen Machtstrukturen in der Gesellschaft, auch auf 
die evaluativen und kognitiven Orientierungen der Kommunikator*in-
nen im deutschen Kinospielfilm nieder. Solche Deutungsstrukturen be-
ziehen sich zunächst auf eine klar erkennbare Berufsideologie. Dazu 
gehören – diese Begriffe tauchen in den Interviews immer wieder auf – 
die Erfahrung von »Durststrecken« und »Niederlagen« zu Karrierebe-
ginn, gepaart einerseits mit »Dankbarkeit«, andererseits aber auch mit 
»Stolz«, es schließlich geschafft, also gegenüber Mitstreitenden mehr 
»Durchsetzungsvermögen« an den Tag gelegt zu haben und dabei im-
mer »stur« der »inneren Stimme gefolgt« zu sein, ohne den »eigenen 
Kopf« aufgegeben zu haben. 

Das Selbstverständnis der Kommunikator*innen gestaltet sich dann 
recht homogen. Während nur wenige Autorenfilmemacher*innen 
erklärten, sie wollten die Zuschauer*innen nicht nötigen, »etwas Be-
stimmtes zu denken«, und verfolgten »keinen pädagogischen oder 
didaktischen Ansatz«, versteht sich das Gros der Interviewten als The-
mensetzer*innen und Aufklärer*innen über »gesellschaftlich relevante 
Sachverhalte« (Regisseur). Das Ansinnen, den »Unterhaltungscharak-
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ter von Filmen« mit einem »ernsthaften Diskurs« zu verbinden (Dreh-
buchautor), ist dementsprechend die Regel. Von einem Produzenten 
treffend formuliert: »Es macht mich sehr glücklich, mit diesem brisan-
ten Thema auf dem Höhepunkt der Flüchtlingsdebatte so viele Leute 
erreicht zu haben.« Doch, wie gleich noch deutlicher wird, nehmen die 
Kommunikator*innen ihre Themensetzer*innen- und Aufklärer*innen-
rolle – den »Akteurfiktionen« entsprechend – lediglich in einem eng 
abgesteckten Rahmen wahr.

Das Wissen um die Ziele und Ressourcen der anderen Akteur*innen 
macht sich darüber hinaus in einer gehörigen Portion Pragmatismus 
bemerkbar. Neben dem oftmaligen »Kuhhandel« um Szenen (Dreh-
buchautor) zwischen den Kommunikator*innen selbst bedeutet das 
beispielsweise, dass nach dem Verleiher-Feedback, ohne mit der Wim-
per zu zucken, »kooperativ« (Drehbuchautorin und Regisseurin) neue 
Buch- oder Schnittfassungen erstellt werden. Ebenso sind von der 
Stoffentwicklung bis zur Postproduktion Zugeständnisse an die Vor-
stellungen der beteiligten Fernsehredakteur*innen an der Tagesord-
nung. »Mein Film«, so erinnerte sich eine Autorenfilmemacherin an ihr 
Kinodebüt, »wurde durch den WDR-Redakteur sehr stark in Richtung 
Realismus gedrängt.« Dass die Filmförderung auf die tatsächliche 
Produktion kaum noch Einfluss nimmt, ändert nicht viel, denn die Er-
wartungshaltung dieses Akteurs wurde von den Kommunikator*innen 
schon längst – wieder gemäß Schimanks Vorstellung von »Akteurfik-
tionen« – antizipiert. Man sei »beim Schreiben und Entwickeln in den 
Gesetzmäßigkeiten der Branche gefangen«, offenbarte ein Drehbuch-
autor, der mittlerweile auch als Produzent tätig ist. Man wisse, »was 
man tun kann, um Geld zu bekommen«, und erfülle so Erwartungen, 
»ohne dass diese überhaupt bewusst formuliert sein müssen«. 

Mehr noch: Dass selbst etablierte Filmemacher*innen und Produ-
zent*innen wiederholt von Konflikten berichteten und ihre Kompro-
missfähigkeit schließlich als Tugend deklarierten, unterstreicht, wie 
begrenzt die Autonomie der Kommunikator*innen im deutschen Film-
schaffen ist. »Es gibt viele Sachen, die ich gerne erzählen würde. Aber 
die will keiner hören«, gestand eine Drehbuchautorin und ist damit 
keine Ausnahme. Stattdessen vollzieht sich die Aussagenentstehung 
deutscher Kinospielfilme fast ausschließlich unter strenger Einhaltung 
folgender Kriterien: die Grenze zwischen Arthouse und Mainstream 
wahren, keine Genre-Experimente wagen, sondern lieber beispiels-
weise auf Culture-Clash- und Family-Entertainment-Formate oder his-
torische Stoffe (am besten Biographien) setzen, sowie Themenfilme 
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»geschmackvoll« und »ernst« umsetzen. Dass dabei die Systemfrage 
gestellt wird, ist auch angesichts der Herkunft und Sozialisation der 
meisten Kommunikator*innen alles andere als wahrscheinlich.

4 Fazit

Gestützt auf den Ansatz der Akteur-Struktur-Dynamiken zeigt die Un-
tersuchung der dominanten Konstellations-, Erwartungs- und Deu-
tungsstrukturen im Produktionsprozess deutscher Kinospielfilme, dass 
sich das heimische Filmschaffen keineswegs bloß im Spannungsfeld 
zwischen Kunst, Wirtschaftlichkeit und Publikumswünschen bewegt. 
Vielmehr weist die Kinospielfilmproduktion in Deutschland, das bele-
gen die Ergebnisse in vielfacher Hinsicht, auch eine politische Dimen-
sion auf und zeichnet sich in der Tat durch klare Hierarchien aus, was 
sich in den filmischen Deutungsangeboten und Sinnmustern nieder-
schlägt und schlussendlich die bestehenden Machtverhältnisse in der 
Gesellschaft weiter verfestigen dürfte. Denn als Kommunikator*innen 
nehmen vor allem Drehbuchautor*innen und Regisseur*innen zwar 
eine Schlüsselposition für die Wirklichkeitskonstruktion von Kinospiel-
filmen ein, doch übernehmen den Gegenpart im Kampf zwischen Krea-
tiven und Geldgebern keineswegs nur Produktionsunternehmen, Ver-
leihfirmen und Kinoauswerter, sondern mindestens ebenso die 
Filmförderung und das öffentlich-rechtliche Fernsehen als wichtigster 
Finanzier oder Koproduktionspartner. Die Folge: Kinospielfilme kön-
nen in Deutschland erst realisiert werden und ein Publikum finden, 
wenn die Filmförderung von der Lukrativität oder Relevanz des Vorha-
bens überzeugt ist und der Stoff zum Profil der öffentlich-rechtlichen 
Sender passt. 

Mehr noch: Neben der Elitisierung der Branche (und etwa auch der 
Zementierung von Geschlechterungerechtigkeiten) sowie der Heraus-
bildung einer klaren Berufsideologie auf Seiten der Kommunikator*in-
nen versuchen insbesondere die Filmemacher*innen, gemäß ihren 
»Akteurfiktionen« an Bestehendes anzudocken. Der wesentliche Grund 
hierfür ist die Konstellation mit weiteren Akteur*innen im Filmproduk-
tionsprozess, die über Risikomanagement, Gewinnmaximierung und 
Zielgruppenorientierung nachdenken, vor allem jedoch Vorbehalte 
gegenüber provokanten Stoffen haben, auf Publikumserfolge hoffen 
und sich mit Auszeichnungen schmücken möchten sowie eine stand-
ort- und kulturpolitische Agenda verfolgen. Während »gefördert wird, 
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was Deutschland braucht«, so formulierte es Regisseur Dominik Graf 
bereits 2012 in der Zeit (Graf 2012), gelingt es mit dem Filmförder-
komplex offenbar nicht, Diversität und Pluralität zu verwirklichen. In 
diesem Sinne: Ohne eine strukturelle Reform des Filmfördersystems, 
wie sie im Übrigen auch von einigen Brancheninitiativen propagiert 
wird (neben den genannten Frankfurter Positionen beispielsweise auch 
von ProQuote Film und vom Hauptverband Cinephilie), lassen sich die 
imaginative Kraft und das emanzipatorische Potenzial von Spielfilmen 
allenfalls bedingt ausschöpfen. Dass von der nationalen Kinospielfilm-
produktion Impulse bezogen auf die großen Herausforderungen der 
Gesellschaft ausgehen oder gar Transformationsprozesse aktiv voran-
getrieben werden, ist demzufolge nicht zu erwarten.
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Abstract

Der Sharing Economy wird von ihren Befürworter*innen transformatives 
Potenzial zugeschrieben: Sie ermögliche ihren Nutzer*innen finanzielle 
Unabhängigkeit und mache das Wirtschaften nachhaltiger und demokra-
tischer. Kritiker*innen sprechen ihr dieses Potenzial hingegen ab. Wir ge-
hen in diesem Beitrag davon aus, dass die konkrete Ausgestaltung einer 
Sharing-Plattform dafür entscheidend ist, ob die Plattform – und dann in 
Summe: die Sharing Economy – in der Lage ist, einen transformativen Bei-
trag zu leisten oder nicht. Diese Ausgestaltung wiederum hängt vom jeweils 
adaptierten Geschäftsmodell ab. Wir befragen daher die sechs von Muñoz 
und Cohen (2017) vorgeschlagenen Dimensionen der Geschäftsmodelle 
von Sharing-Plattformen bezüglich ihrer Auswirkungen auf die transfor-
mativen Versprechen. Auf diese Weise können wir den Idealtyp einer trans-
formativen Sharing-Plattform bestimmen. Die bekannten Sharing-Platt-
formen, insbesondere Airbnb und Uber, weichen jedoch deutlich von diesem 
Idealtyp ab. Ihnen sind daher Alternativen entgegenzusetzen, soll die Sha-
ring Economy in den Dienst einer Großen Transformation gestellt werden. 
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1 Einführung

Medientechnische Innovationen haben immer auch transformative 
Hoffnungen geweckt. Brecht (1982 [1932/33]) etwa beschrieb das 
transformative Potenzial des Radios als Empfangs- wie auch als Sende-
gerät, und Enzensberger (1997 [1970]) spekulierte auf einen emanzi-
pativen Mediengebrauch durch die Demokratisierung der Videotech-
nik. Auch der epochemachende Medienumbruch, den wir in den 
vergangenen Jahrzehnten durch das Internet erleben, sorgte für weit-
reichende transformative Hoffnungen. In ihrem Kern heben diese Hoff-
nungen auf das Schaffen einer gerechteren Gesellschaft durch die Ver-
änderung von Machtbalancen (sensu Elias 2009 [1970]) ab, die über 
unterschiedlichste Gesellschaftsbereiche hinweg in emanzipatorischen 
Vorstellungen ihren Ausdruck finden: in der Politik etwa in einer neu 
belebten partizipativen und deliberativen Demokratie (etwa Buchstein 
1997), in der Wirtschaft im »Consumer Empowerment« (etwa La-
brecque et al. 2013) oder im Gesundheitsbereich im »Patient Empower-
ment« (etwa Borchers und Krömer 2015).

Besondere Hoffnungen wurden in diesem Zusammenhang in die 
Sharing Economy gesetzt, weil sie eine Medieninnovation auf die Or-
ganisation wirtschaftlicher Prozesse anwendet: Die Sharing Economy 
nutzt die Netzwerkstruktur des Internets, um neue Märkte zu schaffen 
(Chase 2015; Gansky 2010). Die Hoffnungen, die sich aus dieser An-
wendung des Internets ergeben, verfestigen sich in drei Versprechen 
(Jürss und Borchers 2020): 1) ein nachhaltigerer Umgang mit begrenz-
ten Ressourcen; 2) eine Demokratisierung der Wirtschaft; und 3) eine 
stärkere (finanzielle) Unabhängigkeit des Individuums. Diese Verspre-
chen sind, wie noch zu zeigen sein wird, transformativ. Sie sind zudem 
anschlussfähig etwa zu den UN-Nachhaltigkeitszielen (United Nations 
o. J.), zu einer Großen (sozial-ökologischen) Transformation (Göpel 
2020), durchaus auch im Rahmen eines ideologischen Programms wie 
dem Ökosozialismus (Kovel 2007). Nichtsdestotrotz ist die Sharing 
Economy verstärkt ins Kreuzfeuer der Kritik geraten (etwa Hill 2015; 
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Scholz 2017). Denn offensichtlich war sie bislang nicht in der Lage, ihre 
Versprechen einzulösen. 

Trotz der durchweg begründeten Kritik an der real existierenden 
Sharing Economy geht dieser Beitrag davon aus, dass die transformati-
ven Hoffnungen, die in sie gesetzt wurden, prinzipiell berechtigt sind. 
Vor diesem Hintergrund fragen wir, wie eine Sharing Economy gestal-
tet sein müsste, um ihre transformativen Potenziale zu realisieren. Wir 
setzen dazu an den Sharing-Plattformen an, genauer noch: an ihren 
Geschäftsmodellen. Denn diese Plattformen stellen die Infrastruktur 
der Sharing Economy und bestimmen somit darüber, unter welchen 
Bedingungen ihre Nutzer*innen miteinander interagieren. Unser Ziel 
ist es, verschiedene Geschäftsmodelle hinsichtlich ihres Einflusses auf 
das Einlösen der transformativen Versprechen der Sharing Economy 
einzuschätzen.

2 Die Sharing Economy als Akteurin einer 
sozial-ökologischen Transformation? 

2.1 Zum Konzept der Sharing Economy

Die Sharing Economy lässt sich – zumindest tentativ – bestimmen als 
»ein Set von Geschäftsmodellen, Plattformen und Austauschbezie-
hungen […], in dem unter der Beteiligung von Privatpersonen (Peer-
to-Peer) Ressourcen, Dienstleistungen oder das Zugangsrecht zu Din-
gen (temporär) gegen eine Gebühr oder andere Kompensation […] 
über Social-Media-Plattformen des Internets […] verschenkt, ge-
tauscht, geliehen oder verkauft werden« (Hertwig und Papsdorf 2017, 
524). Obwohl diese Definition eine gewisse konzeptionelle Klarheit 
suggeriert, ist die Sharing Economy kein eindeutig bestimmter Hand-
lungsbereich. Keiner der vorgelegten Bestimmungsversuche (etwa 
Acquier, Daudigeos und Pinkse 2017; Frenken 2017; Hamari, Sjöklint 
und Ukkonen 2015; Muñoz und Cohen 2017) hat sich bislang etablie-
ren können. Vor diesem Hintergrund ist es der Verdienst der hier an-
geführten Definition nach Hertwig und Papsdorf, einen Minimalkon-
sens innerhalb der Forschung bestimmen zu wollen. Dennoch dürften 
einige ihrer Definitionsentscheidungen strittig sein – etwa die Be-
schränkung auf Peer-to-Peer-Transaktionen oder die Festschreibung 
auf temporäre Aktivitäten, die eine dauerhafte Überlassung von 



404 Nils S. Borchers & Sebastian Jürss

Tauschobjekten ausschließt. Diese Uneinigkeit über die genaue Be-
stimmung der Sharing Economy hat unterschiedliche Gründe. Nicht 
unwesentlich dürfte sein, dass sich der Handlungsbereich zum einen 
noch immer als recht dynamisch erweist, so dass allzu enge Definitio-
nen zum Teil nicht in der Lage sind, neue Entwicklungen zu erfassen. 
Zum anderen lassen sich aber auch politische Programme in der Defi-
nitionsfindung wiederfinden, die Einfluss darauf nehmen, wie eng 
oder weit das Konzept gefasst wird (zur Rekonstruktion der Ideologie 
der Sharing Economy siehe Jürss und Borchers 2020). Das Resultat: 
Sich voneinander deutlich unterscheidende Plattformen werden im 
Diskurs gemeinsam als Teile der Sharing Economy verhandelt. Wiede-
rum Hertwig und Papsdorf (2017) differenzieren drei Segmente der 
Sharing Economy:

	� die Tausch- und Schenkwirtschaft, in der güterspezifische Tauschbe-
ziehungen bestehen, die weder Äquivalenz der getauschten Güter 
noch monetäre Kompensation vorsehen,
	� die Nischen- und Nebenerwerbswirtschaft, in der Nutzer*innen vor-

rangig bislang nicht kommerzialisierte Dienstleistungen anbieten,
	� die Plattformökonomie, in der für gewöhnlich Angebote und Dienst-

leistungen der bestehenden Ökonomie (der sogenannten »old eco-
nomy«) unter Rekurs auf die Sharing-Rhetorik und mittels Platt-
formeinsatz auf digitale Märkte überführt und dort in der üblichen 
kapitalistischen Weise gehandelt werden. 

Diese Unterschiedlichkeit der drei als Sharing Economy verhandelten 
Segmente spiegelt sich auch in der Beurteilung der Rolle wider, die die 
Sharing Economy in einer notwendigen gesellschaftlichen Transforma-
tion spielen kann. 

2.2 Die Versprechen der Sharing Economy und was 
daraus wurde

Die Sharing Economy wurde von vielen Akteur*innen mit großer Eu-
phorie begrüßt, nicht nur von Unternehmer*innen, sondern auch von 
Politiker*innen und Aktivist*innen. Diese Euphorie lässt sich nachvoll-
ziehen, nimmt man die Versprechen in den Blick, die der Sharing Eco-
nomy zugeschrieben werden. Im Diskurs lassen sich drei zentrale Ver-
sprechen identifizieren (Jürss und Borchers 2020). 
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Erstens soll die Sharing Economy eine effizientere Nutzung von 
Ressourcen und dadurch ein nachhaltiges Wirtschaften ermöglichen. 
Durch das Teilen von Bohrmaschinen, Zelten und Lebensmitteln über 
Sharing-Plattformen steigert sich deren – abstrakt gesprochen – Nut-
zungsintensität. So müssen weniger neue Bohrmaschinen, Zelte und 
Lebensmittel produziert werden. Das gelingt zum einen durch kurz-
fristiges Teilen in den Leerzeiten, während denen die Objekte von ihren 
Eigentümer*innen selbst nicht genutzt werden. So besagt die für die 
Sharing Economy ikonische Erzählung von der Bohrmaschine, dass 
diese im Schnitt nur zwischen 6 und 13 Minuten tatsächlich gebraucht 
wird und den Rest ihrer Existenz ungenutzt im Regal liegt (Botsman 
und Rogers 2011, 83). Sharing-Plattformen wie Peerby schaffen nun 
die Infrastruktur, um ungenutzte Geräte mit vertretbarem Aufwand 
zu verleihen. Zum anderen lässt sich die Nutzungsintensität steigern, 
indem man diese nach Bedarf verschenkt oder verkauft: Das nicht mehr 
benötigte Zelt wird dann über eBay veräußert.

Zweitens soll die Sharing Economy zu einer demokratischeren Form 
des Wirtschaftens führen. Weil (idealtypisch) Peers, also einander 
strukturell gleichgestellte Nutzer*innen, miteinander interagieren, 
werden Hierarchien abgeschafft. Gleichzeitig wird durch die Begeg-
nung als Peers soziales Kapital generiert: Indem man über Couchsur-
fing bei privaten Gastgeber*innen übernachtet und nicht in einem Ho-
tel, entstehen neue Bekannt- oder gar Freundschaften.

Drittens soll es die Sharing Economy ihren Nutzer*innen ermögli-
chen, (finanziell) unabhängig zu werden und sich so aus strukturellen 
Zwängen zu befreien. Sie schafft Sichtbarkeit für Privatpersonen, die 
als Anbietende auf einem Markt auftreten. Indem diese etwa ein leer-
stehendes Gästezimmer über Airbnb vermieten oder ihre Zeit samt 
Fähigkeiten einsetzen, um über TaskRabbit haushaltsnahe Dienstleis-
tungen zu übernehmen, erschließen sich Plattformnutzer*innen als 
Mikro-Entrepreneure (Daum 2017) neue Einnahmequellen.

Diese Versprechen zeigen bereits an, wie die Sharing Economy trans-
formativ wirken kann.1 Um es am Beispiel der UN-Nachhaltigkeits-
ziele (United Nations o. J.) nachzuzeichnen: Die Sharing Economy 

1 Wenn wir in diesem Beitrag von Transformation sprechen, meinen wir eine 
gesellschaftlich wünschenswerte sozial-ökologische Transformation, wie sie 
an unterschiedlichen Stellen und mit unterschiedlichem politischem Unterbau 
imaginiert und propagiert wird, etwa in der Vorstellung einer »Großen Trans-
formation« zur Nachhaltigkeit (Göpel 2020) oder im Konzept des Ökosozialis-
mus (Kovel 2007), vgl. auch Krüger in diesem Band.
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unterstützt, so sie diese Versprechen erfüllt, insbesondere die Ziele der 
Nachhaltigkeit in Konsum und Produktion, der Verringerung von Un-
gleichheiten, der nachhaltigen Städte und Gemeinden sowie von men-
schenwürdiger Arbeit und Wirtschaftswachstum. Daneben bestehen 
zumindest indirekte Verbindungen zu einer Reihe weiterer UN-Ziele 
wie Maßnahmen zum Klimaschutz sowie zu Gesundheit und Wohlerge-
hen. So wird die Sharing Economy potenziell zu einer Transformations-
agentin.

Allerdings haben Kritiker*innen darauf hingewiesen, dass die Sha-
ring Economy dieses Potenzial nicht nur nicht einlöst, sondern eine 
gesellschaftliche Transformation gar blockiert, indem sie die kapitalis-
tische Ausbeutungslogik weiter forciert (etwa Hill 2015; Scholz 2017; 
Slee 2015). Dieser Einwand bezieht sich zumeist auf das Konzept des 
Plattformkapitalismus (Srnicek 2017) und blickt auf beobachtbare 
Dysfunktionalitäten wie die Wohnraumverknappung in touristischen 
Hotspots durch Airbnb-Vermietungen oder die geringen Einkommen 
und mangelnde soziale Absicherung der Gig-Worker von Uber. In den 
Augen der Kritiker*innen ist die Sharing Economy dann nicht weniger 
als »neoliberalism on steroids« (Murillo, Buckland und Val 2017).

Nun liegt es nahe, diese unterschiedlichen Positionen mit der Un-
terschiedlichkeit der als Sharing Economy verhandelten empirischen 
Phänomene in Verbindung zu bringen, wie sie Hertwig und Papsdorf 
(2017) beschreiben. An anderer Stelle haben wir nachgezeichnet, wie 
das Segment der Tausch- und Schenkwirtschaft in der Debatte dazu 
herhalten muss, um die Sharing Economy als Ganzes und damit auch 
das Segment der Plattformökonomie diskursiv zu legitimieren (Jürss 
und Borchers 2020). Hier stellen wir nun die Frage, wie eine Sharing 
Economy beschaffen sein müsste, um einen transformativen Beitrag zu 
leisten. 

3 Sharing-Plattformen und ihre Geschäftsmodelle

Die einzelnen Sharing-Plattformen stellen die Infrastruktur der Sharing 
Economy dar. Sie sind es, die Märkte als Grundlage für Transaktionen 
schaffen. Darüber hinaus geben sie einseitig die Bedingungen vor, un-
ter denen ihre Nutzer*innen als Teilnehmer*innen auf diesen Märkten 
miteinander interagieren, und bestimmen so deren Agency. Auch mit 
Blick auf die Sharing Economy gilt also Lessigs (2006) paradigmatische 
Feststellung »Code is law!« 
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Die Sharing Economy kann mithin nur so transformativ sein, wie 
es die konkreten Plattformen zulassen. Deren Ausgestaltung hängt 
wesentlich von den Plattformbetreiber*innen ab, da diese sie zur op-
timalen Erreichung ihrer Ziele gestalten. Das verbindende Element 
zwischen diesen Zielen der Betreiber*innen und der Ausgestaltung der 
Plattform ist das Geschäftsmodell, auf dessen Grundlage Designent-
scheidungen getroffen werden (Abb. 1). 

Abb. 1: Abhängigkeit des transformativen Beitrags der Sharing Economy 
vom Geschäftsmodell einzelner Sharing-Plattformen als Übersetzung der 

Ziele der Plattformbetreiber*innen.

Ein detailliertes Raster zur Analyse der Geschäftsmodelle von Sharing-
Plattformen haben Muñoz und Cohen (2018) mit ihrem »Sharing busi-
ness modell compass« vorgelegt. Dieser Kompass unterscheidet sechs 
Dimensionen: Plattform, Transaktion, Governance-Modell, Geschäfts-
ansatz, Tauschobjekt und Technologie. Innerhalb dieser Dimensionen 
unterscheidet er jeweils drei Kategorien, in denen die einzelne Dimen-
sion ihre Ausprägung finden kann. 

Bei der Erstellung des Kompasses gehen Muñoz und Cohen deduktiv 
vor, unter besonderem Einbezug der Forschungsergebnisse zur Sharing 
Economy. Ihre Überprüfung des Modells zeigt dann, dass der Kom-
pass in der Lage ist, die Geschäftsmodelle von 36 zu Testzwecken aus-
gewählten Plattformen zufriedenstellend abzubilden. Damit bietet er 
eine geeignete Grundlage für die Analyse in diesem Beitrag.
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4 Die sechs Dimensionen der Geschäftsmodelle 

Im Folgenden werden wir für die sechs von Muñoz und Cohen (2018) 
vorgeschlagenen Dimensionen der Geschäftsmodelle von Sharing-
Plattformen analysieren, welche Folgen ihre unterschiedlichen Ausprä-
gungen auf den transformativen Beitrag der Sharing Economy zeitigen. 
Auf diese Weise möchten wir ermitteln, welche Ausprägungen zu wäh-
len sind, damit eine Plattform die Versprechen der Sharing Economy 
einzulösen vermag. Zum Zweck der Komplexitätsreduktion werden wir 
für diese Prüfung vom »Optimalfall« ausgehen und eine kritische Masse 
an Nutzer*innen sowie kooperatives Verhalten voraussetzen.

4.1 Plattform

Muñoz und Cohen bestimmen den Typ der Plattform anhand einer 
strukturellen Verortung der Akteur*innen, die auf der Plattform als 
Anbietende und Nachfragende interagieren. Dazu unterscheiden sie 
zwischen institutionalisierten Akteur*innen (im Grunde: Unterneh-
men) und Privatpersonen. Erstere können in der Position der Anbie-
tenden auftreten, Letztere sowohl in der Position der Anbietenden als 
auch der Nachfragenden. Daraus ergeben sich für den Plattformtyp 
drei mögliche Konstellationen: 1) Unternehmen als Anbietende und 
Nachfragende (in der Diktion von Muñoz und Cohen: business-to-
business / b2b); 2) Unternehmen als Anbietende, Privatpersonen als 
Nachfragende (business-to-crowd / b2c); und 3) Privatpersonen als 
Anbietende und Nachfragende (peer-to-peer / p2p). Tab. 1 zeigt, wie 
sich diese Ausprägungen auf die Versprechen der Sharing Economy 
auswirken.

Nach unserer Einschätzung besitzt der Plattformtyp eine entschei-
dende Bedeutung dafür, inwiefern die transformativen Versprechen 
eingelöst werden können. In der Diskussion der weiteren Dimensionen 
werden wir daher fragen, inwiefern bestimmte Ausprägungen nicht nur 
die drei eigentlichen Versprechen, sondern eben auch p2p-Transaktio-
nen als entscheidenden Mechanismus einer transformativen Sharing 
Economy fördern (dazu auch Frenken 2017; Schor 2014).

Peer-to-Peer
Als Typ p2p verhandeln Muñoz und Cohen Plattformen, bei denen 
nicht-institutionalisierte Akteur*innen sowohl in der Position der An-

Tab. 1: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Plattform 
auf die Versprechen der Sharing Economy.

Versprechen

Nachhaltig-
keit

Demokratisierung Unabhängig-
keit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

p2p    

b2c    

b2b    

 = positiver Einfluss der Ausprägung auf Versprechen;  = kein positiver Ein-
fluss (Festschreibung des Status quo) oder sogar negativer Einfluss; Ø = kein Zu-
sammenhang zwischen Ausprägung und Versprechen;  = positiver oder nega-
tiver Einfluss, abhängig von Ausprägung in anderer Dimension; () = positiver 
Einfluss, der aber hinter den Möglichkeiten zurückbleibt; p2p = Einfluss der Aus-
prägung auf das Entstehen von p2p-Konstellationen
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bietenden als auch der Nachfragenden auftreten. Ein idealtypisches 
Beispiel für diesen Typ ist die Plattform Tauschgarten, die es Nutzer*in-
nen ermöglicht, Pflanzensamen, Setzlinge und Ähnliches über Tausch-
tickets, die plattformeigene Währung (siehe Dimension Transaktion), 
untereinander zu handeln.

Um Muñoz und Cohens Differenzierung zu schärfen, sei an dieser 
Stelle angemerkt, dass die beiden Autoren im Diskurs üblicherweise 
p2p mit consumer-to-consumer-Interaktionen gleichsetzen. Diese 
Gleichsetzung wird deshalb vorgenommen, weil in der wirtschaftswis-
senschaftlichen Debatte Konsument*innen für gewöhnlich den Gegen-
part zum Unternehmen darstellen. Als Konsument*innen werden so-
dann alle Akteur*innen kategorisiert, die nicht institutionalisiert sind. 
Allerdings wird hierbei unterschlagen, dass die Rolle des Peers voraus-
setzungsreicher ist als die der Konsument*in. Erstere erfordert nämlich, 
dass sich die Interaktionsteilnehmer*innen als strukturell gleichrangig 
begegnen und prinzipiell auch ihre Position wechseln können – also so-
wohl als Anbietende als auch als Nachfragende auftreten. Diese Erwar-
tung wird dagegen nicht an Konsument*innen gerichtet. Unter diesem 
Gesichtspunkt fällt beispielsweise auf, dass die allgemeine Beschrei-
bung etwa von Airbnb als einer p2p-Plattform nur bedingt zutrifft. Ana-
lytisch korrekt ist, dass dort Transaktionen zwischen Peers stattfinden, 
wenn etwa ein nicht genutztes Gästebett in einem Privathaushalt, in 

4 Die sechs Dimensionen der Geschäftsmodelle 

Im Folgenden werden wir für die sechs von Muñoz und Cohen (2018) 
vorgeschlagenen Dimensionen der Geschäftsmodelle von Sharing-
Plattformen analysieren, welche Folgen ihre unterschiedlichen Ausprä-
gungen auf den transformativen Beitrag der Sharing Economy zeitigen. 
Auf diese Weise möchten wir ermitteln, welche Ausprägungen zu wäh-
len sind, damit eine Plattform die Versprechen der Sharing Economy 
einzulösen vermag. Zum Zweck der Komplexitätsreduktion werden wir 
für diese Prüfung vom »Optimalfall« ausgehen und eine kritische Masse 
an Nutzer*innen sowie kooperatives Verhalten voraussetzen.

4.1 Plattform

Muñoz und Cohen bestimmen den Typ der Plattform anhand einer 
strukturellen Verortung der Akteur*innen, die auf der Plattform als 
Anbietende und Nachfragende interagieren. Dazu unterscheiden sie 
zwischen institutionalisierten Akteur*innen (im Grunde: Unterneh-
men) und Privatpersonen. Erstere können in der Position der Anbie-
tenden auftreten, Letztere sowohl in der Position der Anbietenden als 
auch der Nachfragenden. Daraus ergeben sich für den Plattformtyp 
drei mögliche Konstellationen: 1) Unternehmen als Anbietende und 
Nachfragende (in der Diktion von Muñoz und Cohen: business-to-
business / b2b); 2) Unternehmen als Anbietende, Privatpersonen als 
Nachfragende (business-to-crowd / b2c); und 3) Privatpersonen als 
Anbietende und Nachfragende (peer-to-peer / p2p). Tab. 1 zeigt, wie 
sich diese Ausprägungen auf die Versprechen der Sharing Economy 
auswirken.

Nach unserer Einschätzung besitzt der Plattformtyp eine entschei-
dende Bedeutung dafür, inwiefern die transformativen Versprechen 
eingelöst werden können. In der Diskussion der weiteren Dimensionen 
werden wir daher fragen, inwiefern bestimmte Ausprägungen nicht nur 
die drei eigentlichen Versprechen, sondern eben auch p2p-Transaktio-
nen als entscheidenden Mechanismus einer transformativen Sharing 
Economy fördern (dazu auch Frenken 2017; Schor 2014).

Peer-to-Peer
Als Typ p2p verhandeln Muñoz und Cohen Plattformen, bei denen 
nicht-institutionalisierte Akteur*innen sowohl in der Position der An-

Tab. 1: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Plattform 
auf die Versprechen der Sharing Economy.

Versprechen

Nachhaltig-
keit

Demokratisierung Unabhängig-
keit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

p2p    

b2c    

b2b    

 = positiver Einfluss der Ausprägung auf Versprechen;  = kein positiver Ein-
fluss (Festschreibung des Status quo) oder sogar negativer Einfluss; Ø = kein Zu-
sammenhang zwischen Ausprägung und Versprechen;  = positiver oder nega-
tiver Einfluss, abhängig von Ausprägung in anderer Dimension; () = positiver 
Einfluss, der aber hinter den Möglichkeiten zurückbleibt; p2p = Einfluss der Aus-
prägung auf das Entstehen von p2p-Konstellationen
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dem auch die Anbietenden leben, gebucht wird. Anders verhält es sich, 
wenn Anbietende eigens Wohnungen anmieten, um diese über Airbnb 
weiterzuvermieten. 

In solchen Fällen mag die Anbietende zwar vordergründig als Privat-
person (und damit als Konsument*in) auftreten. Analytisch handelt sie 
aber nicht mehr als Peer, weil sie durch die geschäftsmäßige Anmietung 
signalisiert, dass sie ausschließlich oder zumindest deutlich häufiger als 
Anbietende agiert – unabhängig davon, ob sie ihre Tätigkeit (ordnungs-
gemäß) als Gewerbe angemeldet hat und somit auch formal als institu-
tionalisierte*r Akteur*in auftritt. Durch diese strukturelle Präferenz für 
die Position der Anbietenden wird nun aber die Reziprozitätserwartung 
außer Kraft gesetzt. Zu beobachten ist dann nichts anderes als die ge-
schäftsmäßige Vermietung von Übernachtungsmöglichkeiten – eine 
Leistung, wie sie jedes Hotel erbringt. Entsprechend liegen in diesen Fäl-
len analytisch keine p2p-, sondern b2c-Transaktionen vor, und Airbnb 
lässt sich daher mit dem Kategorisierungsraster von Muñoz und Cohen 
nicht eindeutig einem Plattformtyp zuordnen. Um diese Ungenauigkeit 
zu umgehen, werden wir in entsprechenden Fällen nicht auf Ebene der 
Plattformen, sondern der einzelnen Transaktionen argumentieren.

Sharing-Plattformen, die der Kategorie p2p angehören, ermöglichen 
es Privatpersonen, mit ihren Angeboten auf dem Markt auffindbar zu 
werden. Natürlich konnten Hobbygärtner*innen auch zuvor versuchen, 
Pflanzensamen aus ihrem Garten in kleinen Mengen gegen Samen 
Gleichgesinnter zu tauschen. Der Aufwand, sich als Anbietende zu iden-
tifizieren, liegt ohne entsprechende Plattformen allerdings deutlich hö-
her. Möglichkeiten sind hier etwa das Herumfragen im Bekanntenkreis 
oder der Aushang an einem Schwarzen Brett – Möglichkeiten, die eine 
deutliche lokale und temporale, im ersten Fall zudem noch eine deut-
liche soziale Beschränkung aufweisen. Spezialisierte Zeitschriften, die 
Kleinanzeigen aufnehmen, sind zwar lediglich temporal beschränkt, 
dafür kostet das Inserat jedoch in der Regel Geld. Entsprechend muss 
auch in diesem Fall von hohen Transaktionskosten – also den nötigen 
Ressourcen, damit eine Transaktion vonstattengehen kann – ausgegan-
gen werden. Diese Kosten können gerade bei Tauschobjekten, denen 
Transaktionspartner*innen einen verhältnismäßig geringen Wert zu-
schreiben, stark ins Gewicht fallen, so dass sie davon absehen könnten, 
ihre Leerlaufkapazitäten (»idle resources«) feilzubieten beziehungs-
weise sich auf die Suche nach entsprechenden Tauschobjekten zu be-
geben. Im Vergleich dazu ermöglichen Sharing-Plattformen eine ent-
scheidende Senkung der anfallenden Kosten. Sie heben temporale, 
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lokale sowie soziale Beschränkungen auf und machen Angebote ebenso 
unaufwändig (Transaktionskosten) wie erwartbar (Erfolgswahrschein-
lichkeit) auffindbar. 

Aus dem vereinfachten Marktzugang folgt hinsichtlich des Ver-
sprechens auf Unabhängigkeit, dass p2p-basierte Plattformen ihre 
Nutzer*innen in die Lage versetzen, neue Einkommensquellen zu er-
schließen, indem sie ihre Leerlaufkapazitäten zur Nutzung anbieten. 
Das beeinflusst wiederum das Nachhaltigkeitsversprechen: Nur wenn 
es sich für Privatpersonen lohnt (sei es finanziell oder ideologisch), ihre 
Leerlaufkapazitäten als Tauschobjekte anzubieten, können Nachfra-
gende auf diese zugreifen, statt neu produzierte Objekte zu erwerben. 
So wird die steigende Nachfrage nach Übernachtungsmöglichkeiten 
durch die Bereitstellung freier Betten in einzelnen Privathaushalten 
befriedigt, statt neue Hotelkapazitäten zu schaffen. Positive Effekte 
von p2p-Transaktionen sind aber auch hinsichtlich des Versprechens 
auf Demokratisierung zu erwarten. Denn die Reziprozitätserwartung, 
der zufolge Nutzer*innen sowohl in der Angebots- als auch der Nach-
frageposition agieren sollten, führt dazu, dass sich Peers prinzipiell als 
strukturell Gleiche begegnen. Dafür sorgt nicht zuletzt die Tatsache, 
dass sie durch den Rollenwechsel Empathie für die jeweils andere in 
ihrer Rolle ausbilden, denn ihnen sind die Bedingungen auch deren 
Rolle bekannt. Schließlich ist zu erwarten, dass p2p-Transaktionen 
die Bildung von Sozialkapital fördern, da sie die Möglichkeit der Be-
gegnung ebenbürtiger Partner*innen stiften. Es ist zwar zu vermuten, 
dass der Pathos, mit dem dieser Aspekt von so mancher Sharing-Platt-
form eingebracht wird, eine Übertreibung darstellt, weil Begegnungen 
von Peers in diesem Kontext immer auch zweckfunktional sein können 
und müssen: Man trifft sich (etwa über Paul Camper), um den Wohn-
mobilschlüssel zu übergeben, und macht genau das. Nichtsdestotrotz 
verweist die Peer-Konstellation durch die strukturelle Gleichheit auf 
die Person hinter der Rolle: Man wird eher mit einem Peer-Anbieten-
den auch über die Erlebnisse des Tages oder die bevorstehende Reise 
plaudern als mit der Angestellten der Automobilvermietung, die auf 
die Rolle der Unternehmensvertreterin festgeschrieben ist. So berich-
ten etwa Nutzer*innen von Plattformen wie Couchsurfing davon, dass 
durch die dort vermittelten Transaktionen Bekannt- oder gar Freund-
schaften entstanden sind (Decrop et al. 2018). 

Damit handelt es sich bei der Kategorie p2p um die einzige Kategorie 
(über alle Dimensionen hinweg), die sich durchweg positiv auf die Er-
füllung der drei Versprechen auswirkt. 
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Business-to-Crowd
Unter den Typ b2c fallen nach Muñoz und Cohen Plattformen, die 
die Position der Anbietenden auf institutionelle Akteur*innen und 
die der Nachfragenden auf nicht-institutionalisierte Akteur*innen 
festschreiben. Ein Beispiel ist die aus dem Zusammenschluss von 
car2go (Daimler) und DriveNow (BMW) entstandene Plattform 
Share Now, die (ausschließlich) firmeneigene Fahrzeuge zur Kurz-
miete anbietet. Im Grunde handelt es sich dabei also um eine ge-
wöhnliche Autovermietung, die ihre Transaktionen lediglich über 
eine eigens dafür aufgesetzte Plattform verwaltet.

Mit Blick auf das Versprechen der Nachhaltigkeit lässt sich für b2c-
Plattformen feststellen, dass die zur Verfügung gestellten Tauschobjekte 
dem Markt in der Regel eigens zum Zweck der kommerziellen Nutzung 
zugeführt werden, um über ihre Vermietung Profit zu erwirtschaften 
(siehe auch Dimension Tauschobjekt). Share Now hat beispielsweise die 
dort buchbaren Fahrzeuge speziell als Neuwagen zugelassen, um Geld 
an ihnen zu verdienen. Analog mieten kommerzielle Vermieter*innen 
auf Airbnb Wohnungen eigens zu dem Zweck an, diese ihrerseits wei-
terzuvermieten, und entziehen sie so dem Mietmarkt. Das impliziert, 
dass hier eben nicht Leerlaufkapazitäten effizienter genutzt, sondern 
für die Angebotserstellung neue Produkte hergestellt werden – sei es 
unmittelbar (Neubau von Automobilen bei Share Now) oder mittelbar 
(Neubau von Wohnungen, um die dem Markt entzogenen Wohnungen 
zu ersetzen bei Airbnb). Entsprechend zeigen Daten für Berlin und 
Hamburg, dass der Ausbau von kommerziellen Carsharing-Angeboten 
nicht zu einer Verringerung der Autozulassungen geführt hat (Kearney, 
o. J.). Auch das Versprechen der Unabhängigkeit kann von Plattformen 
des Typs b2c nicht erfüllt werden, weil sie per definitionem einzig in-
stitutionelle Akteur*innen in der Position der Anbietenden zulassen. 
Diese Exklusivität hat außerdem zur Folge, dass sich über entspre-
chende Plattformen keine Peers begegnen. Zu beobachten sind also Ge-
schäftsbeziehungen zwischen Unternehmen und Kund*innen, die sich 
strukturell nicht von den hinlänglich bekannten Geschäftsbeziehungen 
der »old economy« unterscheiden. Folglich kann der b2c-Typ auch das 
Demokratisierungsversprechen nicht einlösen.

Business-to-Business
b2b-Plattformen sind Plattformen, auf denen Unternehmen sowohl in 
der Angebots- als auch der Nachfrageposition auftreten. Als Beispiel 
nennen Muñoz und Cohen das Logistikunternehmen Cargomatic, das 
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freie Ladekapazitäten von Lastkraftwagen vermittelt.2 Auf diese Weise 
werden tatsächlich ungenutzte Ressourcen effizienter eingesetzt, so 
dass entsprechende b2b-Plattformen den Ressourcenverbrauch verrin-
gern können. Dies gilt natürlich nur dann, wenn wie bei Cargomatic 
bereits bestehende Kapazitäten zum Einsatz kommen, und nicht wie 
bei Share Now eigens hergestellt werden, um sie über die Plattform an-
zubieten (siehe Dimension Tauschobjekt). Für die Versprechen Unab-
hängigkeit und Demokratisierung gilt hingegen das, was wir im voran-
gegangenen Abschnitt bereits für b2c-Plattformen festgestellt haben: 
Durch die Festschreibung der Position der Anbietenden auf institutio-
nelle Akteur*innen tragen b2b-Plattfromen nicht zur Erfüllung dieser 
Versprechen bei.

4.2 Transaktion

Transaktionstypen lassen sich nach Muñoz und Cohen (2018, 131) 
anhand des Ausmaßes unterscheiden, »to which transactions on the 
platform are left to market forces or if they are suppressed or altered 
by the intermediary”. Im Prinzip verbirgt sich dahinter die Frage, 
ob – und wenn ja: wie – Transaktionen kompensiert werden. Der 
Kompass unterscheidet drei Typen von Transaktionen: Markt, Alter-
nativ und Frei. Tab. 2 gibt einen Überblick über ihre jeweiligen Aus-
wirkungen.

Markt 
Der Typ Markt ist dadurch charakterisiert, dass Transaktionen mit Geld 
kompensiert werden, also mit einer Währung, die auch außerhalb der 
Plattform genutzt werden kann. Dadurch, dass das Angebot einen Wert 
erhält, der in einer allgemeingültigen Währung angegeben ist, so argu-
mentieren Muñoz und Cohen, hält »der Markt« Einzug in die Transak-
tion. Denn die Preisgestaltung der Anbietenden auf der Plattform sollte, 
der Logik der Preisabhängigkeit von Angebot und Nachfrage folgend, 

2 Zwei weitere von Muñoz und Cohen als Beispiel angeführte Plattformen, Co-
healo und Munirent, ermöglichen die Organisation des Ressourceneinsatzes 
zwischen Abteilungen eines einzigen (Groß-)Unternehmens. Hierbei handelt 
es sich aber um ein organisationsinternes Wissensmanagementsystem, weshalb 
die beiden Plattformen nicht als Marktplatz kategorisierbar sind, weil ein und 
derselbe Akteur als Anbieter und als Nachfragender auftritt.
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die Preise von vergleichbaren Angeboten außerhalb der Plattform (also 
etwa des Zimmers in besagtem Hotel) berücksichtigen.

Die Einnahmen können Anbietende beim Transaktionstyp Markt auf-
grund der allgemeinen Gültigkeit der Währung vielfältig einsetzen (Le-
bensmittel einkaufen, an Sea Watch spenden und Ähnliches). Auf diese 
Weise eröffnen Plattformen dieses Transaktionstyps neue, potenziell 
substantielle Einkommensquellen. Mit Blick auf das Unabhängigkeits-
versprechen lässt sich also konstatieren, dass die Nutzung allgemein-
gültiger Währungen seine Einlösung unterstützt. Gleichzeitig schafft sie 
die Möglichkeit, frei verwendbare Einkommen zu generieren, Anreize 
für das Upscaling, also eine Steigerung der Transaktionsanzahl. Solche 
Upscaling-Prozesse sind mit Blick auf das Unabhängigkeitsversprechen 
positiv zu bewerten. Auch das Versprechen der Nachhaltigkeit profitiert, 
wenn die Anreize potenzielle Anbieter dazu motivieren, ihre Leerlauf-
kapazitäten tatsächlich anzubieten. Am Beispiel: Lässt sich mit der Ver-
mietung der eigenen Bohrmaschine Geld verdienen, lohnt sich der damit 
verbundene Aufwand. So muss die Nachfrage nicht durch neu produ-
zierte Bohrmaschinen befriedigt werden. 

Der Transaktionstyp Markt hat aber auch negative Aspekte: Zum 
einen können die Anreize dazu führen, dass Anbieter statt Leerlauf-
kapazitäten neue oder bislang anders genutzte Ressourcen über die 
Plattform anbieten: Wohnungen werden dem Mietmarkt entzogen, um 
sie über Airbnb in Kurzzeitvermietung rentabler zu vermieten – was un-
ter Umständen die Mietpreise in die Höhe treibt (Unabhängigkeit) und 
lokale Sozialstrukturen zerstört (Demokratisierung). Auch können ein 
gesteigertes Angebot an Übernachtungsmöglichkeiten und möglicher-
weise sinkende Übernachtungspreise zu einem Anstieg an Reisen füh-

Tab. 2: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Transaktion 
auf die Versprechen der Sharing Economy (Legende siehe Tab. 1).

Versprechen

Nachhaltig-
keit

Demokratisierung Unabhängig-
keit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

Markt  Ø Ø 

Alternativ  (p2p) (p2p) ()

Frei  Ø (p2p) 
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ren (Nachhaltigkeit). Zum anderen ist eine Kommodifizierung bislang 
kostenloser Produkte und Leistungen denkbar – wenn beispielsweise 
die nachbarschaftliche Einkaufshilfe nunmehr mit Hilfe von Sharing-
Plattformen in Wert gesetzt wird.

Der Transaktionstyp Markt ermöglicht es Plattformnutzer*innen 
zudem, einseitig in einer Position der Anbietenden oder der Nach-
fragenden auf der Plattform zu agieren. Er erzwingt damit keine p2p-
Struktur, wie es beim folgenden Transaktionstyp Alternativ der Fall ist, 
weshalb entsprechende Plattformen auch nicht in der Lage sind, qua 
Design p2p-Effekte zu provozieren (siehe Dimension Plattformtyp).

Alternativ
Es gibt Plattformen, die eigene Währungen eingeführt haben, wie bei-
spielsweise die sogenannten TimeCoins auf TimeRepublik. Muñoz und 
Cohen ordnen diese Fälle dem alternativen Transaktionstyp zu. Die 
plattformeigenen Währungen werden nur dort als Zahlungsmittel ak-
zeptiert und besitzen keinen darüberhinausgehenden Wert, was die 
Anwendungsmöglichkeiten stark einschränkt. Die Nicht-Übertragbar-
keit des auf der Plattform generierten Einkommens in andere Hand-
lungszusammenhänge begrenzt das Upscaling und damit die Möglich-
keit für Nutzer*innen, sich neue, substanzielle Einkommensquellen zu 
erschließen. Um das Versprechen auf Unabhängigkeit zu erfüllen, ist 
der alternative Transaktionstyp also nur bedingt geeignet. Allerdings 
sorgt die Nicht-Übertragbarkeit der plattformeigenen Währung auch 
dafür, dass der über die Plattform erwirtschaftete Mehrwert in der 
Community verbleibt. Es gibt schlicht keine Abflussmöglichkeiten, so 
dass Nutzer*innen das Einkommen nur dort einsetzen können. Diese 
Abflusssperre stärkt die p2p-Struktur, weil es den Rollenwechsel qua 
Design forciert: Das Erwirtschaften eines Einkommens in der Position 
der Anbietenden ist für Nutzer*innen nur dann sinnvoll, wenn dieses 
zu einem anderen Zeitpunkt in der Position der Nachfragenden auch 
genutzt wird. Mit Blick auf das Versprechen der Nachhaltigkeit ist die 
Bewertung des alternativen Transaktionstypen nicht eindeutig. 

Frei
Als freie Transaktionen bezeichnen Muñoz und Cohen solche, in denen 
Anbietende Angebote erstellen, ohne dafür eine Gegenleistung zu ver-
langen. Dieser Typ findet sich etwa auf den Plattformen Couchsurfing 
(Übernachtungsmöglichkeit) und foodsharing (Lebensmittel). Ent-
sprechende Plattformen werden daher mitunter als Teil einer Schenk-
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wirtschaft (»gift economy«) verhandelt (Mikołajewska-Zając 2016). Bei 
diesem Transaktionstyp ist ein Upscaling nicht sinnvoll. Wenn die An-
bietenden keine Gegenleistungen verlangen können, lohnt sich der 
Ausbau der Aktivitäten nicht. Damit bietet dieser Plattformtyp auch 
keine Möglichkeiten, alternative Einkommensquellen zu erschließen. 
Aus Perspektive der Nachfragenden ermöglicht die Nutzung hingegen 
eine Reduktion allgemeiner Ausgaben, da sie die benötigten Produkte 
kostenfrei erhalten und diese nicht auf einem Markt erwerben müssen 
(etwa das Abendessen aus der foodsharing-Box). Mit Blick auf das 
Nachhaltigkeitsversprechen lässt sich zudem festhalten, dass der Trans-
aktionstyp Frei durch Senkung der Transaktionskosten dazu beitragen 
kann, Leerlaufkapazitäten zu nutzen: Das Essen wird aufwandsniedrig 
gespendet, statt es wegzuwerfen. Auf diese Weise zahlen Plattformen, 
die den freien Transaktionstyp nutzen, auf das Versprechen der Nach-
haltigkeit ein.

Wie schon der Transaktionstyp Markt bietet auch der freie Trans-
aktionstyp die Option, die Plattform einseitig in einer Rolle zu nutzen. 
Positionswechsel zwischen Anbietenden zu Nachfragenden werden 
nicht qua Design forciert. Nichtsdestotrotz ist zumindest bei einigen 
Plattformen eine konkrete Reziprozitätserwartung zu beobachten: 
Wer über Couchsurfing bei anderen Nutzer*innen nächtigt, sollte auch 
selbst Gäste beherbergen (Liu et al. 2016). Plattformen können aller-
dings auch ohne eine solche Reziprozitätserwartung operieren, da der 
übergreifende Transaktionstyp Frei ihr Vorhandensein nicht erzwingt. 
Wie stark diese Reziprozitätserwartung ist, hängt maßgeblich von der 
durch die Plattformbetreiber*innen formulierte Vision sowie von der 
gelebten Praxis in der Plattform-Community ab.

4.3 Governance-Modell

Muñoz und Cohen unterscheiden die Geschäftsmodelle von Plattfor-
men in der Dimension Governance-Modell danach, wie Entscheidungen 
getroffen und der Werttausch (»value exchange«) organisiert werden. 
Die drei Ausprägungen sind: Korporativ, Kollaborativ und Kooperativ. 
Mit Blick auf die aktuelle Diskussion um Plattformkooperativen drängt 
es sich jedoch auf, zwei Varianten des kooperativen Typs danach zu 
differenzieren, ob lediglich die Anbietenden oder alle Nutzer*innen an 
diesen beteiligt sind. Tab. 3 liefert einen ersten Überblick über die Aus-
wirkungen.
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Tab. 3: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Gover-
nance-Modell auf die Versprechen der Sharing Economy (Legende 
siehe Tab. 1).

Versprechen

Nachhal-
tigkeit

Demokratisierung Unabhän-
gigkeit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

Korporativ Ø  Ø 

Kollaborativ Ø  Ø 

Kooperativ (V1) Ø () (p2p) 

Kooperativ (V2) (p2p)  (p2p) 

Korporativ
Zum korporativen Typ gehören laut Muñoz und Cohen (2018, 133) 
Plattformen, die »traditional corporate governance models« adaptie-
ren. De facto sind damit diejenigen Plattformen gemeint, die wie ein 
herkömmliches Unternehmen hierarchisch geführt werden. Die Auto-
ren weisen selbst darauf hin, dass die Mehrzahl der Sharing-Plattfor-
men in diese Kategorie fällt – darunter der Großteil der bekannteren 
Vertreter wie Airbnb, Uber, BlaBlaCar, TaskRabbit oder Share Now. Bei 
diesem Governance-Modell sind die Nutzer*innen nicht in die Ent-
scheidungsfindung eingebunden. Stattdessen werden diese durch das 
Management, gegebenenfalls in Abstimmung mit den Eigentümer*in-
nen, getroffen. Entsprechend tragen Plattformen dieses Governance-
Modells nicht zur Demokratisierung bei. Mit Blick auf das Versprechen 
der Unabhängigkeit ist es generell möglich, dass Nutzer*innen neue 
Einkommensquellen erschließen, wenn die Plattform einen entspre-
chenden Transaktionsmodus verwendet (siehe Dimension Transak-
tion). Es liegt allerdings für die Betreiber*innen nahe, einen Geschäfts-
ansatz zu wählen, der auf das Erwirtschaften von Profiten abzielt 
(profitgetrieben oder hybrid). Daher gelten hier die in diesem Zusam-
menhang bereits diskutierten Limitationen (siehe Dimension Geschäfts-
ansatz).

Kollaborativ
Die Informationen, die Muñoz und Cohen zum kollaborativen Gover-
nance-Modell bereitstellen, sind recht begrenzt. Sie bemerken lediglich 
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im Kontext einer Plattform zum Mieten und Vermieten von Haushalts-
gegenständen: »Peerby raised a funding round via crowdfunding with 
their own user community, which we consider to be reflective of colla-
borative governance, because the user community became partial co-
owners in the platform as a result.” (Muñoz und Cohen 2018, 133) An-
ders als im Zitat angedeutet, war die Finanzierungsrunde von Peerby 
allerdings nicht auf Nutzer*innen der Plattform beschränkt, sondern 
für alle interessierten Investor*innen offen. Folglich unterscheidet sich 
die Bewertung des kollaborative Governance-Typs damit nicht vom kor-
porativen: Ähnlich wie man sich (das nötige Investitionskapital und die 
entsprechende Gesinnung vorausgesetzt) Aktien von Uber zulegen 
kann, ist es auch möglich, sich über die Crowfunding-Aktion als Share-
holder bei Peerby einzukaufen, freilich ohne dass damit eine Stimmbe-
rechtigung einherginge. Hinsichtlich der Versprechen besitzt die Be-
wertung des korporativen Typs demnach Gültigkeit auch für den 
kollaborativen Typ.

Kooperativ
Dem kooperativen Typ ordnen Muñoz und Cohen Plattformen zu, die 
genossenschaftlich organisiert sind. Hier suchen sie also Anschluss an 
die Debatte zum Plattformkooperativismus (Scholz und Schneider 
2017). Genossenschaften zeichnen sich gemeinhin dadurch aus, dass 
die Mitarbeiter*innen gleichzeitig Eigentümer*innen des Unterneh-
mens sind. Im Kontext der Sharing Economy wird diese Idee dann zu-
meist auf die Nutzer*innen der Sharing-Plattform bezogen. Hier sind in 
der Regel zwei Varianten zu unterscheiden, die von Cohen und Muñoz 
selbst nicht weiter differenziert werden. 

In Variante 1 treten nur die Anbietenden als Eigentümer*innen 
auf. Als Beispiel können kooperative Zusammenschlüsse von Taxifah-
rer*innen dienen, die gemeinsam eine Plattform betreiben, um Fahr-
ten zu vermitteln (etwa Green Taxi Cooperative). Diese Variante, die 
auch Muñoz und Cohen maßgeblich vor Augen schwebt, hat vor allem 
Scholz (2017) in Abgrenzung zu Uber ausgearbeitet. Prüft man ihre 
Auswirkungen auf die Versprechen der Sharing Economy, stellt man zu-
nächst fest, dass sie – in Verbindung mit einem entsprechenden Trans-
aktionstyp – das Erschließen neuer Einkommensquellen ermöglicht. 
Verglichen mit den beiden bereits besprochenen Governance-Typen ist 
ihr Potenzial hierfür sogar größer: Die Tatsache, dass die Anbietenden 
gleichzeitig die Eigentümer*innen sind, ermöglicht es, die Gebühren 
für die Abwicklung von Transaktionen zu minimieren. Es gibt schließ-
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lich nur eine Akteur*innengruppe, die an den Transaktionen verdienen 
möchte – und nicht zwei wie bei der Trennung von Anbietenden und 
Eigentümer*innen. Im Vergleich zu den beiden anderen Governance-
Typen lässt sich sodann konstatieren, dass Variante 1 der kooperativen 
Plattformen zum Versprechen der Demokratisierung beiträgt, weil 
Anbietenden als Eigentümer*innen ein Mitspracherecht bei Entschei-
dungen eingeräumt wird. Die Entstehung von Sozialkapital wird durch 
diese Variante allerdings nicht gefördert, weil sie dazu neigt, Plattform-
nutzer*innen auf nur eine Position – Anbietende oder Nachfragende – 
festzuschreiben. Da erstere gleichzeitig die Eigentümer*innen der 
Plattform sind, muss man zur Eigentümer*in werden, um die Rolle der 
Anbietenden einzunehmen. Der Rollenwechsel wird dadurch deutlich 
erschwert, so dass im Fall von Variante 1 p2p-Interaktionen unterdrückt 
werden. Entsprechend handelt es sich bei den Eigentümer*innen (und 
Anbietenden) des Green Taxi Cooperative in der Regel um hauptberuf-
liche Taxifahrer*innen.

Variante 2 des kooperativen Typs löst diese Festschreibung auf, 
indem sie alle Nutzer*innen der Plattform zu Mitgliedern der Platt-
form-Kooperativen und damit zu Eigentümer*innen macht. Für diese 
Variante steht vor allem die Idee des »Open Cooperativism«, die das 
Konzept der Kooperativen mit dem der »Commons-based Peer Produc-
tion«, also der gemeinsamen Produktion in einer als Allmende organi-
sierten Gemeinschaft, zusammendenkt (Bauwens und Kostakis 2014; 
Pazaitis, Kostakis und Bauwens 2017). Auf diese Weise sind zum einen 
p2p-Interaktionen möglich, zum anderen wird das Versprechen auf De-
mokratisierung umfassender erfüllt, indem nun alle Nutzer*innen und 
nicht mehr nur die Anbietenden ein Mitspracherecht erhalten.

4.4 Geschäftsansatz

Die Dimension Geschäftsansatz erfasst das Ziel, mit dem eine Plattform 
betrieben wird. Muñoz und Cohen unterscheiden finanzielle von ideel-
len Absichten. Daraus ergibt sich eine Kategorisierung in profitgetrie-
bene und missionsgetriebene Geschäftsansätze sowie hybride Mischfor-
men. Tab. 4 bietet einen Überblick über die Auswirkungen der drei 
Varianten.
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Tab. 4: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Geschäfts-
ansatz auf die Versprechen der Sharing Economy (Legende  
siehe Tab. 1).

Versprechen

Nachhal-
tigkeit

Demokratisierung Unabhän-
gigkeit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

Profitgetrieben  Ø Ø ()

Missionsgetrieben Ø Ø  

Hybrid  Ø Ø ()

Profitgetrieben
Plattformen fallen in die Kategorie Profitgetrieben, wenn ihr Ziel in der 
Erwirtschaftung eines Profits für die Eigentümer*innen besteht. Ein 
Großteil der bekannten Anbieter gehört zu dieser Kategorie, beispiels-
weise Uber, Airbnb oder Helpling. Plattformen aus dieser Kategorie 
können generell dazu beitragen, dass die Sharing Economy ihr Verspre-
chen auf Nachhaltigkeit einlöst, etwa indem das leerstehende Gäste-
zimmer über Airbnb vermietet wird. Allerdings setzt das Ziel, Profit zu 
erwirtschaften, einen Anreiz dafür, die Plattform so zu gestalten, dass 
auch neu produzierte Tauschobjekte und nicht allein Leerlaufkapazitä-
ten auf der Plattform getauscht werden – wie im Falle des Ankaufs eines 
Wohnwagens zur Vermietung über Paul Camper. 

Zusätzliche Angebote erhöhen die Chance zusätzlicher Transaktionen 
und damit eines höheren Profits. Werden Plattformen auf diese Weise 
gestaltet, können sie sich negativ auf das Versprechen der Nachhaltigkeit 
auswirken (siehe Dimension Tauschobjekt). Die Einlösung des Unabhän-
gigkeitsversprechens scheint dagegen möglich: Sobald die Transakti-
onsgebühr eine Einnahmequelle der Plattformbetreiber*innen darstellt, 
werden sie daran interessiert sein, dass für Transaktionen gezahlt wird 
(Transaktionstyp Markt). Binden sie deren Höhe an den jeweiligen 
Preis, werden sie zudem daran interessiert sein, Mechanismen einzu-
führen, die zur Maximierung der abrufbaren Preise beitragen. Von die-
sen Anreizen für die Plattformbetreiber*innen profitieren auch die An-
bietenden. Allerdings werden Plattformbetreiber*innen ebenfalls daran 
interessiert sein, die Transaktionsgebühr zu maximieren. Damit führt 
das Ziel der Profitgenerierung aus Perspektive der Anbietenden dazu, 
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dass sie einen nicht unerheblichen, von den Plattformbetreiber*innen 
maximierten Teil des erwirtschafteten Mehrwerts als Gebühr abführen 
müssen. Sie können also eine neue Einkommensquelle erschließen, ihr 
Erlös ist wegen der Gebühr jedoch geringer, als er sein könnte.

Missionsgetrieben
Muñoz und Cohen stellen profitgetriebenen Plattformen missionsge-
triebene gegenüber, die sich auf ein allgemeinnütziges Ziel verpflich-
ten. Unter diese Kategorie fällt beispielsweise foodsharing, über das die 
Anbietenden Lebensmittel, die sie nicht mehr benötigen, an andere 
Nutzer*innen abgeben können.

Weil missionsgetriebene Plattformen keinen Profit erwirtschaften 
müssen, können sie auf eine Transaktionsgebühr verzichten. Somit un-
terstützen sie in Kombination mit den Transaktionstypen Alternativ und 
insbesondere Markt das Versprechen auf Unabhängigkeit besser als 
profitgetriebene Plattformen, die in der Regel einen Teil des Mehrwerts 
per Gebühr abschöpfen. Die Verpflichtung der missionsgetriebenen 
Plattformen auf ein gemeinnütziges Ziel zieht auch Nutzer*innen an, 
die ähnliche Werte vertreten. Dadurch begegnen sich in diesem Kontext 
Gleichgesinnte, was wiederum die Wahrscheinlichkeit der Entstehung 
von Sozialkapital erhöht, weil das gemeinsame Anliegen als Grundlage 
für ein Kennenlernen dienen kann.

Hybrid
Ansätze, die sowohl profit- als auch missionsgetrieben sind, bezeich-
nen Muñoz und Cohen als Hybriden. Sie haben hierbei vor allem (US-
amerikanische) B Corporations wie Kickstarter oder ehemals Etsy im 
Blick – also For-Profit-Unternehmen, die sich ihr (zusätzliches) Ziel 
einer positiven Einwirkung auf Gesellschaft und Umwelt durch die 
Non-Profit-Organisation B Lab haben zertifizieren lassen. 

Plattformen mit hybridem Geschäftsansatz können als For-Profit-Un-
ternehmen zum Versprechen der Unabhängigkeit beitragen. Allerdings 
gelten auch hier die im Zusammenhang mit der Gewinnorientierung 
diskutierten Einschränkungen durch eine mögliche Transaktionsge-
bühr. Hinsichtlich des Nachhaltigkeitsversprechens besitzt die zu pro-
fitgetriebenen Plattformen geführte Diskussion für hybride Plattformen 
ebenfalls Gültigkeit, weil sich auch in ihrem Fall Anreize für das Einfüh-
ren zusätzlicher Ressourcen herausbilden können. Bezüglich des Demo-
kratisierungsversprechens stellt sich die Frage, ob eine Zertifizierung 
als B Corp bereits ausreicht, um eine Community von Gleichgesinnten 
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Muñoz und Cohen dann drei Kategorien ab: unternutzte Tauschobjekte 
(»under-utilized«), optimierte neue Tauschobjekte (»optimize new«) 
und besitzwechselnde Tauschobjekte (»new home 4 used«). Tab. 5 liefert 
einen Überblick über deren Auswirkungen.

Unternutzte Tauschobjekte
Laut Muñoz und Cohen umfasst die Kategorie unternutzte Tauschob-
jekte solche Objekte, die sich bereits zuvor im Besitz der Anbietenden 
befanden und die nun zur zeitweiligen Nutzung auf einer Sharing-
Plattform angeboten werden. Beispielhafte Plattformen für diese Kate-
gorie sind Airbnb für Übernachtungsmöglichkeiten, Peerby für Haus-
haltsgegenstände und BlaBlaCar für Reisemöglichkeiten. Aus 
analytischer Perspektive sei hier angemerkt, dass die pauschale Zuord-
nung einer Plattform wie Airbnb zu dieser Kategorie nicht gerechtfer-
tigt ist. Die Zuordnung sollte anstatt auf der Ebene der Plattform auf 
der Ebene der einzelnen Transaktionen stattfinden: Es macht einen 
Unterschied, ob das nach dem Auszug des Kindes freigewordene Gäste-
zimmer auf der Plattform angeboten oder ob eine Wohnung eigens zur 
Untervermietung über Airbnb angemietet wird. Der zweite Fall ist ana-
lytisch der Kategorie optimierte neue Tauschobjekte zuzuordnen.

Plattformen der Kategorie unternutzte Tauschobjekte können zu 
einer nachhaltigeren Nutzung von Ressourcen beitragen. Sie verkör-
pern damit die ikonische Erzählung der gemeinsam genutzten Bohr-
maschine. Bei diesem Plattformtyp zeigt sich besonders gut, wie die 
Sharing Economy dazu beitragen kann, eine generellere gesellschaft-
liche Verschiebung der Prioritäten von Besitz zum Zugang zu Objekten 
(Rifkin 2000; Belk 2007) zu unterstützen: Teilen ist das neue Besitzen.

Auch ermöglichen es Plattformen dieser Kategorie – in Kombination 
mit einem entsprechenden Transaktionstyp – ihren Nutzer*innen, neue 
Einkommensquellen zu erschließen. Im Endeffekt besteht das Prinzip 
bei all solchen Plattformen, auf denen physische Objekte getauscht wer-
den,3 daraus, dass Kapital eingesetzt wird, um eine Rendite zu erwirt-
schaften. Als Kapital dienen bei Plattformen der Kategorie unternutzte 
Tauschobjekte bislang nicht als produktives Kapital behandelte Objekte 

3 Zur Unterscheidung zwischen den physischen Tauschobjekten sowie Zeit und 
Fähigkeiten als Tauschobjekten siehe Frenken (2017). Allerdings trifft Frenken 
die nicht näher begründete und zumindest ungewöhnliche Entscheidung, Zeit 
und Fähigkeiten als Tauschobjekte definitorisch aus der Sharing Economy aus-
zuschließen.

Tab. 5: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Tauschob-
jekt auf die Versprechen der Sharing Economy (Legende siehe Tab. 1).

Versprechen

Nachhal-
tigkeit

Demokratisierung Unabhän-
gigkeit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

Unternutzte  Ø Ø 

Optimierte neue  Ø Ø 

Besitzwechselnde  Ø Ø ()

anzuziehen. Diese Frage kann letztlich nur empirisch beantwortet wer-
den, aber der Blick auf die von Muñoz und Cohen für diesen Geschäfts-
ansatz angeführten Beispiele Kickstarter und Etsy lässt vermuten, dass 
hier keine nennenswerten positiven Auswirkungen zu erwarten sind.

4.5 Tauschobjekt

In der Dimension Tauschobjekt (»shared resources«) berufen sich 
Muñoz und Cohen (implizit) auf zwei Kriterien, um Plattformtypen zu 
unterscheiden. Zum einen berücksichtigen sie die Eigentumsverhält-
nisse: Die Tauschobjekte können entweder nach der Transaktion im Be-
sitz der Anbietenden bleiben (Verleih, Vermietung) oder aber in den 
Besitz der Nachfragenden übergehen (Verkauf, Schenkung). Muñoz 
und Cohen gehen also, wie der Großteil der Literatur, von einem weit 
gefassten Sharing-Begriff aus, der eine ganze Reihe an Aktivitäten ent-
hält: »traditional sharing, bartering, lending, trading, renting, gifting 
and swapping« (Botsman und Rogers 2011, xv). Zum anderen berück-
sichtigen sie den Zeitraum, in dem sich das Tauschobjekt im Besitz der 
Anbietenden befindet: Sie können dieses zum Beispiel bereits länger 
besitzen, eventuell ohne es bislang auf einer Sharing-Plattform angebo-
ten zu haben. In diesem Fall ist davon auszugehen, dass dieses ur-
sprünglich aufgrund seines Nutzwerts angeschafft wurde, wie etwa die 
Bohrmaschine, die nach Erfüllung ihres Zwecks ungenutzt im Regal 
liegt. Demgegenüber können Anbietende das Tauschobjekt aber auch 
genau mit dem Ziel angeschafft haben, es auf einer Sharing-Plattform 
anzubieten. In diesem Fall ist der Tauschwert des Objekts für die An-
schaffung ausschlaggebend. Mit Bezug auf diese beiden Kriterien leiten 
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Muñoz und Cohen dann drei Kategorien ab: unternutzte Tauschobjekte 
(»under-utilized«), optimierte neue Tauschobjekte (»optimize new«) 
und besitzwechselnde Tauschobjekte (»new home 4 used«). Tab. 5 liefert 
einen Überblick über deren Auswirkungen.

Unternutzte Tauschobjekte
Laut Muñoz und Cohen umfasst die Kategorie unternutzte Tauschob-
jekte solche Objekte, die sich bereits zuvor im Besitz der Anbietenden 
befanden und die nun zur zeitweiligen Nutzung auf einer Sharing-
Plattform angeboten werden. Beispielhafte Plattformen für diese Kate-
gorie sind Airbnb für Übernachtungsmöglichkeiten, Peerby für Haus-
haltsgegenstände und BlaBlaCar für Reisemöglichkeiten. Aus 
analytischer Perspektive sei hier angemerkt, dass die pauschale Zuord-
nung einer Plattform wie Airbnb zu dieser Kategorie nicht gerechtfer-
tigt ist. Die Zuordnung sollte anstatt auf der Ebene der Plattform auf 
der Ebene der einzelnen Transaktionen stattfinden: Es macht einen 
Unterschied, ob das nach dem Auszug des Kindes freigewordene Gäste-
zimmer auf der Plattform angeboten oder ob eine Wohnung eigens zur 
Untervermietung über Airbnb angemietet wird. Der zweite Fall ist ana-
lytisch der Kategorie optimierte neue Tauschobjekte zuzuordnen.

Plattformen der Kategorie unternutzte Tauschobjekte können zu 
einer nachhaltigeren Nutzung von Ressourcen beitragen. Sie verkör-
pern damit die ikonische Erzählung der gemeinsam genutzten Bohr-
maschine. Bei diesem Plattformtyp zeigt sich besonders gut, wie die 
Sharing Economy dazu beitragen kann, eine generellere gesellschaft-
liche Verschiebung der Prioritäten von Besitz zum Zugang zu Objekten 
(Rifkin 2000; Belk 2007) zu unterstützen: Teilen ist das neue Besitzen.

Auch ermöglichen es Plattformen dieser Kategorie – in Kombination 
mit einem entsprechenden Transaktionstyp – ihren Nutzer*innen, neue 
Einkommensquellen zu erschließen. Im Endeffekt besteht das Prinzip 
bei all solchen Plattformen, auf denen physische Objekte getauscht wer-
den,3 daraus, dass Kapital eingesetzt wird, um eine Rendite zu erwirt-
schaften. Als Kapital dienen bei Plattformen der Kategorie unternutzte 
Tauschobjekte bislang nicht als produktives Kapital behandelte Objekte 

3 Zur Unterscheidung zwischen den physischen Tauschobjekten sowie Zeit und 
Fähigkeiten als Tauschobjekten siehe Frenken (2017). Allerdings trifft Frenken 
die nicht näher begründete und zumindest ungewöhnliche Entscheidung, Zeit 
und Fähigkeiten als Tauschobjekte definitorisch aus der Sharing Economy aus-
zuschließen.

Tab. 5: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Tauschob-
jekt auf die Versprechen der Sharing Economy (Legende siehe Tab. 1).

Versprechen

Nachhal-
tigkeit

Demokratisierung Unabhän-
gigkeit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

Unternutzte  Ø Ø 

Optimierte neue  Ø Ø 

Besitzwechselnde  Ø Ø ()
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im Besitz der Anbietenden. Das Auftreten als Anbietende setzt damit 
allerdings voraus, dass man überhaupt über solches Kapital verfügt. 
Fehlt dieses dagegen, bleibt auch das Versprechen auf Unabhängigkeit 
ein leeres. Anders verhält es sich bei Plattformen, bei denen keine phy-
sischen Objekte getauscht werden, sondern Zeit samt Fähigkeiten als 
Tauschobjekt fungieren. Das ist etwa bei Zeitbanken wie TimeRepublik 
der Fall, aber auch bei Service-Plattformen wie TaskRabbit für haus-
haltsnahe Dienstleistungen oder Helpling speziell für häusliche Rei-
nigungsarbeiten. Hier wird kein Kapital investiert, sondern Arbeitskraft 
verkauft. Fungiert die Arbeitskraft als Tauschobjekt, ist die Anbieten-
denposition, zumindest in der Theorie, deutlich inklusiver angelegt, da 
wesentlich mehr Menschen in der Lage sein dürften, ihre Arbeitskraft 
zu verkaufen als Kapital zu investieren.

Optimierte neue Tauschobjekte
Auf Plattformen, die zur Kategorie optimierte neue Tauschobjekte ge-
hören, werden Objekte zum Tausch gebracht, die Anbietende eigens 
zum Zweck des Anbietens auf diesen Plattformen angeschafft haben. 
Darunter fallen beispielsweise die Fahrzeugvermietung Share Now, 
aber eben auch bestimmte Transaktionen »gemischter« Plattformen 
wie Airbnb. 

Ihr Transaktionsprinzip gleicht denen der Kategorie unternutzte 
Tauschobjekte. Allerdings wirkt sich die Neuanschaffung darauf aus, 
wie gut diese Plattformen die Versprechen der Sharing Economy er-
füllen können. Im Gegensatz zur ersten Kategorie werden nämlich zu-
sätzliche Ressourcen verbraucht, um die neu anzuschaffenden Objekte 
zu produzieren: Share Now vermietet Neuwagen statt bereits genutzte 
Fahrzeuge. Auch wenn diese Wagen intensiver genutzt werden sollten 
als Privatfahrzeuge, führen Plattformen dieses Typs daher zwangsläu-
fig zu einem zusätzlichen Ressourcenverbrauch. Entsprechend ist ihr 
Beitrag zu einem nachhaltigen Wirtschaften als deutlich geringer ein-
zuschätzen. 

Ähnlich wie Plattformen der Kategorie unternutzte Tauschobjekte er-
möglichen es Plattformen der Kategorie optimierte neue Tauschobjekte 
ihren Nutzer*innen wiederum, neue Einkommensquellen zu erschlie-
ßen. Im Vergleich zur ersten Kategorie spitzt sich hier allerdings die 
Frage des Kapitalbesitzes als Zugangsvoraussetzung zur Anbietenden-
position zu. So mag es sein, dass man ein Auto besitzt, das man in den 
ungenutzten Zeiten anderen über eine Plattform wie SnappCar über-
lässt und durch diesen Kapitaleinsatz eine Rendite erwirtschaftet. Die 
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Anschaffung eines Wagens hingegen, der nicht für den Eigenbedarf ge-
nutzt werden soll, sondern eine reine Investition darstellt, erfordert das 
Vorhandensein eines zu Anlagezwecken einsetzbaren Kapitals.

Besitzwechselnde Tauschobjekte
Während die Tauschobjekte bei Plattformen der ersten beiden Typen 
im Besitz der Anbietenden verbleiben, gehen sie bei Plattformen des be-
sitzwechselnden Typs in den Besitz der Nachfragenden über. Das ist etwa 
bei Versteigerungsplattformen wie eBay der Fall, aber auch bei Tausch-
plattformen wie Tauschgarten. Anbieter wie Kleiderkreisel erlauben so-
wohl Tausch als auch Verkauf. Ähnlich wie Airbnb bei der kurzfristigen 
Überlassung operiert jedoch auch eBay mit einem hybriden Ansatz und 
lässt den Verkauf gebrauchter wie neuer Waren zu. Für den zweiten 
Fall, den Verkauf oder Tausch eigens für diese Transaktion über die 
Plattform erworbener Objekte, sieht der Kompass von Muñoz und Co-
hen allerdings keine eigene Kategorie vor.

Hinsichtlich des Versprechens auf Nachhaltigkeit lässt sich für Platt-
formen dieses dritten Typs ein positiver Einfluss konstatieren. Indem 
nicht mehr genutzte Objekte über die Plattform feilgeboten werden 
und in den Besitz von Nutzer*innen gelangen, die ihnen einen Ge-
brauchswert beimessen, wird ihre Nutzungsdauer verlängert. Gleich-
zeitig müssen Nachfragende keine neu produzierten Objekte erwerben. 
Diese Einschätzung gilt selbstverständlich nur für den von Muñoz und 
Cohen vorgesehenen Fall der bereits gebrauchten Tauschobjekte. Das 
Versprechen auf Unabhängigkeit können Plattformen dieses Typs mit 
einem entsprechenden Transaktionsmodell ebenfalls unterstützen, 
indem sie nicht gebundenes, da nicht mehr genutztes Warenkapital 
durch Verkauf oder Tausch in Geldkapital verwandeln. Allerdings sind 
diesem Vorgang engere Grenzen gesetzt als in den Fällen der ersten bei-
den Plattformtypen: Ein Tauschobjekt kann nur einmal verkauft oder 
getauscht werden, während es beliebig oft verliehen oder vermietet 
werden kann. 

4.6 Technologie

Mit der Dimension Technologie erfassen Muñoz und Cohen (2018, 130) 
den Stellenwert, den digitale Technologien für eine Sharing-Plattform 
besitzen: »We define technology as the reliance on digital technologies 
for facilitating discovery and exchange on the platform.« Der Kompass 
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unterscheidet drei Grade: niedriger/kein Technologieeinsatz (»low/no-
tech«), durch Technologie ermöglicht (»tech-enabled«) und technologie-
betrieben (»tech-driven«). Allerdings ist diese Konzeption nur bedingt 
sinnvoll: Erstens scheint bei Plattformen die Möglichkeit einer Techno-
logielosigkeit (»no-tech«) ausgeschlossen. Zweitens wirkt die von 
Muñoz und Cohen als Nebenkriterium für Plattformen mit niedrigem/
keinem Technologieeinsatz angeführte gemeinsame Nutzung einer 
physischen Infrastruktur wenig überzeugend. Denn auch bei Uber, das 
nach Muñoz und Cohen zu den technologienutzenden Plattformen ge-
hört, wird der Zugang zu einem physischen Gut in Form des Fahrzeugs 
ermöglicht. Es liegt daher nahe, vorzuschlagen, die Unterscheidung 
vorranging auf den Einsatz einer technologischen Lösung zur Schaf-
fung eines Marktes zu beziehen; hier zeigt sich eben im Fall von Uber, 
wie sehr die Transaktionen auf vom Algorithmus durchgeführten Ope-
rationen beruhen. Dieser berechnet, welche Nachfragenden mit wel-
chen Anbietenden zu welchem Preis und zu welcher Zeit zusammenge-
bracht werden. 

Drittens, und das ist unser Haupteinwand, sind die beiden letzten Ka-
tegorien nicht trennscharf. Muñoz und Cohens Erklärung beschränkt 
sich auf den Hinweis, dass Plattformen der ersten Kategorie von Face-
to-face-Interaktionen »profitieren« (ebd., 130). Weil die Autoren aber 
kein Beispiel für die erste Kategorie benennen und einzig Uber als Bei-
spiel für die zweite Kategorie anführen, es aber auch bei Uber-Trans-
aktionen in Zeiten nicht-autonomen Fahrens zwangsläufig zu Face-to-
face-Interaktionen kommt, sind diese Interaktionen kein geeignetes 
Unterscheidungskriterium. So scheint sich die Dreiteilung vielmehr 
aus dem Wunsch nach Symmetrie denn aus inhaltlichen Gründen zu 
ergeben. Wir schlagen daher vor, lediglich zwei Ausprägungen zu un-
terscheiden: Low Tech und High Tech (siehe Tab. 6).

Tab. 6: Auswirkungen der Ausprägungen in der Dimension Technologie 
auf die Versprechen der Sharing Economy (Legende siehe Tab. 1).

Versprechen

Nachhal-
tigkeit

Demokratisierung Unabhän-
gigkeit

Entscheidungsrechte Sozialkapital

Low Tech (p2p) (p2p) (p2p) (p2p)

High Tech (p2p) (p2p) (p2p) (p2p)
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Low Tech
Für den Typ Low Tech lässt sich feststellen, dass der weitgehende Ver-
zicht auf eine technologische Lösung bei der Schaffung eines Marktes 
die Plattformen eines grundlegenden Vorteils beraubt, der der Sharing 
Economy überhaupt erst ihren Status als potenzielle Transformations-
agentin verleiht. Denn es ist die Netzwerkarchitektur des Internets und 
damit die technologische Basis, die es erleichtert, schwache Verbindun-
gen (sensu Granovetter 1973) zwischen Peers herzustellen, indem sie 
lokale, temporale und soziale Beschränkungen entscheidend verrin-
gert. Entsprechend gilt für Plattformen dieses Typs, dass sie nicht in 
vergleichbarem Ausmaß zur Entstehung von p2p-Beziehungen beitra-
gen können, womit ihr Beitrag zur Realisierung der drei Versprechen 
als gering einzuschätzen ist.

High Tech
Plattformen der Kategorie High Tech nutzen digitale Technologien, um 
einen Markt zu schaffen, und sind dadurch in der Lage, die Beschrän-
kungen bei der Etablierung schwacher Verbindungen zwischen Markt-
teilnehmenden zu verringern. Auf diese Weise können sie, einen ent-
sprechenden Plattformtyp vorausgesetzt, zur Entstehung von 
p2p-Transaktionen beitragen und so indirekt die Realisierung der Ver-
sprechen unterstützen. 

5 Eine transformative Sharing Economy ist möglich

Die Diskussion der Dimensionen des »Sharing business model com-
pass« von Muñoz und Cohen (2018) hat gezeigt, wie sich die Entschei-
dung der Betreiber*innen für ein bestimmtes Geschäftsmodell auf das 
Potenzial ihrer Plattform – und damit, in Summe, der Sharing Eco-
nomy – auswirkt, eine Große Transformation zu unterstützen. Für jede 
Dimension wurde der jeweils mögliche Beitrag seiner Ausprägungen 
zur Erreichung dieses Ziels herausgearbeitet.

Die vollständige Beschreibung eines Geschäftsmodells erhält man 
jedoch erst, wenn man alle sechs Kompassdimensionen in ihrer Kom-
bination betrachtet. Auf Grundlage unserer Analyse lässt sich nun be-
stimmen, welches Zusammenspiel von Ausprägungen besser oder we-
niger gut geeignet ist, um eine Transformation zu unterstützen. Tab. 7 
stellt die günstigste und ungünstigste Kombination vor.
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Tab. 7: Am ehesten für eine Transformation geeignete und am 
wenigsten geeignete Kombination von Ausprägungen der Geschäfts-
modelldimensionen von Sharing-Plattformen.

geeignetste  
Ausprägungskombination

ungeeignetste  
Ausprägungskombination

Plattform p2p b2c/b2b

Transaktion Abhängig von Priorisierung der 
Versprechen

Abhängig von Priorisierung der 
 Versprechen

Governance Kooperativ (Variante 2:  
»Open Cooperativism«)

Korporativ/Kollaborativ

Geschäftsansatz Missionsgetrieben Profitgetrieben

Tauschobjekt Unternutzte TO Optimierte neue Tauschobjekte

Technologie High Tech Low Tech

Der Blick auf die Flaggschiffe der Sharing Economy – dazu zählen unter 
anderem Airbnb, BlablaCar, eBay, TaskRabbit und Uber – offenbart nun 
allerdings, dass ihre Geschäftsmodelle tendenziell nahe an der ungüns-
tigsten Kombination liegen. Tab. 8 illustriert dies exemplarisch an den 
Plattformen Uber sowie Airbnb und schlüsselt insbesondere den auf 
Uber dominanten und auf Airbnb im Aufstieg begriffenen (Twickel 
2020) Fall der professionellen Anbietenden gesondert auf.

Tab. 8: Transformatives Potenzial der Geschäftsmodelle von Uber und 
Airbnb.

 Uber:  
professionelle Fahrer*innen

Airbnb:  
professionelle Vermieter*innen

Uber:  
gelegentliche Fahrer*innen

Airbnb:  
gelegentliche Vermieter*innen

Plattform b2c  p2p 

Transaktion Markt Ø Markt Ø

Governance Korporativ  Korporativ 

Geschäftsansatz Profitgetrieben  Profitgetrieben 

Tauschobjekt Optimierte neue TO  Unternutzte TO 

Technologie High Tech  High Tech 
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Bei diesen Flaggschiffen handelt es sich durchweg um Plattformen, die 
nach dem oben eingeführten Raster von Hertwig und Papsdorf (2017) 
dem Segment der Plattformökonomie zugehören. Auch im Hinblick 
auf die Geschäftsmodelle gilt also, was sich bereits in der diskursiven 
Legitimierung der Sharing Economy beobachten ließ (Jürss und Bor-
chers 2020): Das in der real existierenden Sharing Economy dominie-
rende Segment der Plattformökonomie rechtfertigt nicht die in die 
Sharing Economy gesetzten Hoffnungen. Diese Hoffnungen beruhen 
vielmehr auf anderen, nicht der Plattformökonomie zuzuordnenden 
Plattformen wie Tauschgarten oder foodsharing, deren wünschens-
werte Auswirkungen durch einen ideologisch motivierten »Brücken-
schlag« (ebd., 194) auch für die Plattformökonomie in Anspruch ge-
nommen werden.

Ungeachtet dieser Beschränkungen der real existierenden Sharing 
Economy legt unsere Analyse jedoch nahe, dass Sharing-Plattformen, 
ein entsprechendes Geschäftsmodell vorausgesetzt, durchaus einen 
Beitrag zu einer sozial-ökologischen Transformation leisten könnten. 
Eine besondere Aufgabe kommt hier Plattformen zu, die das von uns als 
am günstigsten identifizierte Geschäftsmodell – sozusagen den Ideal-
typ einer transformativen Sharing-Plattform – adaptieren. Sie können 
einen Baustein in der »realen Utopie« (Wright 2017) einer nachkapita-
listischen Gesellschaft bilden. Andere Plattformen, die eine Variation 
dieses Geschäftsmodells adaptieren, sind in diesem Zusammenhang 
ebenfalls von Hilfe. Entsprechende Abstufungen lassen sich auf Grund-
lage einer Priorisierung der Versprechen entwickeln. Gewichtet man 
etwa das Versprechen des nachhaltigen Wirtschaftens höher als das 
Versprechen, neue, unabhängige Einkommensquellen zu erschließen – 
eine Entscheidung, die etwa aus einer ökosozialistischen Perspektive 
(Kovel 2007) notwendig erscheint –, sind der freie und der alternative 
Transaktionstyp dem markt-förmigen vorzuziehen. 

Um das transformative Potenzial der Sharing Economy nutzbar zu 
machen, müssten also gerade solche Plattformen eine größere Rolle im 
Feld spielen, deren Geschäftsmodell sich am Idealtyp einer transforma-
tiven Plattform orientiert. Zwar sind uns keine Anbieter bekannt, die 
diesen Idealtyp in Reinform verkörpern, es gibt allerdings Plattformen, 
die sich ihm bereits annähern wie etwa foodsharing, Tauschgarten 
oder BeWelcome. Es ist also notwendig, Projekte dieser Art gezielt auf-
zubauen und ihre Nutzung zu popularisieren. Denn es dürfte klar sein, 
dass sie aus der Perspektive von Investor*innen, die den Imperativen 
eines kapitalistischen Wirtschaftssystems folgen, deutlich weniger an-
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sprechend erscheinen als Plattformen des von uns als am ungünstigs-
ten identifizierten Typs. Die geringere Attraktivität für Investor*innen 
zeigt sich besonders offensichtlich an der Adaption eines missions- statt 
eines profitgetriebenen Geschäftsansatzes, aber auch in anderen Di-
mensionen des Geschäftsmodells wie dem Verzicht auf Zulassung von 
b2c-Transaktionen und von neuen Tauschobjekten sowie an der Wahl 
eines kooperativen statt korporativen Governance-Typs. 

Um transformationsunterstützende Sharing-Plattformen auch ohne 
die Dynamiken eines kapitalistischen Marktes etablieren zu können, 
ist daher zum einen die Arbeit von Aktivist*innen nötig, die bereit 
sind, missionsgetriebene Plattformen aufzusetzen und am Leben zu 
halten. Zum anderen sind die Nutzer*innen gefragt, sich im Rahmen 
von Plattformkooperativen einzubringen. Weil die Transformation 
schließlich nicht einzig von Individuen geschultert werden kann, ist 
zudem eine politische Unterstützung entsprechender Plattformen not-
wendig. Diese Unterstützung sollte von finanziellen Hilfen bis hin zu 
Veränderungen der »Marktregeln« zugunsten transformationsunter-
stützender Plattformen, die etwa den Nachteil begrenzter Upscaling-
Möglichkeiten ausgleichen, reichen. Beispielweise ließe sich nach-
denken über nichtkommerzielle lokale Sharing-Gemeinschaften für 
Gegenstände des alltäglichen und nicht alltäglichen Bedarfs (Rasen-
mäher, Festzelte, Campingausrüstung), die auf einer gemeinsamen, 
von Städten und Gemeinden finanzierten technischen Plattform auf-
bauen. Überlegenswert ist es ebenfalls, Marktbedingungen zugunsten 
genossenschaftlich organisierter Plattformen im Sinne von Felbers Ge-
meinwohl-Ökonomie (2014) zu verändern, etwa durch Steuervergüns-
tigungen oder die bevorzugte Vergabe von Aufträgen oder Privilegien. 
Beispielsweise könnten Städte und Gemeinden genossenschaftlich or-
ganisierten »Mobilitätsunternehmen« (Kurzzeitleihe von Fahrrädern, 
E-Rollern, Autos und anderem) bevorzugt günstige Park- und Abstell-
punkte zuweisen.
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Abstract

Die Bedeutung von Nutzer*innendaten wächst für die verschiedenen Anbieter 
digitaler Dienstleistungen. Es zeichnet sich ab, dass insbesondere der Schutz 
privater Daten zu einem wichtigen Differenzierungsmerkmal von digitalen 
Angeboten wird. Wenn alle anderen Anbieter Daten erheben, um ihre Ange-
bote zu optimieren und zu individualisieren, wäre ein öffentlich-rechtliches 
Angebot, das keine Daten erheben darf, nicht konkurrenzfähig. Die entschei-
dende Frage ist dabei aber nicht, ob grundsätzlich Daten erhoben werden, 
sondern unter welchen Bedingungen, mit welchen Zielsetzungen und gemäß 
welcher Standards. So müssen die Nutzer*innen nicht nur die Möglichkeit 
haben, der Speicherung ihres Profils zuzustimmen, sondern auch verlangen 
können, dass alle ihre Daten wieder gelöscht und das Profil an sie zurückgege-
ben wird. Datenschutz und -sparsamkeit werden in der Folge für einen Teil 
der Bürger*innen ein relevantes Entscheidungskriterium dafür sein, ob sie 
Angebote nutzen wollen. Für die öffentlich-rechtlichen Sender öffnen sich da-
durch neue Perspektiven und gesellschaftliche Aufgaben, indem sie den rele-
vanten Standards entsprechend individualisierte Medienangebote erstellen 
sowie einen Raum besetzen können, in dem Datenschutzstandards gelten.
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1 Dienende Freiheit des Rundfunks

Der Rundfunk in Deutschland, so das Bundesverfassungsgericht, hat 
»keine Freiheit an sich«, sondern eine »dienende Freiheit«. Er soll der 
freien öffentlichen und individuellen Meinungs- und Willensbildung 
und damit der Demokratie »dienen« (BVerfG 1991, 315). Die Medien-
politik wiederum soll die dienende Freiheit der Medien und insbeson-
dere des Rundfunks zur Sicherung freier individueller und öffentlicher 
Meinungs- und Willensbildung stärken und sichern. Dabei muss sie 
nicht allein den Blick auf die privatrechtlich, öffentlich-rechtlich oder 
anders organisierten Akteure haben, sondern auch auf die gesamtge-
sellschaftliche Kommunikation. Die Medienpolitik geschieht heute of-
fensichtlich unter grundlegend anderen Bedingungen als noch vor 30 
Jahren, dem Bezugsdatum des zwischenzeitlich mehrfach abgeänder-
ten Rundfunkstaatsvertrags. Das Internet steckte damals noch in den 
Kinderschuhen, mobile Kommunikation gab es nur über Handys, deren 
Ausmaße und Gewicht eine Nutzung außerhalb des Autos faktisch un-
möglich machten, soziale Netzwerke und Communitys bestanden nur 
in real vermittelter Form.

Öffentliche Kommunikation ist eine Grundvoraussetzung der Demo-
kratie, Meinungs- und Willensbildung bedürfen des kommunikativen 
Austauschs. Das Bundesverfassungsgericht hat immer wieder darauf 
verwiesen, dass es eine zentrale Aufgabe der Medienpolitik sowie der 
sich daraus ergebenden Gesetzgebung sei, vorherrschende Meinungs-
macht zu verhindern 

2 Medienvielfalt

Doch gibt es auf den jeweiligen (Demokratie-)Ebenen tatsächlich ein 
Medienangebot, welches »sicherstellt, dass die Vielfalt der bestehen-
den Meinungen […] in möglichster Breite und Vollständigkeit Aus-
druck« findet, wie es das Bundesverfassungsgericht 2007 gefordert hat 
(BVerfG 2007, 115)? Ist zudem gewährleistet, »dass die in einer Gesell-
schaft verfügbaren Informationen, Erfahrungen, Werthaltungen und 
Verhaltensmuster abgebildet werden« (ebd., 117)? Wird also die Medi-
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enlandschaft ihrer Aufgabe und Funktion in der repräsentativen De-
mokratie »als ständiges Verbindungs- und Kontrollorgan zwischen 
dem Volk und seinen gewählten Vertretern in Parlament und Regie-
rung« gerecht, wie sie das Bundesverfassungsgericht im Spiegel-Urteil 
von 1966 formulierte: 

Sie fasst die in der Gesellschaft und in ihren Gruppen unaufhörlich sich neu 
bildenden Meinungen und Forderungen kritisch zusammen, stellt sie zur 
Erörterung und trägt sie an die politisch handelnden Staatsorgane heran, 
die auf diese Weise ihre Entscheidungen auch in Einzelfragen der Tagespo-
litik ständig am Maßstab der im Volk tatsächlich vertretenen Auffassungen 
messen können. (BVerfG 1966, 35) 

Grundsätzlich ist festzuhalten, dass Vielfalt im medienrechtlichen 
Sinne nicht nur und auch nicht in erster Linie ein quantitativer Aspekt 
ist. Die Tatsache, dass es eine Vielzahl an Angeboten gibt, reicht nicht 
aus, um von Vielfalt zu sprechen. Zwar erweitert eine Vielzahl neuer 
Anbieter das Angebot und bietet Alternativen. Doch selbst wenn es eine 
Vielzahl Anbieter mit großer Massenrelevanz gibt, ist Medienvielfalt 
noch lange nicht garantiert. 

Die Sicherung medialer Vielfalt ist eine zentrale Voraussetzung für 
eine lebendige Demokratie. Denn nur sie versetzt die mündigen Bür-
ger*innen in die Lage, sich umfassend zu informieren, um in der Folge 
kompetente Entscheidungen treffen zu können. So weist Paul Leo Giani 
zu Recht auf Folgendes hin: 

Deshalb ist dem Postulat der Vielfaltssicherung nur dann Rechnung ge-
tragen, wenn die Tiefe und Qualität der Informationen und Hintergründe 
von Meinungsverschiedenheiten in einer Weise aufgearbeitet werden, die 
ihrer Komplexität gerecht wird. Je schwieriger, komplexer also eine Frage 
ist, umso notwendiger ist die inhaltliche Aufbereitung – und zwar – in der 
Vielfalt der in der Gesellschaft bestehenden Wertungen, Erfahrungen etc. 
(Giani 2013, 286)



Für ein neues duales System 437

3 »Duales System« im Rundfunk

Vor 30 Jahren spielten die Medienpolitiker*innen noch eine aktive 
Rolle bei der Gestaltung der Medienlandschaft. So schufen sie die ge-
setzlichen Grundlagen für den privaten Rundfunk. Lange sprach man 
in Deutschland von einem dualen System aus öffentlich-rechtlichen 
und privaten Anbietern: Erstere wurden zu großen Teilen über Rund-
funkgebühren (heute: Rundfunkbeiträge) finanziert, letztere finanzier-
ten sich im Wesentlichen über Werbung.

Finanziell gesehen agieren die beiden lange als »Säulen« des Rund-
funksystems beschriebenen Anbietergruppen auf Augenhöhe. Wäh-
rend die öffentlich-rechtlichen Sender im Jahr 2019 über mehr als 
neun Milliarden Euro im Jahr verfügen konnten, setzten die privaten 
Rundfunk- und Medienanbieter in Radio und Fernsehen sowie über 
Pay-TV, Video-on-Demand, Teleshopping sowie über Mobile und On-
line etwa 13 Milliarden Euro um. Allerdings stagnieren die Umsätze in 
den Bereichen Radio und Fernsehen seit einiger Zeit und sind anteils-
mäßig auf unter 50 Prozent gesunken (Vaunet 2019). Mittlerweile 
entfällt ein wesentlicher Anteil der Werbeausgaben auf Plattformen 
im Internet. Allerdings agieren hier nicht nur Rundfunk- und Medien-
anbieter. Viele journalistische Quereinsteiger*innen wie etwa Google, 
Facebook und Apple, aber beispielsweise auch speziell in Deutschland 
die Ströer SE & Co. KGaA, die das News-Portal t-online.de betreibt, 
nutzen die Plattformen sowie Apps und machen den Medienunter-
nehmen auf deren Feld Konkurrenz. Damit brechen ihnen weiter Ein-
nahmen weg. 

Doch heißt das, dass der Journalismus nicht mehr finanziert werden 
kann? Es gab und gibt nur wenige Medien, die ihren Umsatz ausschließ-
lich über die Einnahmen für ihre journalistischen Angebote generieren. 
Zeitungen und Zeitschriften finanzierten sich nur selten allein über die 
Verkaufserlöse, sondern auch über Werbung oder die Rubrikenmärkte. 
Journalistische Angebote dienten paradoxerweise für einen Teil der An-
bieter vor allem dazu, Werbeeinnahmen zu generieren.

Medienunternehmen erschließen sich deshalb digital neue Ge-
schäftsfelder. Grundlage dafür ist das Sammeln von Nutzer*innenda-
ten, die dazu dienen, die Kundschaft interessenspezifisch mit Inhalten 
zu versorgen und Werbeangebote möglichst gezielt auszuspielen. Die 
gewonnenen Datenprofile werden mitunter auch weiterverkauft.
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4 Medienvielfalt ist nicht allein über den Markt 
realisierbar

Wer den Medienmarkt vor allem unter ökonomischen Gesichtspunkten 
betrachtet, greift zu kurz. Journalistische Vielfalt kann nur dann garan-
tiert werden, wenn es ein relevantes Medienangebot gibt, das unabhän-
gig von politischen und ökonomischen Interessen ist. 

Bereits Karl Marx hatte sich die Frage gestellt, welche Unabhängig-
keit oder Freiheit Medien noch haben, wenn die Informationen einen 
Warencharakter aufweisen, als er in der Rheinischen Zeitung schrieb: 

Die erste Freiheit der Presse besteht darin, kein Gewerbe zu sein. […] 
Gewerbefreiheit, Freiheit des Eigentums, des Gewissens, der Presse, der 
Gerichte, sind alle Arten einer und derselben Gattung, der Freiheit ohne 
Familiennamen. Alleinwie gänzlich irrig ist es nun, über der Einheit den Un-
terschied zu vergessen und gar eine bestimmte Art zum Maß, zur Norm, zur 
Sphäre der anderen Arten zu machen? […] Deine Freiheit ist nicht meine 
Freiheit, ruft die Presse dem Gewerbe zu. Wie du den Gesetzen deiner 
Sphäre, so will ich den Gesetzen meiner Sphäre gehorchen. (Marx 1842) 

Es ist ein Irrglaube, dass eine umfassende Medienvielfalt auf rein wirt-
schaftlichem Wege möglich sei. Gewerblich orientierte Medien sind in 
ihrer Freiheit beschränkt. Werbefreiheit ist also eine erste und wesent-
liche Voraussetzung für freie Medien. Kurz gesagt bedeutet das: Das 
Geld folgt dem Auftrag und nicht der Auftrag dem Geld. Dazu stellte 
das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2018 fest: 

[D]er publizistische und ökonomische Wettbewerb führt nicht auto-
matisch dazu, dass in den Rundfunkprogrammen die Vielfalt der in einer 
Gesellschaft verfügbaren Informationen, Erfahrungen, Werthaltungen 
und Verhaltensmuster abgebildet wird. Auch wegen des erheblichen Kon-
zentrationsdrucks im privatwirtschaftlichen Rundfunk und der damit ver-
bundenen Risiken einer einseitigen Einflussnahme auf die öffentliche Mei-
nungsbildung sind daher Vorkehrungen zum Schutz der publizistischen 
Vielfalt geboten. (BVerfG 2018, 77) 

Die ARD ist prinzipiell ähnlicher Meinung: 

Die Journalistinnen und Journalisten in der ARD arbeiten politisch und 
wirtschaftlich unabhängig – sie müssen sich nicht um die Maximierung von 
Klickraten und Werbeeinnahmen sorgen, denn ihre Arbeit ist dem öffent-
lich-rechtlichen Gemeinschaftsprinzip und nicht der Gewinnerzielung ver-
pflichtet. (ARD 2017, 12) 
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Doch die Realität sieht anders aus, denn man orientiert sich auch beim 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk gegenwärtig in weiten Teilen des 
Programmangebots klar an Marktanteilen und Quoten. Der wesent-
liche Unterschied zwischen den kommerziellen, werbefinanzierten 
Angeboten der privaten Sender oder Presseverlage und dem beitrags-
finanzierten Journalismus besteht gerade darin, dass letzterer keine 
Marktkriterien zur Grundlage haben muss. Der Erfolgsmaßstab ist 
nicht der Marktanteil, sondern die gesellschaftliche Reichweite einer 
Vielzahl qualitativ guter Angebote für alle Bevölkerungsgruppen und 
ihr Beitrag zur freien Meinungsbildung. Akzeptanz ist auch eine Frage 
der Breite und Vielfalt des Angebots. Der öffentlich-rechtliche Rund-
funk soll, so das Bundesverfassungsgericht in seinem ZDF-Urteil aus 
dem Jahr 2014, »durch eigene Impulse und Perspektiven zur Angebots-
vielfalt beitragen und unabhängig von Einschaltquoten und Werbeauf-
trägen ein Programm anbieten, das den verfassungsrechtlichen Anfor-
derungen gegenständlicher und meinungsmäßiger Vielfalt entspricht« 
(BVerfG 2014, 37).

Für das Bundesverfassungsgericht gehört dazu auch, dass sich die 
Sender mit ihren Angeboten nicht nur an ein möglichst breites Publi-
kum wenden und dementsprechend Standardformate für den Massen-
geschmack bieten. Der Auftrag ist nicht »auf eine Mindestversorgung 
oder auf ein Ausfüllen von Lücken und Nischen, die von privaten An-
bietern nicht abgedeckt werden«, beschränkt. Die Sender sollen statt-
dessen »die volle Breite des klassischen Rundfunkauftrags« abdecken, 
zu dem neben der Information auch die Unterhaltung gehört. Außer-
dem haben die Sender eine kulturelle Verantwortung und sollen sich 
mit der Gesamtheit ihrer Angebote an das gesamte Publikum richten: 
»Dabei muss sein Programmangebot für neue Publikumsinteressen 
oder neue Inhalte und Formen offenbleiben und darf auch technisch 
nicht auf einen bestimmten Entwicklungsstand beschränkt werden.« 
(BVerfG 2014, 37)

Vier Jahre später wurde das Bundesverfassungsgericht dahingehend 
noch deutlicher. Es stellte fest, dass die Digitalisierung der Medien und 
insbesondere die Netz- und Plattformökonomie des Internet einschließ-
lich der sozialen Netzwerke Konzentrations- und Monopolisierungs-
tendenzen bei Anbietern, Verbreitern und Vermittlern von Inhalten 
begünstigen. Wenn deren Angebote zum größten Teil werbefinanziert 
sind, fördern sie nicht unbedingt den publizistischen Wettbewerb:
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[…] auch im Internet können die für die Werbewirtschaft interessanten 
größeren Reichweiten nur mit den massenattraktiven Programmen er-
reicht werden. Hinzu kommt die Gefahr, dass – auch mit Hilfe von Algorith-
men – Inhalte gezielt auf Interessen und Neigungen der Nutzerinnen und 
Nutzer zugeschnitten werden, was wiederum zur Verstärkung gleichgerich-
teter Meinungen führt. Solche Angebote sind nicht auf Meinungsvielfalt 
gerichtet, sondern werden durch einseitige Interessen oder die wirtschaft-
liche Rationalität eines Geschäftsmodells bestimmt, nämlich die Verweil-
dauer der Nutzer auf den Seiten möglichst zu maximieren und dadurch den 
Werbewert der Plattform für die Kunden zu erhöhen. Insoweit sind auch Er-
gebnisse in Suchmaschinen vorgefiltert und teils werbefinanziert, teils von 
»Klickzahlen« abhängig. Zudem treten verstärkt nicht-publizistische An-
bieter ohne journalistische Zwischenaufbereitung auf. (BVerfG 2018, 79)

5 Datenschutz als wesentliches Merkmal eines neuen 
dualen Systems

Es zeichnet sich ab, dass insbesondere die Datensicherheit für einen 
Teil der Nutzer*innen zu einem wichtigen Differenzierungsmerkmal 
von digitalen Angeboten wird, das deren Auswahl maßgeblich be-
stimmt: 

Datenschutz und Privatsphäre sind nicht nur für den einzelnen Menschen 
existenziell wichtig. Viel zu wenig wird in der öffentlichen Diskussion ge-
sehen, dass sie auch völlig unverzichtbar für die Demokratie sind. Ohne 
Privatsphäre und Datenschutz gibt es keine Demokratie. (Boehme-Neßler 
2018)

Doch welche Medienanbieter können nicht nur Datenschutzstandards 
für ihre Angebote garantieren, sondern verfügen auch über eine hinrei-
chende Größe, Reichweite und Relevanz in der Gesellschaft, um diese 
Standards mit durchzusetzen beziehungsweise ihnen zum Durchbruch 
zu verhelfen? Die öffentlich-rechtlichen Sender kämen dafür in Frage. 
Während das alte duale System durch öffentlich-rechtlichen und priva-
ten Rundfunk gekennzeichnet war, könnte sich das neue duale System 
am Umgang mit personenspezifischen Daten ausdifferenzieren und so 
zwischen datensparsamen und »datenfressenden« Plattformen unter-
scheiden.

In den letzten Jahren bieten immer mehr Drittanbieter und Querein-
steiger Rundfunk beziehungsweise rundfunkähnliche und andere me-
diale Angebote, die zum Teil auch die Meinungs- und Willensbildung 
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beeinflussen. Dies geschieht vor allem deshalb, um die Nutzer*innen 
auf ihre Plattformen zu locken und personenspezifische Daten zu ak-
quirieren. Kommerzialisiert werden diese Daten durch das Schalten 
personalisierter Werbung, die Unterbreitung von Kaufangeboten oder 
einen Weiterverkauf der Daten. Es geht vor allem darum, die (endliche) 
Aufmerksamkeit der jeweiligen Nutzer*innen für sich zu gewinnen 
und möglichst lange zu binden. Das lässt sich am besten mit personen-
spezifischen medialen Angeboten bewerkstelligen. Dementsprechend 
werden auch die neuen Möglichkeiten der sozialen Netzwerke genutzt. 
Ziel fast jeder Kommunikation wird es, neue Daten zu gewinnen. Kom-
munikative Prozesse und somit auch soziale Beziehungen werden mo-
netarisiert. Die sich daraus ergebenden Aktionen der Anbieter haben 
also auch Kommunikation zum Ziel – doch diese muss nicht zwangs-
läufig Demokratie befördern. Schließlich können die Daten dazu ge-
nutzt werden, vorhandene Sichtweisen zu verstärken oder gegenläufige 
Informationen und Argumente auszublenden, wenn das die Nutzer*in-
nen länger auf der Plattform hält.

Was folgt daraus für die bisher etablierten Medienunternehmen? Die 
Konsequenz ist, dass diese nur dann relevant bleiben können, wenn 
auch sie mit ihren Angeboten Nutzer*innendaten akquirieren. Nur so 
sind sie in der Lage, personenspezifische Angebote zu unterbreiten und 
auf die Interessen der Nutzer*innen einzugehen. 

Was bedeutet es, wenn gefordert wird, dass die Sender über ihre 
digitalen Plattformen keine Daten sammeln dürfen? Das käme der Ver-
bannung in eine Nische gleich, gefolgt von rasch einsetzender gesell-
schaftlicher Irrelevanz. Wenn alle anderen Anbieter Daten erheben, 
um damit ihre Angebote zu optimieren und zu individualisieren, wäre 
ein öffentlich-rechtliches Angebot, das keine Daten erheben darf, nicht 
mehr konkurrenzfähig. 

Die entscheidende Frage ist nicht mehr, ob Daten erhoben werden 
dürfen oder nicht, sondern unter welchen Bedingungen und mit wel-
chen Zielen dies geschieht und ob Nutzer*innen die Möglichkeit haben, 
nicht nur ihr Einverständnis zur Datenspeicherung zu geben, sondern 
auch zu verlangen, dass alle ihre Daten wieder gelöscht beziehungs-
weise zurückgegeben werden. Dabei haben die öffentlich-rechtlichen 
Sender zudem den Vorteil, dass sie über Beiträge finanziert sind und 
personenspezifische Daten nicht weiterverkaufen müssen. 

Datenschutz und -sparsamkeit werden für einen Teil der Bürger*in-
nen ein relevantes Entscheidungskriterium sein, um Angebote zu 
nutzen oder abzulehnen. Das macht sie potenziell zu einem wichtigen 
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Differenzierungsmerkmal von digitalen Angeboten in der Zukunft. Al-
lerdings müssen die Bürger*innen überhaupt erst einmal die Wahl dazu 
haben. Und diese sollte auch bei allen anderen digitalen Anbietern 
möglich sein, vom Pizzaservice über den Buchhändler bis zur Bank. 

6 Neue Perspektiven für die öffentlich-rechtlichen 
Sender

Für die öffentlich-rechtlichen Sender ergeben sich darüber hinaus 
ganz neue Perspektiven und gesellschaftliche Aufgaben, wenn man 
die neuen technischen Möglichkeiten unter den oben geschilderten 
Rahmenbedingungen weitergehend nutzt und Datenschutz nicht 
darauf verkürzt, keine Daten zu erheben. Die Nutzer*innen können 
selbst entscheiden, welche Daten die Sender von ihnen haben dürfen 
oder löschen müssen. Angesichts des umfangreichen inhaltlichen An-
gebots von ARD, ZDF und Deutschlandradio in fast allen Genres wäre 
es auch möglich, jeder Beitragszahlerin ein auf sie zugeschnittenes 
individuelles und doch redaktionell gestaltetes Angebot zu unterbrei-
ten. Wenn die Sender wissen, dass sich ein Nutzer oder eine Nutzerin 
etwa für Radball, Kriminalhörspiele, Kurzfilme und Asien interessiert, 
könnten sie ihn oder sie täglich über die aktuell laufenden Angebote 
zu diesen Themen auf ihren Sendern informieren. Dadurch wäre es 
möglich, für jedes spezifische »Interessenportfolio« ein eigenes Ange-
bot entwickeln. 

Über eine App könnte man ein personenspezifisches Programm 
zusammenstellen, in dem, redaktionell gestaltet, den Nutzer*innen 
Beiträge und Musik entsprechend der eigenen Interessengebiete zur 
Verfügung stehen. Wenn diese dann ein Beitrag oder Angebot nicht 
interessiert, könnten sie es wegwischen und neue Inhalte angezeigt 
bekommen. Der Vorteil: Dieses »Wegschalten« würde nicht zum Ver-
lassen des Angebots führen, sondern die Nutzer*innen auf dem Kanal 
behalten. Die App könnte zudem so lernen, was ihnen gefällt. Aller-
dings müsste redaktionell abgesichert werden, dass sich die Nutzer*in-
nen auf diesem Weg keine eigene Filterblase schaffen. Immer wieder 
sollte die App ihnen über die eigenen Interessen hinaus redaktionell als 
relevant erkannte Themen und Genres anbieten. Neben ihren anderen 
Programmen und Angeboten könnten so ARD, ZDF und Deutschland-
radio ihre breit gefächerten Inhalte zielgerichtet jenen offerieren, die 
diese gern nutzen würden, jedoch in der digitalen Welt bisher nicht 
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auf diese Vielfalt aufmerksam gemacht wurden. Schließlich verfügen 
sie über 18 öffentlich-rechtliche Fernsehsender und mehr als 70 Radio-
angebote. Auch wenn nicht alle Angebote rund um die Uhr originäre 
Inhalte bieten, so ist doch das Angebot so groß, dass eine Einzelperson 
dieses allein kaum überblicken und in seiner Gänze nutzen kann. 

Noch haben ARD, ZDF und Deutschlandradio das Potenzial und die 
gesellschaftliche Relevanz, um Kern der datensparsamen Säule des 
neuen dualen Systems zu sein. Sie könnten damit indirekt weitere An-
bieter unterstützen, die sich an die Datenschutzkriterien halten, wie 
Medienanbieter, aber auch Onlineverkaufsportale bis hin zum Pizza-
service oder Blumenladen. Doch irgendwann wird die Zeit dafür vorbei 
sein, denn dann haben andere Instanzen bereits Tatsachen geschaffen. 
Die Sender könnten zum Technologietreiber für datensparsame An-
gebote werden und dadurch öffentliche Standards und auch andere 
Anbieter unter Druck setzen. Unsere Medienpolitik ist gefordert, den 
Sendern diese Entwicklungsperspektive zu eröffnen.

Der vor 30 Jahren geschlossene Rundfunkstaatsvertrag wurde im 
Zuge der technologischen Entwicklung 22 Mal geändert. Im Herbst 
letzten Jahres trat ein neuer Medienstaatsvertrag in Kraft, der wesent-
liche Regelungen des Rundfunkstaatsvertrages übernommen hat. So 
unterscheidet man noch immer in Radio, Fernsehen und Telemedien. Es 
gelten weiterhin unterschiedliche Regelungen für die Unternehmen, die 
schon immer Radio und Fernsehen angeboten haben, und solchen, 
die allein im Internet mediale Angebote unterbreiten. Doch die Ziele 
und die Notwendigkeit der Vielfaltssicherung bestehen in der digitalen 
Welt unverändert weiter. Viele Instrumente können übernommen wer-
den. Allerdings gibt es eine notwendige Erweiterung: Die Anforderung 
zur Sicherung der Vielfalt darf sich nicht mehr nur an die Rundfunkun-
ternehmen richten. Sie muss auf alle Unternehmen erweitert werden, 
die in Medienmärkten agieren und damit zur Meinungsbildung bei-
tragen: Telekommunikationsunternehmen, Plattformbetreiber, Such-
maschinen und soziale Netzwerke. Zudem stehen wir vor der Frage, ob 
nicht ein wesentlich größerer Teil der Mittel aus dem Rundfunkbeitrag 
auch zur Finanzierung von Angeboten genutzt werden sollte, die nicht 
von öffentlich-rechtlichen Anbietern erstellt werden, aber wesentlich 
zur Meinungs- und Willensbildung in der Gesellschaft beitragen. So 
brachte der Senator der Behörde für Kultur und Medien, Dr. Carsten 
Brosda, ins Gespräch, statt Institutionen stärker journalistisch-redaktio-
nelle Inhalte zu fördern. Es gehe um die journalistische Leistung, nicht 
um die Verbreitungsform (Brosda und Schulz 2020). Schon 2011 hatte 
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die AG Dokumentarfilm angesichts der sich abzeichnenden Mehrein-
nahmen aus dem Rundfunkbeitrag vorgeschlagen, dass die Beitragszah-
ler*innen zehn Prozent ihres Rundfunkbeitrags selbst auf verschiedene 
Medienangebote verteilen dürfen (AG Dokumentarfilm 2011). Diese 
neuen Angebote können sich dann an den Datenschutzstandards der 
großen Anbieter orientieren und deren Praxis übernehmen.

Es dient der gesellschaftlichen Meinungs- und Willensbildung, wenn 
es mehr Angebote gibt, die frei und unabhängig von den Interessen 
Dritter erstellt werden. Dabei geht es nicht nur um die Unabhängig-
keit von direktem politischem oder wirtschaftlichem Einfluss. Es ist 
auch vielfaltsverengend, wenn man mit den eigenen Angeboten Geld 
verdienen muss und sie dafür zielgruppenorientiert optimiert. Dies 
schränkt die Freiheit des jeweiligen Medienunternehmens ein. Die 
Presse- beziehungsweise Medienfreiheit folgt eben anderen Regeln und 
Zielen als die Gewerbefreiheit. Ein beitragsfinanziertes Angebot kann 
anders agieren als eines, das sich auf dem Werbe-, Publikums- oder Da-
tenmarkt behaupten muss. Deshalb sollte das Prinzip der Beitragsfinan-
zierung auch auf Angebote weiterer Mediengattungen ausgedehnt wer-
den, wenn diese öffentlich-rechtlichen Standards genügen. So würden 
die Sender den Beitragszahler*innen, dem Datenschutz, der Vielfalt in 
der Gesellschaft und der öffentlichen Meinungs- und Willensbildung 
dienen.

Diese Idee wurde in ihren Grundzügen erstmals im Frühjahr 2014 
veröffentlicht (Hilker und Kamann 2014). So blieben die Daten sowie 
auch die Spielregeln unter eigener Kontrolle und es könnte digitale 
Souveränität aufgebaut werden. Dazu sei eine »EU-weite technologi-
sche Lösung mit jeweils nationalen Ausgestaltungen« am sinnvollsten. 
Doch dürfe man die rechtlichen Hürden nicht unterschätzen. Vergleich-
bare Plattformvorhaben scheiterten in der Vergangenheit am Kartell-
recht. So wurden sowohl die »Amazonas«-Plattform von ProSieben, 
Sat.1 und RTL als auch die öffentlich-rechtliche Plattform »Germany’s 
Gold« von ARD und ZDF durch das Bundeskartellamt untersagt. Der 
Medienrechtler Tobias Gostomzyk (2018) fordert deshalb, »das Kartell-
recht […] als publizistisches Kartellrecht an die Bedingungen der Platt-
formökonomie anzupassen: Plattformbezogene Kooperation müsste 
möglich sein, wenn sie dem publizistischen Wettbewerb nicht schadet, 
aber wirtschaftliche Vorteile bringt.« 

An dieser Stelle ist der Gesetzgeber gefordert. Der Bund muss das 
Wettbewerbsrecht entsprechend novellieren und gemeinsam mit den 
Ländern die Datenschutzstandards so anpassen, dass die öffentlich-
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rechtlichen Sender ihren Auftrag zur öffentlichen und individuellen 
Meinungs- und Willensbildung bestmöglich erfüllen können. Wenn der 
Gesetzgeber die Sender weiter im bisherigen Rahmen gefangen hält, 
werden diese bei der Erfüllung ihres demokratischen Auftrags zuneh-
mend scheitern.
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Abstract

Finanzeinbrüche, Redaktionsverschlankungen, Zusammenschlüsse: Auf 
lokaler Ebene gibt es kaum noch eigenständige Berichterstattung und der 
überregionale Journalismus hat seine pluralistische Vielfalt eingebüßt. 
Der Rundfunk ist durch eine zunehmende Boulevardisierung und Entpo-
litisierung gekennzeichnet. Das hat Folgen für die Demokratie: Von der 
Gesellschaft gewünschte Funktionen der Medien, wie Abbildung unter-
schiedlicher Meinungen, Wahrheitssuche oder objektive Informations-
vermittlung, können kaum noch gewährleistet werden. Die Nachrichten-
branche befindet sich in einer Krise, deren Ursache in den Institutionen 
des kapitalistischen Marktsystems zu finden ist. Medienreformen sind 
daher dringend nötig. Ziel dieses Beitrages ist – neben einer kritischen 
Bestandsaufnahme des Journalismus – Visionen und Strategien für Me-
dienreformen herauszuarbeiten, die von einer sozialen Bewegung einge-
leitet und mit Blick auf die deutsche Medienlandschaft realisiert werden 
können. Darunter fallen folgende Aspekte: Konzentrationskontrolle, un-
abhängige Aufsicht und Überwachung journalistischer Standards, De-
mokratisierung der Presse- und Rundfunkräte, Aufbau und Finanzie-
rung unabhängiger Nachrichtenmedien, öffentliche Kontrolle und 
journalistische Selbstverwaltung. Medienreform wird außerdem als Me-
diengerechtigkeit verstanden, die durch Prinzipien wie Egalitarismus 
und Demokratie sowie finanzieller und ökologischer Nachhaltigkeit cha-
rakterisiert sein sollte.
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1 Einführung

Natalie Fenton et al. (2020, 84) schreiben in ihrem Manifest für eine 
Medienreform, die Aufgabe von emanzipatorischen Sozialwissen-
schaften sei es, auf der Basis einer systematischen und kritischen Un-
tersuchung des gegenwärtigen Gesellschaftszustands Alternativen zu 
entwickeln.1 Ihnen geht es darum, zunächst die Handlungslogiken 
von existierenden Medienorganisationen sowie die Funktionen der 
wesentlichen Institutionen innerhalb der politischen Ökonomie der 
Medienindustrie zu erfassen und ihre Defizite herauszuarbeiten 
(ebd.). Aufbauend auf dieser Kritik des Status quo, welche die Legiti-
mität von Medienmacht in Frage stellt, können dann die Strukturen 
eines neuen Mediensystems und Strategien der Medienreform entwi-
ckelt werden (ebd.). In diesem Sinn beleuchtet der anschließende Ab-
schnitt zunächst die Ursachen der Krise des Journalismus in Deutsch-
land. Darauf folgt eine kritische Analyse der Institutionen der 
kapitalistischen Medienindustrie. Der Hauptteil stellt im Anschluss 
kurz-, mittel-, und langfristig realisierbare Visionen und Strategien 
für Medienreformen vor. Abschließend werden die Konturen eines 
demokratischeren Mediensystems, das vielfältigen Akteur*innen der 
Zivilgesellschaft Zugang zu Medien gewährt und von der Gesellschaft 
gewünschte Funktionen der Nachrichtenmedien wie Meinungsviel-
falt, Wahrheitssuche oder objektive Politik- und Informations-
vermittlung leisten kann, aufgezeigt. 

1 Fenton et al. (2020, 84) beziehen sich hier insbesondere auf Erik Olin Wright. 
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2 Die Krise des Journalismus

In seiner Festrede zur Verleihung der Otto-Brenner-Preise für kritischen 
Journalismus am 19. November 2018 in Berlin warnte Armin Wolf, 
stellvertretender ORF-Chefredakteur, vor einer »Krise des Journalis-
mus«, die ein Symptom darstelle »für etwas noch viel Bedrohlicheres, 
für eine Krise der Demokratie« (2019). Er verwies auf das traditionelle 
Geschäftsmodell des Journalismus, das darauf beruht, Publikum an die 
Werbeindustrie zu verkaufen sowie auf einen zunehmenden Einfluss 
der Politik auf die Pressefreiheit. Dieses System Journalismus sei durch 
die Digitalisierung und durch Einschnitte in die Pressefreiheit in seinen 
Grundfesten erschüttert worden (ebd.). 

Das Internet hat den bereits durch Kürzungen gebeutelten Zeitungs-
unternehmen die Existenzgrundlage weiter entzogen. Denn die wer-
betreibende Industrie bucht Werberaum und -zeit immer weniger in 
Nachrichtenmedien, sondern auf digitalen Plattformen wie Facebook 
und Google (Barthel 2018). Um ein Beispiel zu nennen: 1999 verdien-
ten deutsche Tageszeitungen netto noch etwa sechs Milliarden Euro an 
Werbeschaltungen, 2019 waren es nur noch knapp über zwei Milliarden 
Euro (Röper 2020, 333). Solche Einnahmeverluste erhöhen den wirt-
schaftlichen Druck auf Zeitungsunternehmen und müssen mittels Ver-
kaufserlösen, Mehrfachverwertung von Inhalten und Redaktionsabbau 
kompensiert werden. »Die stetig sinkenden Gesamteinnahmen führen 
seit Jahren zu Einsparungen in allen Bereichen«, schreibt Horst Röper 
(ebd.) im aktuellen Bericht zur Konzentration der Tagespresse. Dem-
nach gibt es eine voranschreitende »Ausdünnung des lokalen Zeitungs-
angebots«, die zur Folge hat, dass »die Pressevielfalt mehr und mehr« 
eingeschränkt wird (ebd., 331). Auf überregionaler Ebene gestaltet sich 
die Zeitungsberichterstattung des Weiteren »immer uniformer,« denn 
Verlage verzichten auf eigenständige Hauptredaktionen zugunsten von 
Gemeinschaftsredaktionen, Mantelproduktionen oder Zulieferungen 
anderer Verlagshäuser (ebd., 332–333). 

Das deutsche Rundfunksystem ist von den ökonomischen Folgen der 
Digitalisierung bisher weniger stark betroffen als die Zeitungsverlage: 
Die jährlichen Nettowerbeumsätze, die hauptsächlich dem privaten 
Fernsehen zugutekommen, liegen seit 2007 relativ gleichbleibend bei 
etwa vier Milliarden Euro (Ferschli, Grabner und Theine 2019, 10); die 
Finanzierung der Öffentlich-Rechtlichen ist durch den Rundfunkstaats-
vertrag gewährleistet. Aber auch der Rundfunk ist dem ökonomischen 
Diktat der Wirtschaft unterworfen, mit Folgen für die Programmstruk-
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tur und Inhalte. Zahlreiche Studien belegen übereinstimmend, dass die 
öffentlich-rechtlichen Fernsehnachrichten die Qualität der Privaten in 
Sachen Umfang und gesellschaftspolitischer Relevanz deutlich über-
steigen (für einen Überblick Daschmann 2009, 260–264; vgl. Betz 
2015). Der Journalismus der privaten Vollprogramme legt mehr Wert 
auf Unterhaltung und Emotionen, tendenziell lässt sich eine »Margi-
nalisierung der politischen Nachrichtengebung« konstatieren (Weiß 
2007, 61). Gregor Daschmann (2009, 264) ist daher der Auffassung, 
dass ohne öffentlich-rechtliche Nachrichtenprogramme »derzeit die 
von der Gesellschaft eingeforderte Qualität des Fernsehnachrichtenan-
gebotes in Deutschland nicht mehr gewährleistet« ist. Allerdings sollten 
Vergleiche nicht darüber hinwegtäuschen, dass sich der Journalismus 
des öffentlich-rechtlichen Rundfunks seit der Einführung des »dualen 
Systems« dem der Privaten annähert. Wolfgang Donsbachs und Katrin 
Büttners (2005, 34) Untersuchung der öffentlich-rechtlichen und pri-
vaten Fernsehnachrichten von ARD, ZDF, Sat1 und RTL aus den Jahren 
1983, 1990 und 1998 kommt zu dem Ergebnis: 

Tendenzen zu einer stärker boulevardesken Darstellung der Politik in den 
Fernsehnachrichten sind unverkennbar. Sie zeigen sich auf allen Ebenen 
der Boulevardisierung, also in den Inhalten, dem Stil und der Aufmachung. 
In einzelnen Dimensionen haben sich sogar dramatische Entwicklungen 
vollzogen, zum Teil bei allen Anbietern, zum Teil nur bei den Privaten.

Demnach ist das Volumen politischer Themen stark gesunken und die 
Berichterstattung enthält zunehmend personenbezogene, emotionale, 
skandalträchtige, sensationelle und spekulative Elemente (ebd., 34). 
Diese Merkmale sind zwar einerseits bei den privaten stärker ausge-
prägt als bei den öffentlich-rechtlichen Sendern, andererseits sind die 
Befunde der Studie von Donsbach und Büttner aber »eher pessimis-
tisch«, was die »Qualität medialer Vermittlung von politischer Wirklich-
keit« sowie die »Erfüllung öffentlicher Aufträge durch die Fernsehsen-
der« angeht (ebd., 34–35):

Politik wird offensichtlich immer seltener Gegenstand von Nachrichten, 
und sie wird, wenn sie vorkommt, zunehmend in einer Art und Weise prä-
sentiert, die sie möglicherweise dem breiten Publikum schmackhafter und 
konsumierbarer macht, die aber immer weniger in der Lage ist, ein kohä-
rentes und wirklichkeitsadäquates Bild zu zeichnen. (ebd., 35)

Ein Gutachten für die Linke-Fraktion im Bundestag von Jörg Becker et 
al. (2007) bilanziert dann auch einen allgemeinen Qualitätsverlust bei 
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den Öffentlich-Rechtlichen. Demnach verzeichneten ARD und ZDF 
schon seit Beginn ihres Sendestarts einen Rückgang bei den Informati-
onssendungen (ebd., 12). Die Forscher stellen außerdem eine Ab-
nahme von Sendungen mit politischen Themen zugunsten eines »An-
stiegs an Boulevardisierung« (ebd.) fest. Ähnlich wie Donsbach und 
Büttner kommen Becker et al. zu dem Schluss, dass diese Entwicklun-
gen eine »erhebliche Relevanz für den Grundversorgungsauftrag des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks« haben (ebd.). 

Dazu kommt eine Politisierung der für Programmkontrolle und 
Rundfunkaufsicht zuständigen Rundfunk- und Fernsehräte (ebd., 30–
31). Den Gremien mangelt es oft an professioneller Fachkompetenz, 
Effektivität und externer Kontrolle; des Weiteren haben die politischen 
Parteien überproportionalen Einfluss, sodass viele Rundfunk- und 
Fernsehräte ihrer Kontrollfunktion kaum noch nachkommen können 
(ebd.; Deutscher Bundestag 2009, 9–10). Letzteres bestätigt auch eine 
Studie zur Zusammensetzung der Rundfunkräte des Rundfunks Berlin-
Brandenburg (RBB), des Bayerischen Rundfunks (BR) und von Radio 
Bremen (RB) durch die Zeitschrift Liberal, die von der FDP-nahen 
Friedrich-Naumann-Stiftung herausgegeben wird. Die Mehrheit aller 
Mitglieder (zwischen 58 und 67 Prozent) der untersuchten Rundfunk-
räte waren entweder Staatsvertreter*innen und Vertreter*innen von 
Kommunen sowie staatlichen Einrichtungen oder Entsandte von Insti-
tutionen, die staatliche Finanzhilfe empfangen (Eichler 2013, 84–87). 
»Der Rundfunk in Deutschland ist vom Ziel der Staatsferne weiter ent-
fernt denn je«, heißt es in der Studie, »[d]enn die unabhängigen Vertre-
ter der sogenannten ›gesellschaftlich relevanten‹ Gruppen werden oft 
von Institutionen entsandt, die von staatlicher Finanzierung abhängig 
sind« (ebd., 84).

Zusammenfassend kann festgehalten werden: Der Substanzverlust 
des Zeitungssektors sowie die Boulevardisierung und Instrumentali-
sierung des Rundfunks haben auf allgemeiner Ebene zu einer Synchro-
nisierung des Journalismus geführt. Wie Marcus Klöckner (2019, 158) 
beobachtet, »erblinden die Wächter der Demokratie zunehmend und 
werden immer unfähiger, zentrale politische Weichenstellungen mit 
dem notwendigen Druck und auch mit der notwendigen Schärfe zu 
kritisieren«. 

Der zunehmende Qualitätsverlust der Nachrichten ist auch ein Re-
sultat der Triebkräfte und Einflusselemente der kapitalistischen Pro-
duktionsweise (kPw), denen Journalist*innen und Nachrichtenmedien 
genauso wie Werbetreibende, Manager*innen und Medieneigen-
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tümer*innen als Teil der Industrie unterworfen sind (Knoche 2013, 
91). Nach Manfred Knoche fallen darunter »die strukturell bedingten 
Mechanismen« der kapitalistischen Medienproduktion: Profitmaxi-
mierung auf Basis von Privateigentum an Produktionsmitteln, Mehr-
wertproduktion, Konkurrenz und Kapitalakkumulation (ebd.). Sie 
begrenzen den Handlungsspielraum von Medienorganisationen und 
ziehen auch die öffentlich-rechtlichen Sender in ihr Einflussfeld (ebd.). 
Knoche (ebd., 92) hat diesen Prozess wie folgt beschrieben: 

Aus der Sicht der Kapitaleigner kommt es deshalb auch elementar darauf 
an, durch geeignete Modifikationen der kPw gegen ihre Interessen gerich-
tete Transformationen zu verhindern. Sie initiieren stattdessen grundsätz-
lich nur Restrukturierungen und Transformationen, mittels derer die Kapi-
talverwertung optimiert sowie das Kapitalverhältnis und die kapitalistische 
Gesellschaftsformation gesichert werden. Vorangetrieben wird damit der 
Prozess der formellen und reellen Subsumtion der Gesellschaft unter das 
Kapital. (Hervorhebung im Original)

Das heißt: Kapitalverschiebungen durch die Werbetreibenden weg von 
Nachrichtenmedien hin zu Internetmonopolisten machen aus unterneh-
merischer Perspektive Sinn, da Google und Facebook einen direkteren 
Zugang zu klar definierten Zielgruppen bieten. Eigentümer*innen und 
Leiter*innen von Zeitungsunternehmen sind dazu gezwungen, Werbe-
verluste auch durch Redaktionsverschlankung und Rationalisierung der 
journalistischen Arbeitsweise zu kompensieren. Die Boulevardisierung 
und Entpolitisierung der Fernsehnachrichten resultieren ebenfalls aus 
dem Wettbewerb zwischen öffentlich-rechtlichen und privaten Rund-
funkanstalten, bei dem es für die Manager*innen und Kapitaleigner*in-
nen um Reichweiten geht. Obwohl die Politisierung der Rundfunkräte 
kein direktes Resultat der kPw darstellt, führt sie auch zu einer weiteren 
Entfesselung der kapitalistischen Handlungslogik innerhalb des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks. Denn die bürgerlichen Parteien, die dort 
einen überproportionalen Einfluss ausüben, befinden sich im Griff der 
kPw. Das zeigt ein Blick auf die derzeitige Medien- und Wirtschaftspoli-
tik, die sich vor allem durch Privatisierung, Deregulierung und Konzen-
trationsförderung kennzeichnet (vgl. Knoche 2013, 91). 

Was bei diesen Prozessen auf der Strecke bleibt, ist das von der Ge-
sellschaft geforderte öffentliche Gut: Für den Journalismus sind nur 
noch unzureichend Ressourcen und Anreize vorhanden. Der britische 
Journalist Nick Davies hat in einer Studie gezeigt, wie die Realität im Ge-
burtsland des Kapitalismus heute aussieht: Journalist*innen müssen im 
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Durchschnitt 48 Berichte pro Woche schreiben, das sind 9,6 an einem 
Tag (2009, 59). Die Arbeit wird hauptsächlich vom Schreibtisch aus er-
ledigt: Von 45,5 Arbeitsstunden pro Woche entfallen lediglich drei auf 
Recherchen »außer Haus«, während denen sich Journalist*innen im 
Durchschnitt mit vier Interviewpartnern*innen treffen (ebd.). Als Ergeb-
nis dieser Arbeitsverhältnisse bestehen 60 Prozent aller Nachrichtenbei-
träge der Qualitätsmedien hauptsächlich aus Agentur- oder PR-Material 
(ebd., 52). Davies (2008) macht eine fortschreitende Kommerzialisie-
rung für diesen Zustand verantwortlich: Kürzungen in den Redaktionen 
durch die Finanzplaner*innen der Konzerne hätten Journalist*innen 
zu passiven Verarbeiter*innen von Informationen aus zweiter Hand ge-
macht. Daher fänden sich heute selbst die besten und anständigsten ih-
rer Zunft in einer Art Käfig gefangen (ebd.). Medienökonomisch gespro-
chen ist diese Aushöhlung des Journalismus, die auch in Deutschland 
weit vorangeschritten ist, als ein externer Effekt des Marktes anzusehen. 

3 Institutionen der kapitalistischen Medienindustrie

In diesem Abschnitt werden auf Basis der kritischen politischen Öko-
nomie der Medien (Curran 2002; Ferschli, Grabner und Theine 2019; 
Herman 1995; 1999; Knoche 2013; McChesney 2008; Zollmann 2009; 
2017) und der Medienökonomie (Heinrich 2002; Kiefer 2001) die rele-
vanten Institutionen aufgezeigt und deren Probleme für die Nachrich-
tenproduktion veranschaulicht. Diese Vorgehensweise verdeutlicht den 
Zusammenhang zwischen der Krise des Journalismus und den kapita-
listischen Strukturen der Nachrichtenmedien. 

3. 1  Privateigentum/Konzernstruktur/Profit

Die zehn größten deutschen Medienunternehmen sind als privat-
wirtschaftlich agierende Medienkonzerne (Kapitalgesellschaften) or-
ganisiert, die von einzelnen Familien oder einem Familiengeflecht 
kontrolliert werden. Die beiden einzigen Ausnahmen bilden die Pro-
SiebenSat.1-Gruppe, deren Anteile verschiedenen internationalen 
Finanz investoren gehören, und der gebührenfinanzierte, öffentlich-
rechtliche Rundfunk (Ferschli et al. 2019, 23–24). Die meisten 
Zeitungsverlage außerhalb der Top 10 der Medienunternehmen sind 
ebenfalls als private Konzerne organsiert. 
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Auf einer allgemeinen Ebene sind Konzerne im Kapitalismus als 
Institution juristisch dazu verpflichtet, ihrem eigenen organisatori-
schen und nicht etwa dem gesellschaftlichen Gemeinwohl zu dienen 
(Bakan 2005, 1–2). Das bedeutet: Medienkonzerne müssen in erster 
Linie, und im Sinne ihrer Anteilseigner*innen, Profite maximieren. 
Journalistische und andere von der Gesellschaft an die Medien ge-
stellte Imperative sind nicht Teil der Handlungslogik und bestenfalls 
als sekundär zu betrachten. Wenn Medienunternehmen zu Konglo-
meraten fusionieren, Redaktionen zusammenschließen, auf Mantel-
produktion umsteigen, Arbeitsabläufe rationalisieren oder Personal 
abbauen, ist das aus unternehmerischer Perspektive sinnvoll, weil 
dabei gemäß der institutionellen Handlungslogik Profite generiert 
werden (für eine allgemeine Diskussion dieser Sachverhalte mit Blick 
auf die Handlungslogik von Konzernen vgl. Bakan 2005; Zollmann 
2017). 

Konzerneigentümer*innen und Manager*innen sind außerdem Teil 
der Wirtschaftsgemeinde, sie verkehren in gemeinsamen Gremien und 
sozialen Kreisen. Durch Anteilseignung und Kreditvergabe nehmen 
andere Unternehmen und Banken Einfluss auf Medienkonzerne. Inter-
essenkonflikte werden durch solche Verflechtungen institutionalisiert 
(Zollmann 2009, 112). 

3.2 Markt und Wettbewerb

Konzernmedien verkaufen ihre Medienprodukte auf zwei Märkten: an 
die Werbeindustrie und an Rezipient*innen. Diese nehmen auf ver-
schiedenen Ebenen Einfluss auf die Nachrichtenproduktion: 

Kosteneffizienz
Einerseits stehen Nachrichtenmedien konstant unter Druck, mög-
lichst kostengünstig zu produzieren, und sind ökonomischen 
Schwankungen wie auch Krisen ausgesetzt. Andererseits kosten jour-
nalistische Recherchen zu politischen oder wirtschaftlichen Themen 
teures Geld: Personal-, Zeit- und Rechercheaufwand sowie das Ri-
siko, verklagt zu werden, müssen einkalkuliert werden. Marktwirt-
schaftliche Zwänge veranlassen die Eigentümer*innen und Mana-
ger*innen von Nachrichtenorganisationen dazu, eine publizistische 
Strategie zu wählen, die es ermöglicht, die Kosten zu minimieren. 
Diese Tendenz wird durch das in Medienkonzernen institutionali-
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sierte Profitimperativ verstärkt. PR- und Agenturmaterial erhält da-
her Vorrang vor investigativen Recherchen zu sensiblen Themen 
(Zollmann 2017, 40). 

Die im letzten Abschnitt angesprochenen Einbrüche im Werbemarkt 
haben den ökonomischen Wettbewerb um Werbekund*innen und 
Leser*innen verschärft. Viele Zeitungsverlage mussten ihre Verkaufs-
preise anheben, um Verluste zu kompensieren, was wiederum die 
Gefahr, Käufer*innen zu verlieren, nach sich zog (Röper 2020, 333). 
Gleichzeitig haben sie seit Jahren mit Auflagenrückgang und sinkenden 
Gesamteinnahmen zu kämpfen (ebd., 331–333). Das alles begünstigt 
weitere Einsparungen, die zu Lasten der journalistischen Qualität ge-
hen. Die Gravitation des Marktes und der Wettbewerb mit den Privaten 
beeinflussen auch die öffentlich-rechtlichen Sender. Die in Abschnitt 2 
untersuchte Boulevardisierung und Entpolitisierung der Fernsehnach-
richten sind ebenfalls auf Marktzwänge zurückzuführen, denn boule-
vardeske Nachrichten sind kostengünstig und versprechen hohe Reich-
weiten. 

Konzentration
Eine weitere durch Marktzwang begünstigte Strategie von Medienkon-
zernen ist, über Zusammenschlüsse und Fusionen Größenvorteile zu 
erlangen. Das erlaubt es, Inhalte mehrfach zu verwerten und anderen 
Anbietern den Zutritt zum Werbe- und Publikumsmarkt zu erschweren. 

Die Struktur aller deutschen Medienmärkte weist ein hohes Maß an 
Konzentration auf und kann als ein Oligopol bezeichnet werden. Auf 
lokaler und regionaler Ebene gibt es sogar Monopole im Zeitungs-
sektor. Das bedeutet: Wenige große Unternehmen beherrschen die 
Medienmärkte im Presse-, Rundfunk- und Onlinesektor auf Seite der 
Anbieter und Rezipient*innen (Ferschli et al. 2019, 12). Diese so gut 
wie alle kapitalistischen Mediensysteme kennzeichnende Konzentra-
tion hat schwerwiegende Folgen für die publizistische Vielfalt (Fenton 
et al. 2020, 85; Leidinger 2003). Liberale Pressetheorien gehen da-
von aus, dass eine freie Meinungsbildung nur dann möglich ist, wenn 
Rezipient*innen vielfältige Meinungen und Informationen zur Ver-
fügung stehen (Alexander 1981). Dieses Prinzip wird durch Medien-
konzentration ausgehebelt, denn die als Oligopolisten agierenden 
Konzerne bieten lediglich eine ideologisch begrenzte Menge von »Mei-
nungsoptionen« zur Auswahl (Herman 1999, 295). Dadurch fallen eine 
Vielzahl von Positionen unter den Tisch und der freie Austausch von 
Informationen wird behindert. 



456 Florian Zollmann

Auch agieren Oligopolisten durch ihre Werbereichweiten und cross-
medial aufgebauten Portfolios als Marktschranken. Ein wichtiges Bei-
spiel ist das Internet, in dem professionelle journalistische Angebote 
überwiegend von traditionellen Medienunternehmen erstellt werden 
(siehe Lobings und Neuberger 2018, 65, 160). Dort gibt es also so gut 
wie keine relevanten und reichweitenstarken journalistischen Anbieter, 
die nicht Teil der krisenhaften, oligopolistischen Struktur der Nachrich-
tenmedien sind (siehe Abschnitt 2). 

Ausgrenzung von Zielgruppen
Marktabhängigkeit hat auch direkte ideologische Effekte für die Medi-
eninhalte. Auf dem Zuschauer*innenmarkt werden eher wohlhaben-
dere Zielgruppen, insbesondere Akademiker*innen und professionelle 
Eliten, anvisiert. Diese Marktsegmente können sich den Verkaufspreis 
leisten und werden von der Werbeindustrie wegen ihrer Kaufkraft be-
vorzugt. Die Lebenswelten von Arbeiter*innen, Minderheiten oder Ge-
flüchteten finden daher kaum Berücksichtigung. 

Die Werbeindustrie fungiert außerdem als indirekte Lizensierungs-
aufsicht der privaten Medien (Curran 2002, 96), da Werbekund*innen 
nur in solchen Nachrichtenmedien Werbung schalten, deren Medien-
inhalte ihren ideologischen Präferenzen entsprechen (Herman 1995, 
169). Historisch hatte das zur Folge, dass Medienunternehmen, die 
inhaltlich die Interessen der Arbeiterklasse vertraten und ein großes 
Publikum ansprachen, vom Markt verdrängt wurden, weil sie nicht 
genug Werbeeinnahmen akquirieren konnten (Curran 2002, 81–103).

Externe Effekte
Nachrichten sind sogenannte öffentliche oder meritorische Güter, de-
ren Allokation über Märkte zu externen Effekten führt. Diese umfassen, 
was die Medien angeht, Boulevardisierung, Entpolitisierung oder Fehl-
informierung. 

Idealtypisch sollten Angebot und Nachfrage die Produkte an die Prä-
ferenzen der Rezipient*innen anpassen und eine optimale Versorgung 
bieten. Weil Nachrichten aber ständig neu produziert werden, fehlt den 
Rezipient*innen das relevante Wissen, um die Qualität und Richtigkeit 
der Nachrichten überprüfen zu können (Kiefer 2001, 136–139). Anders 
ausgedrückt: Wenn Nachrichten eine bestimmte ideologische Sicht-
weise hervorheben, über wichtige Ereignisse überhaupt nicht berich-
ten oder zu wenig Informationen liefern, ist das als Rezipient*in nur 
schwer nachvollziehbar. Diese Mängel führen bei öffentlichen Gütern 
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dazu, dass keine ausreichende Bandbreite an relevanten Informatio-
nen angeboten wird. Daher kommt es zu externen Effekten, im Zuge 
derer die Rezipient*innen nur ungenügend oder sogar fehlinformiert 
werden. Deshalb ist es in der Medienökonomie unumstritten, dass ein 
Marktsystem nicht in ausreichendem Maße die Produktion und Kon-
sumption meritorischer Güter wie Nachrichten gewährleisten kann 
(Heinrich 2002, 46; Kiefer 2001, 136–148). Jürgen Heinrich (2002, 46) 
argumentiert beispielsweise, dass die Produktion von Öffentlichkeit, 
Meinungsvielfalt, Wahrheit und gesellschaftlicher Normen »nicht dem 
Markt überlassen« werden sollte. Denn diese Bereiche »sind nur jen-
seits der Kategorien von Gebrauchswert und Tauschwert zu bewerten«, 
liegen »mithin normativ jenseits der Wirkungsweise des Wettbewerbs« 
und sind »einer theoretisch fundierten ökonomischen Analyse im 
Grunde nicht zugänglich« (ebd.). 

Die Gesellschaft muss daher eingreifen, um eine Grundversorgung 
mit Nachrichten oder politischen Themen zu gewährleisten. 

3.3 Produktionsverhältnisse und professioneller 
Journalismus

Die hier dargelegten Institutionen und Tendenzen definieren die Pro-
duktionsverhältnisse in der kapitalistischen Medienindustrie. Die kriti-
sche politische Ökonomie sieht des Weiteren diese »Produktionsver-
hältnisse als Herrschaftsverhältnisse und darauf basierendes Handeln 
im Interesse der Kapitaleigner als bestimmende Triebkraft für die Ent-
wicklung der Produktivkräfte (Produktionsmittel und Arbeit)« (Knoche 
2013, 94).

Das heißt: Professionelle Journalist*innen müssen sich diesen in-
stitutionellen Zwängen anpassen. Die Unabhängigkeit und Integrität 
des Journalismus sollen zwar durch eine Berufsethik und einen profes-
sionellen Kodex gewährleistet werden, aber – wie zahlreiche Studien 
belegen – ist es in der Realität kaum möglich, der Marktlogik zu ent-
kommen (Zollmann 2009; 2017 für einen Überblick). Daher muss eine 
Reform an den Wurzeln ansetzen und die Strukturen der Medien ver-
ändern. 
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4 Visionen und Strategien der Medienreform

Im Folgenden wird erläutert, von welchen normativen Werten eine Me-
dienreformbewegung geleitet sein sollte und mit was für kurz-, mittel-, 
und langfristigen Maßnahmen sich strukturelle Reformen umsetzen 
lassen.2 Eine Transformation der Medien ist notwendig, damit von der 
Gesellschaft gewünschte Funktionen des Journalismus, wie Meinungs-
vielfalt, Wahrheitssuche oder objektive Informationsvermittlung, ge-
währleistet werden können. 

4.1  Normativer Werterahmen: Medienreform bedeutet 
Mediengerechtigkeit

Der Begriff »Reform« sollte zum weiteren Verständnis kurz beleuchtet 
werden. Denn die hier vorgestellten Werte und Maßnahmen haben 
nichts mit den in den letzten Jahrzehnten in vielen Demokratien durch-
geführten neoliberalen »Reformen«, die einen technokratischen Cha-
rakter hatten mit dem Ziel, kosmetische Veränderung oder Privatisie-
rungen von Medien durchzuführen, zu tun (Fenton et al. 2020, 28). 
Fenton et al. schlagen daher vor, nicht von Medienreform, sondern von 
Mediengerechtigkeit zu sprechen. Darunter fallen »underlying strug-
gles of class, gender and race that are at stake when we talk about the 
need for more balanced, pluralistic, representative, accurate and ac-
countable sources of news and information, or a more accessible, di-
verse and participatory system of cultural production« (ebd.).

Diese Sichtweise impliziert, dass auf marktwirtschaftlichen Annah-
men basierende Ansätze der Transformation der Medien fehlgeschla-
gen sind und nicht einmal in der Lage waren, liberale Basisziele wie die 
Gewährleistung von Wettbewerb und Privatsphäre oder Vielfalt und 
Freiheit zu erreichen (ebd.). Mediengerechtigkeit versucht demnach, 

2 Hier wird im Wesentlichen auf eine Reform der Nachrichtenmedien und des 
Journalismus eingegangen. Reformen von nichtjournalistischen Medien ins-
besondere im Internet (Soziale Medien, Suchmaschinen, Buchhandel und 
weitere) werden hier aus forschungsökonomischen Gründen nicht direkt 
berücksichtigt. Sicherlich sollte eine umfassende Medienreform auch bei den 
Internetkonzernen ansetzen, die quasi als Monopolisten agieren und bei der 
Nachrichtenverbreitung eine Rolle spielen. Einige der hier vorgeschlagenen Re-
formmaßnahmen (zum Beispiel die Konzentrationskontrolle und Besteuerung 
von Werbung) könnten dort ebenfalls angewandt werden.
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nicht nur Abhilfe gegen die in Abschnitt 2 beschriebene Aushöhlung des 
Journalismus zu schaffen, sondern auch Machtungleichheiten zu besei-
tigen, die auf Kosten von Arbeitern*innen, Frauen und Minderheiten 
gehen. Die sich aus Kapitalismus und Marktlogik ergebene Akkumula-
tion von Macht in der Hand weniger Konzerne und Eigentümer*innen 
ist aus dieser Perspektive ein Kernproblem der Medien (ebd., 28–29). 
Daher müssen, wie Fenton et al. abschließend argumentieren, Strate-
gien der Medienreform von Prinzipien wie Egalitarismus, Gerechtigkeit 
und Demokratie sowie finanzieller und ökologischer Verantwortung 
geleitet werden und als Teil von visionären und emanzipatorischen Be-
wegungen der Zivilgesellschaft, die für soziale, politische, wirtschaft-
liche und ökologische Transformation einstehen, ablaufen (ebd., 84).

4.2 Verzahnung von Visionen und Strategien  
des Medienwandels 

Zusätzlich zu visionären Überlegungen bezüglich der institutionellen 
Basis eines reformierten Mediensystems brauchen Reformbestrebun-
gen eine Strategie, wie Veränderungen realistisch erreicht werden 
können. Außerdem gilt es zu evaluieren, welche bewährten Aspekte 
des Mediensystems beizubehalten und welche zu verändern oder aus-
zutauschen sind (McChesney 2008, 491). Medienreformbestrebun-
gen enthalten daher ein Bündel von kurz-, mittel- und langfristig 
durchsetzbaren transformativen, visionären und strategischen Ele-
menten. Darauf aufbauend sollten die Konturen neuer Institutionen 
entwickelt und in die Langzeitstrategie für Medienwandel integriert 
werden. Auch muss die Medienreformbewegung kontinuierlich ihre 
Visionen und Strategien evaluieren und gegebenenfalls revidieren 
und erneuern.

Die hier vorgeschlagene Medienreform hat zum Ziel, positive As-
pekte des bestehenden Fundaments der Medien zu stärken und nicht 
einzureißen. Sie baut auf existierende normative und gesetzliche Rah-
menbedingungen der Presse und des Rundfunks auf. Dazu gehören 
beispielsweise die ethischen Standards des Journalismus wie der vom 
Presserat erstellte Pressekodex, die beibehalten und erweitert werden 
sollten. Gleiches gilt für den Auftrag des öffentlich-rechtlichen Rund-
funks, der sich aus dem Grundgesetz und Rundfunkstaatsvertrag ergibt 
und wichtige Momente wie »Grundversorgung«, »Ausgewogenheit« 
oder »Überparteilichkeit« enthält.
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Die Medienreform vollzieht sich, ähnlich wie andere gesellschaftli-
che Transformationen, als ein langfristiger Prozess, der von sozialen 
Bewegungen, Zivilgesellschaft, Wissenschaft und Regulierungsbehör-
den mit dem Ziel vorangetrieben werden muss, die Politik zum Han-
deln zu bewegen (McChesney et al. 2005). Wie die Arbeit von Mandy 
Tröger (2019, 117, 133) zeigt, folgt die ordnungspolitische Regulierung 
(und die Kommunikationswissenschaft) in Deutschland allerdings 
einem ideologischen Mantra, das Pressefreiheit mit privatwirtschaft-
licher Organisation gleichsetzt. Demnach ermöglicht Medienpolitik 
Transformationen, wenn diese mit Privatisierung und Kommerziali-
sierung einhergehen. Auf der anderen Seite stoßen Reformvorschläge, 
die mehr öffentliche Kontrolle der Medien fordern, auf Widerstand. 
Denn Ordnungspolitik wird von der neoliberalen Doktrin geleitet und 
Medienkonglomerate sind in der Lage, die Politik in ihrem Interesse zu 
beeinflussen und mitzugestalten. 

Daher können die hier vorgeschlagenen Reformmaßnahmen, die 
öffentlich finanzierte Medien substanziell stärken möchten, nur durch 
Unterstützung einer starken Medienreformbewegung umgesetzt wer-
den. Um substantielle Veränderungen zu erreichen, muss ein öffent-
liches Bewusstsein dafür geschaffen werden, warum eine Reform 
nötig ist (Stichwort: Krise des Journalismus) und welche Strategien 
dabei helfen, diese politisch umzusetzen (McChesney 2005, 12–13). 
Zivilgesellschaftliche Akteur*innen, die als Vermittler*innen der Me-
dienreform auftreten, sollten außerdem in der Lage sein, Debatten zu 
framen und medienpolitische Entscheidungen anzustoßen. Das muss 
insbesondere auf Länderebene geschehen, weil dort wichtige Aspekte 
der Mediengesetzgebung stattfinden, sollte aber auch auf Bundesebene 
ablaufen, damit Kernreformen länderübergreifend umgesetzt werden 
können. 

Grundsätzlich sollten die Reformbestrebungen auch im Medienrecht 
verankerte Anweisungen von Regulierungsstellen zur Hilfe nehmen. 
Denn wichtige Normen, zum Beispiel zur Vielfaltssicherung, sind be-
reits durch das Bundesverfassungsgericht, den Europäischen Gerichts-
hof und in Rundfunkstaatsverträgen kodifiziert (KEK 2018, 46–48). 
Die Kommission zur Ermittlung der Konzentration im Medienbereich 
(KEK) hat Gutachten zur Konzentrationskontrolle inklusive zeitge-
mäßer Reformanweisungen verfasst, welche die Gesetzgeber*innen 
aber bestenfalls schwerfällig umsetzen (ebd., 488–498). Eine entspre-
chende Bewegung kann sich diese Instrumente zu eigen machen: Wenn 
es gelingt, genug öffentlichen Druck auf die Politik aufzubauen, kön-
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nen die von diesen Institutionen bereits vorgebrachten Reformansätze 
realisiert werden.3 

4.3. Kurz- und mittelfristige Medienreformmaßnahmen

Im Folgenden werden Reformmaßnahmen aus ausgewählten Studien 
(Becker et al. 2007; Beiler und Krüger 2018; Fenton et al. 2020; Her-
man 1999; KEK 2018) herausgearbeitet, die kurz- und mittelfristig ein-
geleitet und mit Blick auf die deutsche Medienlandschaft realisiert 
werden können. Medienreformen werden demnach unter den folgen-
den Aspekten zusammengefasst: Konzentrationskontrolle, unabhän-
gige Aufsicht und Überwachung journalistischer Standards, Demokra-
tisierung der Rundfunkräte sowie Aufbau und Finanzierung 
unabhängiger Nachrichtenmedien.

Konzentrationskontrolle 
Die Schaffung einer medienübergreifenden Konzentrationskontrolle 
(Gesamtmarktmodell) unter Aufsicht der KEK ist dringend erforderlich. 
Sie bemerkte diesbezüglich in ihrem letzten Gutachten, dass die der-
zeitige Umsetzung lediglich am Zuschauer*innenmarkt des privaten 
Fernsehens ansetze, es aber einer Betrachtung des Gesamtmedien-
marktes bedürfe, um allen »meinungsbildenden Faktoren Genüge zu 
tun« und die »adäquate Erfassung und Bewertung von Verflechtungen« 
zu ermöglichen (KEK 2018, 492–493). Die in Abschnitt 3.2 angespro-
chenen Konzentrationstendenzen, die sich auf alle Mediensektoren 
übergreifend erstrecken, müssen in diesem Sinne entschärft werden. 
Dafür bedarf es auch der Erstellung neuer Richtlinien, ab welchem 
Grad Verflechtungen der Meinungsbildung abträglich sind. Denn die 

3 Natürlich sollten Akteur*innen der Medienreformbewegung die rechtlich und 
regulativ kodifizierten Medienreformvorschläge auch evaluieren und gegebe-
nenfalls Debatten anstoßen, wie diese im Sinne von Mediengerechtigkeit zu 
verbessern wären. Ein Beispiel einer Reformbewegung ist die britische »Media 
Reform Coalition« (MRC), ein Zusammenschluss aus Wissenschaftler*innen, 
politischen Aktivist*innen und Gruppen der Zivilgesellschaft, der das gemein-
same Ziel einer progressiven Medienreform verfolgt (Fenton et al. 2020, 7). Die 
MRC erstellt Analysen zur Medienkonzentration, engagiert sich bei öffentlichen 
Veranstaltungen, bietet Lageberichte für parlamentarische Untersuchungen 
und entwickelt Vorschläge, wie die Medien im öffentlichen Interesse verbessert 
werden können.
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Instrumente und Richtwerte der derzeitigen Konzentrationskontrolle 
können im Licht des realen Ausmaßes kaum als ausreichend bezeichnet 
werden.4 

Konzentrationskontrolle ist des Weiteren unzureichend, wenn sie 
nur »passiv«, also bei zu hohen Konzentrationswerten, greift. Das 
heißt: Vielfalt sollte nicht nur im Hinblick auf die Zahl der Anbieter 
gesichert werden; Konzentrationskontrolle muss auch »aktiv« eine 
reichhaltige Medienlandschaft fördern. Das kann durch die Etablie-
rung neuer öffentlich-rechtlicher, unabhängiger (gemeinnütziger) 
und privater Anbieter auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene 
geschehen (Fenton et al. 2020, 86). Auch hierzu sagte die KEK (2018, 
493): »Effektive Vielfaltsicherung ist gleichermaßen negativ abweh-
rend und positiv gestaltend anzulegen und am Verfassungsgebot des 
Art. 5 Abs.1 GG auszurichten.« Allerdings beschränke sich die der-
zeitig gesetzlich vorgeschriebene Konzentrationskontrolle lediglich 
auf defensive, negative Vielfaltssicherung (ebd.). Eine Änderung des 
Staatsvertrags dahingehend, dass die KEK auch strukturgestaltend 
tätig werden darf, gilt es bei den Gesetzgeber*innen durchzusetzen. 
So könnte sie Befugnisse erhalten, Medieneinheiten ab einer gewissen 
Konzentrationsschwelle zu spalten und in kleinere, voneinander un-
abhängige Organisationen aufzuteilen. Im Dienste einer positiven Ge-
staltungsfunktion muss die KEK außerdem das Mandat und die Mittel 
erhalten, den Aufbau neuer Medienorganisationen voranzutreiben. 
Dann könnte sie zum Beispiel mittels Ausschreibeverfahren für Lizen-
zen und der Vergabe kompetitiver Fördermittel die Medienlandschaft 
aktiv mitgestalten.

4 Daten für die Auflagen von Tageszeitungen werden beispielsweise lediglich 
bundesweit veranschlagt (Ferschli, Grabner und Theine 2019, 13). Die nationa-
len Konzentrationsmessungen sind also blind gegenüber einer erheblichen Zahl 
von lokalen oder regionalen Zeitungsmonopolen (ebd.). Laut dem Rundfunk-
staatsvertrag könnte eine vorherrschende Meinungsmacht im Fernsehsektor 
bestehen, wenn auf die Programme einer Sendergruppe ein Zuschauer*innen-
anteil von 30 Prozent oder mehr entfällt (KEK 2018, 48). Demnach werden die 
Verhältnisse deutscher Fernsehsender als angemessen eingestuft. Dabei domi-
nierte 2018 ein Oligopol bestehend aus den öffentlich-rechtlichen Sendern mit 
insgesamt 48,2 Prozent (ARD: 11,5; ZDF: 13,9; andere Öffentlich-Rechtliche: 
22,8), der RTL Group mit 22,0 Prozent und der ProSiebenSat.1 Media AG mit 
17,9 Prozent den Markt der Fernsehzuschauer*innen in Deutschland (Ferschli, 
Grabner und Theine 2019, 15). Die Richtwerte der Konzentrationskontrolle er-
möglichen damit ein mächtiges Rundfunkoligopol. 
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Unabhängige Aufsicht und Überwachung journalistischer Standards
Von der Industrie und Regierung unabhängige Rundfunk- und Presse-
räte sollten dafür zuständig sein, die Kodifizierung und Einhaltung 
von Rundfunk- und Pressestatuten zu überprüfen, ethische Standards 
aufrechtzuerhalten, öffentliche Beschwerden abzuwickeln und gege-
benenfalls Sanktionen bei Fällen einer Fehlberichterstattung auszu-
sprechen, damit die Integrität des Journalismus gewährleistet bleibt 
(Fenton et al. 2020, 89). Hier könnte die Medienreformbewegung bei 
den bestehenden Rundfunk- und Presseräten sowie Landesmedienan-
stalten (zuständig für die privaten Sender) ansetzen, die im derzeiti-
gen System für Beschwerden zuständig sind. Wie schon in Abschnitt 2 
besprochen, werden die Rundfunkräte von den politischen Parteien 
dominiert. Die Organe des Presserats setzen sich im Wesentlichen aus 
Vertreter*innen der Organisationen Bundesverband Digitalpublisher 
und Zeitungsverleger (BDZV), Deutscher Journalisten-Verband 
(DJV), Deutsche Journalistinnen- und Journalisten-Union (dju) in 
ver.di und Verband Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) zusam-
men.5 Es fehlt daher die nötige Unabhängigkeit von der Industrie. 
Rundfunk- und Presseräte sowie die Räte der Landesmedienanstalten 
müssen daher im Sinne einer repräsentativen Bürger*innenbeteili-
gung reformiert werden. 

Auch gilt es, die Befugnisse und Sanktionsmittel dieser Organe aus-
zuweiten. Denkbar wäre beispielsweise eine aktivere Rolle der Be-
hörden: So könnten Medieninhalte in Bezug auf die Einhaltung jour-
nalistischer Standards regelmäßig überprüft und Ergebnisse dieser 
Untersuchungen in kontinuierlichen Abständen veröffentlicht werden. 
Dies ließe sich auch über eine Bürger*innenbeteiligung, beispielsweise 
durch die Errichtung einer Stiftung Mediawatch, die Gutachten zur 
Berichterstattung für die Rundfunk- und Presseräte erstellt, umsetzen 
(Becker et al. 2007, 52). Was Sanktionen angeht, sollten Medienorga-
nisationen bei aufgedeckten Verletzungen journalistischer Standards 
dazu verpflichtet werden, einen größeren und prominenteren Raum 
ihrer Berichterstattung für Richtigstellungen und Gegendarstellungen 
zur Verfügung zu stellen. Auch müssen die Rundfunk- und Presseräte 
Fehlverhalten öffentlich thematisieren und missbilligen. Um die Presse-
freiheit zu wahren, sollten allerdings keine Sanktionsbefugnisse erteilt 
werden, die direkt in die Redaktionen eingreifen. 

5 https://www.presserat.de/aufgaben-organisation.html. Zugegriffen: 10. No-
vember 2020.
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Ein wichtiger Teil der Medienreform bestünde außerdem in einer 
Erweiterung der ethischen Standards des Journalismus: So könnten 
redaktionelle Statuten ein Element des Konstruktiven Journalismus 
enthalten (Beiler und Krüger 2018; Krüger in diesem Band). Dieser 
fokussiert auf die Lösung von Problemen und vermittelt Strategien, wie 
Menschen positive gesellschaftliche Veränderungen erreichen können 
(Beiler und Krüger 2018, 185). Das erscheint auch mit Blick auf den 
menschengemachten Klimawandel von Bedeutung: Hier könnte Kon-
struktiver Journalismus eine wesentliche Rolle spielen, indem er »Bür-
gerinnen und Bürger über Problemlösungsversuche informiert und da-
mit gleichzeitig ermächtigt, gegebenenfalls selbst zielgerichtet tätig zu 
werden« (ebd., 180). Um solche Reformen politisch umzusetzen, schla-
gen Beiler und Krüger (ebd., 185) vor, durch neue Vorgaben im Rund-
funkstaatsvertrag »den Programmauftrag für die öffentlich-rechtlichen 
Sender um eine konstruktive Komponente« zu ergänzen. Auf ähnliche 
Weise könnte man den vom Presserat herausgegebenen Pressekodex, 
der von den meisten Verlagen anerkannt wird, um eine konstruktive 
Richtlinie erweitern. 

Demokratisierung des öffentlich-rechtlichen Rundfunks
Eine strukturelle Reform der Rundfunkräte kann eine demokratischere 
Kontrolle- und Programmplanung der öffentlich-rechtlichen Sender 
ermöglichen: Rundfunkräte und -vorstände aller öffentlich-rechtlicher 
Medien sollten daher von der Gesellschaft gewählt werden und Ver-
treter*innen aus der Belegschaft enthalten; auch müssen Quotenrege-
lungen absichern, dass alle relevanten Gruppen inklusive der Arbei-
ter*innen und neuen sozialen Bewegungen in den Rundfunkräten 
repräsentiert sind. Damit die Vielfalt der Mitarbeiter*innen des Rund-
funks gewährleistet bleibt, sollten Daten zur sozialen Zusammenset-
zung der Arbeitskräfte regelmäßig im Sinne eines Gleichstellungsmo-
nitorings (das auch sozioökonomische Faktoren miteinbezieht) 
veröffentlicht und überprüft werden. Schließlich sind Grundsatzent-
scheidungen zur Programmplanung und zur Einführung neuer Dienste 
unter Berücksichtigung regelmäßiger, repräsentativer Befragungen 
der Rezipient*innen zu treffen (Becker et al. 2007, 52; Fenton et al. 
2007, 88–89). 

Die innere Pressefreiheit sollte durch interne Statuten gewährleistet 
werden, die Journalist*innen »gegen hierarchischen Druck von oben 
und kurzfristiges Quotendenken absichern« (Becker et al. 2007, 52). 
Ein möglichst hoher Grad an gewerkschaftlicher Organisation ist dabei 
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nötig, um ihre Verhandlungsmacht gegenüber dem Rundfunkmanage-
ment zu stärken. Des Weiteren wird ein Mechanismus benötigt, der es 
Journalist*innen erlaubt, auf unethisches Verhalten innerhalb der Or-
ganisation aufmerksam zu machen, ohne Sanktionen fürchten zu müs-
sen (Fenton et al., 2020, 89). Das Rundfunkmanagement sollte darüber 
hinaus dezentralisiert und demokratisch aus der Belegschaft für einen 
befristeten Zeitraum gewählt werden. Über Vollversammlungen ließe 
sich eine Plattform schaffen, um über wichtige Belange des Rundfunks 
zu debattieren und abzustimmen. Diese Maßnahmen könnten den 
Rundfunk aus dem Klammergriff der Politik und Funktionäre befreien 
und mehr »Aufklärung, Emanzipation, Partizipation und Demokratisie-
rung« ermöglichen (Becker et al. 2007, 51). 

Reformmaßnahmen müssen auch dazu führen, dass finanzielle Res-
sourcen mit Blick auf das öffentliche Interesse und nicht auf Quoten 
verteilt werden. Das könnte mit einer Stärkung der Finanzkontrolle des 
öffentlich-rechtlichen Rundfunks durch den Bundesrechnungshof und 
die Landesrechnungshöfe einhergehen (ebd., 51). Gleichzeitig sollte 
der öffentlich-rechtliche Rundfunk komplett auf Werbeeinnahmen, 
Produktplatzierungen und Outsourcing redaktioneller Arbeit ver-
zichten, damit Interessenkonflikte ausgeschlossen bleiben; betriebs-
wirtschaftliche Imperative des Rundfunkmanagements müssen gesell-
schaftlichen Zielsetzungen weichen (ebd., 51–52). Schließlich wäre 
eine Veröffentlichung der Honorare von Manager*innen, Führungs-
personen und »Stars« der Unterhaltungssendungen sowie Sitzungs-
protokolle der Rundfunkräte und Lizensierungsverfahren zur besseren 
Transparenz geboten (ebd.). 

Aufbau und Finanzierung unabhängiger Nachrichtenmedien
Neben der Stärkung des bestehenden Rundfunk- und Pressesystems 
sollte die Entwicklung eines gemeinnützigen, unabhängigen Medien-
sektors mit alternativen Organisations- und Eigentumsstrukturen (zum 
Beispiel Kooperativen, Stiftungen oder auf Selbstbestimmung basie-
rende Organisationsformen), geleitet von Imperativen wie Gleichheit, 
Vielfalt, Mitbestimmung, Kollektivismus und Nachhaltigkeit, gefördert 
werden (Fenton et al. 2020, 87–90). Die KEK oder eine noch zu grün-
dende Behörde für unabhängige Nachrichtenmedien, deren Gremien 
die Bevölkerung per Wahl bestimmt, könnte die Befugnisse erhalten, 
diesen Sektor über Lizenzausschreibungen und Fördermittelvergaben 
mitzugestalten. Gesellschaftliche Gruppen sollten dabei auch in die 
Lage versetzt werden, mit neuen Organisationsformen und Medienfor-
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maten zu experimentieren. Der Aufbau und Betrieb eines vielfältigen 
und lebhaften alternativen Mediensektors benötigt allerdings erhebli-
che Ressourcen. Nach Edward S. Herman (1999, 303) besteht ein wich-
tiger Aspekt der Medienreformstrategie darin, Lösungen zu finden, wie 
eine stabile und substantielle Finanzierung unabhängiger Nachrichten-
medien ermöglicht werden kann. Die beiden Hauptquellen dafür seien 
Besteuerung der Einnahmen kommerzieller Medienunternehmen so-
wie staatliche Zuschüsse und Subventionen. 

So wäre eine Finanzierung der reformierten deutschen Medienland-
schaft über folgende Modelle möglich: die Landesmedienanstalten 
könnten Steuern bei den Privaten abschöpfen und damit beispielsweise 
die durch Werbeeinbrüche geschrumpfte Presse revitalisieren und neue 
öffentliche oder alternative Medien aufbauen und fördern; alterna-
tiv erhielten alle Rezipient*innen einen festgelegten Betrag von den 
Landesmedienanstalten, der nur für von gemeinnützigen Anbietern 
produzierte Nachrichten ausgegeben werden darf (Coupon-System). 
Finanzielle Mittel für diese Subventionssysteme ließen sich über eine 
Besteuerung von Firmen generieren, deren Marktanteil auf nationalen 
Medien-, Suchmaschinen- oder Netzwerkplattformmärkten jenseits 
der 20 Prozent liegt (Fenton et al. 2020, 87–90). Werbekosten, die in 
Unternehmen fließen, die keine journalistischen Produkte herstellen, 
könnten, was die steuerliche Abzugsfähigkeit betrifft, anders eingestuft 
werden als solche, die journalistischen Angeboten zugutekommen. 
Auch eine Besteuerung von PR-Ausgaben wäre denkbar, denn oftmals 
bedient sich und profitiert Öffentlichkeitsarbeit vom Journalismus 
(Kiefer 2011, 17). Darüber hinaus könnten unabhängige Nachrichten-
medien mit eigener journalistischer Redaktion Steuererleichterungen 
für ihre kultur-gesellschaftliche Leistung erhalten (ebd.). Auch wären 
die Landesmedienanstalten in der Lage, eine Gebrauchssteuer auf 
die Nutzung der Übertragungswege Kabel, Satellit, DVBT und IPTV 
sowie auf Mobil- und andere Telefonverbindungen zu veranschlagen, 
die private Anbieter nach der Lizensierung zu entrichten haben; denn 
bei diesen Kommunikationsinfrastrukturen handelt es sich um öffent-
liche Ressourcen, deren Besteuerung legitim ist (Herman 1999, 303). 
Schließlich rechtfertigt die gesellschaftliche Bedeutung unabhängiger 
Nachrichtenmedien mit Blick auf die demokratische Meinungsbildung 
und Informationsvermittlung die Verwendung allgemeiner Steuern als 
Mittel der Subvention (ebd.). 
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4.4. Konturen eines reformierten Mediensystems: 
Langfristige Medienreform bedeutet öffentliche 
Kontrolle und journalistische Selbstbestimmung

Die in Abschnitt 3 vorgenommene Analyse der Institutionen der kapita-
listischen Medien legt nahe, dass die Nachrichtenproduktion größten-
teils von einem System geleistet werden muss, das von wirtschaftlichen 
und staatlichen Interessen unabhängig zu organisieren ist. Im Umkehr-
schluss sollten daher Privateigentum, Konzernorganisation, Profit, 
Markt und Wettbewerb langfristig keine wesentliche Rolle für die Nach-
richtenmedien spielen. Robert W. McChesney (1997, 66) argumentiert 
daher, ein Großteil der Nachrichtenmedien müsse unter öffentliche 
Kontrolle gestellt werden und dürfe nicht von Wirtschaftsunternehmen 
oder Werbefinanzierung abhängig sein. Um das zu erreichen, können 
die im vorherigen Abschnitt beschriebenen Besteuerungs- und Subven-
tionierungsinstrumente eingesetzt werden. Daher muss die Reformbe-
wegung eine Medienpolitik forcieren, welche die Entstehung eines ge-
meinnützigen, nichtgewerblichen und vom Staat unabhängigen 
Journalismus vorantreibt (ebd.). 

Konkret bedeutet das für die deutsche Medienlandschaft: Der öffent-
lich-rechtliche Rundfunk sollte als eine zentrale Säule des neuen Me-
diensystems mittels demokratischer Reformen gestärkt und erweitert 
werden. Gleichzeitig muss ein neuer, nichtkommerzieller Mediensektor 
entstehen, der sich insbesondere der Journalismus- und Nachrichten-
produktion widmet. James Curran (2002, 239–241) schlägt vor, diesen 
Sektor in verschiedene Sphären zu unterteilen, in denen unterschied-
liche Gruppierungen der Zivilgesellschaft (insbesondere außerhalb 
der privilegierten Schichten) eigene Nachrichtenmedien unterhalten 
können. Das erlaube ihnen, vorherrschende ideologische Annahmen 
in Frage zu stellen, gemeinsame Interessen zu identifizieren und al-
ternative Sichtweisen auszuloten. Curran (ebd., 239) argumentiert des 
Weiteren, die Fokussierung von Gruppeninteressen dürfe nicht dem 
Allgemeininteresse schaden oder gesellschaftliche Konfliktlinien ver-
tiefen: »Mutualism should coexist with freedom and equality as general 
societal objectives.« Er schlägt daher den Aufbau eines zweigleisigen 
Mediensystems vor, das einerseits in der Lage sein soll, marginalisierten 
Gruppen und deren Anliegen, Werten und Identitäten Macht zu ver-
leihen, indem es diesen ermöglicht, ihre eigenen, auf vielfältige Weise 
organisierten und ideologisch ausgerichteten Nachrichtenmedien zu 
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betreiben (ebd., 239–240). Neben diesen Medien der Zivilgesellschaft 
könnte auch die traditionelle Presse eine Sphäre dieses Teilsystems als 
privatwirtschaftlich organisierter Nachrichtensektor einnehmen. An-
derseits soll das Kernelement der Medien, hier repräsentiert durch den 
öffentlich-rechtlichen Rundfunk, die Gesellschaft durch die Vermitt-
lung gemeinsamer kultureller Erfahrungen, Werte und Erinnerungen 
sowie durch die Formierung allgemeiner politischer Debatten zusam-
menhalten (ebd.). 

Auch wäre es denkbar, eine professionell-journalistische Sphäre 
des Mediensystems im Sinne der von Marie Luise Kiefer (2011) vor-
geschlagenen Selbstverwaltung des Journalismus als Commons zu 
organisieren. Demnach würde er als eine selbstorganisierte Profession 
institutionalisiert und öffentlich finanziert (ebd., 13–14). Laut Kiefer 
bedürfe es neben gesellschaftlichen auch »wissenschaftliche, politische 
und gesetzgeberische Initiativen«, um für dieses Ressourcensystem den 
relevanten Personenkreis und Regelrahmen sowie Kontroll-, Sanktions- 
und Konfliktlösungsmechanismen zu etablieren (ebd.). Sie argumen-
tiert, dass die Bildung einer Commons nicht frei von Risiko sei; aller-
dings spreche vieles dafür, dass professionelle Journalist*innen ihre 
selbstorganisierte Commons »gemäß den via Ausbildung vermittelten 
professionellen Regeln und Verpflichtungen pflegen« würden, »wobei 
die gewonnene Reputation des Berufstandes die quasi-freiwillige Ko-
operation zusätzlich abstützen dürfte« (ebd., 14). Ihr zufolge könnte 
dieser Ansatz der Selbstorganisation der einzige Ausweg aus der gegen-
wärtigen Krise sein, der dem Journalismus die nötige wirtschaftliche 
Unabhängigkeit und Staatsferne ermöglicht. 

5 Zusammenfassung

Zunächst wurde gezeigt, dass die Krise des Journalismus in Deutschland 
auf die Institutionen der kapitalistischen Medienindustrie zurückzufüh-
ren ist. Daher sind umfangreiche strukturelle Reformen, die in einer De-
mokratisierung, Neuordnung und Erweiterung des Mediensektors mün-
den, erforderlich. Journalismus und Nachrichtenmedien müssen von 
den Zwängen des Marktes und der konzernkapitalistischen Institutionen 
befreit und unter öffentliche Kontrolle gestellt werden. Um das zu errei-
chen, wurden Visionen und Strategien für Medienreformen sowie ein 
Katalog konkreter Reformmaßnahmen vorgestellt wie auch, darauf auf-
bauend, die Konturen eines neuen Mediensystems gezeichnet, das neben 
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einer Stärkung und Demokratisierung des Journalismus mehr gesell-
schaftliche Beteiligung an der Nachrichtenproduktion ermöglichen soll. 
Medienreform ist ein Prozess, der alle Gesellschaftsgruppen einbeziehen 
muss. Das kann nur durch die Schaffung einer breitangelegten Bewe-
gung, die von Akteur*innen der Zivilgesellschaft, Wissenschaft, und Re-
gulierungsbehörden getragen wird, passieren. Diese Gruppierungen 
müssen sich auf lokaler, regionaler und länderübergreifender Ebene ver-
netzen und ein Programm für eine Medienreform ausarbeiten, das paral-
lel auf die öffentliche Agenda gesetzt werden sollte. Denn eine Medien-
reform benötigt öffentliche Zustimmung und Partizipation. Nur so 
können die Gesetzgeber*innen dazu verpflichtet werden, Veränderun-
gen auf politischer Ebene einzuleiten. Die hier vorgestellten Reformen, 
die überwiegend von einer britisch-amerikanischen Forschungstradi-
tion inspiriert sind (Curran 2002; Fenton et al. 2020; Herman 1999; 
McChesney 1997; 2005; 2008; McChesney et al. 2005), verweisen auf 
eine mögliche Route, die sicherlich noch einer Verfeinerung bedarf. 
Denn letztendlich müssen gesellschaftliche Transformationen von der 
Zivilgesellschaft angestoßen werden. Auch sollten Maßnahmen für um-
fassende Restrukturierungen des Internet-Sektors, der für die Nachrich-
tenselektion und -verbreitung zunehmend an Bedeutung gewinnt, Ein-
zug in das Programm der Bewegung halten. In jedem Fall müssen weitere 
Reformprogramme von Wissenschaft und Zivilgesellschaft erörtert und 
möglichst bald umgesetzt werden. 
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mus- und Kommunikationsforschung (EIJK) in Leipzig. Bis zu seiner 
Emeritierung 2010 lehrte er an der Universität Leipzig, wo er den 1993 
reformierten Diplomstudiengang Journalistik aufgebaut hat. Vor seiner 
wissenschaftlichen Laufbahn war Michael Haller als Reporter und Re-
dakteur in verschiedenen Pressemedien tätig, darunter zehn Jahre bei 
Zeitungen, 13 Jahre beim Spiegel, dann als Ressortleiter bei der Zeit. 
Er hat mehrere Standardwerke des Journalismus verfasst, darunter 
Recherchieren (aktuell in der 8. Auflage) und Die Reportage (7. Auflage) 
und forscht zur gesellschaftlichen Funktion des Journalismus.

Heiko Hilker, Dipl.-Ing., ist seit 2009 einer der beiden Geschäftsführer 
des von ihm mit gegründeten Dresdner Instituts für Medien, Bildung 
und Beratung (DIMBB). Geboren 1966 in Eberswalde, arbeitete er nach 
dem Abitur ein Jahr als Hilfselektriker in der VEB Filmfabrik Wolfen, 
wo er in der Abendschule den Berufsabschluss eines Elektromonteurs 
erwarb. Von 1986 bis 1991 studierte er an der TU Dresden Informati-
onstechnik. 1991 bis 1993 war er einer der bundesweiten Koordina-
toren der DT64-Freundeskreise. Im Herbst 1993 startete das von ihm 
mitinitiierte Jugendmedienzentrum, das handlungsorientierte Medi-
enarbeit (Radio, Foto, Video, Zeitung, Internet) anbot. Als Parteiloser 
war er von 1994 bis 2009 Landtagsabgeordneter der PDS in Sachsen. 
Seit 1997 ist er Mitglied im MDR-Rundfunkrat.

Sebastian Jürss, M. A., ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am SOCIUM 
Forschungszentrum Ungleichheit und Sozialpolitik der Universität 
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Bremen. Zuvor war er wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für 
Kommunikations- und Medienwissenschaft der Universität Leipzig und 
hat dort unter anderem zu Sharing Economy, digitaler Ungleicheit und 
Future Imaginaries geforscht.

Sigrid Kannengießer, Prof. Dr., ist Vertretungsprofessorin für Kom-
munikations- und Medienwissenschaft mit dem Schwerpunkt Medi-
engesellschaft am Zentrum für Medien-, Kommunikations- und In-
formationsforschung der Universität Bremen und Mitglied des artec 
Forschungszentrums Nachhaltigkeit derselben Universität. Sie ist 
ehemalige Sprecherin der Fachgruppe »Soziologie der Medienkom-
munikation« der Deutschen Gesellschaft für Publizistik und Kommuni-
kationswissenschaft. 

Sebastian Köhler, Prof. Dr., arbeitet seit 2010 als Professor für Publi-
zistik an der Hochschule für Medien, Kommunikation und Wirtschaft 
am Standort Berlin und ist dort seit 2020 Fachbereichsleiter für Jour-
nalismus und Kommunikation. Geboren 1967 und aufgewachsen in 
Erfurt, volontierte er im Wendejahr 1989/1990 in Erfurt, Sömmerda 
und Böblingen. Seitdem bis heute auch als Journalist tätig. Ab 1990 
Magisterstudium der Philosophie und Publizistik/Kommunikations-
wissenschaft an HU und FU Berlin. Anschließend berufsbegleitendes 
Aufbaustudium »Audiovisueller Journalismus/Digitale Medien« an der 
FH Kiel. 1998 bis 2001 als Stipendiat der Studienstiftung des deutschen 
Volkes, Promotion an der Universität Potsdam zu »Potenzialen neuer 
Medien für gesellschaftliche Kommunikation«. 2002 bis 2008 wissen-
schaftlicher Mitarbeiter der Abteilung Journalistik der Universität Leip-
zig. Seit 2013 Vertrauensdozent der Hans-Böckler-Stiftung.

Judith Kretzschmar, Dr., ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Zen-
trum Journalismus und Demokratie der Universität Leipzig (JoDem) 
und Leitung des Leipziger Instituts für Heimat- und Transformationsfor-
schung (LIHT). Magister in Kommunikations- und Medienwissenschaft 
sowie Theaterwissenschaft an der Universität Leipzig, anschließend 
wissenschaftliche Mitarbeiterin im DFG-Projekt »Programmgeschichte 
des DDR-Fernsehens« und am Institut für Kommunikations- und 
Medienwissenschaft der Universität Leipzig. Promotion über Reprä-
sentation von »Heimat« im DDR-Fernsehen und Anschlussforschung 
»Sächsisches Lokalfernsehen in der Nachwendezeit«. Sie ist außerdem 
Projektleiterin der Oral-History-Fachgruppe »Zeitzeugen des Rund-
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funks« und stellvertretende Vorsitzende des Studienkreises Rundfunk 
und Geschichte e. V. und war die letzten zwölf Jahre Vize-Vorsitzende 
des Zentrums für Wissenschaft und Forschung | Medien e. V. 

Uwe Krüger, Dr., ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Institut für 
Kommunikations- und Medienwissenschaft und Forschungskoordina-
tor des Zentrums Journalismus und Demokratie der Universität Leip-
zig. Für seine Bücher Mainstream – Warum wir den Medien nicht mehr 
trauen (C. H. Beck 2016) und Meinungsmacht. Der Einfluss von Eliten auf 
Leitmedien und Alpha-Journalisten – eine kritische Netzwerkanalyse (Ha-
lem 2013) erhielt er den Günter-Wallraff-Preis für Journalismuskritik 
der Initiative Nachrichtenaufklärung. 2017 hat er das Netzwerk Kriti-
sche Kommunikationswissenschaft mitgegründet und gehört seitdem 
dessen Organisationsteam an. 2018 bis 2019 Mitglied des MDR-Rund-
funkrates, entsandt vom Deutschen Journalisten-Verband Sachsen.

Stella Lorenz, M. A., arbeitet für die Frankfurter Neue Presse als Lokal-
redakteurin beim Rüsselsheimer Echo und promoviert seit 2019 an der 
Albert-Ludwigs-Universität Freiburg und der Hochschule Darmstadt 
zu alternativen Erzählformen für Nachhaltigkeitsjournalismus in Print-
magazinen. Nach ihrem Bachelor-Studium in Kunst, Musik und Medien 
an der Philipps-Universität Marburg absolvierte sie 2017 den Master-
studiengang Medienentwicklung an der Hochschule Darmstadt, wo sie 
außerdem als Lehrbeauftragte für journalistisches Schreiben tätig war. 
Schwerpunkte ihrer Arbeit sowie ihres Lebens abseits des Schreib tisches 
sind Kultur, Musik, Literatur, grüne und gesellschaftliche Trends. 

Melanie Malczok, M. A., ist wissenschaftliche Mitarbeiterin im »Zu-
kunftslabor Gesellschaft und Arbeit« des ZDIN an der Hochschule Os-
nabrück und freiberuflich als Dozentin und Kommunikationsberaterin 
tätig. Ihre Arbeitsschwerpunkte sind die interne Organisationskom-
munikation und der Einfluss technologischer Transformationsprozesse 
auf Arbeit und Gesellschaft. Vor ihrem Studium in Strategischer Kom-
munikation an der Westfälischen Wilhelms-Universität Münster und 
Kommunikationsmanagement in Osnabrück implementierte sie E-Lear-
ning und blended Learning als neue Lehrmethoden beim Bildungs- und 
Wissenschaftszentrum der Bundesfinanzverwaltung.

Lea Matusiak, B. A., arbeitet als Marketing-Managerin in Darmstadt. 
2020 absolvierte sie ihr Studium der Onlinekommunikation an der 
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Hochschule Darmstadt. Sie übernahm während des Studiums ein Jahr 
lang die Redaktionsleitung des studentischen PR-Blogs »PR Fund-
sachen«.

Sandra Müller, Dipl.-Informationsw. (FH), ist verantwortlich für das 
Kommunikations- und Wissensmanagement im Projekt »Systeminno-
vation für Nachhaltige Entwicklung (s:ne)« an der Hochschule Darm-
stadt. Nach dem Studium Informations- und Wissensmanagement an 
der Hochschule Darmstadt war sie Mitarbeiterin bei der MLP Finanz-
dienstleistungen AG. Dort arbeitete sie von 2008 bis 2018 in verschie-
denen Themenfeldern – im Wissensmanagement, in der Internen Kom-
munikation sowie im Tagungs- und im Vertriebsmanagement. 

Thomas Pleil, Prof. Dr., ist Professor für Public Relations mit Schwer-
punkt Online-PR an der Hochschule Darmstadt. Dort ist er Sprecher 
des Direktoriums des Instituts für Kommunikation und Medien (ikum) 
und hat den Studiengang Onlinekommunikation (B.Sc.) aufgebaut. Zu-
vor war er mehr als zehn Jahre als PR-Praktiker und Journalist tätig. 
Seine aktuellen Arbeitsschwerpunkte sind Onlinekommunikation, So-
cial Media, Nachhaltigkeitskommunikation und Lebenslanges Lernen.

Holger Pötzsch, PhD, ist Professor für Medienwissenschaften am In-
stitut für Sprachen und Kultur an der Universität Tromsø – Norwegens 
Arktischer Universität. Seine Forschungsschwerpunkte sind kritische 
Medienkompetenz, das Verhältnis von Medien, Gedächtnis und Krieg 
(vor allem Kriegsfilme und -spiele) sowie der Einfluss digitaler Techno-
logien auf Identität und Politik. Seine Arbeiten sind in einer Reihe von 
Fachzeitschriften erschienen, darunter EPD: Society & Space, TripleC, 
New Media & Society, Memory Studies, Game Studies und Games & Cul-
ture. Zuletzt hat er zusammen mit Phil Hammond den Sammelband 
War Games: Memory, Militarism and the Subject of Play (Bloomsbury 
Academic 2019) herausgegeben.

Torsten Schäfer, Prof. Dr., ist Professor für Journalismus und Text-
produktion an der Hochschule Darmstadt, freier Autor sowie Medien-
trainer. Seine Arbeitsschwerpunkte liegen neben dem Umwelt- und 
Klimajournalismus im Storytelling, der Stilistik und der EU-Berichter-
stattung. Für Journalismus und Forschungen erhielt er mehrere Preise 
und Stipendien. Von 2009 bis 2013 war Schäfer Redakteur der interna-
tionalen GEO-Ausgabe und zuvor Chef vom Dienst und Planer in der 
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Onlineredaktion der Deutschen Welle. Stationen davor: Politik-Promo-
tion zur EU-Berichterstattung sowie Master in European Studies an der 
RWTH Aachen, Diplom-Studium der Journalistik an der TU Dortmund 
mit integriertem Zeitungsvolontariat. Freier Journalist jeweils über 
mehrere Jahre für GEO, taz, Süddeutsche Zeitung und dpa. 

Kerem Schamberger, Dr., ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am In-
stitut für Kommunikationswissenschaft und Medienforschung der Lud-
wig-Maximilians-Universität München. Sein Forschungsschwerpunkt 
liegt in der Analyse von Mediensystemen. In seinem Dissertationspro-
jekt beschäftigte er sich mit dem transnationalen Netzwerk kurdischer 
Medien. 2017 hat er das Netzwerk Kritische Kommunikationswissen-
schaft mitgegründet und gehört seitdem dessen Organisationsteam an. 
2018 erschien im Westend Verlag sein Buch Die Kurden – ein Volk zwi-
schen Unterdrückung und Rebellion (zusammen mit Michael Meyen). Er 
ist zudem im Vorstand des Instituts für sozial-ökologische Wirtschafts-
forschung (isw) und des Instituts Solidarische Moderne. 

Rüdiger Steinmetz, Prof. Dr., war von 1992 bis 2018 Inhaber des Lehr-
stuhls Medienwissenschaft und Medienkultur am Institut für Kommu-
nikations- und Medienwissenschaft (IfKMW) der Universität Leipzig, 
jetzt Emeritus. Seit 2010 Medienrat der Sächsischen Landesmedien-
anstalt. Leitung des Leipziger Instituts für Heimat- und Transformati-
onsforschung (LIHT). Publikationen zu Mediengeschichte Ost-West, 
Filmtheorie, Medienpolitik, Digitalisierung, anwendungsorientierter 
Medienausbildung und Media Literacy. Ab 1992 Aufbau des IfKMW 
(Gründungsdirektor) und des Lokalradios der Uni Leipzig, mephisto 
97.6. Zuvor: Staatsexamen Uni Göttingen (Politik-, Kommunikations- 
und Erziehungswissenschaft sowie Germanistik), Zeitungsredakteur 
mit Volontariat, Wissenschaftlicher Assistent an der Hochschule für 
Fernsehen und Film München, Promotion LMU München und Habili-
tation Uni Marburg. 

Mandy Tröger, PhD, ist wissenschaftliche Mitarbeiterin am Institut für 
Kommunikationswissenschaft und Medienforschung der Ludwig-Maxi-
milians-Universität München. Sie hat am Institute of Communications 
Research der Universität Illinois (USA) studiert und wurde dort 2018 
promoviert. Ihre Forschungsschwerpunkte liegen in der Kritischen 
Theorie und deutsch-deutscher Mediengeschichte. Für Ihre Master-
arbeit »Dallas in East Germany« an der Universität Amsterdam erhielt 
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sie den Theodore Roosevelt History Award. Sie war Promotionsstipen-
diatin der Heinrich-Böll-Stiftung und ist Autorin des Buches Pressefrüh-
ling und Profit: Wie westdeutsche Verlage 1989/1990 den Osten eroberten 
(Halem 2019). 2020 erhielt sie für ihre Dissertation den Nachwuchs-
förderpreis der Fachgruppe Kommunikationsgeschichte der Deut-
schen Gesellschaft für Publizistik- und Kommunikationswissenschaft 
(DGPuK). Seit 2017 gehört sie dem Organisationsteam des Netzwerks 
Kritische Kommunikationswissenschaft an.

Thomas Wiedemann, Dr., ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am In-
stitut für Kommunikationswissenschaft und Medienforschung der 
Ludwig-Maximilians-Universität München. Er promovierte 2012 mit 
einer fachgeschichtlichen Arbeit über Walter Hagemann und die Neu-
gründung der Publizistikwissenschaft nach dem Zweiten Weltkrieg. 
Gegenwärtig leitet er das von der Deutschen Forschungsgemeinschaft 
geförderte Projekt »Diskursive Wirklichkeitskonstruktion im deutschen 
Kinospielfilm«. Forschungsschwerpunkte: Medienkultur, Filmsoziolo-
gie, Fach- und Theoriegeschichte der Kommunikationswissenschaft, 
Sozialtheorien, Qualitative Methoden.

Florian Zollmann, Dr., ist Senior Lecturer in Journalism an der 
Newcastle University in England. Zu seinen Schwerpunkten gehören 
Kriegs- und Krisenberichterstattung, kritische politische Ökonomie, 
internationale Beziehungen und Propaganda. 2017 erschien bei Peter 
Lang (New York) sein Buch Media, Propaganda and the Politics of In-
tervention, das Doppelstandards in der deutschen, englischen und 
US-amerikanischen Medienberichterstattung zu internationalen Kon-
flikten untersucht. Florian Zollmann ist außerdem Autor der zweimo-
natlich in dem Magazin Publik-Forum Extra Leben erscheinenden Me-
dienkritik »Unterm Brennglas …«
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